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Nach $$. 6 und 7 der Bibliotheks-Ordnung ist jedes aus- 
gehobene Werk nach 14 Tagen wieder an die Bibliothek zu- 
rückzustellen, und eine etwaige längere, dem Bibliothekar an- 
zuzeigende Benützung nur insoferne zulässig, als das Werk 
nach Ablauf der ersten 14 Tage nicht von einem anderen 
Vereinsgliede begehrt wird. Erfolgt nach Ablauf dieser Zeit 
die Zurückstellung nicht, so urgirt es der Bibliothekar. Ver- 
fliessen wri+-r= A Wanhan fruahtlne en wird dae Work auf 
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Nach denk. k. Verordnungen 
zuſammen geſtellt 


von 


Zoſeph Helfert, 


Doctor ſämmtlicher Rechte, k. k. ordentl. öffentl. Profeſſor 


des Kirchen- und des Römiſchen Civil- Rechtes an der Carl⸗ 
Ferdinandeiſchen Univerſität, fürſt⸗erzbiſchöfl. Conſiſtorial⸗-Rath, 
E!xaminator der Candidaten zu Curat-Beneficien in der 
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Zweite Auflage. Ar 


Wien. 


Bei J. G. Ritters v. Mösle ſel. Witwe. 
1827. 


ge 
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Ad fidem nullus est cogendus invitus, 
S. August,apud Gratian, can, 33, caus, XXIII. g. V. 


Agendum ergo est, ut ratione potius et mansuetu- 
dine provocati sequi nos velint, non fugere, 
S. Gregor, M. apud Eund, can, 3, Dist. XLN. 


Vorerinnerung. 


— 


Eine planmäßige Zuſammenſtellung der gegen⸗ 


wärtig über das Religions =» und Kirchenweſen 
der Akatholiken in Oeſterreich beſtehenden Beſtim⸗ 


mungen kann in dieſem Staate, wo nicht eine, 


ſondern mehrere Kirchen coexiſtiren, und die Zahl 


der akatholiſchen Glaubensbekenner faſt bis ſechs 


Millionen angewachſen iſt, um ſo weniger 
unwillkommen ſein, als es unter den mannigfaltigen 
Zweigen der poſitiven Geſetzgebung ſchwerlich 
einen geben wird, deſſen Einfluß auf das Innere 


und Aeußere des Staates und des Bürgers von 


eben ſo hoher Wichtigkeit iſt, wie das Religions⸗ 


weſen. Vorliegendes Werkchen hat dieſes zum 
| a 


Bd 
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Endzwecke. Es liefert keine philoſophiſche Ab- 
handlung, wie das Kirch enweſen der Akatholiken 
in Oeſterreich beſchaffen ſein ſoll; dieſes darf 
ſchon vermöge des Titels nicht erwartet werden. 
Es umfaßt auch nicht das ganze Kirchenrecht der 
Akatholiken überhaupt, oder das Kirchenrecht der 
Akatholiken in Oeſterreich insbeſondere. Um das 
erſtere zu ſchreiben, bedurfte es einer genauen 
und vollſtändigen Kenntniß der Dogmen der 
akatholiſchen Kirchen‘, welche zu ne meine 
Berufsgeſchäfte mir nicht erlaubten; für das 
letztere aber hätten auch diejenigen Rechtsverhält⸗ 
niſſe mit aufgenommen werden müſſen, welche 
die Akatholiken mit den Katholiken gemein haben, 
hier aber übergangen oder nur kurz berührt ſind, 
weil ſie größten Theils in einzelnen Abhandlungen 
ſchon hinlänglich durchgeführet erſcheinen. Nicht 
einmahl auf das gemeine proteſtantiſche Kirchen⸗ 
recht wurde weiter Rückſicht genommen, als in 
ſo fern es zur Begründung eines in Oeſterreich 
beſtehenden Rechtsverhältniſſes nothwendig, oder 
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| wegen gefälligerer Verbindung einzelner Gegen- 
ſtände ſchicklich ſchien; die auswärtige Verfaſſung 


der Akatholiken blieb ganz und gar unbeachtet. 
Es enthält bloß eine ſchlichte Zuſammenſtellung 
der für die geſammten Oeſterreichiſchen Provinzen 
beſtehenden Verordnungen, wie ſie das Syſtem 
erheiſchte. Die Grundlage machen die für die 
Oeſterreichiſch = Deutfhen Staaten ergangenen 
Beſtimmungen; von den für Ungarn erfloſſenen 
wurden bloß die abweichenden aufgenommen. 
Schlug irgend eine Verordnung in verſchiedene 
Materien ein: ſo wurde ſie nach Erforderniß 
zerſtückt. Sonſt ſind alle Geſetze mit möglichſt 
getreuer Beibehaltung ihrer Ausdrücke und ge— 


höriger Angabe des Datum angeführet, ohne ein 


außer dem Plane gelegenes Räſonnement, ohne 
weitere Commentirung und Interpretirung. Meine 
Arbeit leitete von Schritt zu Schritt die Abſicht, 
die Humanität der Oeſterreichiſchen Staatsver⸗ 
waltung gegen die akatholiſchen Unterthanen im 


hellen Lichte darzuſtellen, und die diefen zu Theil 


2 = 
gewordenen Rechte, deren Daſein noch mancher 
hierin unbewanderte Fremde mit ſchnödem Tadel 
auf die Regierung abſpricht, anzugeben; die 
Akatholiken mit ihrem kirchlichen und politiſchen 
Standpuncte bekannt zu machen; den Katholiken 
die Rechte und Befugniſſe ihrer akatholiſchen 
Mitbrüder vorzuhalten, und den Geiſtlichen die 
diesfalls obliegenden en nachzuweiſen. 
In wie fern ich ſie erreichte, bleibe der Beurthei⸗ 
lung beſcheidener Sachkundigen anheim geſtellt. 
Mit Schwierigkeiten nicht vorgeſehener Art 
kämpfend, und manche rechtlichen Verhältniſſe 
nur durch eine weitläufige Correſpondenz zu 
kennen im Stande, mögen die Lücken, die hier 


und da angetroffen werden, gerechte Entſchuldigung 


finden. 


Prag, den 14. Februar 1826. 


R 
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| Zur zweiten Auflage. 


Die Kürze der Zeit, innerhalb welcher die erſte 
Auflage gegenwärtiger Abhandlung vergriffen wor⸗ 
den iſt, geſtattete mir nicht, bei Veranſtaltung 


der zweiten bedeutende Aenderungen oder Verbeſ— 


ſerungen vorzunehmen. Seit dem ich das Manu⸗ 
ſcript um die Bewilligung zur Drucklegung hohen 
Ortes vorgelegt habe, ſind meines Wiſſens keine 
neuen, auf das Religions - und Kirchenweſen der 
Akatholiken Bezug habenden, Verordnungen her⸗ 
ab gelangt. Nur einige andere, die ich früher 


nicht gefunden hatte, ſind mir erſt nach der Hand 


4 bekannt geworden. Indem ich dieſelben da, wo 


gehörig, aufgenommen, und dadurch in den §. 79 


— vm — 
einige nähere Beſtimmungen gebracht habe: über- 
gebe ich dieſes Werkchen neuerdings mit dem 
Wunſche der Preſſe, daß die zweite Auflage der 
nähmlichen günſtigen Aufnahme gewürdiget wer- 


den möge, welcher ſich die erſte zu erfreuen hatte. 


Prag, den 4. Februar 4827. 


Der Verfaſſet. 
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Einleitung. 


§. 1. | 
Einführung der Toleranz in Kah AiN 


Die durch Luthers ſo genannte Reformation veranlaßten 
Religions = Streitigkeiten, welche Deutſchland beinahe 
durch 130 Jahre zerrütteten, wurden endlich im Jahte 
1648 durch den Weſtphäliſchen Frieden beigelegt, welcher 
die wechſelſeitigen Religionsverhältniſſe zwiſchen den Ka— 
tholiken und den Proteſtanten, worunter ſowohl die 
Augsburgiſchen als die Helvetiſchen Confeſſions -Ver— 
wandten, oder wie ſie ſich ſelbſt auch hießen, die Evan— 
geliſchen ſowohl als die Reformirten (von den Katholiken 
auch Lutheraner und Calviniſten genannt) begriffen wur⸗ 
den, für die Zukunft definitiv beſtimmte. Dieſe Be— 
ſtimmungen galten aber für die Oeſtetreichiſchen Staaten 
nicht. Hier wurde die Beſtimmung des Schickſals der 
Akatholiken ganz der Gnade des Landesfürſten heimge— 
ſtellt, und die Regenten Oeſterreichs fanden bis Kaiſer 
Joſeph II. es der Ruhe und dem Intereffe ihrer Länder 
nicht angemeſſen, den Akatholiken die freie Religions— 
übung und den Katholiken den Uebertritt zur akatholi⸗ 
ſchen Religion zu geſtatten. 


U 
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Als K. Joſeph II. die Regierung der Oeſterreſchiſchen 
Monarchie antrat, hatten ſich die Begriffe und Umſtände 
bereits ſo geändert, daß andere Anordnungen in dieſer 
Rückſicht nicht nur zuläſſig, fondern ſogar vortheilhaft 
ſchienen. Kaum waren daher ſieben Monathe ſeit ſeiner 
Thronbeſteigung verſtrichen: ſo erklärte er für die deutſchen 
Provinzen feierlich, daß das Religions-Patent allenthal— 
ben, wo es nur immer eingeführt war, ſeinem ganzen 
Inhalte nach aufgehoben, und alles darin Angeordnete, 
insbeſondere die Ausſchlieſſung der Akatholiken von Nie— 
derlaſſungen, dem Güterbeſitze, dem Bürgerrechte und 
öffentlichen Aemtern eingeſtellt; dann daß zwiſchen Ka⸗ 
tholiken und Proteſtanten in keinem Stücke mehr, als 
in der Religionsübung ein Unterſchied gemacht, und bloß 
die muthwilligen Aufhetzer oder im Lande herum ziehenden 
Verführer nach den politiſchen Geſetzen eingezogen und 
beſtraft a); endlich daß alle jene Unterthanen, welche 
nur der Religion halber aus den kaiſerlichen Staaten 
emigrirt wären, in dieſelben nicht allein wieder aufges 
nommen 5), ſondern, ‚wenn fie innerhalb eines Jahres 
freiwillig zurück kehrten, auch mit allen auf die Auswan⸗ 
derung verhängten Strafen verſchont werden ſollten c). 
Dieſe Gnade des hochherzigen Kaiſers wurde von Kather 
liken und Akatholiken mit Jubel und Dank aufgenom- 
men. Letztere erlangten durch ſie Alles, was ſie wünſch— 
ten, und erſtere verloren keines der Rechte, in deren 
Beſitze ſie ſich befanden, noch erlitt auch ihre Religion 
und Kirche auf irgend eine Art Gefahr oder Beeinträch— 
tigung. Der Kaiſer beſtätigte deshalb die verliehene Ge— 
wiſſensfreiheit wiederhohlt, und erließ auch ungefähr drei 


a) Hofd. v. 30. Juni 1781. 
b) Hofd. v. 15. Dit, 1781, 
4) Hofd, v. 3. u. 21. Dec. 1781. 
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Monathe nachher jenes wichtige, unter dem Nahmen des 
Toleranz » Patentes allgemein bekannte Geſetz 4), durch 
welches den Akatholiken die Hauptgrundzüge ihrer künf— 
tigen, ſowohl kirchlichen als bürgerlichen Exiſtenz an— 
gegeben und zugleich verſichert wurden. Ein gleiches 
verfügte K. Joſeph für die Akatholiken in Ungarn, ob— 
ſchon ſie hier in dem Beſitze der Duldung, welche ſie zu 
Anfange des fiebenzehnten Jahrhundertes in Folge der 
Religionsverträge zu Wien vom Jahre 1606, und zu 
Linz vom Jahre 1647 erlangt hatten, immer fort ge— 
blieben waren. Um ihnen nähmlich die bereits erworbe— 
nen Freiheiten förmlich zu beſtätigen, ſo erging für ſie 
ein eigenes Toleranz-Geſetz, wobei bloß vorgeſehen wurde, 
daß die Geſetze und Privilegien, welche zum Beſten der 
herrſchenden Religion feſtgeſetzt waren, unverletzt fort 
beſtänden e). 
Hierin vermochten die von den Böhmiſchen Stäns 
den dem K. Leopold II. bei ſeiner Thronbeſteigung vor— 
gebrachten Anſuchen nichts zu ändern. Vielmehr erklärte 
dieſer Kaiſer ausdrücklich, daß, da die gegenwärtige po— 
litiſche Lage des Königreichs Böhmen von jener unter K. 
Ferdinand II. und der Landesordnung ſehr verſchieden iſt, 
und eine Abänderung in der Toleranz mit den jetzigen Zeiten 
und dem öffentlichen Wohle ſich nicht vereinbaren läßt, 
Alles in demjenigen Zuſtande belaſſen werden ſollte, wie 
ſolchen die gegenwärtigen Geſetze und Einrichtungen mit 
ſich brächten 7). Desgleichen beſtätigte K. Leopold II. 
den Ungariſchen Akatholiken die verſtattete Toleranz nicht 


d) Hofd. v. 13. Oct. 1781, für Galiz. v. 10. Nov. 1781, für 
die Lombard. v. 30. Mai 1782. 


e) Pat. v. 21. Dec. 1781. 
) Hofd. für Böhm. v. 21. Oct. 1791. 
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nur, ſoadern er ertheilte ihnen kraft feines unbefchränften 
Rechtes in Kirchenſachen, durch eine beſondere nachher 
den Diätal-Artikeln eingeſchaltete königliche Entſchlieſſung, 
auch noch eine faſt unbeſchränkte öffentliche Ausübung ihrer 

Religion 8). Nur die Akatholiken in den Königreichen 
Dalmatien, Stlavonien und Croatien waren nicht fo 
glücklich. Dieſe erhielten bloß das Recht, ihre Religion 
frei auszuüben: das Recht zum Güterbeſitze und zur 
Verweſung von Aemtern im Staate oder bei Privat- 
Perſonen wurde ihnen nicht zu Theil AR). Dagegen 
wurde wieder den akatholiſchen Confeſſionen in dem 
Großfürſtenthume Siebenbürgen auf dem Siebenbürgiſchen 
Landtage vom Jahre 1791 die freie, mit den Katholiken 
gleiche Religionsübung ſo zugeſichert, wie ſie ſolche auf 
den frühern Landtägen erworben, und vom K. Leopold J. 
beſtätigt erhalten hatten 1). 

Daß unter K. Franzens mildem Zepter hierin nichts 
geändert, ſondern im Gegentheile die Rechte der Akathollken 
vermehret wurden, werden die an ihrem Orte anzuführenden 
neuen Einrichtungen darthun. Ausdrücklich hat ſich dieſer 
erhabene Kaiſer über die Toleranz in dem 16. Artikel der 
deutſchen Bundes-Acte ausgeſprochen, nach welchem die 
Verſchiedenheit der chriſtlichen Religions-Parteien in den 
Ländern und Gebiethen des deutſchen Bundes keinen Uns 
terſchied in dem Genuſſe der bürgerlichen und politiſchen 
Rechte begründen ſoll, und viel früher noch in dem bür— 
gerlichen Geſetzbuche, wo zum Grundſatze genommen 
wurde, daß die Verſchiedenheit der Religion auf die 
Privat-Rechte keinen Einfluß haben ſoll, außer in ſo 


8) Allerh. Entſchl. v. 7. Nov. 1790. Diätal⸗ Art, v. J. 
1791 n. 26. 

„n) Angef. Art. u. 26 8, 14 

) Diätal-Art. v. J. 1791 n. 53. 
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fern dieſes bei einigen Gegenſtänden durch die Geſetze 
insbeſondere angeordnet iſt 1). 


i IE 
Aufnahme der griechiſch⸗ nicht unirten Kirche. 


Ganz anders war der Zuſtand der nicht unirten 
Griechen in Oeſterreich ſchon urſprünglich beſchaffen. Da 
dieſe ſich nicht im Lande durch Abfall von dem katholi⸗ 
ſchen Glauben bildeten, ſondern durch Einwanderung aus 
Bosnien und Servien nach den Gränzen und mehreren 
Städten Ungarns ſeit K. Maximilian, vorzüglich aber 
über die Einladung des K. Leopold J. im Jahre 1690 
dahin kamen: ſo wurde ihnen gleich vom Anfange her 
die freie Religionsübung geftattet 4). Ihre Verfaſſung 


war jedoch in den verſchiedenen Oeſterreichiſchen Provinzen 


verſchieden. Für Ungarn, woſelbſt fie am zahlreichſten 
ſind, beſtätigte K. Maria Thereſia die ihnen verliehenen 
Rechte durchaus )). Nebſtdem erließ fie nach den, bei 
dem National « Congreſſe im Jahre 1760 gepflogenen 
Verhandlungen ein eigenes National - Reglement c), 
welches die das Religionsweſen, die Privilegien und die 


Perſönlichkeit des Clerus betreffenden Gegenſtände allge— 


mein beſtimmte, mit dem Vorbehalte, etwas anders feſt— 
zuſetzen, wenn es die Umſtände erforderten; was wirklich 
geſchah, als ſie dem aus den Verhandlungen der biſchöf— 
lichen Synoden zu Carlowicz von den Jahren 1774 und 


1776 geſchöpften, den veränderten Zeitverhältniſſen mehr 


79 B. G. B. 8. 39. ; 


a) Verord, v. 20. Aug. 1691. 
5) Verord. v. 24. April, 18. Mai, 20. Juni 1743. 
„) Nat. Reglement v. 27. Sept. 1770, 


U 
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zuſagenden, ſo genannten Illyriſchen National-Reglement 
die landesfürſtliche Beſtätigung in der Art ertheilte, daß 
ſich darnach in ganz Ungarn, Croatien, Slavonien und 
der Militär-Gränze gerichtet werden muß. Daſſelbe 
gilt von den nicht unirten Griechen in Siebenbürgen, 
welche von jeher die nähmlichen Rechte genoßen, deren 
ſich ihre Glaubensverwandten in Ungarn zu erfreuen hat— 
ten. In der Bukowina, wo von den übrigen Oeſterrei— 
chiſch⸗deutſchen Provinzen allein nicht unirte griechiſche 
Gemeinden beſtehen, hat für die in Folge des Uibernahms⸗ 
vertrags vom 7. Juni 1775 daſelbſt herrſchende griechiſch— 
nicht unirte Kirche eine beſondere Regulirung Statt 4). 
In Galizien leben die nicht unirten Griechen nur in ein⸗ 
zelnen Familien, ohne irgendwo Gemeinden zu bilden. 
In den übrigen Oeſterreichiſchen Provinzen werden fie 
ſelbſt einzeln nur höchſt felten angetroffen. Die Normen, 
welche ſowohl für die hier, als in Galizien befindlichen 
nicht unirten Griechen gelten, ſind die allgemeinen Tole— 
ranz⸗Vorſchriften. 


8. 3. 
Segenftand der Abhandlung und Eintheilung der 
Materie. 


Die Akatholiken in Oeſterreich haben fo „wie die 
Katholiken, eine doppelte Eigenſchaft an ſich; ſie ſind 
Bürger des Staates, und Mitglieder einer beſondern 
religibſen Gemeinde. Vermoͤge der erſten Eigenſchaft ges 
nießen ſie die Rechte, welche allen Bürgern des Staates 
gemeinſchaftlich zukommen a); vermöge der andern die 


d) v. J. 1785. 
a) B. G. B. $. 39. 


— 
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Rechte, welche ihnen die eigene Glaubenslehre und Kir— 
chen⸗Disciplin gewähren. Letztere erhält ihre Beſtim— 
mungen theils durch die Einrichtungen, welche die Kir— 
chenvorſteher kraft ihrer kirchlichen Gewalt, theils die 
Landesfürſten kraft des oberſten Aufſicht- und Schutz⸗ 
rechtes erlaſſen. Der Gegenſtand gegenwärtiger Abhand— 
lung ſollen weder die Rechte ſein, welche den Akatholiken 
als Kirchengliedern aus den Grundſätzen ihrer Glaubens— 
lehre, noch die Rechte, welche ihnen als Einwohnern des 
Oeſterreichiſchen Staates mit allen übrigen Staatsbürgern 
gemeinſchaftlich zukommen; ſie ſoll ſich allein auf jene 
Rechte beſchränken, welche die Akatholiken in Oeſterreich 


aus der ihnen zu Theil gewordenen Toleranz eigenthümlich 


erworben haben. Da dieſe Rechte zunächſt in dem Tor 
leranz- Patente begründet, nur allmählich durch nachfol— 
gende Verordnungen, wozu meiſtens eine Veranlaſſung 
vorangegangen iſt, näher entwickelt worden ſind: ſo muß 
die Eintheilung der Abhandlung durch das Toleranz— 
Patent und zugleich jene Verordnungen bedingt erſchei— 
nen. Am zweckdienlichſten wird in dieſer Rückſicht der 
Gegenſtand in der Ordnung vorgetragen werden, daß 
mit der Zuſammenſtellung der Vorſchriften, welche in 


Abſicht auf den Uibertritt und die Aufnahme zu einer 


akatholiſchen Confeſſion zu beobachten ſind, der Anfang 


\ gemacht, dann zu den Vorſchriften, welche die Verfaſ— 


ſung der akatholiſchen Kirchen überhaupt und in ihren 
Theilen betreffen, übergegangen, und mit der Entwickelung 
der rückſichtlich des Rücktrittes von dem akatholiſchen zu 
dem katholiſchen Glauben Statt findenden Vorſchriften, 
unter Beifügung der Verordnungen, welche in Abſicht 
des Uibertrittes von der griechiſch-katholiſchen zur la- 
teinifch = katholiſchen Kirche, fo wie des Uibertrittes von 
einer akatholiſchen Confeſſion zur andern beſtehen, ge— 
ſchlo ſſen wird. 


— 
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Solchem nach wird die ganze Abhandlung drei 
Abſchnitte enthalten, von denen der zweite wegen des 
größern Umfanges und der mehrern Verſchiedenartigkeit 
ſeines Inhaltes in fünf Hauptſtücke: 1) von der ober⸗ 
ſten Leitung der kirchlichen Angelegenheiten bei der Augs— 
burgiſchen und Helvetiſchen Confeſſion, 2) von der 
Adminiſtrirung der Seelſorge, 3) von dem Kirchenver⸗ 
mögen, 4) von der beſondern Verfaſſung der griechiſch- 
nicht unirten Kirche, und 5) von dem toleranzmäßigen 
Verhältniſſe der Katholiken und Akatholiken zu einander, 
zerfallen ſoll. N 


Erſter Abſchnitt. 
Von a. Uibertritte zur akatholi⸗ 
ſchen Confeſſion. 


— — 


§. 4. 
Geduldete akatholiſche Confeſſionen. 


Die in Oeſterreich eingeführte Toleranz hat nicht allen 
chriſtlichen akatholiſchen Confeſſionen Schutz und freie 
Religionsübung zugeſtanden; dieſe iſt nur jenen zu Theil 
geworden, die in ihren Glaubenslehren ſtaatsunſchädlich 
befunden wurden, und deren Anhänger in Oeſterreich ſo 
zahlreich ſich aufhielten, daß die Kirche, welche ſie bil— 


den, der öffentlichen Aufſicht leicht unterſtehen kann. 
Das Toleranz » Patent führt im Gegenſatze der herr— 
ſchenden katholiſchen Religion als geduldete akatholiſche 


Confeſſionen nahmentlich nur die Augsburgiſche, die 
Helpetiſche, und die Confeſſion der nicht unirten Griechen 
auf a). Wer daher in Oeſterreich als Akatholik leben 
will, muß ſich zu einer von dieſen drei Religionen be— 
kennen. Wer ſich zu keiner derſelben bekennt, wird für 
einen Katholiken angeſehen, und zur Beobachtung aller 


a) Hofd. v. 13. Oct. 1781 im Anfange. 


1 


Kirchenſatzungen mit Ausnahme derjenigen verhalten, bei 
welchen der erzwungene Gebrauch der Religionsgeheimniſſe 
(F. 5 n. 5.) eine Entheiligung fürchten läßt 5). Das 
Bekenntniß zu irgend einer andern Secte iſt den Defter- 
reichiſchen Unterthanen ſchlechterdings nicht geſtattet. Es 
kann weder jemand zu einer ſolchen übertreten, noch 
dürfen Einwanderer, welche derſelben ſchon zugethan ſind, 
aufgenommen werden c). Auf die Uibung eines den 
drei tolerirten Confeſſionen nicht zukommlichen Gottes- 
dienſtes iſt ſogar die Strafe der öffentlichen Ruheſts— 
rung verhängt d). In Anſehung der Deiſten wurde 
insbeſondere verordnet, daß, wenn ſich jemand, ſei es 
wer immer, bei einem Ober» oder bei einem Kreisamte 
als ſolchen, als Iſraeliten oder fo genannten Lampelbru⸗ 
der melden würde, er gar nicht gehöret, noch weniger 
hierüber ausgefragt, oder zu dem ($. 8.) vorgeſchriebe⸗ 
nen Religionsunterrichte verhalten, ſondern ohne weiters 
mit 24 Stockſtreichen abgeſtraft und nach Hauſe geſchickt, 
und dieſe Strafe ſo oft wiederhohlt werden ſollte, als er 
neuerdings ſich in jener Eigenſchaft zu melden käme; 
und dieſes zwar nicht, weil er Deiſt iſt, ſondern, weil 
er ſagt, das zu ſein, von dem er nicht weiß, was es 
iſt. Jener, der einen Deiſten in der Gemeinde nennen 
oder angeben würde, ſollte mit 12 Stockſtreichen belegt; 
ein Beamter aber, welcher es ſich beikommen ließe, über 
eine ſolche Angabe eine Unterſuchung zu veranlaſſen, 
oder Leute, über deren Deismus man Zweifel hätte, 
zuſammen zu berufen und zu befragen, ohne Unterſchied 
des Ranges ſeines Dienſtes entlaſſen werden e). | 


b) Hofd. v. 25. u. 31. Jan. dann 9. April 1782, 

6) Hofd. v. 30. Juli 1789. 

d) Hofd. v. 9. Febr. 1782 f. 3. 

e) Hofd, v. 10. Juni o. Juli 1783 u. 13. April 1784, 
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Aber nicht bloß eine von den angeführten verſchle⸗ 
dene Confeſſion wird in Oeſterreich nicht geduldet; ſon— 
dern es iſt daſelbſt auch jede Ausartung in den tolerirten 
Confeſſionen unterſagt, und Sectirung wird ſogar be— 
ſtraft. Es iſt deshalb vorgeſchrieben, daß Religions— 
ſchwärmer, welche ſich da, wo Kirchen oder Bethhäuſer 
ihrer Confeſſi on entweder im Orte oder in der Nähe be— 
ſtehen, dem Kirchenbeſuche an Sonn- und Feiertagen 
entziehen, Anfangs von ihrem ordentlichen Seelſorger 
über die Pflicht, die Religion, zu der ſie ſich bekennen, 
öffentlich auszuüben, ernſtlich, jedoch liebevoll ermahnt 
und belehrt, dann aber, wenn dieſes fruchtlos iſt, der 
betreffenden Ortsobrigkeit angezeigt, und von dieſer ganz 
auf dieſelbe Art beſtraft werden ſollen, wie in einem 
ſolchen Falle gegen einen jeden dieſer Vernachläſſigung 
ſchuldigen Katholiken oder Akatholiken vorgegangen wer— 
den muß 7). Hierüber haben die Wirthſchaftsämter 
dergeſtalt eifrigſt zu wachen, daß ſie diejenigen, welche 
ſich auf irgend eine Art, als z. B. durch Proſelyten- 
macherei, knechtliche Arbeit an Sonn- und Feiertagen, 
Abhaltung der Kinder vom Schulbeſuche, Concubinat und 
dergleichen, irgend etwas gegen die Geſetze zu Schulden 
kommen laſſen, ſtrengſtens zu beſtrafen haben 8). Den 
Paſtoren iſt zur Pflicht gemacht, für die Unterweiſung 
in der Religion bei den Kindern der Religionsſchwärmer 
ſelbſt durch Excurſionen zu ihnen, zu ſorgen, und dadurch 
zugleich Gelegenheit zu ſuchen, auch die Eltern, welche 
der Entfernung wegen ſelten zur Kirche kommen, zu be⸗ 
lehren, im Glauben zu ſtärken und zu beſſern 1). Wo 
aber Verirrte dieſer Art in katholiſchen Gemeinden ſich 


7) Hofd. v. 25. Febr. 1808, 
g) Hofd. v. 26. Juni 1814. 
5) Hofd. v. 17. Sept. 1812. 
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befinden, da ſollen die geiſtlichen Behörden den Seelſor⸗ 
gern zweckmäßige Verhaltungsbefehle ertheilen, damit ſie 
ſelbe durch gutes Beiſpiel, Wohlthaten und Unterricht 
zurückführen, die Jugend gegen böſe Eindrücke verwahren, 
die Schulen, zu deren Frequentirung ihre Kinder mit 
Strenge zu verhalten ſind, mit verdoppeltem Eifer beſu⸗ 
chen, und wenn die Lehrer der Erwartung nicht entſpre⸗ 
chen, die Anzeige höhern Ortes erſtatten 1). Neueſtens 
wurde zur zweckmäßigen Behandlung der Religionsſchwär— 
mer noch vorgeſchrieben, daß 1) ihr Daſein von Seite 
der politiſchen und geiſtlichen Obrigkeit ſorgfältig über— 
wacht, und mit der Hülfe dort, wo es ihrer bedarf, nie 
ermangelt, oder zu ſpät gekommen werden ſoll; 2) daß 
alles vermieden werde, was die Schwärmer in eine Art 
Verein oder Secte verbinden könnte, indem ihre Bekeh⸗ 
rung immer leichter iſt, ſo lang die Familien iſolirt da 
ſtehen; weshalb denn auch 3) alles zu unterlaſſen iſt, 

was ihnen den Wahn einer beſondern Bedeutenheit ein— 
flößen, und dadurch ihren Stolz zum Widerſtande reitzen 
könnte. 4) Sollen ſie um bloßer Meinungen willen nie, 
wegen Uibertretung politiſcher Vorſchriften in Abſicht auf 
den Gottesdienſt oder deſſen Störung aber, dann in Ab— 
ſicht auf das Abſchicken der Kinder in die Schule und 
zum Wiederhohlungsunterrichte nach der Strenge der 
Geſetze (§. 84.) unnachſichtlich beſtraft werden. 5) Eol- 
len bei ihnen nur ſolche Männer als Religions und 
Schullehrer angeſtellt werden, welche nicht bloß ihrer 
Achtung werth, ſondern auch ihr Vertrauen und ihre 
Liebe zu gewinnen geeignet ſind; zu welchem Ende 6) 
dieſe die Verirrten mit Klugheit, Sanftmuth und Ge— 
duld unabläſſig belehren, und an dem guten Erfolge ſelbſt 
dann noch nicht verzweifeln ſollen, wenn ſchon ein großer 


1) Hofd. v. 1. Sept. 1793 n. 4. 
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Grad von Langmuth in Anſpruch genommen worden wäre; 


der Paſtor aber 7) vorzüglich das fo genannte Braut- 


Examen zur Ertheilung eines zweckmäßigen Religions⸗ 
Unterrichtes zu benützen hat F). 


6. 5. 


Freier Uibertritt zum Akatholicismus bei Gele⸗ 


genheit der eingeführten Toleranz. 


Um einer der akatholiſchen Confeſſionen anzugehören, 
genügt es nicht mit dem bloßen Willen. Nicht einmahl 
die auf was immer für eine Art abgegebene Erklärung, 
Akatholik ſein, oder dieſer oder jener Confeſſion zugethan 
werden zu wollen, iſt für ſich hinreichend. Da die To— 
leranz nur in der Abſicht eingeführt worden iſt, um in 
Religionsſachen allen Zwang zu beſeitigen, und in einem 


katholiſchen Staate keine andere Meinung obwalten kann, 


als daß alle Unterthanen der katholiſchen Religion aus 
freiwilliger Uiberzeugung anhängen a): fo kann auch dem 
Uibertritte zu einem akatholiſchen Bekenntniſſe — ſoll nicht 
zu fürchten ſein, daß der angebohrnen wahren Religion 
aus Mangel an Unterricht, aus Leichtſinn, durch Ver— 
führung unruhiger fanatiſcher Leute, oder Vorſpiegelung 
zeitlicher Vortheile, wie z. B. daß bei dem akatholiſchen 
Glauben dem Pfarrer keine Stole, kein Zehent gereicht 
werden dürfe, abgeſchworen werde — nur nach vorläufiger 
gründlicher Unterweiſung in der Glaubenslehre Statt 
gegeben werden. Nichts deſto weniger hat man diesfalls 
die allererſte Aufnahme zu einem akatholiſchen Bekennt— 


niſſe von dem heutigen Uibertritte eines Katholiken zu 


einer tolerirten Religion wohl zu unterſcheiden. 


1) Hofd. v. 10. Aug, 1820. Hofd, v. 3, Oct. 1817, 2. 
a) Pat. v. 26, April 1782. 
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Gleich nach Einführung der Toleranz wurde allen 
denjenigen, welche bisher Katholiken nur gleisneriſcher 
Weiſe, im Herzen aber verdeckte Irrgläubige waren, frei 
geſtattet, ſich bei dem Wirthſchaftsamte, dem Magiſtrate 
oder Kreisamte ſchriftlich als Akatholiken zu melden 5). 
Es war hierbei bloß darauf abgeſehen, ihre Sahl zu ken— 
nen, um darnach die weitern Beſtimmungen in Hinſicht 
auf Bethhäuſer und Schulen erlaſſen zu können c). 
Das Wirthſchaftsamt oder der Magiſtrat hatte den ſich 
Meldenden über die geſchehene Anmeldung einen Zettel zu 
geben, und ſolches jede Woche dem Kreisamte anzuzeigen, 
welches ſodann, wenn es die im Patente vorgeſchriebene 
Zahl der Familien fand, darüber der Landesſtelle mit dem 
Gutachten, ob, wo und auf welche Art den Gemeldeten 
ein Bethhaus und ein Geiſtlicher ihrer Religion zu geſtat- 
ten ſei, einberichten mußte. Eine religibſe Belehrung 
fand dabei nicht Statt, fondern wurde auf eine andere 
Zeit verſchoben d). Da ſich aber zeigte, daß viele nur 
aus Irrwahn ſich für die akatholiſche Religion erklärt 
hatten: ſo wurde weiter folgendes verordnet: 

1) Die erſte Anmeldung beim Amte ſollte weder für das 
Vergangene, noch für das Künftige als eine feierliche Erklä— 
rung gelten; ſondern wenn ſich mehrere als Akatholiken ge— 
meldet hätten, fo follten fie zum Amte oder Magiſtrate neuer⸗ 
dings einberufen, daſelbſt im Beiſein des hierzu von dem Bi— 
ſchofe abgeſchickten geiſtlichen Commiſſärs über ihr Bekenntniß 
zu einer der tolerirten Religionen ohne mindeſte Zudring— 
lichkeit oder Zwang einzeln befragt, ihre Erklärungen mit 
wenigen Worten protokollirt, und nach gehöriger Vorleſung 
von ihnen mit Beirückung des Nahmens oder Handzeichens, 


5) Hofd. v. 2. Jan. 1782 8, 1. 
4) Hofd. v. 9. u. 15. April 1782. 
) Hofd. v. 15. April 1782. 
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welches zur Vermeidung aller Anſtößigkeit bei dem gemei⸗ 
nen Manne auch nur ſo, und nicht Kreutzlein oder eru- 
eula zu nennen war e), unterfertigt werden 7). Das 
Protokoll hatte der Beamte zu führen, nicht der geiſtliche 
Commiſſär; dieſem blieb nur frei, für ſich über das 
Erklärungsgeſchäft eine beſondere Conſignation zu machen, 
und ſolche an feinen Ordinarius einzuſenden 8). | 
2) An jenen Orten, wo es bei den Erklärungen 
der Unterthanen Anſtände gab, mußte, um nichts außer 


Acht zu laſſen, was zur weſentlichen und ruhigen Beför— 


derung dieſes wichtigen Geſchäftes führen konnte, ein 
Kreisbeamter erſcheinen, und der Vernehmung beiwoh⸗ 
nen n). Dazu durften nur die geſchickteſten und beſchei— 
denſten Subjecte ausgewählet und gebraucht werden 1). 
3) Erklärungen von ganzen Gemeinden, oder welche 
haufenweiſe geſchahen, wurden keineswegs als ſchon zum 


Beweiſe geltend angeſehen, ſondern hatten zur Folge, daß 


alle ſo gemeldeten Unterthanen nochmahls einzeln zum 
Amte oder Magiſtrate vorgerufen werden mußten 7). 
4) Jede Erklärung mußte in Perſon gemacht wer— 
den 7). Es ſollte hierbei jedermann Gelegenheit haben, 
frei und offenherzig zu reden, aber auch zugleich die 


Regierung in die Kenntniß derjenigen kommen, welche 


durch Drohung oder Gewalt zur akatholiſchen Glaubens— 
lehre verleitet worden waren. Es ging daher nicht an, 
daß Männer für ihre Weiber, Eltern für ihre Kinder, 


e) Hofd. v. 7. März 1782. 

7) Hofd. v. 9. Febr. 1782 f. 1. 
3) Hofd. v. 7. März 1782. 

A) Hofd. v. 9. April 1782 §. 2. 
©) Hofd. v. 16. April 1782 f. 5. 
A) Hofd. v. 25. Jan. 1782. 

1) Hofd. v. 31. März 1782. 
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Anweſende ſtatt Abweſender ſich erklärten, da ſonſt Uibel⸗ 
gefinnte ihre Weiber, Kinder, Hausgenoſſen wider ders 
ſelben Wiſſen und Willen für akatholiſch hätten angeben 
können, vielleicht bloß, um die normalmäßige Zahl zu 
erreichen m). | a 
5) Zur Erklärung wurden nicht bloß diejenigen zu⸗ 
gelaſſen, welche ſchon vorläufig als Akatholiken ange⸗ 
meldet waren, und auf der diesfallſigen Liſte erſchienen, 
ſondern auch jene, welche erſt nach der Hand, und gleich 
bei der Commiſſion ſelbſt ſich als Akatholiken angegeben 
und erklärt hatten n). Dagegen durfte niemand hierzu 
gezwungen, am wenigſten durch Militär- Aſſiſtenz zur 
Stellung verhalten werden o). Die vorläufig Angemel⸗ 
deten waren bloß vorzurufen geweſen. Diejenigen, welche 
nicht erſchienen, oder zwar erſchienen, aber ſich nicht er⸗ 
klärten, oder endlich ihre Erklärungen nicht gehörig un⸗ 
terfertigen wollten, wurden für katholiſch angeſehen, und 
ſomit auch nöthigen Falles zur ordentlichen Abwartung 
des Gottesdienſtes, der Chriſtenlehre und des Schulunter— 
richtes nach Art und Weiſe der Katholiken, ſo wie zur 
Beobachtung der katholiſchen Kirchen-Disciplin mit allei⸗ 
niger Ausnahme jener heiligen Sacramente, bei deren ges 
zwungenem Genuſſe eine Profanation zu befürchten ſtand, 
der Beichte und Communion, angehalten; was ihnen 
ſogleich auf der Stelle mit der Bemerkung zu erinnern 
war, daß nur jenen Akatholiken, welche ſich ordentlich 
erklären, und den diesfalls beſtehenden Vorſchriften genau 
nachleben würden, die in den Toleranz-Generalien fefts 
geſetzten Begünſtigungen zu Statten kommen werden p). 


in) Hofd, v. 16. April 1782 f. 3. 

„) Ebend. §. 2. 

„) Hofd. v. 8. u. 10. April 1782 u, 19, Mai 1783. 
„) Hofd, v. 9. April 1782, * 


FR, 
6) Zu geiſtlichen Commiſſären mußten die geſchick— 


teſten, ſanftmüthigſten und beſcheidenſten Geiſtlichen, 


jedoch kein Vikär in ſeinem Vicariate, und kein Seel— 
ſorger in feinem eigenen Pfarrſprengel J) gewählt werden. 
Die Pflicht des geifilichen Commiſſärs war, die ſich er— 
klärenden um ihre Religion, ihre eigentlichen Glaubens— 
ſätze und Zweifel kurz und bündig zu befragen, nicht aber 
den ganzen Tag mit Examinirung von 4 bis 5 Perſonen 
zuzubringen, als wodurch die Sache zu ſehr in die Länge 
gezogen worden wäre 7). Dabei mußte er zwar vermöge 
ſeiner Amtspflicht diejenigen, welche ganz unwiſſend, in 
ihren Grundſätzen ſchwankend, oder in der Religion, 


welche ſie ſich auswählten, gar nicht unterrichtet waren, 


mit guten, fanften und überzeugenden Worten und eins 
leuchtenden Beweiſen zu belehren, und zur katholiſchen 
Religion zurück zu führen bemüht ſein s); jene aber, bei 
welchen dieſes fruchtlos blieb, ſollten nichts deſto weniger 
unter die Akatholiken gezählet, und in die zur Errichtung 
der Bethhäuſer normalmäßige Anzahl eingerechnet werden. 
Deshalb, daß ſich Perſonen zu einer akatholiſchen Reli— 
gion bekannten, von welcher ſie die hinlängliche Kennt— 
niß nicht hatten, durfte weder Zwang angewendet wer— 
den, um die Irrenden von ihrem Vorhaben abzubringen, 
noch Gewalt, um ſie der katholiſchen Geiſtlichkeit zum 
Unterrichte zu übergeben; dieſes wäre der durch das To— 
leranz⸗ Geſetz beabſichtigten Gewiſſensfreiheit geradezu ent⸗ 
gegen geweſen. Nebſt dem hätten unter dem Vorwande 
des mangelnden Unterrichtes wo nicht gar alle, doch ge— 
wiß die meiſten Akatholiken zurückgewieſen werden müſſen 


9) Hofd. v. 14. Febr. 1782. 
7) Hofd. v. 18, März 1782. 
4 Hofd. v. 14, Oct. 1781 1. 31, Jan, 1782, | 
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einmahl, weil es ihnen bis dahin an der Gelegenheit, die⸗ 
ſen Unterricht einzuhohlen, gänzlich gebrach, und dann, 
weil es eben nur von dem Gutdünken der geiſtlichen Com⸗ 
miſſäre abgehangen hätte, dieſe Leute für gar nicht, oder 
nicht zureichend unterrichtet anzugeben t). 

7) Wo Unterthanen ſich zu einer im Toleranz « Ge⸗ 
ſetze nicht begriffenen Religion erklären wollten, da wurde 
ihnen auf der Stelle bedeutet, daß eine ſolche Religion in 
Oeſterreich weder beſtehe, noch jemahls werde geduldet 
werden; daß ſie, wenn ſie ſich nicht zu einer der drei ge— 
duldeten Religionen bekännten, für katholiſch gehalten 
werden würden, und ihnen keine Zuſammenkünfte oder die 
Verrichtung eines Gottesdienſtes jemahls geſtattet werden 
könne u). f a 

§. 6. * 
Gegenwärtige Bedingungen zum Uibertritte: 

Mit der Einführung der Toleranz wurde nicht zu⸗ 
gleich auch eine Seit beſtimmt, bis zu welcher diejenigen, 
welche einer geduldeten Religion angehören wollten, ſich 
zu erklären hatten. Es wurde ſelbſt noch ſpäter verordnet, 
daß, da für die diesfallſigen Erklärungen keine peremtos 
riſche Friſt feſtgeſetzt ſei, alle jene, welche ſich vor der 
verordneten Commiſſion als Akatholiken erklärten, ſolchen 
beizuzählen wären a). Weil aber dem weitern Abfalle 
von der katholiſchen Religion und der deshalb gebrauchten 
Verführung gleichwohl Schranken geſetzt, oder dieſe we— 


nigſtens, fo viel es durch menſchliche Verfügungen mög⸗ 


ich war, einiger Maßen erſchwert werden mußte: fo 


t) Hofd. v. 16. April 1782 5, 1. | 
„) Hofd. v. 31. Jan. 1782 F. 1, v. 9, Febr. 178299,2,3, 
a) Hofd. v. 31. März 1782. | 
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wurde im zweiten Jahre der eingeführten Toleranz bes 
fohlen, daß, da bis nun jedermann Seit und Gelegen- 
heit genug gehabt hätte, ſich als Akatholiken zu melden, 
vom 1. Januar 1783 anzufangen, keine weitere Mels 
dung und Erklärung zu einer der tolerirten Religionen 
angenommen, und alle diejenigen, welche nicht vermöge 
ihrer bis dahin geſchehenen Meldung und hierauf erfolgten 
Erklärung ſich als Akatholiken bekannt hätten, fortan 
der herrſchenden Religion zugezählet und als wirkliche Ka⸗ 
tholiken geachtet werden ſollten 5). Es verſteht ſich von 
ſelbſt, daß dieſes nur von den Oeſterreichiſchen Unters 
thanen zu gelten hatte. Fremde und Ankömmlinge konn⸗ 
ten noch ferner bei ihrer Niederlaſſung erklären, zu wel— 
cher der tolerirten Religionen fie ſich bekännten c). Jene, 
die mit ihren Erklärungen erſt nach dem erſten Januar 
1783 hervor kamen, ſollten zwar, da das erimen apo- 
stasiae und die damit verbundene actio fisealis nicht 
mehr Statt zu finden hatte, liebevoll und zwangfrei bes 
handelt, und keineswegs mit Stockſtreichen oder Arreſt 
belegt werden d). Damit fie aber einer akatholiſchen 
Confeſſion ſelbſt einverleibt werden konnten: fo muß⸗ 
ten jene Bedingungen vorhanden ſein, unter welchen 
allein gegenwärtig jemand von der katholiſchen Reli— 
gion zu einem akatholiſchen Glaubensbekenntniſſe überzu⸗ 
treten verſtattet iſt. Dieſe ſind — vor kurzem auch in 
Salzburg und dem an Oeſterreich zurück gefallenen Theile 
des Inn⸗ und Hausruck⸗ Viertels eingeführt e) — fol⸗ 
gende: 1) Es muß das gejezlihe Alter vorhanden fein, 


5) Hofd. v. 15. Dee. 1782. 
4) Allerh. Handbill. v. 15. Dec. 1782, Verord. für Böhm. 
v. 10. Jan. 1783. 
d) Hofd. v. 21. Febr. 1783. 
e) Hofd. v. 25. Juli 1817. 
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2) bei dieſem der vorgeſchriebene Religionsunterricht vor⸗ 
ausgehen, und 3) nach deſſen Vollendung die gehörige 
Anmeldung bei der Obrigkeit darum gemacht werden. 


4 | i. 
1) Geſetzliches Alter. 


Vor vollendetem achtzehnten Lebensjahre wird nies 
mand der Uibertritt zu einem akatholiſchen Glaubensbe⸗ 
kenntniſſe geſtattet a). Perſonen, welche ohne dieſes Als 
ter erreicht zu haben, ſich zum Uibertritte melden, ſind 
deswegen weder zu hören, noch weniger zu dem, dem 
Uibertritte vorausgehenden Unterrichte zu ſtellen. Sie 

können im akatholiſchen Glauben nur dann leben, wenn 
eine jener Bedingungen eintritt, bei deren Vorhandenſein 
Kinder einer tolerirten Confeſſion gemäß zu erziehen vers 
ſtattet iſt. Dadurch iſt es von den früheren Verordnun— 
gen, in Folge welcher die Kinder katholiſcher zur aka— 
tholiſchen Religion übertretenden Eltern, wenn fie ſchon 
über 9 Jahre hinaus waren, und heitere Begriffe von 
ihrem Daſein und dem Gottesdienſte äußerten, wie ans 
dere Erwachſene zu betrachten fein, und dem beſtimmten 
Unterrichte unterzogen werden ſollten 5), gänzlich abge— 
kommen. | 

g. 8. a 
2) Vorgeſchriebener Religionsunterricht. 


Perſonen, welche in einem Alter von 18 Jahren zu 
einem akatholiſchen Glaubensbekenntniſſe überzutreten 
wünſchen, müſſen ſich vorerſt einem gründlichen Unter⸗ 


4) Hofd. v. 9. Sept. 1816. 5 
b) Hofd. v. 28. Aug. 1786, Verord, in Böhm. v. 23, 


Oct. 1802. 
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richte in den katholiſchen Religionswahrheiten durch ſechs 
Wochen unterziehen 4). Was hierbei 
1) Den Geiſtlichen betrifft, welcher dieſen Unterricht 
zu ertheilen h hat: ſo war gleich nach Ablauf des peremtori— 
ſchen Termins für die Religionserklärung verordnet, daß ſich 
ſolche Perſonen an das nächſt gelegene geiſtliche Haus, ohne 
Unterſchied, ob dieſes ein Kloſter oder eine Pfarre wäre, zu 
wenden hätten. Doch davon iſt es gegenwärtig um ſo 
mehr abgekommen, und die Ertheilung jenes Unterrichtes 
dem Pfarrer ausſchließlich vorbehalten, als die Unterwei— 
ſung in der Religion ein Ausfluß der pfarrlichen Ge— 
richtsbarkeit iſt, und jene Anmeldungen auch nicht mehr 
ſo häufig, wie früher, vorkommen, daß der Pfarrer allein 
dem Unterrichte nicht zu erklecken vermöchte. Nur wenn 
ganze Gemeinden oder mehrere Familien in einem Orte 
abfallen, oder wenn gegen den eigenen Pfarrer ſonſt ein 
gegründetes Bedenken obwaltet, daß ſein Unterricht 
Früchte bringen werde, kann eine Ausnahme Statt haben. 
In jenem Falle muß von dem Biſchofe ein eifriger und 
mäßiger, der Sache gewachſener Geiſtliche zu der un— 
glücklichen Gemeinde abgeſchickt werden 7); in dieſem hat 
der Bezirks-Vikär den zu Unterrichtenden an einen ans 
dern geſchickten, jedoch nicht zu weit entfernten Geiſtli— 
chen zu weiſen ). In dem Falle aber, daß Afatholis 
ken, welche zur katholiſchen Religion übergegangen ſind, 
nach der Zeit wieder zum Akatholicismus zurücktreten 
wollen, haben ſich die betreffenden Individuen ſowohl dem 
ſechswöchentlichen Unterrichte des katholiſchen Seelſorgers, 
als auch einem dreitägigen Unterrichte des Bezirks-Vi— 
kärs zu unterziehen, und kann erſt nach dem diesfalls von 
a) Hofd, v. 21. Febr., 23. April u. 17. Nov. 1783. 
) Hofd. v. 23. April 1783. 
©) Hofd. v. 30, April, Verord. in Böhm. v. 17. Mai 1783 
8,1: 2. 


{ 


5 b 


dem Pfarrer und dem Bezirks ⸗Vikäre audgefiellten Seug · 


— 


niſſe das Weitere vorgekehret werden d). 
2 Die Art und Weiſe des Vorgangs bei dem Re⸗ 


ligionsunterrichte wird dem Ermeſſen des unterrichtenden 2 


Geiſtlichen überlaſſen. Am zweckmäßigſten iſt es, wenn 
die Beweggründe zum Uibertritte erforſcht, und da es ſich 
aus dieſen gewöhnlich ergibt, daß die Abfallenden in den 
nöthigſten Vorkenntniſſen und den erſten Elementen der 
chriſtlichen Lehre unwiſſend ſind, der Unterricht mit ſolchen 
angefangen, von da zu den Unterſcheidungslehren überge— 
gangen, und hierbei beſonders jene wohl dargeſtellt wer— 
den, welche bei den Akatholiken am wenigften Eingang 
finden. Zur Erleichterung dieſes Unterrichtes wurde ge⸗ 
ſtaͤttet, daß nach dem Ermeſſen der Ordinarien aus dem 
Religionsfonde nach Erforderniß gute Bücher angeſchafft, 


und in den Gegenden, wo die meiſten Irrlehren ſich Aus 


ßerten, vertheilt würden e). Wo Katholiken nur in ge— 
heim dem afathy!ifhen Glauben anhängen, öffentlich 


aber dafür ſich noch nicht erklärt haben, da hat der Seel» 


ſorger ſich bloß darauf zu beſchränken, daß er durch münd⸗ 


liche Unterredung ihr Zutrauen gewinne, und bei ſolchem 
ſie zur katholiſchen Religion zurückführe. Hierzu iſt jedoch 
keine längere als Jahresfriſt beſtimmt; nach Verlauf der— 
ſelben hat er ſie bei ihrer Erklärung für die akatholiſche 
Religion zur Einhohlung des ordentlichen ſechswöchentli— 
chen Unterrichtes ſelbſt anzuweiſen 7). 

3) In Hinſicht des Benehmens bei dem Unter— 
richte hat der Geiſtliche ſich aller möglichen Sanftmuth 
und Gelindigkeit zu bedienen, alles rauhe Anfahren, alle 


4) Verord. in Böhm, v. 22. Juni 1810, 

„) Hofd. v. 23. April 1783. M. Abhandlg. v. Van. 
vermögen I. Thl. F. 118. 

) Verord. in Böhm. v. 24. Dec. 1803. 
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Drohungen und Schmähungen ſorgfältig zu unterlaſſen, 
und das Wort Gottes mit Würde und Gelaſſenheit 
vorzutragen, damit die Irrenden überzeugt werden mögen, 
daß nicht zeitliche Abſichten, Eigennutz der Prieſterſchaft, 
und Religionshaß, ſondern väterliche Sorgfalt und Lies 
be für ihr Seelenheil, dieſen Unterricht veranlaſſen, und 
die eingeführten Toleranz⸗Geſetze keineswegs der willkühr⸗ 
lichen, aus Mangel des Unterrichtes, Leichtſinn, Ver— 
führung fanatiſcher Leute, oder durch Vorſpiegelung zeit— 
licher Vortheile herrührenden, Verlaſſung der wahren Re— 
ligion Platz geben 3). Dabei hat er ſich auch Alles deſſen, 
was zum Zwecke des Unterrichts nicht nothwendig iſt, 
dem zu Unterrichtenden aber läſtig fallen, folglich einer 
Neckerei gleich ſehen würde, zu enthalten. Es müſſen 
deshalb ſchon die Schüler der Theologie an allen Lehr— 
anfialten bei dem mündlichen Vortrage über den Privat— 
Unterricht von den verſchiedenen Religionsmeinungen, ſo 
wie über das Betragen, mit welchem ſie ſich gegen die— 
jenigen, die zu einer akatholiſchen in den Oeſterreichiſchen 
Staaten tolerirten Religion überzutreten begehren, dereinſt 
zu benehmen haben, und über die Lehrmethode, nach 
welcher ſie ihren Unterricht zweckmäßig anfangen, und 
mit wahrſcheinlicher Hoffnung eines guten Erfolges forts 
ſetzen ſollen, umſtändlich unterwieſen werden 7). 

4) Der Religionsunterricht hat für alle abfallen den 
Individuen ohne Unterſchied durch volle ſechs Wochen, 
das iſt, durch 42 Tage zu dauern ©). Es iſt nicht nd» 
thig, daß die zu Unterrichtenden während dieſer Zeit 
den ganzen Tag im Pfarrhauſe ſich aufhalten; zwei oder 
drei Stunden des Tages find hinlänglich x). Doch hat 


g) Hofd. v. 23. April 1783. 

5) Hofd. v. 6. Dec. 1811. 

1) Verord. in Böhm. v. 10. März 1801. 
*) Hofd. v. 13. Febr. 1787. 
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ſowohl der Geiſtliche, als die Obrigkeit ſtreng dafür zu 
ſorgen, daß ſie während des Verlaufes der ſechs Wochen 
weder eine Gemeinſchaft, noch ſonſt einen Umgang mit 
Akatholiken pflegen 7), wobei es ſich aber von ſelbſt ver⸗ 
ſteht, daß jener Umgang nicht mit gemeint ſei, wozu ehes 
liche oder elterliche Pflichten, die nicht vernachläſſigt wer— 
den dürfen, verbinden; daher insbeſondere ein katholiſcher 
Ehegatte, der zur akatholiſchen Religion überzutreten 
wünſcht, während des ſechswöchentlichen Unterrichtes von 
ſeinem akatholiſchen Ehegatten nicht zu trennen, ſondern 
nur ſo viel möglich das Proſelytenmachen des letztern zu 
verhindern, und da, wo es erwieſen werden kann, zu 
beſtrafen ift m). Jenen, die vorher ſchon einmahl eine 


Zeit lang einen ſolchen Unterricht erhalten haben, wird 
dieſe Zeit eingerechnet n). Da es übrigens nicht um 


einen oberflächlichen, ſondern gründlichen Unterricht dieſer 
Irrenden zu thun iſt: ſo bleibt es insbeſondere dann, wenn 
mehrere Familien zugleich ſich melden, dem Befunde des 
Geiſtlichen anheim geſtellt, ihnen den Unterricht gemein⸗ 
ſchaftlich, oder einzeln zu ertheilen. Daß mehrere zu 
gleicher Zeit zu dieſem Unterrichte zugelaſſ en werden, 
ſteht nichts im Wege o). 

5) Die Koſten für die Verpflegung der Abfallen 
den während des ſechswöchentlichen Unterrichtes, haben 
zur Hälfte dieſe ſelbſt aus ihrem eigenen Vermögen, zur 


Hälfte der katholiſche Seelſorger, welcher durch ſchlechte 


Belehrung an dem Abfalle Schuld iſt, von den Benefi— 
cial⸗Einkünften zu beſtreiten. Wo eine ſolche Schuld 


nicht eintritt, da wird auch dem katholiſchen Seelſorger | 


7) Hofentſchl. v. 25, Juli 1785, Hofd. b. N. Jan. 1808. 
m) Hofd. v. 26. Mai 1824. 

n) Hofd. v. 13. Febr. 1787. 

o) Hofd. v. 7. Mai 1787, 


— 


keine Unterhaltungsverpflichtung aufgelegt. Wenn aber 
eine ganze Gemeinde ſich akatholiſch meldet: fo kann ihe . 
Seelſorger, welcher die Verführung ohne Anzeige ſo weit 
kommen ließ, und die Herzen ſeiner ihm anvertrauten 
Heerde ſo wenig gekannt hat, von aller Schuld nicht 
frei geſprochen werden p). 

6) Aus dem, daß der ſechswö gentlich Religions- 
unterricht ein weſentliches Erforderniß des Uibertrittes zu 
einem akatholiſchen Bekenntniſſe iſt, folgt von ſelbſt, daß 
die Abfallenden auf ſolchen nie freiwillig Verzicht leiſten, 
oder ihn ausſchlagen können. Diejenigen, welche ſich 
hierzu nicht gutwillig fügen, find durch das Kreisamt 
oder die Obrigkeit zwangsweiſe zu ſtellen. Diejenigen 
aber, welche ſich dem Unterrichte einzeln oder gemein— 
ſchaftlich, je nach dem ſolches angeordnet iſt, widerſetzen, 
ſolchen gar nicht anhören, oder mit Geſchrei und Unge— 
ſtüm hindern, werden als Uibertreter der landesfürſtlichen 
Anordnungen, und ungehorſame Unterthanen ſcharf ge⸗ 
züchtiget J). 

7) Endlich verſteht es ſich, daß, da ſo lang die 
Unterrichtszeit währt, noch immer Hoffnung iſt, die im 
Unternichte Begriffenen eines beſſeren zu belehren, und 
bei der wahren Religion zu erhalten, keiner von ihnen 
weder in articulo morlis, noch anderer Urſachen wegen 
in dieſer Prüfungszeit für einen wirklichen Akatholiken 
angeſehen, und daher auch während ſolcher unter keinerlei 
Vorwande die Beſuchung eines Miniſters der afatholis 
ſchen Religion ihm geftattet werden darf r). 


p) Hofd. v. 23. April 1783. 
7) Ebend. 
„) Hofd. v. 3. Juli 1783, Sefentfät, v. 25. Juli 178 
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3) ones Meldzettel. 


Iſt der Unterricht fruchtlos geblieben, und * 
alle Mittel zur Bekehrung fehl geſchlagen: ſo hat der 
Geiſtliche dem Unterrichteten das ſchriftliche Zeugniß hier— 
über auszuſtellen, und dieſer ſich damit zu ſeiner Obrigs 
keit zu begeben. Die Obrigkeit ertheilt ihm hierauf den 
fo genannten Meldzettel mit der Erklärung, daß er, nach⸗ 
dem alles Mögliche zu ſeinem Heile verſucht worden 
iſt, ſeinem freien Willen, ſeinem Irrthume und wei⸗ 
terem Schickſale überlaſſen werde a). Den Meldzettel 
hündiget der Abgefallene ſodann dem akatholiſchen Paſtor 
aus, und dieſer nimmt ihn mit demſelben zum neuen 
Gliede der akatholiſchen Gemeinde an und auf. 

Ohne den legalen obrigkeitlichen Meldzettel iſt 
niemand der Zutritt zu den tolerirten akatholiſchen 
Lehr- und Andachtsübunzen, bei feiner und des 
Paſtors ſchwerſten Beſtrafung, geſtattet 5); letzterer ſoll 
nach Umſtänden ſelbſt mit der Entſetzung von ſeinem 
Amte beſtraft werden c); den Obrigkeiten aber ift vers 
bothen, den Meldzettel jemand zu ertheilen, des ſich 
über den empfangenen ſechswöchentlichen Unterricht auss 
zuweiſen nicht vermag d). Für die Ertheilung des Meld⸗ 
zettels darf nichts gefo dert werden. Die früher übliche 
Geldabgabe wurde unter der Strafe der Rückſtellung des 
Empfangenen an die Parteien, und des Erlages des 


a) Hofd. v. 30. April u. Verord. für Böhm. v. 17. Mai 
1783 $. 1. 

5) Hofd. v. 23. April 1783 lit. a. Hofentſchl. v. 25. 
Juli 1785. 

e) Hofd. v. 21. Febr. u. 17. Nov. 1783 8. 6. 

d) Hofd. v. 23. April 1783 lit. b. N 


—— 


Vierfachen deſſelben abgeſtellt e). Dem Umſtande, daß 


mehrere Perſonen dem vorgeſchriebenen ſechswöchentlichen 
Unterrichte durch Umwanderung ausgewichen ſind, indem 
ſie in dem neuen Wohnorte ſowohl von dem katholiſchen 
Pfarrer, als von dem evangeliſchen Prediger als ſchon 
geſetzmäßig erklärte Akatholiken angeſehen wurden, iſt 
durch die Verordnung abgeholfen worden, daß ſolche 
Umwandernde, ſie mögen Inwohner, Dienſtleute oder 
andere Perſonen ſein, wenn ſie ſich für Proteſtanten 
ausgeben, über den erhaltenen Meldzettel jedes Mahl bei 
der Herrſchaft oder dem Ortspfarrer ſich auszuweiſen 
ſchuldig fein ſollen 7). Kommt ein Fall vor, daß Far 
tholiſche Brautleute von einem akatholiſchen Seelſorger 
getraut wurden: fo hat das Kreisamt mit dem Bezirks— 
Vicariate das Verzeichniß der Akatholiken bis zum Nor— 


maljahre 1783 mit den Regiſtern der akatholiſchen Pa- 


ſtoren zu vergleichen, um ſich zu überzeugen, ob alle 
ihren Matriken nach dem 1. Januar 1783 zugewachfes 
nen, oder von ihnen als Akatholiken behandelten Indivi⸗ 
duen, den allerhöchſten Geſetzen zufolge dem ſechswöchent⸗ 
lichen Unterrichte ſich unterworfen haben, und diejenigen, 
die dieſem Unterrichte nicht unterzogen worden ſind, nach⸗ 
träglich hierzu zu verhalten 3). 


$. 10. 
Beſondere Vorſchriften rückſichtlich der Kinder. 


Die Frage, in welcher Religion die Kinder erzo⸗ 
gen werden ſollen, deren Eltern akatholiſch ſind, oder es 
erſt werden, oder wo ein Elterntheil die Religion ändert, 


„) Hofd. v. 30, April u. Verord, für Böhm. v. 17. Mai 
1783 f. 2 

7) Verord. für Oeſter. o. d. E. v. 2. Oct. 1798, 

5) Verord. in Böhm, v. 13. Febr. 1800, 


en 


kann nicht im Allgemeinen, ſondern nur mit Unterfihri 
dung der einzelnen Fälle beantwortet werden. pe find 
folgende: 
4) Kinder, Beh in der Ehe von ckatheliſchen Eis 
tern erzeugt und gebohren werden, folgen der Religion 
ihrer Eltern. Daher iſt auch in Anſehung jener Kinder, 
die von ihren akatholiſchen Eltern weg find, und zu die 
fen nicht zurückkehren, ſondern um der Gefahr des 3 

ges oder Abfalles vom Glauben zu entgehen, lieber bei 
katholiſchen Perſonen bleiben wollen, verordnet, daß alle 
Umſtände, nähmlich was für Kenntniſſe und Begriffe das 
Kind beſitzt, ob es vollkommene Freiheit hat, ob keine 
Anreitzung, Strafe oder Unwille als Urſache des Berufes 
vorausgegangen iſt, in Gegenwart der Eltern, Verwand— 
ten, und Religionsgenoſſen genau zu erforſchen, wenn 
ſich ein günſtiges Reſultat ergibt, die Erforſchung nach 
ſechs Monathen zi wiederhohlen, und erſt, wenn bei 
dieſer der frühere Befund ſich gänzlich beſtätiget, das 
Kind, bei was immer für Jahren, nicht anders als in 
der katholiſchen Religion zu unterrichten, an- und aufzu⸗ 
nehmen; wenn aber nur eine von dieſen Bedingungen 


mangelt, in was immer für Jahren, ſo bald es nicht 


sui juris iſt, bei der nicht aus wahren Urſachen entſtan⸗ 
denen Vocation ſeinen Eltern und Befreundten ſogleich 
zurück zu ſtellen und zu überlaſſen ſei a). Nur den Res 
ligionshalber ausgewanderten oder verſchickten, und jetzt 
wieder zurückkehrenden Unterthanen ſollten ihre wirklich 
katholiſch erzogenen Kinder wegen der Verführungsgefahr 
noch vorenthalten werden. Damit jedoch auch hierin alle 
Mäßigung und Sorgfalt angewendet „ und die akatholi⸗ 
ſchen Eltern nicht unbillig durch die Trennung ihrer Kinder 


e) Hofd. v. 28. März 1782. 
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getränkt würden: ſo mußte von jedem wichen a 
beſonders Bericht erſtattet werden 5). 

2) Wenn in einer gemiſchten, d. i. ſolchen Ehe 
Kinder gebohren werden, bei deren Abſchlieſſung die eine 
Brautperſon der katholiſchen, die andere einer akatholi— 
ſchen Religion zugethan iſt: ſo werden, wenn der Vater 
katholiſch iſt, zum beſonderen Vorzuge der herrſchenden 
Religion alle Kinder des männlichen und weiblichen Ges 
ſchlechtes in der katholiſchen Religion erzogen; iſt aber die 
Mutter katholiſch, der Vater akatholiſch, fo folgen die 
Kinder dem Geſchlechte, und werden die des weiblichen 
Geſchlechtes zu der katholiſchen, die des männlichen zu 
der akatholiſchen Religion verhalten. Nur die Proteftans 
ten in dem Fürſtenthume Teſchen und auf der Herrſchaft 
Gotſchdorf in Schleſien haben das Vorrecht, daß die Kin⸗ 
der gemiſchter Ehen jedes Mahl der Religion der Eltern 
folgen, und alſo auch da, wo der Vater katholiſch, die 
Mutter proteſtantiſch iſt, die Söhne katholiſch, die Töch— 
ter akatholiſch aufwachſen. Die Heiraths-Reverſe, 
vermöge welcher die in gemiſchter Ehe erzeugten Kinder 
beiderlei Geſchlechtes in der katholiſchen Religion erzogen 
werden ſollten, ſind gleich bei Einführung der Toleranz 
abgeſtellet c), und bloß in Ungarn fo weit beibehalten wor— 
den, daß ſie gegeben werden dürfen d). Sind ſie hier 
wirklich ausgeſtellt worden, ſo muß ſowohl der Fall, wo 
die Frage entſteht, ob ein Kind kraft eines Heiraths- 
Reverſes katholiſch erzogen werden ſoll, als auch der Fall, 
wo ein Kind, welches ſchon kraft des Geſetzes katholiſch 
erzogen werden ſoll, in einer akatholiſchen Religion uns 

terrichtet wird, dem Könige zur Entſcheidung vorgelegt 


5) Hofd. v. 14. Juli 1783. 
e) Hofd. v. 13, Oct. 1781 8, 6. 
4) Decr. v. 25. Sept. 1792, 


U 
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werden e). Der Umſtand, daß in einer gemiſchten Ehe, 
wo der Vater akatholiſch iſt, ein Kind männlichen Ge⸗ 
ſchlechtes jurisdictionswidrig von dem katholiſchen Seel⸗ 
ſorger getauft worden iſt, hat auf das Erziehungsrecht des 
Vaters keinen Einfluß, und iſt gar Bu weiter zu berück⸗ 
ſichtigen ). 

3) Tritt von zwei akatholiſchen n der eine 
zur katholiſchen Religion zurück: ſo hat in Rückſicht der 
erſt noch zu erzeugenden Kinder daſſelbe Statt. Wird 
nähmlich der Vater Katholik, ſo werden die noch zu 
erzeugenden Söhne und Töchter; wird die Mutter Ka— 
tholikinn, ſo werden bloß die Töchter katholiſch erzogen. 
Was aber die ſchon vor dem Ruͤcktritte erzeugten Kinder, 
dann den Fall betrifft, daß der Rücktritt des einen Ehe⸗ 
gatten nach dem Tode des andern erfolgt: ſo kommt es 
zunächſt darauf an, ob die Kinder zur Zeit des Rück— 
trittes die Unterſcheidungsjahre erreicht haben oder nicht. 
In Anſehung derjenigen, welche die Unterſcheidungs jahre 
noch nicht erreicht haben, bleibt es bei der Regel, daß ſie 
nähmlich, wenn der Vater zurücktritt, ohne Unterſchied 
des Geſchlechtes alle; und wenn die Mutter katholiſch 
wird „bloß die Töchter an der Religionsveränderung 
Theil nehmen 3). Rückſichtlich der Kinder, welche die 
Unterſcheidungsjahre erreicht haben, ſchweigt das Geſetz. 
Es kann aber vermöge des der katholiſchen als herrſchen— 
den Religion eingeräumten Vorzuges, und der von ei— 
nem jüdiſchen, die Taufe anſuchenden Vater entnomme⸗ 
nen Analogie h) mit Grunde behauptet werden, daß ſol⸗ 
chen Kindern freie Wahl bleibe, ohne weiters mit dem 


e) Decr. v. 12. Febr. 1793. 

7) Hofd. für Oeſter. o. d. E. v. 30. Sept. 1819. 

g) Hofd. für ungarn v. 21. Dec. 1781 §. 8. 

„) M. Abhandlg. über die heil, Handtungen Ke. F. 10, 
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Vater oder der Mutter die katholiſche Religion anzuneh⸗ 
men, oder im Akatholicismus zu verharren. Welche 
die Unterſcheidungsjahre ſind, iſt im Allgemeinen nicht 
beſtimmt; die Beſtimmung hängt in jedem einzelnen 
Falle von den Geiſtesfähigkeiten, Kenntniſſen und andern 
Umſtänden ab. Daß das achtzehnte Lebensjahr, welches 
das Entſcheidungsjahr für den Uibertritt zu einer akatho— 
liſchen Confeſſion ift ($. 7.), dafür vn angefehen werden 
könne, iſt für ſich klar. | 
4) If der Fall umgekehrt und ſo geartet, daß 
von zwei katholiſchen Ehegatten der eine Akatholik wird: 
ſo gilt hinſichtlich der erſt zu erzeugenden Kinder wieder 
das, was überhaupt rückſichtlich der religibſen Erziehung 
der in einer gemiſchten Ehe erzeugten Kinder vorgeſchrie— 
ben iſt. Betreffend aber die Kinder, welche zur Zeit des 
Abfalles eines der Elterntheile ſchon am Leben ſind: ſo 
iſt zu unterſcheiden, ob fie bereits ſchul- und unterrichts— 
fähig ſind, oder nicht. Die nicht unterrichtsfähigen fol⸗ 
gen der erſt erwähnten Regel; dagegen müſſen die unter- 
richtsfähigen zur katholiſchen Schule geſchickt, und in der 
katholiſchen Glaubenslehre unterrichtet werden, und ſie 
dürfen erſt dann zum Akatholicismus übertreten, wenn 
ſie jenes Alter erreichen, in welchem gegenwärtig der Ui— 
bertritt verſtattet wird z). In wie weit diesfalls etwas 
anderes beſtimmt war, ſo iſt ſolches, wie bereits 
oben ($. 7.) bemerkt wurde, bei Beſtand der neues 
ren Verordnung als behoben anzuſehen. Nur für Oe— 
ſterreich ob der Ens erging die beſondere Verord— 


nung, daß, wenn katholiſche Eltern zu einer akatho— 


liſchen Religion übertreten, ihre katholiſch getauften Kin— 
der ohne Unterſchied des Alters ſchlechterdings bis zum 
2) Hofd. v. 28, Aug. 1786 u. 2. Mai 1788. Verord. in 


Oeſter. o. d. E. v. 2. Oct. et) in Böhm. v. 23. 
Oct. 1802. K 


nn 


vollendeten achtzehnten Jahre in der katholiſchen Religion 


erzogen werden müſſen, und die zunächſt für Böhmen er⸗ 


laſſene Vorſchrift, wornach die des Schulunterrichtes noch 


unfähigen Kinder in der akatholiſchen Religion der El: 


tern erzogen werden ſollen, waſein keine Anwendung 


habe k). 

5) Das eben Geſagte hat auch in dem Falle ſeine 
Anwendung, wo beide katholiſchen Ehegatten zur akatho⸗ 
liſchen Religion übergehen; ſo wie das, was unter Num— 
mer 3) vorgekommen iſt, auch dann zu gelten hat, wenn 
beide akatholiſchen Elterntheile den ane Glauben 
annehmen. 

6) Belangend die unehelichen Kinder: : ſo muß ſich 
der Vater, der das Recht, ſeine Kinder in der Religion 
zu erziehen, zu der er ſich bekennt, behaupten will, gleich 
bei dem Taufacte als Vater erklären. Unterläßt er dies 
ſes: fo bleibt die Erziehung in Anſehung des Religions» 
unterrichtes der Mutter überlaſſen, wenn ſie ſich anders 
zu einer der geſetzlich tolerirten Religionen bekennt. If 


die Mutter das Kind zu ernähren und zu erziehen außer 


Stande, und muß daher der Staat die Sorge der Er— 
ziehung übernehmen: ſo iſt das Kind allemahl bloß in 
der katholiſchen Religion zu erziehen 7). Das jüngſte 
Hofdecret, welches verordnet, daß der beſtehenden Tole— 
ranz-Vorſchrift gemäß, auch in dem Falle einer, von 
einem Katholiken mit einer Proteſtantinn erfolgten, außer⸗ 
ehelichen Erzeugung das uneheliche Kind in der Religion 
des Vaters zu erziehen, wenn aber die Mutter katholiſch 
iſt, ſich ebenfalls genau nach jener Vorſchrift zu beneh⸗ 
men ſei m), ſcheint hierin nichts geändert zu haben, da 


k) Hofd. für Oeſter. o. d. E. v. 30, Sept. 1819. 
Y) Hofd. v. 5. Febr. dann 4. Juli 1796, 
m) Hofd. v. 4. April 1821. 
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es ſich ausdrücklich auf die Toleranz » Vorfchrift beruft, 
für welche nicht bloß das Toleranz-Patent, ſondern auch 
alle nachherigen Erläuterungen zu betrachten kommen. 
7) Findlinge, welche auf öffentliche Koſten unters 
halten werden, können nur in der katholiſchen Religion 
erzogen werden. Findlinge, welcher ſich ein Akatholik 
dergeftalt annimmt, daß er fie feit den erſten Kindes⸗ 
jahren unentgeldlich als Pflegekinder unterhält, bleiben 


zufolge eines Präjudicats ihm auch rückſichtlich der reli⸗ 


giöſen Erziehung überlaſſen. Die Verordnung, nach 
welcher Katholiken ſich nicht unterſtehen ſollen, akatho⸗ 
liſche Waiſen und Kinder katholiſch zu erziehen m), 
kann füglich nur von andern Kindern, als von. Finds 
lingen „ welche Katholiken als Pfleglinge zu ſich neh⸗ 
men, verſtanden werden. Werden Findlinge auf Koſten 
einer Gemeinde unterhalten, die akatholiſch iſt: ſo ſind 
fie der Analogie gemäß in der akatholiſchen; iſt aber die 
Gemeinde zur Hä älfte katholiſch, zur Hälfte e, 
in der dominanten Religion zu erziehen. 


9. 11. 5 
Maßregeln zur Hintanhaltung des Abfalles von 
dem katholiſchen Glauben. 


um dem Abfalle von der herrſchenden Religion für 


\ A 


das Künftige, fo viel es die chriſtliche Toleranz zuläßt, 


Einhalt zu thun, iſt den Biſchöfen aufgetragen, in jenen 
Gegenden, wo Proteſtanten mit Katholiken vermiſcht 
ſind, ſohin die Gefahr der Verführung größer iſt, ſolche 
Prieſter zur Seelſorge anzuſtellen, von welchen fie über⸗ 
zeugt ſind, daß nicht nur ihr moraliſcher Lebenswandel 


mit der Lehre des Evangelium überein ſtimme, ſondern 


n) Hofd. v. 21. Dec. 1781. 
C 


1 


auch, daß es ihnen an guten Grundſätzen, gründlicher 
Berufs wiſſenſchaft, Beſcheidenheit und liebreicher Behand⸗ 

lung der Pfarrkinder nicht mangle; jene aber, mit wel⸗ 
chen die Gemeinden unzufrieden ſind, abzurufen und mit 
andern aus zuwechſeln, die durch das unter der Gemeinde 
erworbene Vertrauen leichter im Stande ſind, die in 
der Religion Wankenden durch beſcheidenen Unterricht zu 
ſtärken, und den Abfall zu verhindern 4). Dieſes iſt 
auch bei Ernennung der Seelſorger, wo ſolche von Pris 
vat⸗ Patronen abhängen, zu beobachten, und find zu 
dem Ende die zweckmäßigſten Vorkehrungen zu treffen; 
wie nicht minder bei den landesfürſtlichen, Religions- 
und andern unter der Leitung des Staates ſtehenden 
Fonds » Pfarren genau gegenwärtig zu halten. Sollte 
irgendwo die ſchlechte Dotation einer oder der andern 
Pfarre oder Cooperatur, oder ſonſtige Umſtände ein Hin⸗ 
derniß in den Weg legen: ſo hat die Landesſtelle zur 
Behebung deſſelben die geeignetſten Mittel vorzuſchla⸗ 
gen 5). Jene Seelſorger aber, die ſich in den mit Aka⸗ 
tholiken vermengten Gemeinden durch gute Eigenſchaften 
mehrere Jahre hindurch vortheilhaft ausgezeichnet haben, 
ſollen, wenn ſich zu einer angemeſſenen Beförderung Ge⸗ 
legenheit ergibt, bei übrigens gleichen Verhältniſſen beſon⸗ 
ders bedacht werden c). 

Neueſtens ſind zur Hintanhaltung des Uibertrittes 
der Katholiken zu einer akatholiſchen Confeſſion den Bir 
ſchöfen und Kreisämtern wiederhohlte gemeſſene Weiſun- 
gen ertheilt worden. Rückſichtlich der Kreisämter werden 
ſolche unten ($. 83.) vorkommen. Den Biſchöfen aber 
wurde befohlen, daß fie den katholiſchen Seelſorgern 


e) Hofd. v. 21. Jan. 1786 u. 12. Nov. 1804. 
b) Hofd. v. 16. Aug. 1808. 
„) Hofd. v. 12. Nov, 1804, 


. 
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überhaupt, und in den Gegenden, wo die Akatholiken 
häufiger find, insbeſondere, die eifrigſte Erfüllung ihrer 
Berufspflichten nachdrücklichſt einſchärfen. Und zwar 
ſollen dieſe es ſich angelegen ſein laſſen, 1) durch reine 
Lehre, erbauliche Beiſpiele und die in dem Geiſte ihres 
Amtes ſo tief gegründete Ausübung der thätigen Näch— 
ſtenliebe alle Seelen ihrer Gemeinde ſich und der Kirche, 
deren Diener ſie ſind, feſt anhänglich zu machen, und 
mit Sorgfalt über die Handlungen ihrer Kirchkinder in 
religibſer Hinſicht zu wachen. ) Sollen ſie in den 
Fällen, wo eines ihrer Pfarrkinder mit einer akatholi— 
ſchen Perſon eine Ehe eingeht, die angeordnete Prüfung 
aus der Religion immer gehörig vornehmen ($. 37.), 
und daſſelbe vor Eingehung der Ehe in den Grundſätzen 
der katholiſchen Glaubenslehre gründlich unterrichten; ſo 
wie 3) bei dein Uibertritte eines Akatholiken zur katho— 
liſchen Religion in der Prüfung der Beweggründe mit 
Vorſicht vorgehen, den Unterricht mit aller Genauigkeit 
beſorgen, und den Wandel dieſer Uibergetretenen nach 
abgelegtem Glaubensbekenntniſſe ſorgfältig beobachten. 
Endlich ſollen ſie ſich 4) den Unterricht in der wahren 
Religion bei den in gemiſchten Ehen erzeugten Kindern, 
und vorzüglich jenen, deren Eltern von der katholiſchen 
Religion abgefallen ſind, zur beſondern Pflicht machen, 
und ſie mit allen geſetzlichen Mitteln zu dem Beſuche der 
Schule und des katholiſchen Gottesdienſtes, beſonders 
der Chriſtenlehre verhalten d), 


48. 12. 
Verboth der Proſelytenmacherei. 
Die eben angeführten Maßregeln ſind bloß auf den 
Umgang der Katholiken mit ihren Seelſorgern berechnet. 
d) Hofd. v. 16. Aug. 1808, | 
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Außer ihnen beſtehen auch noch ſolche, durch welche den N 
feindſeligen Anfällen übelgeſinnter Akatholiken und deren 
Verführungs ſucht begegnet wird. Dahin gehört die gleich 
nach Einführung der Toleranz ergangene Verordnung, 

daß die Akatholiken überhaupt ſich nach den Toleranz⸗ 

Vorſchriften verhalten, und auf keine Art durch ihr Be⸗ 
tragen gegen die katholiſche Religion und die katholiſchen 
Glaubensgenoſſen intolerant machen, daher alles Herum— 
ſchwärmens und Bothenausſchickens, aller Religions⸗ 
ſtreitigkeiten und Glaubensanwerbungen, ſo wie aller 
geheimen und öffentlichen Geweindezuſammenkünfke, un⸗ 
ter der Strafe enthalten ſollen, daß diejenigen, welche 
erwieſener Maßen andere zum Abfalle von der katholiſchen 
Religion überredeten, als Störer der öffentlichen Ruhe 
anzuſehen, Ausländer aber, welche als Emiſſäre hier 
betreten würden, an die Regierung einzuliefern fein a). 
Desgleichen gehört dahin die Verordnung, durch welche 
ihnen unter, der Strafe der allerhöchſten Ungnade und 
anderweitigen Ahndung verbothen wird, ihre katholiſchen 
Mitbürger, Eheweiber, Männer, Kinder, Hausgenoſſen, 
Geſinde oder Unterthanen, es ſei durch widrige Ausdeu⸗ 
tung der Toleranz-Geſetze und falſche Vorſpiegelungen, 
oder durch Drohungen und Thätigkeiten, zur Erwäh⸗ 
lung der einen oder andern akatholiſchen Religion zu ver⸗ 
leiten, oder dieſen Perſonen auch nur irrige, mit dem 
wahren Sinne der verwilligten Toleranz nicht überein⸗ 
kommende Begriffe beizubringen, mit dem Zuſatze, daß 
Handlungen dieſer Art an ihnen um ſo ahndungswür⸗ 
diger ſeien, als fie ſich dadurch des nähmlichen ſchädli—⸗ 
chen Gewissen zwanhes „den ſie für ihre Perſon fo fr | 


au) Hofe, v. 2 + San, 1782 $, 1—3, v. 31. Jan, 1782 9.7 u? 
u. 1. 9 1793 f. 1. 
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verabſcheuen, und wider den ſie durch die ihnen zugeſtan⸗ 
dene Duldung geſichert ſind, gegen andere ſchuldig machen, 
und ſolcher Geſtalt gegen die landesfürſtlichen Befehle am 
gröbſten vergehen )). Dahin muß endlich auch die Vers 
ordnung gerechnet werden, in Folge welcher, um in 
gemiſchten Ehen die ſo häufig vorkommenden Uibertritte 
von der katholiſchen Religion zu einer der akatholiſchen 
Confeſſionen wenigſtens fo viel moglich zu hindern oder zu 
erſchweren, bei deren Abſchlieſſung der akatholiſche Bräu⸗ 
tigam mittelſt eines ſchriftlichen, unter ſeiner und zweier 
Seugen, dann des Amts- oder Ortsvorſtehers Unter» 
ſchrift auszuſtellenden Reverſes jederzeit die feierliche Zu⸗ 
ſicherung geben mußte, daß er ſeine katholiſche Gattinn 
auf keine Art und durch keinerlei Ränke, weder durch 
Drohungen noch Liebkoſungen zum Abfalle oder Uiber⸗ 
tritte zu feiner, Confeſſion verleiten wolle c); welche Ver⸗ 
fügung nachher auch auf die akatholiſche Braut ausge— 
dehnt wurde, mit der weitern Anordnung, daß, wenn 
in der Folge der katholiſche Theil dennoch zum Akatholi⸗ 
cismus übertreten würde, der akatholiſche durch das 
Kreisamt an ſeinen Revers erinnert werden ſollte d). 
Hiervon iſt es aber gegenwärtig mit der Weiſung wieder 
abgekommen, daß es, da die Verleitung zum Abfalle von 
dem katholiſchen Glauben ohnehin geſetzlich, verbothen iſt, 
und derjenige, welcher ſich dieſes Vergehens ſchuldig 
macht, der bemeſſenen Strafe unterliegt, eines beſon⸗ 
dern Reverſes nicht bedürfe e), was auch über eine 
deshalb wiederhohlt gemachte Vorſtellung mit dem 


5) Pat. v. 26. April 1782. 

e) Verord. in Böhm. v. 7. Sept. 1809. 
d) Verord. in Böhm, v. 4. März 1813. 
e) Hofd. v. 29. Mai 1817. 
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Beiſabe erklart wurde, daß das Toleranze Patent in Abſicht 
auf die gemiſchten Ehen nicht beſchränkt werden könne, 
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Ausweis der einzelnen Fälle eines Uibertrittes zu 
einer akatholiſchen Confeſſion. 


Gleich nach eingeführter Toleranz mußten die Kreis⸗ 
ämter über die bei den abgehaltenen Erklärungs-Com— 
miſſionen von den Unterthanen zu Protokoll gegebenen 
Religionserklärungen von Monath zu Monath eine Ta⸗ 
delle nach einem vorgeſchriebenen Formulare an die Lan— 
desſtelle einſenden a). Dabei war bloß die Abſicht, die 
Anzahl der erklärten Akatholiken zum Behufe der Exrich— 
tung von Bethhäuſern für ſie kennen zu lernen. Nach⸗ 
dem dieſes Geſchäft in Ordnung war, wurden von den 
Kreisämtern nur mehr halbjährige Ausweiſe über den 
Stand der Akatholiken abgefordert 5), und aus dieſen 
eine Haupt⸗Tabelle verfaßt und dem höchſten Hofe vor- 
gelegt. Mit dieſem wurde fortgefahren, und dabei noch 
befohlen, daß die Termine zur Uiberreichung genau ein- 
gehalten, und für die Folge auch der Beſtand, Zuwachs 
und Abgang der Kinder der Akatholiken 6), zugleich mit 


7) Hofd. v. 8. Aug. 1817. 

a) Verord. v. 22. Juni 1782. | 

5) Verord. in Böhm. v. 28. Febr. u. 3. Aug. 1785, Hof⸗ 
entſchl. v. 2., Verord. in Böhm, v. 15. Mai 1786. 


e) Hofd. v. 2., Verord. in Böhm. v. 10. Jan., dann 
22. März 1787 u. 21. Febr. 1788. 
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dem Geſchlechte derſelben d), dem Aus weiſe beigerückt 
werden ſollten. Spater kam es von der Einſendung dieſer 
Ausweiſe gänzlich ab, aus dem Grunde, weil es der Tos 
leranz angemeſſener wäre, daß die Akatholiken bloß in 
dem Bevblkerungsſtande, ohne Rückſicht der Religion, 
geführt würden e). Es ſollte nur bei jedem Dominium 
eine Vormerkung über die Anzahl der Akatholiken gehal⸗ 
ten werden, um ſich von der verbothenen Zulaſſung tms 
gemeldeter Katholiken in die akatholiſchen Bethhäuſer 
überzeugen zu können f). Gegenwärtig muß aber neuer⸗ 
dings alle Vierteljahre, und zwar längſtens ſechs Wochen 
nach deſſen Verlaufe 3) ein Ausweis über die geſchehenen 
Uibertritte von der katholiſchen Religion zu einer akatho— 
liſchen, von jeder Dibceſe der Landesſtelle, und von 
dieſer der Hofkanzlei vorgelegt werden A), zu welchem 
Ende auch die Seelſorger jede Religionsveränderung zur 
gehörigen Zeit dem Conſiſtorium bekannt zu machen 
haben 1). Zur gleichförmigen Verfaſſung dieſer Aus- 
weiſe iſt den Conſiſtorien das im Anhange unter Lit. A. 
vorkommende Formular mitgetheilt worden K). Die em⸗ 
pfangenen Uibertritts-Licenzen brauchen nicht mit vor⸗ 
gelegt zu werden Z). 


4) Verord. v. 2. Oct. 1788. 

„) Hofd. v. 11. Aug. 1789. 

) Verord. v. 10. Oct. 1799. 

6 Hofd. v. 15. Sept. 1817. 

h) Hofd. v. 16. Aug. 1808 u. 14. April 1821. 

3) Hofd. v. 22. Nov. 1816. 

) Poſd. v. 27, Aug. 1805 u. 13. Juli 1815. 
7) Hofd. v. 22. Mai 1818. 


WE 


Hinſichtlich der Ausweiſe der W 
iſt verordnet, daß die Ordinariate und Kreisämter am 
Ende eines jeden Jahres umſtändliche und getreue Be⸗ 
richte über dieſelben an das Gubernium zur weiteren gut⸗ 

ächtlichen REN an die Hoftelie erſtatten m). 


12 Hoſd. d o. 10. 87 1807. 0 


| 
7 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von der Verfaſſung der akatholi⸗ 


5 Kirchen im eigentlichen Ver⸗ 
A0 


8. 14. 
Allgemeine Vorſchriften des Toleranz Geſetzes. 


Das weſentlichſte, den Akatholiken durch das Toleranz⸗ 
Patent zu Theil gewordene Recht, aus welchem alle 
übrigen ihren Grund abnehmen, iſt das Recht der freien 
Religionsübung. Dadurch verſteht man überhaupt 
das Recht zu ordentlichen gottesdienſtlichen Zuſammen⸗ 
künften in Geſtalt einer beſtändigen Gemeinde, unter 
Zuziehung und Leitung eines Seelenhirten, im Gegen— 
ſatze der Haus andacht, die jeder Hausvater mit 
feinen Hausgenoſſen für ſich pflegt. Die freie Reli⸗ 
gionsübung iſt aber zweifach, die öffentliche und 
die private. Letztere iſt jene, welche auf die Hand⸗ 
lungen beſchränkt bleibt, die innerhalb der geiſtlichen Ver⸗ 
ſammlung der Gemeinde vorgehen; erſtere dagegen jene, 
welche auch Handlungen in ſich ſchließt, die außerhalb 
der Verſammlung im Staate ſich äußern. Das Tole⸗ 
ranz⸗Geſetz erklärt ſich, rückſichtlich beider Religions⸗ 
übungen dahin, daß die katholiſche Kirche, als die 
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herrſchende, den Vorzug des öffentlichen Religions⸗Exerci⸗ 
tium habe, dagegen den Akatholiken an allen Orten, wo es 
nach der vorgeſchriebenen Anzahl der Menſchen und 
nach den Vermögensumſtänden der Einwohner thunlich 
iſt, und ſie nicht bereits im Beſitze des öffentlichen Re— 
ligions⸗ Exercitium ſtehen, das Privat » Erereitium 
erlaubt fein foll a). Hieraus folgt von ſelbſt, daß, wo 
die Akatholiken zur Zeit der eingeführten Toleranz in dem 
ruhigen Beſitze der öffentlichen Religionsübung ſich be⸗ 
funden haben, derſelbe ihnen fortan um ſo mehr geblieben 
iſt, als bei Einführung der Toleranz nicht die Abſicht 
war, Rechte, welche die Akatholiken ſchon im Genuſſe 
hatten, zu beheben, ſondern Rechte, welcher ſie ſich noch 
nicht erfreuen durften, ihnen zu geben. Dieſes iſt 
nahmentlich der Fall mit der Augsburgiſchen Confeſſion 
an einigen Orten in dem Oeſterreichiſchen Antheile 
Schleſiens, wo die Bekenner derſelben ſich ſchon lange Zeit 
vorher die freie und zwar öffentliche Religionsübung 
vertragsmäßig zu ſtipuliren vermochten. 

Das Privat⸗ Exercitium der Akatholiken beruht auf 
folgenden Grundsätzen: 1) Wo hundert Familien der⸗ 
ſelben Confeſſion exiſtiren, da ſind ſie berechtiget, ein 
eigenes Bethhaus, jedoch ohne Glocken, Thürme und 
öffentlichen Eingang von der Gaſſe, nebſt einer Schule 
zu erbauen, die Sacramente zu adminiſtriren, und zu 
den Kranken im Orte oder in den dazu gehörigen Filia⸗ 
len zu überbringen, den Gottesdienſt auszuüben, und 
öffentliche Begräbniſſe mit Begleitung eines Geiſtlichen 
zu führen. 2) Die Akatholiken ſind berechtigt, für ihre 
Schulen Schulmeiſter, fo wie 3) für ihre Bethhäuſer 
Paſtoren zu beſtellen. 4) Die Stolgebühren haben fie 


„) Hofd. v. 13. Oct. 1781 im Eingange. 


fortan den katholiſchen Geiftlichen zu entrichten. 5) Die 
Judicatur in Religions ſachen iſt unter Zuziehung eines 
Paſtors oder Theologen der Landesſtelle mit Vorbehalt 
des Recurſes an die politiſche Hofſtelle übertragen. 6) 
Zum Häuſer- und Güterankauf, zum Bürger- und 
Meiſterrechte, zu academiſchen Würden und Civil-Bedien⸗ 
ſtungen werden fie in Hinkunft dispensando zugelaſſen, 
und zu keiner andern, als der ihrer Religion gemäßen 
Eidesformel, noch auch zur Beiwohnung der gottesdienſt- 
lichen Functionen der dominanten Religion, wenn ſie 
nicht ſelbſt wollen, angehalten 5). | 

Dieſem nach haben ſich die Akatholiken in Oeſterreich 
in Folge der ihnen zu Theil gewordenen Toleranz 
aller Rechte zu erfreuen, deren freien Genuß ihre 
Glaubensſätze erheiſchen, und die Staatsbürgerſchaft mit 
fi) bringt; ſie ſind bloß den beſondern Staatsverhält⸗ 
niſſen angepaßt, und darnach modificirt. Darum wird es 
aber auch nothwendig, daß jene Rechte hier einzeln durch— 
gegangen, und bei den vielen von Zeit zu Seit darüber 
erfloſſenen Verordnungen in ihrem gegenwärtigen Beſtande 
dargeſtellt werden. 


8) Hofd. v. 13, Oct. 1781 n. 1 — 3 u. 7. 


Erſtes Hauptſtück. 
Von der oberſten Leitung der 1 An⸗ 


gelegenheiten bei der Augsburgiſchen und 
Helvetiſchen Confeſſion. 


e e eee 
Oberſte Kirchengewalt. 


Nach den Anſichten der Augsburgiſchen und Helvetiſchen 
Confeſſions-Verwandten iſt die Jurisdietions-Gewalt 
(potestas jurisdietionis) keine göttliche Einrichtung, 
ſondern eine menſchliche Angelegenheit. Dahet läßt es 
ſich erklären, wie ihre Begriffe über den Grund und die 
Vertheilung derſelben unter dem Einfluſſe äußerer Um⸗ 
ſtände mehrmahls wechſeln mußten, und die reformirten 
Gemeinden insbeſondere, welche ſich in einem Freiſtaate 
bildeten, eine der Verfaſſung von dieſem ähnliche Form 
angenommen; die Lutheraner in Deutſchland aber vers 
möge der durch den Religionsfrieden bewirkten Hemmung 
der biſchöflichen Gerichtsbarkeit über fie, erſt dem Epis⸗ 
copal⸗Syſteme, in Folge deſſen die Landes⸗Herren 
durch die auf ſie devolvirte Gerichtsbarkeit Oberbiſchöfe 
wurden, dann gegen das Ende des ſieben zehnten Jahr⸗ 
hundertes dem Territorial-Syſteme, nach welchem 
die Kirche als eine bloße Staatsanſtalt, und die Kirchen⸗ 
gewalt als ein Theil der Staatsgewalt erſcheint, 
angehangen haben; gegenwärtig aber dem Collegial⸗ 
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Sfr me zugethan zu werden ſtreben f welches alle | 
Rechte und alle Gewalt in die Gemeinde ſelbſt legt, und 


ihre Ausübung durch die kirchliche Obrigkeit aus einer 
ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Uibertragung ableitet, 
ſomit die Kirchen- und Staatsgewalt als zwei verſchie⸗ 
dene Gewalten, ſo wie die Kirche und den Staat als 
zwei unabhängige Geſellſchaften betrachtet. Die Sprache 


der Reichsgeſetze a) und der wirkliche Beſitzſtand hat 


das Territorial⸗ Syſtem für ſich, wornach der Landes⸗ 
fürft die höchſte Gewalt in Religions- und Kirchenſachen 
ausübt, und das Religionsweſen feiner Staaten, fo 
weit es ſich nicht auf Glaubens- und Gewiſſensſachen 
erſtreckt, frei, oder wie es gewöhnlicher geſchieht, nach 
gepflogener Rückſprache mit den Landeskirchen beſtimmt. 
Zu welcher Religion ſich der Landesfürſt bekenne, macht 
hierbei keinen Unterſchied. 


8. 16. 
Ausübung derſelben in Oeſterreich: 


Sn Oeger wurde für die oberſte Leitung der 


kirchlichen Angelegenheiten der Augsburgiſchen und Hel— 
vetiſchen Confeſſions- Verwandten das zur Zeit der ein- 
geführten Toleranz vorgefundene Territorial - Syſtem 
angenommen. Es konnte dieſes um ſo mehr mit vollem 


Rechte geſchehen, als die den Akatholiken verſtattete 


Duldung für eine allerhöchſte Gnade betrachtet werden 
mußte, und kein Vertrag und kein Friedensſchluß 


Oeſterreichs Monarchen hierzu verband. Daraus folgt, 


daß, wie es ganz das Territorial-Syſtem mit ſich 
bringt, dem Oeſeerreichiſchen Landesfürſten das Befugniß 


4) Weſtphäl. vn Inſtr. Art. V. 8. 30. 48, Art. 
vun 5. 1 
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zuſteht, nicht bloß vermöge des jus circa sacra die⸗ 
jenigen Geſchäfte der proteſtantiſchen Kirchen zu beſtim⸗ 

men und zu regeln, welche auf den Staatszweck einen 
Einfluß nehmen; ſondern vermöge des jus in saera auch 
rückſichtlich derjenigen frei und ungehindert Normen zu 
erlaſſen, welche politiſch gleichgültig erſcheinen. 

Die wirkliche Ausübung der Kirchengewalt iſt einer⸗ 
ſeits der Hof- und Landesſtelle, andererſeits dem Conſi⸗ 
ſtorium mit den ihm zur Hülfleiſtung aufgeſtellten Su⸗ 
perintendenten und Senioren übertragen, 


8. 17. 
1) Durch die politiſche Hof- und Landesſtelle. 


Der Landesſtelle wurde vermöge des Toleranz-Ge⸗ 
ſetzes vorzüglich die Judicatur in den das Religionsweſen 
betreffenden Gegenſtänden überlaſſen. Wenn nähmlich 
unter den Akatholiken Religionsſtreitigkeiten entſtänden: 
ſo ſollten ſolche an die Landesſtelle gebracht, und von 
dieſer, jedoch unter Zuziehung eines oder des anderen 
akatholiſchen Paſtors oder Theologen, nach den Grund— 
fägen ihrer Religion entſchieden werden, darüber aber der 
weitere Recurs an die politiſche Hofſtele frei ſtehen 4). 
Allein durch ein ſpäteres Geſetz iſt dieſes dahin abgeän— 
dert worden, daß nunmehr ſolche Streitigkeiten die 
Superintendenten entſcheiden, und die Landesſtelle bloß die 
Recurſe, welche an ſie gelangen, entweder ſogleich ſelbſt 
zu erledigen, oder in ſchweren Fällen nach Hof Bericht 
zu erſtatten hat, worüber ſodann mit oder ohne vorläu⸗ 
fige Vernehmung des Conſiſtorium die weitere Weiſung 
ertheilet wird )). Sonſt haben die Hof- und Landesſtelle 


„) Hofd. v. 13. Oct. 1781 f. 5. 
5) Hofd. v. 6. Nov. 1784. 
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über alle das Kirchenweſen der Akatholiken betreffenden 


Angelegenheiten, ſowohl in Abſicht auf Glauben und 


Sittlichkeit, als in Abſicht auf das Oeconomicum und 
Kirchenvermbögen unmittelbar oder mittelſt der Kreisämter 
die unverwandte Aufſicht zu pflegen, und ſo wie über 
die Anzeigen der Superintendenten bei den Kreisämtern 
aus Anlaß beſonderer Vorfälle, als z. B. eines toleranz⸗ 
widrigen Verhaltens, fo auch über die. Eingaben in 
Sachen, deren Erledigung und Entſcheidung von höheren 
Orten abhängt, gutächtliche Berichte ſich vorlegen zu 
laſſen. Von dieſen wird gelegenheitlich noch weiter 
unten die Rede ſein. 5 


9. 18. 
2) Durch das Conſiſtorium. 


Conſiſtorium heißt bei den Proteſtanten das 
aus geiſtlichen und weltlichen Räthen zuſammen geſetzte 
Collegium, welches diejenigen das akatholiſche Kirchen— 
weſen betreffenden Rechte auszuüben auf ſich hat, die 
ihm von dem Landesfürſten beſonders überlaſſen ſind. 
Ein ſolches Collegium wurde in Oeſterreich für die 
deutſchen Provinzen zuerſt rückſichtlich der Augs— 


burgiſchen Confeſſions- Verwandten zu Teſchen in 


Schleſien errichtet, indem K. Joſeph die ſchon ſeit dem 
Anfange des achtzehnten Jahrhundertes daſelbſt beſtandene 
Religions⸗Commiſſion in ein k. k. Conſiſtorium um- 
ſtaltete. Dieſes blieb jedoch nur kurze Seit hier; denn 
da Teſchen von den übrigen Oeſterreichiſchen Provinzen 
zu entfernt ſchien, ſo wurde es nach Wien verſetzt, und 
zugleich eben da noch ein Conſiſtorium für die Helvetiſchen 
Confeſſions⸗ Verwandten errichtet. Beide Conſi⸗ 
ſtorien ſind noch jetzt getrennt, haben aber ein katholiſches 


Präſidium und Räthe von ihrer Confeſſion, deren 
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Ernennung von dem Landesfürſten abhängt. 

Ungarn beſteht für die Oberleitung der ſämmtlichen 
Kirchen der Augsburgiſchen Confeſſion ein General⸗ 
Inſpectorat zu Peſth. Die Helvetiſche Confeſſion dage⸗ 
gen hat hier keine Central-Stelle, ſondern bloß für jeden 
der vier Bezirke ein ſelbſtſtändiges Ober-Curatorium. 
Für Siebenbürgen beſteht wieder ein Obere 


Conſiſtorium Augsburgiſcher ſowohl als Helvetiſcher 


Confeſſion; erſteres hat ſeinen Sitz zu Hermannſtadt, 
letzteres zu Klauſenburg, wo ſelbſt auch die Unitarier ein 
Conſiſtorium haben, von dem die e > ar 2 
ausgeht. 

Die Amtswirkſamkeit des yeotefkanäifdine Conſiſto⸗ 
rium iſt ungefähr jener der biſchöflichen Gerichte gleich. 
Unter ſeine Competenz gehört vorzüglich 1) das Recht, 
die Glaubens angelegenheiten der Religionsverwandten zu 
beſorgen; 2) außerordentliche Religionsfälle, in welchen 
ſich die Superintendenten dahin verwenden, zu entſcheidenz; 
3) über den Zuſtand der Gemeinden yon den Super⸗ 
intendenten ſich halbjährige Berichte erſtatten zu 
laſſen a); 4) Streitigkeiten zwiſchen den Gemeinden, 
Predigern und Schullehrern, welche die Kirchenzucht und 
das ſittliche Betragen betreffen, von den Superinten⸗ 
denten aber nicht beigelegt werden können, abzuthun, und 
dabei Kirchenglieder, welche die vorgeſchriebenen Anz 
dachtsübungen ſtören, durch öffentlichen ärgerlichen 
Lebenswandel, ohngeachtet der geſchehenen Ermahnung, 
Anſtoß geben, oder gegen ihre vorgeſetzten Seelſorger ſich 
gröblich vergehen, und denſelben den gebührenden Gehor⸗ 
ſam verſagen, nach Verhältniß des Vergehens den landes- 
fürfilihen Verordnungen und den Conſiſtorial-Rechten 
gemäß zu beſtrafen, oder bei wichtigeren Vergehen der 


— 


a) Hofd. v. 29. April 1785, 


a! u 


weltlichen Behbrde anzuzeigen 5); 5) rückſichtlich der zum 
Predigeramte berufenen Candidaten über die von der 
Gemeinde und dem Patrone geſchehene Präſentation dem 
Superintendenten den Auftrag zum Examen, und nach 
deſſen gutächtlichen Relation zur Ordination, fo wie zur 
Inſtallation zu ertheilen c); 6) über die Amtsführung 
und den Wandel der Superintendenten die ſorgfältigſte 
Aufmerkſamkeit zu führen d): endlich 7) nach den mit 
Tode abgehenden Geiſtlichen alle in die Seelſorge eins 
ſchlagenden Schriften in Empfang zu nehmen (F. 62.). 
Mit dieſer ſeiner Amtswirkſamkeit iſt das Conſiſtorium 
zunächſt der Landesſtelle untergeben e). 


e e 
Superintendenten. 


* 


Damit das Conſiſtorium das ihm zukommende 
Kirchenregiment zu führen vermöge, fo find die beiden 
proteſtantiſchen Kirchen in gewiſſe Diftricte eingetheilt, 
in deren jedem ein Geiſtlicher nebſt anderen beſtimmten 
Regierungsrechten die kirchliche Oberaufſicht führt, und 
Superintendent heißt. Für die Kirche der Augs— 
burgiſchen Confeſſion gibt es in den deutſchen Propinzen 
fünf Diſtricte, und zwar für Nieder⸗Oeſterreich, Steyer— 
mark, Illyrien und Venedig, für Ober-Oeſterreich, 
für Böhmen, für Mähren und Schleſien, und für 
Galizien; für die Kirche der Helvetiſchen Confeſſion vier, 


6) Conſiſt. Inſtruct. v. 3. März 1785 Art. IV. 55. 8 — 
10, Art. IX. f. 3, Art. XII. 6. 2. 
c) Inſtruct. für Superintend, Art. VI. 8. 2. 3 | 
d) Ebend. Art. I. §. 3 
e) Conſiſt. 8 IV. g. 3. 
Br D 
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nähmlich für Nieder -Oeſterreich, für Böhmen, für 
Mähren, und für Galizien. Ungarn iſt für jede dieſer 
beiden Confeſſionen in vier Diſtricte eingetheilt, und zwar 
für die Augsburgiſche Confeſſion in den Bezirk dieſſeits 
und den Bezirk jenſeits der Donau, in den Bezirk der 
Bergſtädte und den Bezirk der Theis; für die Helvetiſche 
Confeſſion in den Bezirk dieſſeits und jenſeits der Theis, 
und dieſſeits und jenſeits der Donau. Siebenbürgen 
macht einen Bezirk für ſich aus, ſowohl rückſichtlich der 
Augsburgiſchen als Helvetiſchen Confeſſion. Jede 
Dibceſe hat ihren beſondern Superintendenten; nur die 
Galiziſche reformirte Diöbceſe hat keinen Superintendenten, 
ſondern einen reformirten Senior, der aber unmittelbar 
unter dem Conſiſtorium ſteht. Solchem nach gibt es in 
den geſammten Oeſterreichiſchen Staaten für die Kirche 
der Augsburgiſchen Confeſſion 10, für jene der Helveti— 
ſchen Confeſſion 8 Superintendenten, denen bloß in Ungarn 
vermöge der beſondern Einrichtung daſelbſt, in jedem 
der vier Bezirke der Augsburgiſchen Confeſſion ein 
Diſtrictual-Inſpector, und in jedem der Bezirke der 
Helvetiſchen Confeſſion ein Ober-Curator vorgeht. 
Die Superintendenten werden von dem Landesfürſten 
ſelbſt ernannt; die ernannten aber von der Landesſtelle 
in voller Rathsverſammlung beeidet. Die Eides— 
formel lautet folgender Maßen: „Ihr werdet ſchwören 
zu Gott dem Allmächtigen einen körperlichen Eid, Sr. 
Majeſtät dem Oeſterreichiſchen Kaifer Franz dem Erſten, 
Könige von Ungarn, Böhmen, Galizien und Lodomerien, 
Erzherzoge von Oeſterreich ꝛc. ꝛc., wie auch allerhöͤchſt 
Dero Nachfolgern im Reiche lebenslang getreu und 
unterthänig zu ſein, das Beſte des Staates und 
Ihren Dienſt nach allen Kräften zu befördern, keinen 
Zuſammenkünften, Unternehmungen oder Anſchlägen, die 
zum Nachtheile des einen oder des andern gereichen 
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könnten, beizuwohnen, beizutreten oder Gehör zu geben; 
vielmehr, wofern etwas dieſer Art zu euerer Kenntniß 
gelangen ſollte, Sr. Majeſtät im dringenden Falle 
unmittelbar, oder auch der vorgeſetzten politiſchen Landes— 
ſtelle ungeſäumt zu eröffnen. — In Betreff der 
mit der euch anvertrauten Wurde aufhabenden Pflichten, 
die auf die Erhaltung der lautern und reinen Lehre des 
in den Erbſtaaten Sr. k. k. Majeſtät tolerirten Augs— 
burgiſchen (Helvetiſchen) Glaubensbekenntniſſes, dann 


der guten Ordnung unter den euerer Aufficht zugetheil— 


ten Paſtoraten und den dazu gehörigen Gemeinden 
abzielen, habt ihr eine vollkommene Erfüllung anzugeloben, 
und darauf zu ſehen, daß den allerhöchſten und hohen 
Verordnungen nachgelebt werde, beſonders bei den vorzu— 
nehmenden Viſitationen dem hier und da wahrgenomme— 
nen Indifferentismus in der Religion zu ſteuern, jeden 
zur Beobachtung ſeiner Glaubenslehre und zur Erfüllung 
der ihm als Staatsbürger obliegenden Pflichten mit 
Sanftmuth, Milde und Uiberzeugung anzuhalten, und 
dem Staate getreue und gute Unterthanen zu bilden. — 
Endlich werdet ihr noch ſchwören, daß ihr mit keiner 
geheimen Geſellſchaft oder Verbrüderung, weder im In— 
noch Auslande auf eine Art verflochten ſeid, noch euch 
mit einer ſolchen jemahls unter was immer für einem 


Vorwande einlaſſen werdet. — Alles, was mir vor— 
geleſen worden iſt, habe ich gut und deutlich verſtanden, 


und gelobe es heilig zu halten; ſo wahr mir Gott helfe, 
und fein heiliges Evangelium.“ Die beſchworne Eides— 
formel wird von dem Beeideten unterſchrieben, und ſodann 
bei den Acten aufbewahrt a). 

Im Range ſind die Superintendenten zufolge des 
Stempel⸗Patents den katholiſchen Pröbſten gleich gehalten, 


a) Hofd. v. 11. Sept, 1806 u. 24. Mai 1807. 
D 2 
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und unterliegen vermöge ihrer perſönlichen Eigenſchaft 
dem Stempel von 4 4 7 9 ee 


9. 20. 
Amtsobliegenheiten, 


Da es eine Hauptpflicht jedes Vorgeſetzten iſt, 
denen, die ſeiner Aufſicht anvertraut ſind, mit einem 
guten Beiſpiele vorzuleuchten: fo haben die Superinten⸗ 
denten vor allem ſich zu beſtreben, ſowohl in den Pflichten 
der chriſtlichen Rechtſchaffenheit überhaupt, als auch denen 
eines gewiſſenhaften Predigers und Seelſorgers insbe⸗ 
ſondere, den Paſtoren ihrer Didcefe ein belehrendes und 


ermunterndes Beiſpiel zu geben, und ihnen mit aller nur 


möglichen Liebe und Sanftmuth zu begegnen. Was aber 
die Leitung der Dißcefe durch werkthätigen Einfluß betrifft: 
fo haben fie über die Religionsübung und die dazu gehö⸗ 
rigen Anſtalten und Perſonen, über den öffentlichen 
Unterricht in den Bethhäuſern und Schulen, über die 
Einrichtung und Ordnung des öffentlichen Gottesdienſtes, über 
den Lebenswandel und die Amtstreue der Prediger und 
Schullehrer, über die Verwaltung des Kirchenvermögens 
und der zu den gottesdienſtlichen Anſtalten erforderlichen 
Ausgaben, und überhaupt über die ganze Verfaſſung der 


einzelnen Gemeinden in Anſehung des Religlonszuſtandes 
die Aufſicht zu führen, alle ihnen vermöge ihres Amtes 


zuſtehenden, oder von dem Conſiſtorium beſonders auf⸗ 
getragenen Verrichtungen zu übernehmen, und die 
landesfürſilichen Verordnungen, welche über das ganze 
Toleranz-Weſen oder über beſondere Fälle ergangen find, 
oder noch künftig ergehen werden, pünctlichſt zu befolgen 


und gehörig kund zu machen. In letzterer Beziehung 


5) Stempels Pat, v. 5. Oct. 1802 §. 23 8. Claſ. 
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werden ihnen die im Orucke erſcheinenden Verordnungen 
ſämmtlich, von den geſchriebenen Normal» „Entſchlieſſungen 
und Verordnungen aber jene, welche in ihre Amts— 


9 


geſchäfte einſchlagen, mit der Weiſung von dem Kreisamte 
z geſtellt, ob ſolche in den Bethhäuſern publicirt werden 
ſollen oder nicht a). 

Den Superintendenten Augsburgiſcher Confeſſion 
iſt zur genauen Verſehung ihres Amtes eine alle erwähn⸗ 
ten Theile deſſelben umfaſſende Inſtruction b) mit dem 
Auftrage ertheilt worden, hiernach ein genaues Tagebuch 
zu halten, welches eine zuſammen hängende Geſchichte 
ihrer Amtshandlungen ausmacht, und bei ihrem Abſterben 
dem Nachfolger in der Superintendentur zu hinterlaſſen 
iſt c). Vermöge allerhöchſter Entſchlieſſung ſoll ſich nach 
dieſer Inſtruction aber auch von den Superintendenten 
der Helvetiſchen Confeſſion gerichtet werden d). Die 
einzelnen Artikel derſelben ſind folgende: N 

I. Von der Aufſicht über die Religionsübung, den 
öffentlichen Gottesdienſt und den Religionsunterricht in 
Kirchen und Schulen. Die Superintendenten haben 
diesfalls zuvörderſt 1) über die Reinigkeit und den mit 
der heiligen Schrift und dem Glaubensbekenntniſſe über— 
einſtimmenden Vortrag der Religionslehre in dem Bethhauſe 
und der Schule zu wachen, und in Anſehung der Prediger 


darauf zu ſehen, daß dieſe in ihren öffentlichen Vorträgen 


durch neue Meinungen und Lehrſätze, die dem angenom— 
menen Bekenntniſſe entgegen ſind, keine Verwirrung 
ſtiften, oder durch unfruchtbare Speculationen die Zeit 
nicht unnütz verderben, ſondern die Glaubens- und 


) Hofentſchl. v. 10. Nov. 1785 n. 3, 
7 Hofd. v. 23. Dec. 1785. 
) Gonſiſt. Inſtruct. Art. I. $. 11. 
4 Allerh. Entſchl. v. 23. Dec. 1785. 
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Sittenlehren des Chriſtenthumes ohne alle Zuſätze und 
überflüſſige Terminologie in einer allgemein faßlichen, 
verſtändlichen Sprache rein und lauter, auferbaulich und 
zweckmäßig vortragen; in Anſehung der Schullehrer aber, 
daß dieſelben den Religionsunterricht nach dem eingeführten, 
von dem Conſiſtorium gebilligten Lehrbuche ertheilen. 
2) Haben fie zu ſorgen, daß a) die äußerlichen Religions⸗ 
übungen genau nach den Vorſchriften der Toleranzs 
Verordnungen eingerichtet, und die allerhöchſt ertheilten 


Freiheiten nicht überſchritten werden; dann daß b) jeder f 


N Fans: mit dem gehbrigen Rituale verfehen fei, und der 


öffentliche Gottesdienſt in allen Gemeinden nach der allge⸗ 


mein eingeführten Liturgie und Kirchen-Agende gleichförmig 
gehalten werde e). Macht die beſondere Beſchaffenheit 
der Umſtände in dieſer oder jener Gemeinde eine Abände— 
tung nothwendig: ſo haben ſie dieſes dem Conſiſtorium 
anzuzeigen, und von demſelben die weitere Vorſchrift 
darüber zu erwarten. 3) Da die Erfahrung von andern 
Ländern her gelehrt hat, wie viel Nachtheil für die 
Religion, für den öffentlichen Gottesdienſt und die 
bürgerliche Ruhe aus Privat-Verſammlungen mehrerer 
Familien unter dem Vorwande einer beſſeren und größeren 
Erbauung entſtehe: fo haben die Superintendenten forgs 
fältig zu verhüten, daß nicht dergleichen Verſammlungen 
in ihrer Didcefe einreiſſen, und wenn fie ſich doch 
eräugnen, die ungeſäumte Anzeige an das Kreisamt zu 
machen. 4) Die Superintendenten haben ihre Aufmerk⸗ 
akteit auch auf diejenigen zu richten, die die Ruhe und 
Ordnung des öffentlichen Gottesdienſtes muthwillig und 
boshafterweiſe ſtören, durch freche Spöttereien Gottes- 
läſterung, durch Verbreitung ſchädlicher, ſeelenverderblicher 
Irrthümer Schaden, Zerrüttung und Nachtheil ſtiften. 


e) Conſiſt. Inſtruct. Art. XIII. 85, 1. 2. 


Bei Menſchen dieſer Art haben ſie erſt ſelbſt ernitliche 
Vorſtellungen zu machen; wenn aber ſolche ohne Wirkung 
find, fie dem Conſiſtorium, und unter einem dem Kreis— 
amte anzuzeigen. 5) Nicht minder haben ſie, damit 
die öffentliche Religionsübung bei allen Gemeinden genau 
den allerhöchſten Toleranz-Verordnungen gemüß gepflogen 
werde, dafür Sorge zu tragen, daß ſich bei einer jeden 
Gemeinde nicht allein die allgemeinen Toleranz » Berords 
nungen, ſondern auch alle beſondern, das Kirchenweſen 
ihrer Confeſſions- Verwandten betreffenden, allerhöchſten 
Vorſchriften geſammelt befinden. 6) Sollte die eine oder 
andere Gemeinde in der Ausübung der verliehenen Freiheit 
des öffentlichen Gottesdienſtes und [der öffentlichen Reli 
gionsübung verordnungswidrig gehindert oder gekränket 


werden: fo haben fie darüber an das Conſiſtorium den 


Bericht abzuſtatten, welches die Beſchwerde an die gehö— 
rigen Behörden weiter befördern wird. 7) Eben ſo haben 
die Superintendenten dem Conſiſtorium die Anzeige zu 
machen, wenn an einem Orte die Errichtung einer neuen 
Schule nothwendig fällt. 

II. Von der Aufſicht über Prediger und Schul— 
lehrer. Die Aufſicht der Superintendenten über Prediger 
und Schullehrer erſtreckt ſich theils auf die Amtsführung, 
theils auf den übrigen Lebenswandel derſelben, in ſo fern 
ſolcher auf den Zweck ihres Amtes Einfluß hat. Was 
die Amtsführung der Prediger betrifft: ſo müſſen die 
Superintendenten 1) darüber wachen, daß ſie alle 
Pflichten ſowohl der allgemeinen als der beſondern Seel— 


ſorge mit Fleiß, Eifer und Treue erfüllen. Hierbei 


haben a) die Predigten und öffentlichen Vorträge den 
erſten Gegenſtand ihrer Aufmerkſamkeit auszumachen. 
Um davon eine möglichſt genaue und ſichere Kenntniß zu 
erhalten, fo haben fie nicht allein bei der Viſitation jeden 
Prediger über einen aufgegebenen Text eine Predigt 


* — 
halten, fondern ſich auch die Concepte von allen gehaltenen 
Predigten vorzeigen zu laſſen, und nach ihren Gutbefinden 
von Seit zu Zeit einige ausgearbeitete Predigten zur 
Durchſicht abzuverlangen. Dabei müſſen ſie das Fehler⸗ 
hafte im Vortrage ſorgfältig bemerken, und zur Verbeſſerung 
deſſelben die gehörige Anweiſung, Rathſchläge und 
Ermahnungen geben. Werden von dem Conſiſtorium 
nach vorläufiger Bewilligung der Landesſtelle gewiſſe 
allgemeine Buß- und Bethtage oder Dankfeſte beſtimmt: 
fo haben fie den Predigern ihrer Dibceſe auch den Text, 
zur Predigt zu beſtimmen, wenn dieſes nicht zugleich vom 
Conſiſtorium geſchieht. b) Da die Catecheſe eines der 
wichtigſten Stücke des öffentlichen Unterrichtes iſt: fo 
haben die Superintendenten Sorge zu tragen, daß ſie in 
jeder Gemeinde fo oft und zweckmäßig als möglich einge⸗ 
richtet werde. Sie haben in dieſer Hinſicht das cateche— 
tiſche Talent eines jeden Predigers zu prüfen, ihm über 
die ſchicklichſte Art vorzugehen, Vorſchläge zu ertheilen, 
und zugleich dahin zu wirken, daß die Prediger nicht | 
allein im Bethhauſe unausgeſetzt jeden Sonntag oder, wo 
es ſein kann, auch an einem Wochentage öffentlich 
Catecheſe halten, ſondern auch die Schulen ihrer Gemein⸗ 
den fleißig beſuchen, die Jugend catechiſiren und den 
Schullehrern dazu Anleitung geben. Uiber dieſe beiden 
Arten des öffentlichen Religionsunterrichtes haben die 
Superintendenten e) noch eine dritte Art, die bibliſchen 
Vorleſungen einzuführen. Es müſſen nähmlich die 
Bücher der heiligen Schrift, beſonders des neuen Teſta- 
mentes der Gemeinde vom Prediger vorgeleſen, der 
Wortverſtand kurz und faßlich erklärt, und zur nützlichen 
und heilſamen Erbauung angewendet werden. Hierzu 
haben ſie den Predigern mit einer ſpeciellen Anleitung an 
die Hand zu gehen. d) Sie haben ferner darauf zu 
ſehen, daß die Prediger bei der Verwaltung der Tanfe 
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und des Abendmahles, bei der Unterweiſung der Confir⸗ 


manden, bei dem Beſuchen der Kranken mit Fleiß und 


Gewiſſenhaftigkeit ihrem Amte Genüge Teiftens von den 
Confirmanden insbeſondere ſich jährlich ein genaues Vers 
zeichniß mit Beiſetzung des Alters der Confirmirten geben 
zu laffen, und ſolches in ihre Berichte an das Conſiſtorium 
einzutücken. e) Haben fie genau zu erforſchen, ob die 
Prediger eine vollſtändige Sammlung von allen Toleranz» 
Verordnungen haben, und dieſelben genau befolgen; ob 
ſie bei Taufen, Trauungen und Sterbefällen dasjenige 
pünctlich beobachten, was allerhöchſten Ortes vorge— 
ſchrieben ift ; ob fie von dieſen Amtsvorfällen ein genaues 
Verzeichniß halten, und den Anwachs der Gemeinden 
richtig bemerken. f) Sie ſind endlich ſchuldig, wenn 
die Prediger in vorkommenden bedenklichen Amtsfällen 
Rath und Verhaltungsvorſchriften verlangen, dieſelben 
ungeſäumt nach ihrem beſten Vermögen zu ertheilen, wo 
fie aber ſelbſt nicht zu entſcheiden oder etwas zu beſtim⸗ 


men wagen, ſich ſogleich weiter bei dem Conſiſtorium 


Rathes zu erhohlen, wie dieſes alles ſchon früher beſtimmt 
war c). 2) Rückſichtlich des Lebenswandels der Prediger 
haben die Superintendenten nicht allein auf ihr ſittliches 
Betragen überhaupt, gegen die Glieder der Gemeinde und 
ihre Vorgeſetzte, ſondern auch auf ihr Verhalten gegen | 
andere Glaubensverwandte Bedacht zu nehmen. Es liegt 
ihnen deshalb ob, ſie dringend zu ermahnen, in allen 
Verhältniſſen durch ihren Wandel ein leuchtendes Beiſpiel 
zu geben. Sollte ein Prediger durch feine Lebens weiſe 
zu Aer gerniſſen Anlaß geben, oder aus blindem Religions— 
eifer und unduldſamer Geſinnung gegen die Glieder eine 
andern Kirchengeſellſchaft ſich vergehen: ſo ſollen ſie ihm 
zuerſt ernſtliche Ermahnungen und Verweiſe ertheilen, und 


c) Hofverord. v. 5. Nov. 1784, Hofd. v. 29. April 1785. 
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wenn keine Beſſerung erfolget, es dem Conſiſtotium und 
zugleich dem Kreisamte anzeigen. Die in dieſen Fällen 
angemeſſenen Strafen zu beſtimmen, kommt nur dem 
Conſiſtorium zu d). Die Superintendenten können ohne 
ausdrücklichen Auftrag des Conſiſtorium nicht weiter vor⸗ 
gehen, als, daß ſie bei wichtigen ärgerlichen Vergehungen 
im Nothfalle den Prediger vorläufig von der Ausübung 
ſeines Amtes ſuſpendiren. Da übrigens nicht bloß das 
Betragen des Predigers für ſeine Perſon, ſondern auch 
das ſeiner Familie auf den Zweck ſeines Amtes einen 
wichtigen Einfluß hat: ſo haben die Superintendenten 
die ihnen unterſtehenden Prediger auch zu ermahnen, auf 
den ordentlichen und anſtändigen Wandel ihrer Familien- 
glieder genaueſt zu ſehen, damit nicht durch deren tadel⸗ 
haftes und auffallendes Betragen der Gemeinde oder 
anderen Glaubensverwandten ein Aergerniß gegeben werde. 
3) Nachdem es zum Beſten der Religions ſache nothwendig 
iſt, daß die bereits im Amte ſtehenden Prediger in ihren 
Studien keinen Stillſtand machen, ſondern ſo viel ſie 
Zeit und Hülfsmittel haben, durch Vermehrung ihrer 
Kenntniſſe ſich immer brauchbarer und geſchickter für ihr 
Amt zu bilden ſuchen: ſo iſt es Pflicht der Superinten⸗ 
denten, hierzu Gelegenheit, Aufmunterung und Antrieb 
zu verſchaffen. Zu dem Ende ſollen ſie ihnen a) jährlich 
gewiſſe Theſes aus dem ganzen Umfange der theologiſchen 
Wiſſenſchaften mittheilen, über welche ſie bald längere, 
bald kürzere Abhandlungen an ſie einzuſchicken, und dabei 
auf ihr Gewiſſen zu verſichern haben, daß ſie ſolche ſelbſt 
abgefaſſet haben; b) die Fortſetzung des Studium und 
die wiſſenſchaftliche Beſchäftigung durch die Einrichtung 
einer Leſegeſellſchaft erleichtern, in welcher die beſten und 
brauchbarſten Schriften und Journale circuliren, und o) 


d) Conſiſt. Inſtruet. Art. XIII. 88. 1. 2. 
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ihnen an die Hand geben, daß ſie die Freiheit haben, 
Bemerkungen, Beobachtungen und Rathſchläge, die auf 
die zweckmäßigere Einrichtung des Kirchenweſens abzielen, 
mitzutheilen, welche, wenn ſie eine nähere Erwägung 
verdienen, dem Conſiſtorium vorzulegen find. 4) Rück- 
ſichtlich der Schullehrer haben fie ſich außer der genauen 
Aufſicht über ihren ſittlichen Lebens wandel bloß in 


Anſehung des Religionsunterrichtes die Uiberzeugung zu 


verſchaffen, daß ſie keine Lehrbücher nach ihrem Gutdünken 
einführen, ſondern das vorgeſchriebene dem Vortrage zum 
Grunde legen, und den Unterricht darnach zweckmäßig er— 
theilen, damit die Religion der Jugend nicht bloße Sache 
des Gedächtniſſes, ſondern des Verſtandes und Herzens 
werde. In Anſehung der übrigen Lehrgegenſtände und 
der Lehrmethode, hinſichtlich welcher die Schullehrer der 
Normal- Schuldirection unterſtehen, haben fie ſich, wenn 
ſie nicht ausdrücklich dazu beſtellet ſind, in eine Unter— 
ſuchung nicht einzulaſſen (§. 54.). Der Inſtruction 
zufolge ſollten ſie 5) auch noch bei dem Todesfalle eines 
Predigers Vorkehrung treffen, daß die Circular-Predigten 
und übrigen Miniſterial-Acte unter die benachbarten Pre— 
diger der Dibceſe bis zum Ablaufe der Witwengnadenzeit, 
falls nicht ſchon während ſolcher eine Beſetzung der Stelle 
erfolgte, ordentlich vertheilt und verrichtet, und hiervon 
den Pfarrern die Intimation, ſo wie dem Conſiſtorium 
die Anzeige gemacht würde; dann darauf ſehen, daß des 
verſtorbenen Pfarrers Witwe oder Kindern die Einkünfte 
der Gnadenzeit richtig und ohne eigenmächtige Verkürzung 
gereichet würden. Doch hierwegen iſt in den neuern Zeiten 
eine Einrichtung getroffen worden, womit dieſer Punct 
der Inſtruction nicht mehr ganz beſtehen kann, wie weiter 
unten (§. 33.) erhellen wird. 

III. Von der Aufſicht über die Verwaltung der 
Kirchengüter. Dieſe betrifft zum Theile die verwaltenden 


Perſonen, zum Theile die Art der Verwaltung. In 
erſter Beziehung haben die Superintendenten darauf zu 


ſehen, daß zur Verwaltung die von dem Geſetze (§. 57.) 


beſtimmten Kirchenväter gewählt und gehörig bevollmäch⸗ 


tiget werden, daß dieſe im Rechnungsfache erfahren ſind, 
und überhaupt die zu dieſem Amte erforderliche Geſchick— 
lichkeit beſitzen. In letzterer Beziehung liegt ihnen ob, 


darüber zu wachen, daß nach der gegebenen e 


verfahren, ordentlich Rechnung gelegt, zu jeder Ausgabe, 
die 25 fl. überſteigt, mittelſt des Conſiſtorium die Bewil⸗ 
ligung der Landesſtelle angeſucht, das Vermögen ſeiner 
Beſtimmung gemäß verwendet, und die Aechenes zäher 
in der gehörigen Much gehalten We are 


9. 21. 
Vorrechte der Superintendenten; 


Den Superintendenten bleibt der Gebrauch und 
die Ausübung aller Rechte vorbehalten, welche nach den 
Grundſätzen des proteſtantiſchen Kirchenrechtes mit ihrem 
Amte verbunden ſind. Dieſe ſind 1) das Examen der 
Candidaten zum Predigeramte, 2) die Ordination der 
Prediger, 3) die Inveſtitur oder Einführung derſelben, 
4) die Einweihung neuer Bethhäuſer, 5) die Viſitation a). 
Von den vier erſten wird ſchicklichet in dem folgenden 
Hauptſtücke bei der Lehre von den Paſtoren und den 
akatholiſchen Bethhäuſern, von dem letzten aber im fols 
genden Paragraphe ausführlich gehandelt werden. 


) Inſtruct. für Superintend. u. Senior. et. 1 „iM. 
und V. 
a) Angef. Inſtruct. Art. VI. 6. 1.“ 
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Insbeſondere in Abſicht auf die Kirchen⸗ 
Viſitation. 


Von der genauen Erfüllung aller das akatholiſche 
Kirchenweſen betreffenden Vorſchriften, ſo wie der 
Befolgung deſſen, was die Glaubens⸗Confeſſion mit ſich 
bringt, kann ſich nur durch örtliche Unterſuchung über— 
zeugt werden. Dieſe iſt deshalb auch den Superinten— 
denten zur Hauptpflicht gemacht, und dabei folgendes 
verordnet: 1) Jeder Superintendent muß wenigſtens eins 
mahl im Jahre im Nahmen des Conſiſtorium die Viſita— 
tion ſämmtlicher Bethhäuſer und Schulen feiner Diöcefe 
in loco vornehmen. Der Sweck derſelben iſt, zu unter: 
ſuchen, ob in den Kirchenbüchern, Kirchengeräthſchaften 
und dergleichen, Ordnung gehalten, ob und wie weit den 
in Schul und ſonſtigen Angelegenheiten beſtehenden 
allerhöchſten Verordnungen nachgelebt, und wie über— 
haupt die höchſten Landesgeſetze- gehalten werden. Dabei 
hat er Dinge von minderer Erheblichkeit mit Einwilli— 
gung der Parteien in Güte beizulegen; wichtige Sachen 


aber, fo wie Alles, was den statum publicum religio- 


nis exercitii betrifft, ad referendum zu nehmen, und 
darüber, ſo wie über die beigelegten Sachen an das 
Conſiſtorium einen der Wahrheit getreuen Bericht zu 
erſtatten. Dieſe alle Jahre abzuhaltende Viſitation iſt 
unerläßlich, und hat das Conſiſtorium ſtreng darauf zu 
ehen, daß ſich der Superintendent über ihre Vornahme 
ausweiſe 4). 2) Die Schullehrer unterliegen der Viſitation 
des Superintendenten nur in Rückſicht ihres ſittlichen 
Betragens und ihrer Pflichterfüllung; in Hinſicht auf 
das Lehramt unterſtehen fie der Landes- N eee 


a) Hofd. v. 9, Mürz 1816. 
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(§. 54.). 3) Wenn die Entfernung des Super⸗ 
intendenten von einigen Dibceſan » Gemeinden zu groß 
iſt, oder andere Umſtände es unmöglich machen, daß er 
ſelbſt in loco viſitire: ſo kann er die Viſitation dem 
Senior übertragen, der ſie dann in ſeinem Nahmen und 
Auftrage vorzunehmen, und ihm darüber einen ausführ⸗ 
lichen Bericht abzuſtatten hat. 4) Die allgemeine Kirchen⸗ 
Viſitation muß vorher angezeigt werden. 5) Wo zwei 
Mutterkirchen, oder eine Mutter- und eine Filial⸗Kirche 
verbunden, nur einen Paſtor haben, da wird die Viſitation 
entweder im Orte der Mutterkirche, oder an dem 
Orte, wo der Paſtor ſeine beſtändige Wohnung hat, 
gehalten. 6) Die Gemeinde, welche viſitirt wird, muß 
den Superintendenten der Gelegenheit wegen ſchadlos 
halten. 7) Bei der Viſitation kann der Prediger eine 
Predigt über den ihm von dem Superintendenten auf⸗ 
gegebenen Text halten, und nach derſelben mit der Jugend 
eine Catechiſation vornehmen; doch hat bei ſolcher 
auch der Superintendent Fragen an die Jugend zu ſtellen. 
8) Nach vollendetem Gottesdienſte ſtehet es dem 
Patrone und reſpective den Gemeinden frei, das, was 
ſie gegen den Paſtor oder Schullehrer anzuzeigen haben, 
vorzutragen, ſo wie auch letztere gegen erſtere ihre 
Beſchwerden vorbringen können. Der Superintendent hat 
das Erhebliche zu unterſuchen, und wo möglich beizule⸗ 
gen, ſonſt aber an das Conſiſtorium zu berichten. So⸗ 
dann hat der Superintendent 9) in Gegenwart des 
Patrons oder der Gemeinde-Aelteſten das Bethhaus und 
deſſen anderweitige Gebäude, die Kirchenbücher, Taufe, 
Trau⸗ und Todten⸗Regiſter in Augenſchein zu nehmen, 
und mit ihnen zu überlegen, wie das Schadhafte verbeſſert 
werden kann, und ſolches zu Protokoll zu bringen. 
Nicht minder hat er das Vermögen des Bethhauſes 
und deſſen Rechnungen einzuſehen, und ſeine Bemerkungen 


EEE ²˙ A ² ²˙ A ˙ m- . ²— ] u 


1111 


daruber ebenfalls dem Protokolle beizufügen, welches 
er an das Conſiſtorium abzugeben hat. 10) Vor⸗ 
züglich hat er aber darauf zu ſehen, daß der Gottes⸗ 
dienſt und alle Kirchengebräuche nach Vorſchrift und 
eingeführter Ordnung zur gehörigen Zeit und Stunde mit 
erforderlicher Andacht, und zur wahren Erbauung der 
Gemeinde und anderer Anweſenden gehalten werden. 
11) Sollte er bei der, Bifitation wahrnehmen oder ſichere 
Kunde erhalten, daß ein oder der andere Kaſſehalter ſich 
Nachläſſigkeit, Unordnung oder wohl gar Unterſchleif zu 
Schulden kommen laſſe: ſo hat er ſolches ungeſäumt 
anzuzeigen, worauf das Conſiſtorium die nöthige Vorkeh— 
rung zu treffen nicht ermangeln wird. 12) Für ſeine 
Bemühung kommen dem Superintendenten, wo nur ein 
Bethhaus zu viſitiren iſt, 3 fl. aus dem Kirchen- Aerario: 
wo aber mehrere Bethhäuſer unter einander combinirt find, 
5 fl. zu entrichten. 13) Endlich hat der viſitirende 
Superintendent darauf zu ſehen, daß er bei denjenigen Beth—⸗ 
häuſern, wo die Gemeinden das jus patronatus haben 
und ausüben, einen Beamten oder Deputirten von Seite 
der betreffenden Grundobrigkeit zu allen hier bemerkten 
Viſitations-Acten beiziehe, und daß es geſchehen ſei, das 
gegenwärtig geweſene obrigkeitliche Individuum in ſeinem 
Protokolle mit Nahmen bemerke, nicht minder anführe, 
ob und was obrigkeitlicherſeits aus Gelegenheit der 
Viſitation vorgebracht worden iſt. 

Um in die Viſitation Gleichförmigkeit zu bringen: 
fo find rückſichtlich der einzelnen Puncte, worauf fie ſich 
erſtrecken ſoll, dem Viſitator folgende Fragen vorgelegt, 
welche er zum Theile in den zwei jährlich einzubringenden 
Standes- Tabellen, in wie fern aber dafür in dieſen 
keine Rubrik enthalten iſt, in dem Viſitations-Berichte 
zu beantworten hat, der deshalb halbbrüchig eingerichtet 
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werden muß, damit auf einer Seite die Frogen, auf der 
andern die Antworten vorkommen, und zwar: 

I. Ueber die Anzahl der Gemeinden, Bethhäufer 
und Prediger, über die Stärke der Gemeinden, ihren 
Zuwachs öder ihre Abnahme und die Vermögensumſtände 
im Allgemeinen: 1) Wie viel Gemeinden befinden ſich 
in der Dibceſe? 2) Sind neue entftanden und wo? 
3) Wie viele Bethhäuſer hat jede Gemeinde? 4) Wie 
viele Familien enthält jede Gemeinde? 5) Wie viele 
und welche Dorfſchaften gehören zu der Gemeinde, wie 
weit ſind ſie von dem Bethhauſe entfernt? 6) Wie viele 
Prediger hat jede Gemeinde? Deren Nahmen, Alter, 
Geburt „und ob fie verheirathet find? 7) Wie viele 
Schulen ſind in jeder Gemeinde? 8) Welche ſind die Schul⸗ 
lehrer, ihre Nahmen, Geburtsort, Alter und wo ſie den 
Normal⸗Unterricht erhalten haben? 9) Sind die beſtehenden 
Schulen hinlänglich, oder müſſen mehrere errichtet 
werden? 10) Von wem wird das Patronats-Recht aus⸗ 
geübt? 11) Aus welchen Quellen werden die Bethhäuſer 
und Schulen, Prediger und Schullehrer und andere kirch— 
liche Anſtalten unterhalten? 

II. ueber die öffentliche Religionsübung und den 
Gottesdienſt überhaupt: 1) Ob der Prediger den 
öffentlichen Religionsunterricht nach dem Inhalte der 
heiligen Schrift und der damit überein ſtimmenden ſymboli⸗ 


ſchen Bücher der Confeſſion ertheile, ſich aller unnützen 


Grübeleien, alles Polemiſirens enthalte, und die Glau— 
benslehren und Lebenspflichten des Chriſtenthums ohne 
unverſtändliche Terminologie in einer allgemein faßlichen 
Sprache vortrage? 2) Ob der Prediger ſich a) in Anſe— 
hung der Texte zu ſeinen Predigten, b) in Anſehung der 
Taufe und des Abendmahls genau nach der eingeführten 
Liturgie und Kirchen Agende richte? 3) Ob, wie 
oft und wo er Catechiſationen halte? 4) Ob in Anſehung 
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der äußerlichen Religlonsübungen die durch die Tos 
leranz - Verordnungen beſtimmten Gränzen genau beob— 
achtet werden? 5) Ob in einer Gemeinde Privat- 
Verſammlungen unter dem Vorwande einer größeren 
Erbauung Statt finden? 6) Ob ſich Perſonen in der 
Gemeinde finden, die Zerrüttung und Aergerniß anrichten, 
Verächter und Läſterer der Religion ſind? 7) Ob die 
Gemeinde im Bethhauſe dem Geſange mit beiwohne, und 
— dazu zur rechten Zeit einſtelle? 8) Ob und aus wel— 
chem Grunde eine Gemeinde ſich dem Gebrauche neuer 
Kirchenlieder widerſetze? 9) Ob ſich bei der Gemeinde 
eine Sammlung aller Toleranz = Verordnungen befinde? 
III. ueber die Prediger, deren Amtsführung und 
Wandel: 1) Wie ſind die öffentlichen Vorträge des Pre— 
digers beſchaffen? ſetzt er fie auch wirklich auf? 2) Wel⸗ 
che Prediger haben dem Superintendenten Predigten 
eingeſchickt, und von welcher Beſchaffenheit waren dieſelben? 
3) Wie weit beſitzt der Prediger die Gabe zu catechiſi— 
ren? welcher Methode folgt er darinnen? was legt er 
dabei zum Grunde? 4) Hält er bibliſche Vorleſungen? 
wie und auf welche Art? 5) Wie lange bereitet er die 
Catechumenen zur Confirmation vor? welches iſt die 
Anzahl der Confirmirten? 6) Werden die Tauf-, Trauungs⸗ 
und Sterberegiſter ordentlich gehalten, und wird alles 
beobachtet, was die allerhöchſten Verordnungen dabei vor⸗ 
ſchreiben? 7) Hält der Prediger ein Currenden-Buch, in 
welches alle Verordnungen in extenso eingetragen wer— 
den? 8) Wie iſt der Lebenswandel des Predigers, dann 
ſein Betragen gegen die Gemeindeglieder und gegen die 
Glieder einer andern Geſellſchaft beſchaffen? 9) Führt 
auch ſeine Familie einen untadelhaften Wandel? 10) Wie 
iſt der Privat-Fleiß des Predigers in Anſehung der Forts 
ſetzung ſeines Studium beſchaffen? welche Proben hat er 
davon gegeben? 11) Wie weit iſt der Vorſchlag zu einer 
E 
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Leſegeſellſchaft unter den Predigern ausgeführt ? 12) Er⸗ 
hält der Prediger ſeine beſtimmte Beſoldung ordentlich? 
13) Wenn durch den Tod eines Predigers eine Vacanz 
entſtanden iſt, find die Anıtsgefchäfte während derſelben 
von den übrigen Predigern gehörig beſorget worden? 
14) Hat die etwa vorhandene Witwe die ihr zukommende | 
Gnadenzeit richtig erhalten? 

IV. Ueber die Schulen und Schullehrer: 1) Wird 
die Schule vom Schullehrer zur geſetzten Zeit und in 
gehöriger Ordnung gehalten? 2) Ertheilt der Schullehrer 
den Religionsunterricht nach dem vorgeſchriebenen Lehr— 
buche? 3) Wie iſt ſein donum docendi beſchaffen? 
4) Werden die Kinder von den Eltern ordentlich zur 
Schule verhalten? 5) Hält der Schulmeiſter über ſeine 
Schule eine Conduit-Liſte? 6) Erhält der Schulmeiſter 
ordentlich ſeinen beſtimmten Gehalt und Schuldgeld? 
7) Treibt der Schulmeiſter nebenbei eine Handthierung, 
die nachtheiligen Einfluß auf ſein Amt hat? 8) Wie iſt 
der Lebenswandel des Schullehrers, ſein Betragen gegen 
den Prediger und die Gemeinde, wie das Betragen ſeiner 
Familie beſchaffen? 9) Werden die Schulen vom Pres 
diger oft beſucht? 

V. ueber die Senioren: 1) Wie viel ſind Senioren 
us wo? 2) Wie verhalten fie fich gegen den Superin⸗ 
tendenten, gegen die Prediger und gegen die Obrigkeiten? 
3) Statten ſie gehörig und genau die ee Be⸗ 
richte ab? 

VI. Ueber die Verwaltung der Kirchengüter: 
1) Von welchen Perſonen werden die Ausgaben und 
Rechnungen des Kirchenweſens beſorget? haben ſie die zu 
dieſem Amte erforderliche Geſchicklichkeit? 2) In welchem 
Zuſtande ſind die Bethhäuſer, Predigerwohnungen und 
Schulgebäude? 3) Sind die Rechnungen gehörig an die 
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Landesſtelle abgegeben worden? 4) Werden die Kirchen⸗ 
ſtühle vermiethet? auf welche Art und zu welchen 
Preiſen? N 
VII. Ueber beſondere Amtsvorfälle der Superin— 
tendenten und andere Puncte: 1) Ob ſie Candidaten der 
Theologie pro licenlia concionandi examinirt haben, 
und welche? 2) Ob ſie in ihrer Dibceſe Prediger ordinirt 
haben, und welche? 3) Ob ſie in ihrer Dibceſe Prediger 
inſtallirt haben, und welche? 4) Ob fie in ihrer Dibceeſe 
Schullehrer geprüft und eingeführt haben, und welche? 
5) Ob ſie neue Bethhäuſer eingeweihet haben, und wo? 
6) Ob ſie Streitigkeiten bei der Viſitation gütlich ver— 
glichen haben, und auf welche. Art? 7) Ob die Gemeinden 
den Superintendenten wegen der Gelegenheit ſchadlos 
gehalten, und ihm die für ſeine Bemühung beſtimmte 
Gebühr gehörig entrichtet haben? 8) Welches Individuum 
von Seite der Grundobrigkeit bei der ebe zugegen 
er iſt WA 220 


9. 23. 
Senioren. 


Den Superintendenten ſind zur Hülfeleiſtung in 
der Infpection ihrer Dibceſe die Senioren beigegeben. 
Dieſe ſind Geiſtliche, welche unmittelbar die Seelſorge 
einer proteſtantiſchen Gemeinde auf ſich haben, zugleich 
aber mehrere ihnen beſonders zugewieſene Gemeinden in 
einer Unterordnung gegen den Superintendenten inſpiciren, 
und bei zu weiter Entfernung der Superintendenten von 
ihrer Dibceſe auch deren Stelle ganz vertreten. Nur der 
für den Diſtrict von Galizien aufgeftellte Senior der 


6) Inſtruct. 1 Superintend. u. Senior, Art. VI. 88. ige, 
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Helvetiſchen Confeſſion macht die Ausnahme, daß er keinen 
Superintendenten über ſich hat, ſondern geraden mit a 
Conſiſtorium correſpondirt. 

Nach der allerhöchſten Vorſchrif ſollten, wo Per 
Gemeinden in einer Didcefe beſtehen, je zehen Gemeinden 
ihren eigenen Senior haben a). Gegenwärtig beſtehen in 
den Deutſch-Oeſterreichiſchen Provinzen von der Augs⸗ 
burgiſchen Confeſſion für die Dibceſe von Nieder-Oeſterreich, 


Steyermark, Illyrien und Venedig 1, für Ober⸗ 


Oeſterreich 1, für Böhmen 2, für Mähren und Schleſien 2, 
für Galizien 3; von der Helvetiſchen Confeſſion für Böh⸗ 
men 2 und für Mähren 2 Senioren. Nieder-Oeſterreich und 
Galizien haben eben keinen. In Ungarn ſind von der 
Augsburgiſchen Confeſſion in dem Bezirke dieſſeits der 
Donau 8, jenſeits der Donau 12, in dem Bezirke der 
Bergſtädte 7, in dem Bezirke der Theis 8; von der 
Helvetiſchen Confeſſion in jedem der drei Bezirke dieſſeits 
und jenſeits der Donau, dann dieſſeits der Theis 8, in 
dem Bezirke jenſeits der Theis 13; endlich in Sieben⸗ 
bürgen von der Augsburgiſchen Confeſſion 14, von der 
Helvetiſchen Confeſſion 16 Senioren angeſtellt. 

Die Beſtellung der Senioren geht unter der Leitung 
des Superintendenten vor ſich. Dieſer hat zu dem Ende 
aus feinen Predigern die tüchtigſten Subjecte dem Conſis— 
ſtorium vorzuſchlagen, und das Conſiſtorium die getroffene 
Auswahl der Landesſtelle zur Beſtätigung anzuzeigen, die 
Landesſtelle aber die Beſtätigten der Hofſtelle zur Wiſſen— 
ſchaft bekannt zu machen 5). Sie ſchwören denſelben 
Eid, welchen die Superintendenten abzulegen haben, num 


dırt 
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a) Hofverord, v. 6. Nov. 1784 u. Inftruct, für Super⸗ 
intend, u. Senior. Art. IV. 
5) Hofverord. v. 6. Nov. 1784 u. angef. Inſtruct, 
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aber nicht bei der Landesſtelle, ſondern bei dem nächſten 
Kreisamte in die Hände des von der Landesſtelle in ihrem 
Nahmen dazu eigens delegirten Kreishauptmangs c). 
f Die Senioren führen ihr Amt unter der Leitung der 
Superintendenten. Sie bringen die erhaltenen Aufträge 
über das Kirchenweſen in Vollzug, und machen die ihnen 
von dem Superintendenten zugeſchickten Verordnungen und 
Publicanda den Paſtoren bekannt. An ſie wenden ſich 
auch die Prediger und Gemeinden zuerſt, und ſtellen ihnen 
ihr Anbringen bei dem Superintendenten und Conſiſtorium 
zu. Sie führen nach Auftrag des Superintendenten die 
genaue Inſpection über den Wandel und die Amtstreue 
der Prediger und Schullehrer und die Kirchenzucht über— 
haupt, und erſtatten in allen dieſen Fällen an den Super⸗ 
intendenten Bericht ab, ſo wie ſie auch halbjährig eine 
genaue Ueberſicht von dem Zuſtande aller einzelnen 
Gemeinden nach einem beſtimmten Formulare einſchicken, 
woraus der Superintendent ſeinen Amtsbericht an das 
Conſiſtorium macht d). Im Falle endlich der Super— 
intendent durch unabänderliche Hinderniſſe abgehalten, ſeine 
Dibceſe ſelbſt zu viſitiren nicht vermag: fo haben dieſes 
in ſeinem Nahmen und Vollmacht die Senioren zu thun. 
Dagegen iſt der Superintendent verpflichtet, die Senioren 
in allen dem zu inſtruiren, was zur Erhaltung einer 
guten Ordnung in den Bethhäuſern und Schulen erfors 
derlich iſt, ihnen daher 1) alle ihm zugeſtellten, das 
Kirchenweſen betreffenden, landesherrlichen Befehle zuzu— 
ſtellen, ſo wie 2) die vom Conſiſtorium gemachten Ver— 
fügungen bekannt zu machen; 3) ſie mit Rath und Unter⸗ 
richt auf alle Weiſe zu unterſtützen, und die von ihnen 
7 \ 


e) Hofd. v. 11. Sept. 1806. 
Need Hofd. v. 29. April 1785 u. angef. Inſtruct. 
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vorgebrachten Anſuchen an die gehörige Stelle zu beför⸗ 
dern, und mit feinem Berichte zu begleiten; 4) darauf 
zu halten, daß ihnen von den Predigern die gebührende 
Folgſamkeit geleiſtet werde, und zu dem Ende das An⸗ 
ſehen ihres Amtes auf das ſorgfältigſte zu unterſtützen. 


— 


Von der Adminiſtrirung der Seelſorge. 
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§. 24. 


Welche Perſonen ſich mit der Seelſorge für die 
Akatholiken zu befaſſen haben. 


Die Seelſorge der Akatholiken wird auf eine doppelte 
Art verſehen, ordentlich und aushülfsweiſe. Die ordent- 
lichen und eigentlichen Adminiſtratoren der Seelſorge ſind 
als nächſte und unmittelbare geiſtlichen Vorſtände der eins 
zelnen proteſtantiſchen Gemeinden die Paſtoren (Pre— 
diger, Pfarrer), welche mit der Gemeinde von 
gleicher Confeſſion ſind. Aushülfsweiſe, außer der Ordnung 
verſehen ſie die Paſtoren der andern prote⸗ 
ſtantiſchen Confeſſion, die katholiſchen 
Seelſ orger, und rückſichtlich gewiſſer religibſer Fune⸗ 
tionen der akatholiſche Schulmeiſter. Hier 
wird der Ordnung nach zunächſt von jenen Perfonen 
gehandelt, welche alle ſeelſorgerlichen Verrichtungen auf ſich 
haben, oder auf ſich nehmen können. Von dem afathos 
liſchen Schulmeiſter wird an ſeinem Orte und bei 
denjenigen Functionen Erwähnung geſchehen, deren Vor— 
nahme ihm beſonders erlaubt iſt. 


MN, RR 
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Anſtellung der Paſtoren. MEN 

5 
Das Recht der Anſtellung der Paſtoren gründet 
ſich im Toleranz = Gefege. Nach dieſem wurde den Aka— 
tholiken die Freiheit zu Theil, einen Paſtor da anzuſtellen, 
wo hundert Familien oder fünf hundert Perſonen 0 zu 

8 geduldeten Religion bekennen 4). 

Die Paſtoren durften Anfangs nur aus Wogen 
50 Teſchniſchen Gebiethe genommen werden 5). 
Als jedoch von hieraus mit dem erforderlichen Bedarfe 
nicht gehörig vorgeſorgt werden konnte: ſo wurde erlaubt, 
daß mit Zulaſſung der Landesſtelle auch fremde Paſtoren 
aus dem Reiche, nicht aber aus Sachſen oder Preußiſch⸗ 
Schleſien, und noch weniger aus der Herrenhuter— 
Gemeinde c) angenommen werden könnten, wenn ſie von 
einem Teſchniſchen oder Ungariſchen Superintendenten 
ein Zeugniß ihrer Fähigkeit und ihres Lebenswandels bei— 
brächten dd). Inländiſche, der Augsburgiſchen oder 
Helvetiſchen Confeſſion zugethane theologiſche Studierende, 
welche in Oeſterreich Paſtoren zu werden wünſchten, ſollten, 
da hier für ſie noch keine eigene Lehranſtalt errichtet war, 
ihre Ausbildung in den theologiſchen Studien zwar im 
Auslande zu ſuchen befugt fein, allein bloß unter nach— 
folgenden Bedingungen: 1) Als auswärtige Univerſitäten, 
auf welchen zu ſtudieren frei ſtände, ſollten nur die vier 
Unirerſitäten, Göttingen, Wittenberg, Leipzig und 
Tübingen beſtimmt ſein; wozu für die Theologen Helvetiſcher 


a) Hofd, v. 31. Jan. u. 9. Febr. 1782 5. 4. 

5) Ebend. 

e) Hofd. v. 10. März 1782. 

d) Hofd. v. 6. u. 13. März 1782, Hofberord. v. 6. Nov. 
1784. 
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Confeſſion noch die Univerſitäten Marburg und Jena 
gekommen find e). 2) Die Erlaubniß, auf einer dieſer 


ſechs Univerſitäten zu ſtudieren, ſollte nur auf diejenigen 
Individuen beſchränkt werden, welche ſich über ihre 
Sitten und untadelhaften Lebenswandel durch Zeugniſſe der 
Lehrer und Superintendenten auszuweiſen im Stande 
wären. 3) Jeder Studierende ſollte während der Dauer 
ſeiner Studien nach jedem halben Jahre die Zeugniſſe 


des dortigen Studien- Rectorats über feinen Fortgang 
Hund Sitten an die Landesſtelle einſchicken. 4) Im Falle 


einer den ihm angewieſenen Ort aus wichtigen Urſachen 
ändern müßte, ſo ſollte er darüber vorläufig die Einwilli— 
gung der Landesſtelle einhohlen, widrigenfalls bei ſeiner 
Rückkehr zur Seelſorge für unfähig erklärt werden 7). 
Später wurde, als nochmahls ein Mangel an Candidaten 


zu den Paſtoraten für die Augsburgiſchen Confeſſions⸗ 
Verwandten entſtanden war, die Weiſung ertheilt, daß, 


da die höchſte Meinung dahin ging, in Hinkunft keine 
Paſtoren aus dem Auslande mehr zu berufen, die Glaubens- 
genoſſen des Augsburgiſchen Bekenntniſſes durch die 
Superintendenten angeeifert werden ſollten, damit ſie 
durch Beiträge oder Stiftungen zu einer eigenen inländi— 


ſchen akatholiſchen Lehranſtalt den Fond zuſammen brächten; 
wenn jedoch in der Zwiſchenzeit, bis im Lande ein hinläng⸗ 


licher Nachzügel an Paſtoren gebildet ſein würde, die 
Alternative einträte, ein oder das andere Paſtorat entweder 
gar nicht, oder nur mit einem fremden Individuum beſetzen 
zu können, und die Unmöglichkeit, einen dazu geeigneten 
Inländer aufzufinden, wirklich nachgewieſen würde, als—⸗ 


dann auch aus dem Auslande ein Paſtor unter Anwendung 


e) Hoft. o. 16. Sept. 1800, 
) Hofd. v. 2. Febr. 1800, 


aller möglichen Vorſicht einberufen werden kennte g), wobei 
es zugleich von der Ausſchlieſſung der Paſtoren aus Sachſen 
und Schleſien abzukommen hätte, nachdem die Umſtände, 
welche jene Ausſchlieſſung im Jahre 1782 nothwendig 
machten, längſt geändert wären A). Allein dieſes hat 

gegenwärtig ebenfalls zu verbinden aufgehört, ſeit dem fut 
die Bildung hinlänglicher Paſtoren aus Oeſterreichiſchen 
Landeskindern in Oeſterreich ſo zweckmäßig vorgeſehen iſt, 
daß es der N auswärtiger Candidaten nicht ba 
mehr bedürfen wird. 


iert 18.26. 
Bildung derſelben. 

Der erſte Grund zur Bildung kuͤnftiger Paſtoren 
für die akatholiſchen Kirchen Augsburgiſcher und Helvetiſcher 
Confeſſion in den Oeſterreichiſchen Staaten, wurde durch 
die Organiſirung der zu Teſchen ſchon beſtandenen afatho, 
liſchen Schulanſtalt zu einem akatholiſchen Gymnaſium 
gelegt. Dieſe beſtand darin, daß außer einer die Gegen⸗ 
ftände der Volksſchulen umfaffen den Vorbereitungs- Claſſe, 
ſechs Claſſ. en eingerichtet wurden, nähmlich zwei Ele⸗ 
mentar⸗Claſſen, jede von zwei Jahr- Curſen, eine 
grammatiſche, dann eine ſyntactiſche Claſſe, jede eben 
falls von zwei Jahr ⸗Curſen, eine rhetoriſch - poetiſche 
Claſſe, auch von zwei Jahr-Curſen, endlich eine philo— 
ſophiſch » theologifche Claſſe von drei Jahrgängen a). 
Dabei wurde ein Alumnat auf zwanzig Zöglinge errichtet, 
von denen zehen unentgeldlich „ zehen aber gegen geringe f 
Beträge verpflegt wurden, wozu die ſämmtlichen Gemein⸗ 
den des Augsburgiſchen Bekenntniſſes mit einem jährlichen 


g) Hofd. v. 4. April 1805. 
*) Hofd. v. 29. Juli 1812. 
„) Studien» Hofd. v. 17. April 1812. 
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Beitrage, und zwar die Gemeinden zu Wien, Prag und 
Lemberg mit 25 fl., jene der kleinen Städte mit 15 fl., 
und die Gemeinden der Flecken und Dörfer mit 10 fl. 
durch einige Jahre zu concurriren hatten )). Auf dem 
Grunde dieſer neuen Lehranſtalt, welche mit Anfange des 
Schuljahres 1814 ins Leben trat, wurde ſchleunig fort— 
geſchritten, und fo kam ſchon im Jahre 1821 jenes protes 
ſtantiſch⸗ theologiſche Studium in Wien zu Stande, 
durch welches ſich K. Franz um die akatholiſche Kirche 
ewig verherrlichet hat. Die nähern Beſtimmungen dieſes 
Studium beſtehen in folgenden: 

a 1) Zum Eintritte in das proteſtantiſche tzeologiſche 
Studium find die Gymnaſial⸗Studien nebſt einem voll» 
ſtändigen Curſe der philoſophiſchen Wiſſenſchaften, dann 
Sprachkenntniſſe, und zwar eine genauere wiſſenſchaftliche 
Kenntniß von der Mutterſprache, ſo wie von der deutſchen 
und lateiniſchen, ferner ſo viel Kenntniß von der griechiſchen 
Sprache, als nöthig iſt, um einen leichten Auctor in 
dieſer Sprache und das neue Teſtament grammatiſch zu 
verſtehen, endlich die Elemente der hebräiſchen Sprache 
erforderlich. 

2) Die beſtimmten hic und die dafür be 
meſſenen Zeiträume ſind nachſtehende: a) ein einjähriger 
theologiſcher Curs für die griechiſche und hebräiſche 
Sprache, als Vorbereitung zum Studium der Exegeſe; 
b) Einleitung in die Schriften des alten und neuen 
Bundes in einem halbjährigen Curſe, e) Exegeſe in einem 
anderthalbjährigen Curſe; d) Dogmatik in Verbindung. 

mit der Dogmen ⸗Geſchichte und berückſichtigender Erklä— 
rung der ſymboliſchen Bücher jeder Confeſſion, in einem 
wc e ; 0 theologiſche Moral in einem 


5) Hofd. v. 14. Mai 1812, 8. Sul 1813 u. 1. gebr. 
1816. 
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einjährigen Curſe; f) Kirchengeſchichte in einem andert— 
halbjährigen Curſe; g) Paſtoral-Theologie mit Inbegriff 
der Homiletik in einem einjährigen Curſe; 1) Kirchenrecht; 
endlich j) Anleitung zum mündlichen und ſchriftlichen 
Vortrage, durch die ganze Dauer des theologiſchen Curſes. 
3) Die Lehrfächer können Individuen dieſer oder 
jener Confeſſion anvertraut werden; nur für die Dogmatik 
und für die Exegeſe werden zwei Lehrkanzeln bewilligt. 
4) Die angeführten neun Lehrfächer lehren ſieben 
Profeſſoren, nähmlich a) zwei Profeſſoren die Exegeſe, 
- einer von der Augsburgiſchen, der andere von der 
Helvetiſchen Confeſſion, welche zugleich den philoſophiſchen 
Curs und die Einleitung des alten und neuen Bundes 
vortragen; b) ein Profeſſor die Dogmatik Augsburgiſcher 
Confeſſion; c) ein Profeſſor die Dogmatik Helvetiſcher 
Confeſſion; d) ein Profeſſor die theologiſche Moral ;- 
e) ein Profeſſor die Kirchengeſchichte und das Kirchenrecht; 
1) ein Profeſſor die Paſtoral-Theologie mit Inbegriff 
der Homiletik. Die Anleitung zum mündlichen und 
ſchriftlichen Vortrage wird denjenigen Profeſſoren nach 
Maßgabe ihrer Kenntniß der Landesſprache übertragen, wel⸗ 
che hierzu vorzüglich geſchickt, und minder beſchäftiget ſind. 
5) Die Dauer des theologiſchen Studium iſt auf 
drei Jahre beſchränkt. Die Schüler haben nach der unten 
folgenden Ordnung täglich im erſten Jahre abwechſelnd 
drei und vier Stunden, im zweiten abwechſelnd vier und 
fünf Stunden, und im dritten Jahre drei Stunden 
Collegien zu hören. Auf die Profeſſoren fallen täglich 
und zwar auf die der Exegeſe drei, und jene der Dogmatik 
und Kirchengeſchichte zwei, und auf jene der Moral und 
Paſtoral-Theologie eine Stunde. Einem der beiden 
letztern kann die Leitung der practiſchen Uibungen über: 
tragen werden. | | 


ei 
ie 
22 

8 


1 


0 


— 7 ie 


6) In Rückſicht auf die Vorleſebuͤcher iſt vorläufig 
bloß darauf zu ſehen, daß ſie überhaupt, bei dem Lehrfache 
der Dogmatik aber beſonders ſehr vorſichtig gewählt werden. 

7) Die unmittelbare Leitung iſt einem eigenen 
Director anvertraut; die weitere Aufſicht über das 
Ganze aber von dem Conſiſtorium beider Confeſſionen 
zu fuhren. Die Regierung iſt als die Mittelbehörde 
zwiſchen dem Conſiſtorium und der Studien-Hof-Com— 
miſſion anzuſehen. Das Conſiſtorium hat daher feine 
Berichte an die Studien-Hof-Commiſſion durch die 
Regierung, und der Director an die Regierung durch das 
Conſiſtorium abzugeben ). 

8) Jeder Lehrer hat nur über die ihm zugewieſenen 
Lehrfächer und nach der unten folgenden Ordnung die 
Vorleſungen zu geben; die Studierenden aber haben ſich 


in Hinſicht auf Ordnung und Zeit genau an die Bor: 


ſchriften zu halten, welche für die Vorleſungen und die 


Vollendung des ganzen Studium feſtgeſetzt ſind. Auch 


müſſen die allgemein vorgeſchriebenen Semeſtral⸗Prüfungen 
Statt finden; eigene Prüfungs-Commiſſäre werden jedoch 
dazu nicht aufgeſtellt d). | | 

9) Die Lehrkanzeln find mit bekannten inländifchen 
vorzüglichen Theologen zu beſetzen. 

10) Sur Abhaltung der Vorleſungen iſt wo möglich 
fin der Nähe der proteſtantiſchen Bethhäuſer eine ange— 
meſſene Ubication zu miethen. 

11) Als jährliche Beſoldungen und rückſichtlich 
Zulagen bewilligen Se. Majeſtät für jeden der zwei 
Profeſſoren der Exegeſe 1200 fl., zuſammen 2400 fl.: 
für jeden der zwei Profeſſoren der Dogmatik, dann fur 
den Profeſſor der Kirchengeſchichte und des Kirchenrechts 
a Ze 
e) Stud. Hofd. v. 25, Nov. 1820 lit. a, 
d) Ebend. lit. h. 
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900 fl., zuſammen 2700 fl.; für den Profeſſor der Moral 
und jenen der Paſtoral 600 fl., zuſammen 1200 fl.; für 
den Unterricht im mündlichen und ſchriftlichen Vortrage 
eine Zulage von 300 fl., und da dieſer Unterricht wegen 


Verſchiedenheit der Landesſprachen wenigſtens von zwei 


Profeſſoren gegeben werden muß, 600 fl.; für die Leitung 
des theologiſchen Studium eine Zulage von 150 fl. in 
Summa 7500 fl. 


Die Gegenſtände und Ordnung der eee 


ſind: J. Jahr: Erſtes Semeſter, 1) griechiſche und 
hebräiſche Philologie täglich eine Stunde; 2) Einleitung 


in das alte und neue Teſtament täglich eine Stunde; 


3) Kirchengeſchichte täglich eine Stunde; 4) Anleitung 


zum mündlichen und ſchriftlichen Vortrage täglich eine 
Stunde. Zweites Semeſter, 1) Fortſetzung der philolo⸗ 
giſchen Studien täglich eine Stunde: 2) Exegeſe des 
neuen Teſtaments täglich eine Stunde; 3) Kirchen- 


geſchichte täglich eine Stunde; 4) fortgeſetzte Anleitung 


zum mündlichen und ſchriftlichen Vortrage täglich eine 
Stunde. II. Jahr: Erſtes Semeſter, 1) Fortſetzung der 
Exegeſe des neuen Teſtaments täglich eine Stunde: 2) 


Dogmatik täglich zwei Stunden; 3) Moral täglich eine 


Stunde; 4) fortgeſetzte Anleitung zum mündlichen und 


ſchriftlichen Vortrage wöchentlich zwei Stunden. Zweites 
Semeſter, 1) Exegeſe des alten Teſtaments täglich eine 
Stunde; 2) Dogmatik täglich zwei Stunden; 3) Moral 
täglich eine Stunde; 4) fertgeſetzte Anleitung zum 


mündlichen und ſchriftlichen Vortrage wöchentlich zwei 


Stunden. III. Jahr: Erſtes Semeſter, 1) Fortſetzung 
der eine bis auf die neueſten Seiten täglich 
eine Stunde; 2) Homiletik täglich eine Stunde; 3) 


Anleitung zu practiſchen homiletiſchen und catechetiſchen 


Uibungen täglich eine Stunde. Zweites Semeſter, 1) 
Kirchenrecht täglich eine Stunde; 2) die übrigen Theile 


* 


0 
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der Paftoral» Theologie täglich eine Stunde; 3) Fort⸗ 
ſetzung der practiſchen Uibungen in der Homiletik und 
Catechetik täglich eine Stunde e). 

Die Sprache, in welcher der Vortrag zu halten 
iſt, iſt bei den Lehrfächern, welche für die Zöglinge der 
beiden Confeſſionen gemeinſchaftlich, oder für die der 
Augsburgiſchen Confeſſion allein beſtimmt find, die deutfche: 
In der lateiniſchen Sprache werden bloß die Exegeſe und 
die Dogmatik für die Zöglinge der e een Confeſſion 


vorgetragen F). 


Die wirkliche Eröffnung dieſer neuen theologiſchen 
Lehranſtalt erfolgte mit dem 2. April 1821, wo ſelbſt 
das erſte Curs-Jahr begann. Nun beginnt das Studien— 
Jahr mit 1. September, und endet mit letztem Juni g). 
Zur ordentlichen Aufnahme haben ſich die Candidaten 
der Theologie bei dem eee, dieſes Studium zu 
melden 10. | 


8. 27. 
Präsentation und landesfürſtliche Confi irmation. 


Die Crrliöraet » Canbidgten müſſen zu ihrem Amte 


von dem Patrone präſent irt, und von dem Landes⸗ 


fürſten als kirchlichen Oberhaupte confi rmirt werden. 
Das Patronats- Recht mit dem Rechte, zu 


den erledigten Paſtoraten zu präſentiren, iſt theils landes— 


fürſtich „theils privat. Die Vergebung der lan des⸗ | 
fürſtlichen Paſto rate iſt der Landesſtelle überlaſſen a). 


Hiervon machen nur jene eine Ausnahme, bei welchen 


e) Stud. Hofd. v. 3. Oct. 1819. 
5) Stud. Hofd. v. 13. Jan. 1821. 
g) Stud. Hofd. v. 2. Febr. 1826. 
x) Stud. Hofd. v. 10. März 1821. 
4) Hofd. v. 26. Mai 1786 $. 78. u. 26. Mai 1806. 
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die Präſentation; von Seite des Salinen⸗Aerars als Do⸗ 
minium zu geſchehen hat. Bei dieſen hat der Vorſchlag 
von den Unterbehörden an die allgemeine Hofkammer zu 
gehen, welcher die Ernennung zuſteht; in ſo fern es aber 
die landes fürſtliche Beſtätigung des Vorgeſchlagenen betrifft, 
von ihr die weitere Rückſprache mit der „ane Sf 
kanzlei gepflogen zu werden 5). 

Bei den r page n brs mt ohne 3 
hat die akatholiſche Gemeinde ſelbſt das Recht, den 
Paſtor zu wählen, wenn fie ihn dotirt und unterhält; 
wenn aber dieſe Laſt von der Obrigkeit getragen wird, 
fo gebührt das Recht zur Präſentation der letztern c). 

Rückſichtlich der Wahl von Seite der Gemeinde, 
dann der Confirmation der gewählten Paſtoren enthält den 
umſtändlichen Vorgang die Inſtruction für die proteſtan⸗ 
tiſchen Conſiſtorien d) und eine Verordnung für Galizien 
e) mit folgenden: 1) Die in die Wahl zu nehmenden 
Candidaten müſſen vorerſt durch die Kirchenvorſteher dem 
Superintendenten zu dem Ende angezeigt werden, damit 
er erklären könne, ob ſeinerſeits und in Folge höchſter 
Verordnung wider dieſes oder jenes Individuum in 
Rückſicht der Herkunft, Kenntniſſe und Moralität kein 
Anſtand obwalte. 2) Jede bei einer Gemeinde mit 
Vorwiſſen des Superintendenten vorfallende Wahl hat 
in gehbriger Ordnung, entweder von der ganzen Gemeinde 
durch abſolute Stimmenmehrheit aller Gemeindeglieder des 
männlichen Geſchlechts, welche zur Erhaltung der Kirche 


50 Hofd. v. 9. März 1820. 


e) Hofd, v. 13. Oct. 1781 n. 3. Verord, in Böhm. v. 7. 
Aug. 1782. | 
d) Conſiſt. Inſtruct. Art. V. 


e) Ohne Datum, bei Schwerdling pract. Anwendg. der in 
geiſtl. Sachen ergang. Verordg. III. u. V. Thl. S. 698. 
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und Schule einen jährlichen Beitrag geben, oder durch 
hierzu delegirte Aus ſchußmänner ebenfalls durch freie 
Stimmenmehrheit, unter dem Vorfige des älteſten Kirchen— 
vorſtehers zu geſchehen. Auf eine einſeitige, nur von 
einigen Gliedern der Gemeinde bewirkte Wahl, die alsdann 
die andern zu beſtimmen ſuchen, wodurch am Ende nur 
Unordnung und Behelligung der geiſtlichen und politiſchen 
Behörden entſteht, wird keine Rückſicht genommen, fons 
dern dieſelbe allemahl als ungültig angeſehen. 3) Gleich 
nach getroffener Wahl iſt der Neugewählte dem Super⸗ 
intendenten, unter Haftung der Vorſteher für die durch 
Mehrheit der Stimmen ordnungsmäßig geſchehene Wahl, 
anzuzeigen und förmlich zu präſentiren. Sugleich hat 
die Gemeinde ſofort, falls der Neugewählte ein In— 
länder iſt, die Vocation für ihn auszufertigen, und eine 
Abſchrift davon dem Superintendenten zuzuſtellen, dieſer 
aber mit Beiſchlieſſung der Vocation ihn unter einem der 
Landesſtelle anzuzeigen, und dem Conſiſtorium zu präſen⸗ 
tiren (ſich ſelbſt kann der Neugewählte nicht präſentiren); 
worauf ihn das Conſiſtorium, wenn er ein Candidat iſt, 
entweder ſelbſt examiniren und ordiniren, oder dem Super- 
intendenten den Auftrag hierzu geben, und zur Erwirkung 
der landes fürſtlichen Beſtätigung den Bericht an die 
Hofkanzlei erſtatten muß. 4) Fällt die Wahl auf einen 
Ausländer, ſo hat die Gemeinde die Vocation nicht 
gerade an ihn zu ſenden, ſondern dem Superintendenten 


zu übergeben, der ſie in ihrem Nahmen dem Neuberufenen 


zuzuſtellen, und die Verſtändigung zu machen hat, daß 
er ſich, dafern er ein Candidat iſt, nicht im Auslande, 
ſondern hierlands durch das Conſiſtorium oder den Supers 
intendenten examiniren und ordiniren laſſen müſſe: wenn 


er aber ein ſchon examinirter und ordinirter Prediger iſt, 


dem Superintendenten pro colloquio vorzuſtellen habe, 


. 

nach deſſen Vornahme oder Abhaltung der Superintendent 
mit Beiſchlieſſung einer von der Gemeinde im voraus 
zu beſorgenden Abſchrift der Vocation ſeinen Bericht an 
die Landesſtelle und an das Conſiſtorium zu erſtatten hat, 
welches letztere nach befundener Fähigkeit und Würdigkeit 
des Berufenen einen weitern Bericht der Hofkanzlei 
vorlegt. 5) Dafern einer Gemeinde kein würdiger und 
nach den höchſten Verſchriften geeigneter Candidat bekannt 
iſt, den ſie zu ihrem erledigten Paſtorate rufen könnte: 
ſo hat ſie ſich an den Superintendenten, oder durch die⸗ 
ſen an das Conſiſtorium zu wenden, welches eine mehrere 
Kenntniß von Candidaten beſitzt, und den Gemeinden auf 
ihr Anſuchen nach beſten Wiſſen und Kenntniß von den 
zur Seelſorge tauglichen Candidaten gewiß an die Hand 
zu gehen bereit iſt. 6) Jede mit Hinwegſetzung über 
dieſe Vorſchriften getroffene Wahl eines neuen Paſtors 
iſt für nichtig und unſtatthaft erklärt, und muß in einem 
ſolchen Falle zu einer andern Wahl mit Beobachtung 
der vorgeſchriebenen Formalitäten geſchritten werden, 
dergeſtalt, daß die unbefugten Gemeindeglieder, welche 
die beſtehenden Vorſchriften unbeachtet gelaſſen, die Koften. 
der verworfenen Wahl allein zu tragen haben. 7) Endlich 
ſoll kein Paſtor zur Abhaltung des Gottesdienſtes und 
Ausſpendung der Sacramente bei der ihm anvertrauten 
Gemeinde zugelaſſen werden, in fo lang er ſich nicht mit 
der von dem Superintendenten zu erhaltenden Confir— 
mations-Urkunde ausgewieſen hat. Hiermit iſt es von 
der frühern Vorſchrift, vermöge welcher die gehörig beru— 
fenen und geprüften Paſtoren gleich von der Landesſtelle 
beſtätiget werden konnten 7), abgekommen. 

Gleich Anfangs wurde den akatholiſchen Paſtoren 
die landesfürſtliche Beſtätigung unentgeldlich ertheilt, weil 


7) Hof. v. 26. Mai 1786 f. 81. 


fie zu allererſt nur gering dotirt werden konnten 8). 
Gegenwärtig aber haben die Paſtoren ſowohl für die 
Confirmation, welche ſie bei einer erſten Anſtellung, als 
für jene, welche ſie bei einer Uiberſetzung erhalten, die 
Taxen nach der allgemeinen Taxordnung, wie die katho— 
liſche Geiſtlichkeit für eine landesfürſtliche Pfründen⸗ 
verleihung oder Beſtätigung an das Cammeral-Aerarium 
abzuführen. Demnach haben ſie bei einem jährlichen 
Einkommen bis einſchlüſſig 300 fl. lediglich die Expedi⸗ 
tions = Tare mit 3 fl. nebſt dem Poſtporto und der 
Stempelgebühr, bei einem Einkommen von 301 bis 
600 fl. eine Taxe von 10 Percent, und bei einem Ein⸗ 
kommen über 600 fl. von 25 Percent nebſt dem Poſtporto 
und der Stempelgebühr zu entrichten. Zu dem Ende 
müſſen ſie in jedem vorkommenden Falle einen Ausweis 
über die Paftorats - Einfünfte nach einem ihnen mitge— 
theilten im Anhange unter Lit. B. folgenden Formulare 
verfaſſen, in ſolchem alle ämtlichen Empfänge ohne 
Ausnahme aufführen, und ihn gleich der katholiſchen 
Geiſtlichkeit an das Kreisamt zur weitern Beförderung 
an die Hofſtelle überreichen 2). Doch iſt dieſes bloß 
von jenen Paſtoren zu verſtehen, welche unmittelbar 
landes fürſtliche Pfründen erhalten. Die Paſtoren, welche 
von Privat » Patronen oder Gemeinden präſentirt werden, 
ſind von der für die Confirmation beſtimmten Cammeral⸗ 
Taxe, von deren Entrichtung ſie ſchon ie befreit 
waren 1), eee losgeſprochen worden *). 


1 80 So, v. 10. Juli 1782, Taxord. v. 1. Mai 1786 
Rub. I. 

4) Hofd. v. 11. Jan. 1810. 

1) Hofd. v. 19. Juli 1782. 


) Hofd. v. 8. u. 22. Febr. 1811 an die N. Oeſter. 
Regierung. 
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Ordination und Anftarlation neu woche Ya 
| ſtoren. 


Die Ordination der zum Paſtorate berufenen Zus 
didaten iſt ein Vorrecht des Superintendenten a). Dieſer 
hat ſie zu ertheilen, wenn er von dem Conſiſtorium über 
ſeinen Bericht, welchen er nach dem mit den Candidaten 
vorgenommenen Examen oder Colloquium an daſſelbe 
erſtattet (vor. §.), den Auftrag dazu erhalten hat. Sie 
wird unter Zuziehung zweier ſchon ordinirter Prediger, 
nach vorausgegangener Verpflichtung auf die Confeſſion 
und Abforderung des von allen neu eintretenden Paſtoren 
auszuſtellenden Reverſes, verrichtet 5). Rückſichtlich der 
erſten ſollten die Paſtoren ſchwören, daß fie ſich überall 
und in allen Stücken an die unverfälſchten Grund» und 
Lehrſätze der Augs burgiſchen und Helvetiſchen Confeſſion 
genau und pünctlich halten, jede toleranzwidrige Meinung 
ſtreng vermeiden, und allem dieſen ſtets unverbrüchlich 
nachkommen wollen c). Dieſes iſt jedoch dahin abge⸗ 
ändert worden, daß außer, dem ohnehin ſchon beſtehenden 
Eide oder eigentlich eidesſtättigen Reverſe, von den 
Paſtoren kein beſonderer Eid gefordert, ſondern nur über 
die genaue Beobachtung ihrer Antöpflichten gehörig 
gewacht werden ſoll d). Der eidesſtättige Revers iſt 
folgender: „Da ich Endesgefertigter von der evangeliſchen 
Kirchengemeinde Augsburgiſcher (Helvetiſcher) Confeſſion 
zu N. N. zum Amte eines Predigers (Vikärs, Cateche⸗ 
ten) berufen worden bin, in dieſer Hinſicht mich der 


e) Hofverord. v. 6. Nov. 1784. | 

b) Inſtruct. für Superintend. u, Senior, Art. VI. 5. 2. 3, 
c) Hofd. v. 26. Nov. 1810, | 
4) Hofd. v. 8. Juni 1811, 
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vorſchriftmaͤßigen Prüfung unterzogen habe, und nunmehr 
nach dem Gebrauche der chriſtlichen Kirche und Anweiſung 
der hierländigen Kirchenordnung hierzu ordinirt und 
beſtätigt werden ſoll: ſo leiſte ich hiermit das feierliche 
Berſprechen, daß ich nach den Grundſätzen der proteſtan— 
tiſchen Kirche meine Religionsvorträge zu allen Zeiten auf 
den ausdrücklichen Inhalt der heiligen Schrift, als der 
einzigen Quelle und Richtſchnur unſers geheiligten chriſt— 
lichen Glaubens bauen, und nichts lehren will, was den 
deutlichen Ausſprüchen dieſes göttlichen Wortes, und dem 
aus ihm geſchöpften Glaubensbekenntniſſe unſerer evange⸗ 
liſchen (reformirten) Kirche zuwider iſt, unter dem 
Gnadenbeiſtande Gottes alle und jede Pflichten und 
Verrichtungen des mir anvertraut werdenden Amtes nach 
beſtem Vermögen und Gewiſſen, mit Fleiß und Treue 
erfüllen, auch jederzeit die mich verbindenden Landes⸗ 
ordnungen und kirchlichen Einrichtungen, wie ſolche beſtehen 
und weiterhin feſt geſetzt werden, gebührend befolgen 
werde. Auch verſichere und gelobe ich noch beſonders bei 
meiner Ehre und Treue, Sr. Majeſtät als meinem 
rechtmäßigen Erblandesfürſten und Herrn und deſſen Nach⸗ 
folgern, wie es immer rechtſchaffenen Unterthanen zuſteht, 
getreu und unterthänig zu ſein, den höchſten landesfürſtlichen 
Geſetzen und darauf gegründeten Verordnungen der Landes— 
regierung und des Conſiſtorium in Allem gehorſam nach— 
zuleben, das Beſte meiner Gemeinde und der geſammten 
Kirchengeſellſchaft beider evangeliſchen Confeſſionen, ſo 
wie das Beſte des Staates durch eine gewiſſenhafte 
Erfüllung meiner aufhabenden Pflichten, und vorzüglich 
durch chriſtliche Verträglichkeit nach allen Kräften zu 
befördern, ſo wie endlich, daß ich mit keiner geheimen 
Geſellſchaft oder Verbrüderung weder in dem In- noch 
Auslande dermahlen verflochten bin, noch fürs Künftige 
mich in dergleichen geheime Verbindungen unter was immer 
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8 
für einem Vorwande einlaſſen werde. Welches Alles ich 
nach genauer Uiberlegung mit gutem Vorbedachte durch 
dieſe meine eigene Schrift und Unterfertigung an Eides⸗ 
ſtatt verſichere und verſpreche.“ Dieſem folgt die unterſchrift 
mit Beidrückung des Siegels e); worauf der Ordinirte 
von dem Conſiſtorium oder dem ordinirenden Saperinten⸗ 
denten mit einer Ordinations-Urkunde verſehen wird. 
Die Inſtallation, welche über die landes— 
fürſtliche Confirmation zu erfolgen hat 7), geſchah gleich 
Anfangs, als noch keine eigenen Conſiſtorien und Super⸗ 
intendenten in den verſchiedenen Provinzen beſtanden, 
durch ein von dem Kreisamte für jeden Fall eigens dazu 
ernanntes Individuum 8). Jetzt aber wird jeder beſtätigte 
Prediger nach erfolgtem Conſiſtorial-Auftrage von dem 
Superintendenten oder von einem dazu delegirten Senior 
bei der Gemeinde introducirt, und feierlich inſtallirt 1). 


§. 29. 


Erledigung der Paſtorate und Vorkehrungen 
während der Vacanz. 


7 


Die Paſtorate können auf eine dreifache Art in 
Erledigung kommen, durch Uiberſetzung des Paſtors auf 
eine andere Stelle, durch Entlaſſung deſſelben und durch 
den Tod. 

Zur Uiberſetzung eines Paſtors von einem 
Paſtorate auf ein anderes wird dasjenige erfordert, was 
zur erſten Anſtellung nothwendig iſt. Auf bloſſe Geſuche 

der Kirchkinder ohne Vorwiſſen des obrigkeitlichen 


e) Hofd. d. 11. Sept. 1806. 

J) Hofd. v. 20. Nov, 1806 $. 3, d. 16. Mai 1 3. 
8) Hofd. v. 28. Sept. 1782. 

4 Angef. Inſtruct. $. 4, Hofd. v. 16. Oct. 1802. 
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Oberamtes können von Seite des Superintendenten Peine 


Uiberſetzungen oder Veränderungen der bereits angestellten 


Paſtoren veranlaßt werden a). 

Die Entlaſſung eines Paſtors fordert, wenn 
er fie ſelbſt wünſcht, daß die Gemeinde dazu ordnungds 
mäßig einwillige, worauf er ſein weiteres Anſuchen bei 
dem Conſiſtorium und der Landesſtelle zu machen hat. 
Münſcht jedoch die Gemeinde aus Unzufriedenheit die 
Entlaſſung ihres Paſtors: ſo hat ſie die Sache dem 
Conſiſtorium zu melden, und dieſes im Einverſtändniſſe 
mit der Landesſtelle eine Unterſuchung zu veranlaſſen, 
deren Reſultat der Hofſtelle zur Entſcheidung vorzulegen 
kommt. Der Paſtor mag aber auf die eine oder die 
andere Art ſeine Entlaſſung erhalten: ſo iſt ihm nicht 
eher aus dem Lande zu gehen geſtattet, als bis er ſich 
über die Bezahlung ſeiner bis dahin ſchuldigen Taxe 
durch einen von feinem Conſiſtorium oder Superinten— 
denten zu überkommenden Erlagſchein ausgewieſen hat 5). 

Iſt die Erledigung durch den Tod des Paſtors 
erfolgt, fo muß ſich die Gemeinde auf einige Zeit mit 
einem Vorleſer in der Perſon des Schulmeiſters, welcher 
auch das Catechiſiren zu beſorgen hat, behelfen; ſo bald 
es aber geſchehen kann, einen andern Prediger vorſchlagen, 
welcher der Witwe ſeines Vorfahrs mit ihren Kindern 
durch 12 Monathe die Hälfte ſeiner Einkünfte zu ihrer 
Aushülfe und Abfertigung abzureichen hat c). Dadurch 
hat jene Vorſchrift der Inſtruction für Superintendenten, 
in Folge welcher die Witwengnadenzeit in dem halbjährigen 
Genuſſe des salarii fixi und anderer Accidentien für die 
Witwe und Kinder des verſtorbenen Pfarrers zu beſtehen 


a) Hofd. v. 16. Oct. 1802. 
*) Hofd. v. 23, März 1789, 
e) Hofd. v. 5. Jan. 1787. 
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hat d), eine nähere Beſtimmung erhalten. Die bald 
möglichſte Beſetzung der erledigten Paſtorate wurde W 
hohlt eingeſchärft e). 

Um für die Zeit der Erledigung eines Poſerots 
der Seelſorge aushülfsweiſe vorzufehen, fo muß jeder 
Todesfall oder ſonſtige Abgang eines Paſtors durch die 
Kirchenvorſteher dem Superintendenten angezeigt, und 
bei eingetretenem Todesfalle insbeſondere auch die Um⸗ 
ſtände der Witwe und der etwa hinterlaſſenen Kinder zur 
weitern Verfügung gemeldet werden 7). Dem Conſiſtorium 
ſteht frei, für die Zeit der Vacatur eine Subſtitution 
zu veranlaſſen 3); ſonſt hat der Superintendent den erle⸗ 
digten Paſtorats- Bezirk indeſſen dem nächſten Prediger 
oder einem andern erprobten Manne anzuvertrauen A), 
und ſind die ſämmtlichen angränzenden Paſtoren nicht 
mehr abwechſelnd die Seelſorge zu verſehen verpflichtet, 
wie es in der Inſtruction für Superintendenten ($. 20 
n. II.) vorgeſchrieben iſt. Rückſichtlich der Paſtorirung 
des neu erwählten Paſtors ſind folgende drei Grundregeln 
zur Beobachtung aufgeſtellt: 1) Kein erwählter und 
deſignirter Paſtor darf vor Erlangung des Conſiſtorial⸗ 
Deerets die Kanzel feiner Gemeinde außer einer Probe- 
predigt betreten, oder irgend eine geiſtliche Function 
verrichten, folglich auch nicht in die betreffende Gemeinde 
überſiedeln. 2) Nach Erhaltung des Conſiſtorial⸗ 


d) Inſtruct. für Superintend. Art. VI. $. 6. 

e) Hofd. v. 10. Dec. 1807. 

7) Verord. für Galiz. ohne Datum n. 1, bei Schwerdling 
pract, Anwendg. der geiſtl. Sefege II. u. V. Tyl. 
S. 698. 

8) Hofd. v. 20. Nov. 1806 für die Augsburg., v. 16. 
Mai 1816 für die Helv. Conf. Verwandten. 

*) Hofd. v. 15. Oct. 1806. 
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Anſtellungs „Deerets kann der erwählte Prediger die 


Stelle des abgegangenen Paſtors einſtweilen bis zur 
Herablangung der landesfürſtlichen Beſtätigung verſehen, 
und nachdem er ſich mit dieſem Decrete bei dem Kreis 
amte ausgewieſen hat, ſein Amt antreten, ſo wie auch 
der Gemeinde un verwehrt iſt, ihn für ſeine Perſon in 
den Ort ſeiner neuen Beſtimmung abzuhohlen; es iſt ihr 
aber keineswegs erlaubt, daß ſie, zumahl wenn der 
Gewählte aus einem andern Lande iſt, vor erfolgter 
landesfürſtlichen Beſtätigung alle feine Effeeten und Eins 
richtungen überführe. 3) Die förmliche Inſtallirung des 
neuen Paſtors durch den Superintendenten, Senior oder 
ſonſt einen Conſiſtorial-Delegaten kann, wie ſchon aus 
dem im vorigen Paragraphe Geſagten folgt, erſt nach 
erfolgter landesfürſtlichen Beſtätigung Statt haben 1). 


6. 30. 
Einpfarrung der Akatholiken. 


Schon das Toleranz » Patent hat feſt geſetzt, daß, 


falls die in einem Orte befindlichen Akatholiken keine 
Gemeinde für ſich ausmachten, die nur einige Stunden davon 
entfernt wohnenden mit ihnen eine Gemeinde zu bilden 
hätten. Die weiter entfernten ſollten ſich in das nächſte 
innerhalb des Oeſterreichiſchen Staatsgebiethes gelegene 
Bethhaus begeben 4). Gleichwohl geſchah es an mehreren 
Orten, daß die ohne einen ſichern Paſtor beſtehenden Ge⸗ 
meinden und einzelne akatholiſche Familienväter ſich für 
dieſes oder jenes Bethhaus erklären konnten. Um dieſen 
) Hofd. v. 15. Oct. 1806, dann v. 20. Nov. 1806 für 
die Augsb., v. 16. Mai 1816 für die Helv. Na 
Verwandten. 


e) Dofd, v. 18. Oct. 1781 d. 1. 
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Unfug gänzlich abzuſtellen, fo wurde neuerlich wiederhohlt 


ſtreng befohlen, daß alle ſolche Gemeinden und einzelne 


Familien in das nächſte Bethhaus ordentlich eingepfarrt 
werden müſſen 5). Dieſes kann aber nur ein inländiſches 
ſein; denn da gegenwärtig alle Rechte, Befugniffe, Ser⸗ 
vituten u. ſ. w., welche auswärtige Fürſten, Corporationen 
oder Geſchlechter hierlands bisher inne hatten, ohne im 
Inlande begütert, folglich sujets mixtes zu ſein, weg⸗ 
zufallen haben, wenn nicht beſondere Conventionen zwiſchen 
dem Kaiſerhofe und dem Auslande für das Gegentheil 
beſtehen, oder eigene Verordnungen darüber ſchon etwas 
feſt geſetzt haben: ſo können auch inländiſche Akatholiken 
ſo wenig mehr ausländiſchen Bethhäuſern angehören, als 
je mehr von fremden Superintendenten an inländiſche 
akatholiſche Schulen Schullehrer angeſtellt werden dürfen. 
Eben daher hat es auch von dem Gebrauche, Todte in 


ausländiſche akatholiſche Pfarren zu begraben, abzukom⸗ 


men c). 
. 
Paſtorirung des Predigers einer andern Confeſſion. 


Den akatholiſchen Gemeinden, welche keinen eigenen 
Paſtor haben, ſteht auch nicht frei, ſich an den Paſtor 
einer andern Confeſſion zu halten, oder in Ermangelung 
ſelbſt eines ſolchen, eigene Erbauungs- und gottesdienſtliche 
Verſammlungen ohne Paſtor anzuſtellen a). Um fo 
mehr iſt es unterſagt, daß der Prediger einer Confeſſion 
zwei Gemeinden verſchiedener Confeſſion ordentlich und 
für immer paſtorire, oder auch nur der andern Gemeinde, 


5) Hofd. v. 10. April 1811. 
6) Hofd. v. 25. Febr. 1808. 
a Hofd. v. 10. Dec. 1807. 
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zu der er nicht gehört, das Abendmahl austheile, da dieſe 
Gemeinde nach ihren ſymboliſchen Büchern ganz andere 


Begriffe hat, als er nach den ſeinigen bekennen muß. 


Nur das iſt geſtattet, daß der Prediger der einen Confefs 
ſion, bei einer zeitlichen Ermangelung des Predigers der 
endern Confeſſion, der Gemeinde dieſer letztern Confeſſion 
die allgemeinen chriſtlichen Lehrſätze in Predigten vortrage, 
und ihren Sterbenden mit Troſt und Erbauung beiſtehe b), 
dann daß er einzelnen Gliedern, die keine Gemeinde bil: 
den, unter genauer Beobachtung der übrigen beſtehenden 
Borfchriften ſelbſt ordentlich den geiſtlichen Beiſtand leiſte, 
und die Sacramente ausſpende c). Hieraus folgt, 1) 
daß dort, wo von den Bekennern beider Confeſſionen 
die vorſchriftmäßige Zahl zur Bildung einer eigenen Ges 
meinde vorhanden iſt, von jeder Confeſſion ein Paſtor 
anzuſtellen, und jedem Paſtor die Glieder feiner Confeſſion 
zum Paſtoriren zuzuweiſen ſeien; 2) daß dort, wo zwei 
Paſtoren beſtehen, die Paſtorirung der Glieder der einen 
Confeſſion dem Paſtor des andern Bekenntniſſes nur ſo 
lang zuſtehe, als das Paſtorat jener Confeſſion nicht beſetzt 
iſt, und die Ertheilung des Abendmahles nur für den 
Fall geſtattet ſei, wenn die Glieder in der Nähe einen 
Paſtor ihrer Confeſſion nicht haben; 3) daß folglich die 
gemeinſchaftliche Paſtorirung und Ertheilung des Abend— 
mahles an die Glieder der andern Confeſſion nur in wah⸗ 
ren Nothfällen Statt haben könne. Dieſe Fälle ſind, a) 
wenn die Glieder einer Confeſſion zu wenig zahlreich ſind, 
um eine Gemeinde zu bilden, oder wenn b) die Gemeinde 
einer Confeſſion durch Krankheit des Paſtors, oder durch 
unverſchuldete längere Vacanz des Paſtorats und die Uns 
möglichkeit, für dieſe Zeit einen Vikär ihrer Confeſſion 


5) Hofd. v. 15. Mai 1808. 
e) Hofd. v. 5. Dec. 1808. 
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zu erhalten, eines Geiſtlichen ihrer Confeſſion beraubt, 


und in beiden Fällen kein Paſtor derſelben Confeſſion in 


der Nähe ift, oder wenn e) Krankheits- oder Sterbefälle 
den ſchleunigen Beiſtand des nächſten Paſtors, wenn auch 
der andern Confeſſion, erheiſchen, endlich d) wenn der 
Paſtor der einen Confeſſion der Sprache eines Indivi⸗ 
duum ſeiner Confeſſion nicht kundig, und auch in der 
Nähe kein dieſer Sprache mächtiger Seelſorger derſelben 
Confeſſion vorhanden ift d). 


$. 32. 


Aushülfsweiſe Seelſorgeleiſtung von Seite der 


katholiſchen Seelſorger. 


Da zur Verwaltung der Seelſorge eine beſondere 
Gewalt und Jurisdiction von dem Staate und Lande 
erforderlich iſt: ſo folgt, daß ſie nur von ſolchen Perſonen 
rerſehen werden könne, welche hierzu beſonders authoriſirt 
ſind. Dieſes ſind in Abſicht auf die Taufe, die Trauung 
und Begräbniſſe der Akatholiken an den Orten, wo keine 
akatholiſchen Prediger der einen Confeſſion vorhanden, und 
eben ſo wenig ein akatholiſcher Prediger der andern Con⸗ 
feſſion zu haben, die Akatholiken auch nicht einem Beth⸗ 
hauſe ordentlich einverleibt, oder von demſelben zu weit 
entfernt ſind, die katholiſchen Ortsſeelſorger. Den Afas 
tholiken iſt unter ſchärfſter Ahndung unterſagt, ſich dieſe 
aclus ministeriales ſelbſt zu verrichten a), und eben fo 
ſtreng verbothen, fie von einem etwa im Orte anweſenden 
Geſandtſchaftsprediger oder einem ausländiſchen Paſtor 
vornehmen zu laſſen. Erſterer iſt den Landesgeſetzen und 
der hierländigen Jurisdiction nicht 3 was doch 

d) Hofd. v. 9. März 1809. b % 
a) Verord. in Bohm. v. 20. Mai 1782. f 
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bei Handlungen, die als Civil» Effecte auf das Aeußere 
der Religion einen Einfluß haben, nothwendig iſt 5) 
an das Bethhaus des Letzteren aber ſich anzuſchlieſſen, 
iſt nicht mehr geſtattet ($. 30.). Rückſichtlich der Kin⸗ 
der, welche nach den allerhöchſten Normalien katholiſch zu 
erziehen ſind, ſteht dem katholiſchen Ortsſeelſorger die 
Verrichtung aller Miniſterial-Acte ausſchließlich zu c). 
Daſſelbe iſt der Fall mit der Führung der Pfarr⸗Matriken 
(8. 47.). Was aber in Abſicht auf die Ertheilung des 
‚beiligen Abendmahles an Kranke verordnet ſei, wird fuͤg⸗ 
licher fpäter (§. 77 n. 4.) geſagt werden. 


§. 33. 
Taufe. 


Unter den ſeelſorgerlichen Verrichtungen ſteht oben 
an die Ausſpendung der Sacramente. Was hierbei zuerſt 
die Taufe betrifft» fo hat ſich der Paſtor ganz nach 
jenen beſondern Vorſchriften zu benehmen, an welche 
ſich der katholiſche Seelſorger bei Ertheilung dieſes Sacra 
mentes halten muß a). Beſonders liegt ihm nur die es 
ob, daß er jeden Taufs Act gleich nach deſſen Vollbrin⸗ 
gung dem katholiſchen Pfarrer zur gehörigen Eintragung 
in die Matrik anzeige 5). Vormahls mußte dieſe An⸗ 
zeige aus Rückſicht der an den katholiſchen Pfarrer zu - 
bezahlenden Stolgebühr noch vor Verrichtung der Taufe 
gemacht werden; allein davon iſt es abgekommen, nachdem 


1) Hofd. v. 13. Jan. 1782. 

„) Hofd. v. 29. Aug. 1785. 

) M. Abhandlg. v. den heil. Handlungen ꝛc. 88. 7 — 12. 

5) Hofd. v. 30. April und 1. Aug. 1789, v. 2., Verord. 
in Böhm. v. 11. Dec. 1790 u. 23. April 1791. 
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die , Etstgebt hren bei den Taufen aufgehoben worden 
And c). 

Soll in eme eines akatholiſchen Paſtors 
der katholiſche Pfarrer das Kind eines Akatholiken taufen: 
fo hat er, wenn es das Kind eines Aug sburgi (den 
Confeſſions-Verwandten iſt, den in Schleſien eingeführten, 
in der Sächſiſchen Kirchen » Agende enthaltenen Ritus, 
der noch von Luthers Zeiten herrührt, und folglich weni— 
ger, als alle andern, nach der Zeit üblich gewordenen, 
von dem katholiſchen unterſchieden iſt, zu beobachten. Er 
bedient ſich des gewöhnlichen Dibceſan-Rituals, ſpricht 
aber die darin enthaltenen Formeln in der deutſchen 
Sprache d). Bei der Taufe der Kinder Helvetiſcher 
Confeſſion hat er die Exorcismen, und die Salbungen 
mit dem heiligen Chriſam zu unterlaſſen, und nur bei 
Aufſchüttung des Waſſers die gewöhnliche Taufformel in 
der Mutterſprache, ſodann das Gebeth des Herrn und 
den Glauben zu ſprechen e). Iſt einem Kinde dieſer 
Confeſſions-Verwandten von der Hebamme die Nothtaufe 
ertheilt worden: ſo hat er, da nach den Grundſätzen 
der Helvetiſchen Confeſſion die Taufe bloß von einem 
ordinirten chriſtlichen Lehrer verrichtet werden kann, mit= 
hin die Nothtaufe der Hebammen unzuläſſig, und wenn 
ſie verrichtet worden, als eine gleichgültige Handlung an⸗ 
zuſehen iſt, dieſe Taufe nicht zu beſtätigen, ſondern die 
Taufe in der gewöhnlichen Form wirklich zu wieder⸗ 


hohlen F). 


e) Hofd. v. 2. Dec. 1790. 
d) Hofd. v. 16. März 1782. 
e) Hoſd. v. 16. Aug. 1782. 
PM Hof, v. 2. Juni 1788. 


9. 34. | 
Heiliges Abendmahl. 


Die Ausſpendung des heiligen Abends 
mahls hat in dem Bethhauſe zu geſchehen. Außerhalb 
des Bethhauſes dürfen die akatholiſchen Geiſtlichen ihren 
Glaubensgenoſſen bloß allein in Krankheitsfällen das heis 
lige Abendmahl reichen a). 


9. 35. 
Confirmation. 


Die Akatholiken erkennen zwar nur die eben an⸗ 
geführten heiligen Handlungen als Sacramente an; doch 
kommen bei ihnen auch die Confirmation und die Ehe 
als eine Art religibſer Handlungen vor, deren Vornahme 
eine ſeelſorgerliche Function iſt. Beide haben durch landes 
fürſtliche Verordnungen eine nähere Beſtimmung erhalten- 
Rückſichtlich der Confirmation iſt jedoch bloß das 
vorgeſchrieben, daß die Kinder, welche zur Empfangung 
derſelben zugelaſſen werden ſollen, ohne Unterſchied des 
Geſchlechtes wenigſtens das vierzehnte Jahr erreicht haben 
müſſen a). 


8. 36. 
5 Ehe. 
Die Ehe wird von den Akatholiken nach den allge- 


meinen, im bürgerlichen Geſetzbuche enthaltenen Vorſchrif— 
ten, und unter Beobachtung der für ſie noch beſonders 


a) Hofd. v. 17. Mai 1784, Verord. in Galiz. v. 28. Nop. 


„) Inſtruct. für Superintend. Art, III. g. 2 u. 4. 
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beftehenden Verordnungen geſchloſſen. Letztere bezlehen ſich 
theils auf die ehelichen Verbindungen der Akatk oliken unter 
einander, theils auf die gemiſchten Ehen, welche nähmlich 
zwiſchen Katholiken und Akatholiken eingegangen werden, 
und, wenn gleich nach dem canoniſchen Rechte verbothen a), 
bürgerlich ⸗geſetzlich erlaubt find 5). Sie haben die vor« 
läufige Prüfung der Brautperſonen, das Aufgeboth, die 
feierliche Erklärung der Einwilligung, die Dispenſation 
von Ehehinderniſſen, die Auflöſung des Ehebandes durch 
Trennung, endlich die Wiederverehelichung getrennter 
Ehegatten zum Gegenſtande, und werden auch nach dieſer 
Ordnung vorgetragen werden. 


PP 


8. 37. | 
Beſondere Vorſchriften hierüber: und zwar 4) in 
Rückſicht auf vorläufige Prüfung. 


Die Abſchlieſſung der Ehe beginnt mit der Verkuͤn⸗ 
digung als einer zur rechtlichen Form der Eingehung der 
Ehe weſentlichen Feierlichkeit a). Bevor jedoch die Ver⸗ 
kündigung ſelbſt vorgenommen werden kann, muß von 
dem verkündenden Seelſorger mit den Brautleuten eine 
Prüfung in Abſicht auf die zur gültigen und erlaubten 
Schlieſſung der Ehe nothwendigen Erforderniſſe überhaupt, 
und ihre Religionskenntniſſe insbeſondere angeſtellt 
werden. Sie haben ſich zu dem Ende zu dem Seel— 
ſorger zu ſtellen, und zwar, wenn beide akatholiſch 
find, zu ihrem Paſtor, wenn aber die eine Brautperſon 


4) can. 16. caus, 28. d. 1. 

8) Verord. in Böhm, v. 7. Sept. 1809. Diätal ⸗ Art. 
für ungarn v. J. 1791 Art. XX VI. F. 15. Reſcr. 
v. 13. Aug. 1792. 


4 A. B. G. 88, 69 u. 74. 
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katholiſch iſt, zu dem katholiſchen Pfarrer. Stellen ſich 
beide irrig zu dem Paſtor des akatholiſchen Brauttheiles, 
ſo hat ſie dieſer darauf zu verweiſen. Der akatholiſche 
Brauttheil hat aber vor dem Fatholifchen Seelſorger nur 
in Rückſicht der Frage und Auskunft wegen der Erfor— 
derniſſe und Hinderniſſe einer gültigen Ehe zu erſcheinen, 
und kann keineswegs gezwungen werden, auch bei dem 
die katholiſche Perſon betreffenden Unterrichte gegenwärtig 
zu bleiben 5). Den Religionsunterricht muß er von 
ſeinem eigenen Paſtor empfangen, und darüber ſich bloß 
mit einem keinem Stempel unterliegenden Seugniſſe c) bei 
dem katholiſchen Seelſorger ausweiſen d). Dagegen iſt 
es die Pflicht des katholiſchen Seelſorgers bei Gelegenheit 
der mit den Brautleuten abzuhaltenden Prüfung in 
Abſicht auf die Erforderniſſe zur Schlieſſung der Ehe, 
ihnen die Toleranz-Geſetze, beſonders was die Erziehung 
der Kinder betrifft, wohl zu erklären, und die Beob— 
achtung derſelben einzuſchärfen e). Sonſt wird es noch 
ſeiner Beſcheidenheit überlaſſen, den katholiſchen Theil 
nach Umſtänden an ſeine Gewiſſenspflicht zu erinnern, 
und ihm dieſelbe zu Gemüthe zu führen 7). Da nähmlich 
eine Ehe mit einer akatholiſchen Perſon für den katho— 
liſchen Theil immer mit der Gefahr, zum Abfalle vom 
katholiſchen Glauben verleitet zu werden, verbunden iſt, 
und es ihm nicht gleichgültig ſein kann, Kinder zu erzeugen, 
die in einer nach ſeiner Uiberzeugung irrigen Religion 
erzogen werden füllen, endlich auch die Verſchiedenheit der 
Religion zwiſchen Eheleuten ſehr leicht eine wechſelſeitige 


6) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 16. Jan. 1796. 
e) Hofd. v. 17. März 1819, 8 
d) Hofd. v. 28. Aug. 1798. N | 
e) Verord. in Defter, o. d. E. v. 28. März 1798. 
7) Hofd. v. 21. Mai 1785, 29. Aug. 1788. 

G 


Zurückhaltung und Entfernung der Gemüther, oder wohl 
gar offenbare Streitigkeiten und Feindseligkeiten hervor⸗ 
bringt: ſo muß er ihm dieſes Bedenken und alle Folgen, 
die entſtehen können, wohl zu Gemüthe führen. Bleibt 
er bei dem Entſchluſſe, ſo hat er ihn noch zu ermahnen, 
ſich in ſeinem Glauben durch die gehörigen Mittel immer 
mehr zu befeſtigen, in dem ordentlichen Beſuche der 
Predigten und Chriſtenlehren, und in dem Gebrauche 
der heiligen Sacramente nicht irre machen zu laſſen, 
und vor allen Gelegenheiten zu hüten, die ihn im 
Glauben wankend machen könnten; jedoch auch ſeinen 
anders denkenden Ehegatten in der Ausübung der Religion 
nicht zu ſiören oder zu beunruhigen, ihn des Glaubens 
wegen nicht zu richten oder zu verdammen, und ſich durch 
die Verſchiedenheit der Religion von der genaueſten Er— 
füllung aller Pflichten des Eheſtandes nicht im mindeſten 
abhalten zu laſſen. Die Heiraths-Reverſe rückſichtlich 
der Erziehung der Kinder, dann der Enthaltung von 
aller Art der Verleitung des katholiſchen Ehegatten zum 
Abfalle von ſeinem Glauben, können nicht mehr gefor— 
dert werden (§. 10 n. 2 u. $. 12.) 


$. 38. 
2) Aufgeboth. 


Ehen, welche zwiſchen Akatholiken geſchloſſen 
werden, müſſen ſowohl in ihren gottesdienſtlichen Ver— 
ſammlungen, als auch in jenen Fatholifchen Pfarrkirchen, 
in deren Bezirke ſie wohnen; Ehen aber, welche zwiſchen 
einer katholiſchen und einer nicht kaͤtholiſchen Perſon 
eingegangen werden, ſowohl in der Pfarrkirche des katho— 
liſchen, und in dem Bethhauſe des nicht katholiſchen 
Theiles, als auch in der katholiſchen Pfarrkirche, in 


A: 


deren Bezirke der letztere wohnt, aufgebothen werden 
4). Es iſt dieſes aus der Urſache angeordnet, weil die 
Verhältniſſe akatholiſcher Brautperſonen, und die ihnen 
allenfalls entgegen ſtehenden Ehehinderniſſe in dem 
katholiſchen Pfarrbezirke ihres Wohnortes gewöhnlich beſſer 
und mehr, als in dem Bezirke ihres oft weit davon 
entfernten Bethhauſes bekannt ſind, daher durch das 
Aufgeboth in jenen Kirchen ungültige Ehen deſto ſicherer 
verhindert werden. Beſtehen in dem Bezirke, wo die 
Akatholiéen wohnen, eine lateiniſch- und eine griechiſch— 
katholiſche Pfarre: fo ift die Verkündigung in der erſtern 
zu machen. Iſt aber nur eine griechiſch - katholiſche 
Pfarre vorhanden, ſo genügt das Aufgeboth auch in 
dieſer 7b). Das Bethhaus, wo das Aufgeboth zu machen 
iſt, iſt dasjenige, wo die Brautperſonen, die einen 
ordentlichen Wohnfitz haben, bisher ihre Andacht zu 
verrichten, und das Abendmahl zu nehmen pflegten c), 
und nicht gerade das Bethhaus der Hauptſtadt 4). 
Vagirende Akatholiken, welche kein beſtimmtes Domicilium 
haben, müſſen in dem nächſten Bethhauſe ihrer Glaubens— 
verwandten aufgebothen werden e). | 
Das Aufgeboth muß an drei Sonn- oder Fefttagen 
gemacht werden /). Als Feſttag iſt rückſichtlich des Bethhauſes 
auch ein bei den Akatholiken Ag aer anzuſehen, 


1) PAR „25. Sept. 1783, v. 6. 10. u. 21. Mai 1784, 
7. April 1788, 24. Jan. 1794, 10. März 1795, 31, 
Oet. 1795, 20. Febr. 1796. B. G. B. $, 71, 

5) Hofd. für Gatiz, v. 6. April 1815, 

c) Hofd. v. 1; Aug, 1801, 

d) Hofd. v. 5. Nov, 1799, 
e) Verord. in Oeſter. u, d. E. v. 1, Aug, 1800, 
7) B. G. B. 9. 71, 
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wenn gie derſelbe bei den Katholiken kein Feiertag if, 
und hat ſich deshalb die Pfarre der einen Religion durch 
das, was in der Pfarre der andern Religion geſchehen folf, 
nicht irre machen zu laſſen g). Jeder der die Ehe 
aufbiethenden Seelſorger, welcher nicht zugleich der die 
Brautperſonen trauende iſt, hat über die in ſeiner Kirche 
oder ſeinem Bethhauſe vorgenommenen Verkündigungen 
auf claſſenmäßigem, nach der perſönlichen Eigenſchaft 
des Bräutigams ſich richtenden Stempel AR), einen 
Verkündſchein auszuſtellen, welchen die Brautperſonen 
dem Seelſorger, der die Trauung verrichtet, zum 
Beweiſe des ordentlich vollzogenen Aufgebothes vorzu⸗ 
zeigen haben. Der katholiſche Pfarrer hat das Zeugniß 
nach folgendem Formulare auszuſtellen: „Ich am Ende 
Gefertigter bezeuge, daß die in meinem Pfarrbezirke 
wohnhaften, der Helvetiſchen (Augsburgiſchen) Confeſſion 
zugethanen Brautleute N. N. öffentlich dreimahl verkün⸗ 
diget (von der dreimahligen Aufkündigung dispenſirt) 
worden ſeien, und die vorſchriftmäßige Stolgebühr bezahlet 
haben; auch gegen ihre eheliche Verbindung kein in den 
allerhöchſten Geſetzen feſt heſeztes Hinderniß Aden ti 
ſei 1). 

Für die genaue Beobachtung der Vorſchriften tiber 
das Aufgeboth ſind ſowohl die Brautleute, als die 
Seelſorger verantwortlich. Indeſſen ſchadet doch 5 hierin 
unterlaufener Mangel der Gültigkeit der Ehe nicht, wenn 
anders das Aufgeboth wenigſtens einmahl in dem 
Pfarrbezirke des Bräutigams und der Braut gemacht, 


8) Hofd. v. 10. Mai 1784, Hofd, für Inn. Dean v. 
1. Juli 1787. 


h) Stempel: Pat. v. 6. Oct. 1892 $, 20 lit. e u. $. 18. 
1) Hofd. v. 7, April 1788, | 
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und dabel die weſentlichen Erforderniſſe deſſelben beobachtet 
worden ſind. Eben deshalb bleibt die Ehe bei Kräften, 
wenn ſie nur in dem akatholiſchen Bethhauſe, und nicht 
zugleich in der katholiſchen Pfarrkirche, oder zwar in 
dieſer, aber nicht in dem akatholiſchen Bethhauſe verkün— 
det worden iſt K). 


8. 39. 8 
3) Feierliche Erklärung der Einwilligung. 


Die feierliche Erklärung der Einwil⸗ 
ligung muß vor dem ordentlichen Seelſorger eines der 
Brautleute, er mag nun nach Verſchiedenheit der Religion 
Pfarrer, Paſtor, oder wie ſonſt immer heiſſen, oder vor 
deſſen Stellvertreter, in Gegenwart zweier Zeugen 
geſchehen a). Traut in Fällen, wo es vorgeſchrieben iſt, 
der katholiſche Seelſorger: ſo hat er ſich rückſichtlich der 
Augsburgiſchen Confeſſions- Verwandten, wie bei den 
Taufen der Kinder derſelben geſagt wurde, des Dibceſan— 
Rituals zu bedienen. Bei Trauungen Helvetiſcher 
Confeſſions- Verwandten hat er die eheliche Einſegnung 
in ihrer Mutterſprache, entweder in der Kirche oder in 
ſeinem Pfarrzimmer 1 ſtehend oder kniend, wie die zu 
copulirenden Theile wollen, zu verrichten, jedoch die 
Beibringung der Stola und die Beſprengung mit ge— 
weihtem Waſſer zu unterlaſſen 5). 

Wenn eine katholiſche und eine nicht katholiſche 
Perſon ſich verehelichen: ſo muß die Einwilligung vor 
dem katholiſchen Pfarrer in Gegenwart zweier Zeugen 


k) Dolliner, e in Oeſter. geltenden Eherechtes 
I. Thl. 9. 77 S. 277. 
n) B. G. B. §. 75. 
5) Hofd. v. 16. Aug. 1782. 
1 
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erklärt werden; doch kann auf Verlangen des andern 
Theiles auch der nicht katholiſche Seelſorger bei dieſer 
feierlichen Handlung erſcheinen c). Ob aber, wenn die 
Einwilligung nicht vor dem katholiſchen Pfarrer, fondern 
vor dem nicht katholiſchen Seelſorger erklärt wird, die 
gemiſchte Ehe gültig oder ungültig ſei, iſt nicht ausge— 
macht. Es fehlt weder an Gründen für die eine, noch 
an Gründen für die andere Meinung 4); doch ſcheinen 
nach den geſetzlichen Andeutungen die erſtern überwie⸗ 
gender zu ſein. Die ältern politiſchen Verordnungen 
erklären nur, daß die Copulation von zweierlei Religions- 
verwandten der katholiſche Seelſorger verrichten mülſſe, 
zum Beweiſe des Vorzuges der dominanten Religion, 
und aus Rückſicht des Sacramentes; daß dieſes ſelbſt 
damahls zu beobachten ſei, wenn wirklich der akatholiſche 
Theil lieber von der Ehe abſtehen, als von einem 
katholiſchen Prieſter ſich trauen laſſen wollte, und daß 
hierin nicht weiter gegangen werden ſoll, als daß, weil 
doch auch die Verkündigung einer ſolchen Ehe von dem 
Seelſorger beider Theile geſchieht, auf Verlangen des 
akatholiſchen Theiles geſtattet werde, damit der Paſtor 
als Zeuge bei der Einſegnung gegenwärtig ſei e). Das 
neue bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt ausdrücklich, daß 
im Zweifel immer für die Gültigkeit der Ehe die Ver— 
muthung ſtreite 7). Endlich lautet eine Erklärung der 
Hof⸗Commiſſion in Juſtiz⸗Geſetzſachen über eine gemachte 
Anfrage noch dahin, daß eine zwiſchen einer katholiſchen 


e) B. G. B. §. 77. 
d) Erſchöpfend ſind ſolche gewürdiget in: Dolliner, Handb. 
des in Oeſter. geltenden Eherechtes J. Thl. 8. 80. 

e) Hofd. v. 25, Sept. 1783, 15. Jan, 1785 u, 10, März 

1795. E 
7) B. G. B. J. 9% 
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und einer nicht katholiſchen Perſon geſchloſſene Ehe deshalb 
allein, weil ſie nicht nach der Vorſchrift der Geſetze vor 
dem katholiſchen, ſondern vor dem akatholiſchen Seelſorger 
eingegangen worden iſt, nicht ungültig ſei g). 


gi. 40. 
4) Dispenſation von Ehehinderniſſen. 


Die Akatholiken find an dieſelben bitrgerlühen 
Ehehinderniſſe gebunden, welche für die Katholiken be— 
ſtehen. Nur die kirchlichen Ehehinderniſſe ſind für ſie 
nicht verbindlich, nachdem vermöge ihrer Religions- 
grundſätze die Kirche keine Gewalt hat, ſolche einzuführen. 

Wo beſonders wichtige Urſachen die Ehe bei Beſtand 
eines Hinderniſſes räthlich machen, da wird ſolches durch 
Dispenſation aufgehoben. Natürlich iſt dieſe 
unndthig hinſichtlich der für die Akatholiken nicht beſte— 


henden kirchlichen Hinderniſſe, wie z. B. in Rückſicht 


des dritten Verwandtſchafts- oder Schwägerſchaftsgrades 
kirchlicher Berechnung a). Wo aber Akatholiken glauben, 
daß ſie über die vom Staate zu erhaltende Dispenſation, 
oder die durch das Geſetz eingeführte allgemeine Freiheit 
noch von Seite der Religion einer Beruhigung bedürfen, 
da können ſie ſich darum auf gleiche Art, wie es den 
Katholiken gegen ihre Biſchöfe geſtattet iſt, an ihre 
Conſiſtorien wenden 5). Er) MR | 
Die dispenſirende Behörde ift, wie für die Katholiken, 
die Landesſtelle c). Von dem frühern Verfahren, nach 


g) Prot. Ausz. v. 28. Febr. 1822 in Pratobevera, Mate⸗ 
rialien für Geſetzkunde 8. Bd. S. 430 „. 282. 

a) Hofd. v. 14, Oct. 1782. 

7) Conſiſt. Inſtruct. Art. VII. 1, 

6) B. G. B. 98. 39 u. 83, 
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welchem alle Ehe-Dispens-Geſuche akatholiſcher und 
gemiſchter Brautleute durch das Kreisamt der Landesſtelle 
zugeſchickt d), und von dieſer mittelſt gutächtlichen 
Berichtes zur allerhöchſten Entſcheidung dem Landes fürſten 
vorgelegt werden mußten e), iſt es gänzlich abgekommen 
F). Dieſes gründete ſich bloß in der von dem Verfahren 
der katholiſchen Kirche hergenommenen Analogie; denn 
da hier die Dispenſationen von dem Biſchofe ertheilet 
werden, rückſichtlich der Akatholiken aber der Landesfürſt 
die Episcopal-Rechte ausübt, fo hatte ganz folgerecht 
auch er ſelbſt von Ehehinderniſſen dispenſirt. f 
Zur gehörigen Inſtruirung der Dispens-Geſuche 
akatholiſcher Brautleute gehört, daß außer der ſonſtigen 
getreuen Anführung aller Umſtände, welche das Ehe— 
hinderniß betreffen, insbeſondere bei dem Hinderniſſe der 
Verwandtſchaft und Schwägerſchaft das Verwandtſchafts⸗ 
oder Schwägerſchafts-Schema beigebracht, die Dispen- 
ſations-Urſachen ausgedrückt, und der Vermögensſtand 
der Dispens-Werber angegeben werde F). Leßzteres iſt 
deshalb nothwendig, weil darnach beurtheilt wird, ob von 
ihnen die für die Dispenſation in Eheſachen der Akatho— 
liken vorgeſchriebene Taxe mit 50 fl., welche, wie es 
ſcheint, zum akatholiſchen Conſiſtorial-Fonde abgeführt 
wird A), abgenommen werden ſoll, oder nicht. Zwar 
ſoll nach ausdrücklicher Vorſchrift der Hof- und Landertars 
ordnung 1) die Taxe für die Dispenſation bei akatholiſchen 


d) Hofd. v. 26. Mai, Verord. in Böhm. v. 10. Juli 
1786 v. 20. 

e) Hofd. v. 8. Juni 1782 u. 22. Nov. 1784. 

7) Cabin. Schr. v. 24. Jan. 1800, Hofd. v. 16 Mai 
1807 n. 12. | 

g) Hofd. v. 8. Juni 1782, 5. Juni 1783. 
bh) Hoſd. v. 20. Mai 1813. 

1) III. Rubr. J. 15. 


* 


— 105 — 


Heirathen nach dem Stande abgenommen werden, 
dergeſtalt, daß die Bauersleute und die in Anſehung des 
Standes ihnen ähnlich enPerſonen die bloße Expeditions-Taxe 
mit 3 fl., alle übrigen aber, wie auch die Paſtoren für 
die Dispenſation, eine adelige Perſon zu heirathen, über— 
haupt 50 fl. als Taxe zu bezahlen haben k). Nichts deſto 
weniger dürfte dabei immer auch auf den Vermögens— 
ſtand der Dispens-Werber Rückſicht genommen werden, 
nachdem neuerdings wiederhohlt befohlen worden iſt, daß 
ſolcher jederzeit genaueſt erhoben werden foll N). Die Aus⸗ 
fertigung der Ehe-Dispens-Gutachten bleibt den Super— 
intendenten, und bei Verwandtſchaften, welche den erſten 
Grad betreffen, den Conſiſtorien vorbehalten n). 

Soll eine Trauung in der Advent- oder Faſtenzeit 
vor ſich gehen: fo wird hierzu ebenfalls die beſondere 
Erlaubniß der Landesſtelle erfordert. Doch können ſich 
die auf dem Lande wohnenden Parteien darum auch an 
das Kreisamt wenden n). Zur Trauung in einem Private 
Haufe iſt die Bewilligung des Conſiſtorium nothwendig o). 


9. 41. | 
5) Auflöſung des Ehebandes durch Trennung. 


Außer den Fällen, wo die Ehe der Akatholiken wie 
der Katholiken wegen eines im Wege ſtehenden Hinder— 
niſſes durch Ungültigkeitserklärung gänzlich, eine gültige 
Ehe aber durch Scheidung von Tiſch und Bett hinſichtlich 


*) Hofd. v. 7. April 1818. 
) Verord. in Böhm. v. 8. Juni 1802 und 18. März 
1820. 
n) Hofd. v. 20. Mai 1813. 
n Anhang zur Inſtruct. für Superintend. §. 4. 
9) Conſiſt. Inſtruct. u. Taxord. v. 11. Juni 1786 n. 25. 
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des Zuſammenwohnens der Ehegatten aufgehoben werden 


kann, geſtattet das Geſetz den nicht katholiſch⸗ chriſt⸗ 
lichen Religionsverwandten nach ihren Religionsbegriffen 
aus erheblichen Gründen auch die Trennung der 
Ehe zu fordern. Solche Gründe ſind: wenn der Eher 
gatte ſich eines Ehebruches oder eines Verbrechens, 
welches die Verurtheilung zu einer wenigſtens fünf⸗ 
jährigen Kerkerſtrafe nach ſich gezogen, ſchuldig gemacht; 
wenn ein Ehegatte den andern boshaft verlaſſen 
hat, und falls ſein Aufenthaltsort unbekannt iſt, auf 
öffentliche gerichtliche Vorladung innerhalb eines Jahres 
nicht erſchienen iſt; dem Leben oder der Geſundheit gefähr— 
liche Nachſtellungen; wiederhohlte ſchwere Mißhandlungen; 
endlich eine unüberwindliche Abneigung, welcher wegen 
beide Ehegatten die Auflöſung der Ehe verlangen. Doch 
muß in dem letzten Falle die Trennung der Ehe nicht 
ſogleich verwilliget, ſondern erſt eine Scheidung von Tiſch 
und Bett, und zwar nach Beſchaffenheit der Umſtände 
auch zu wiederhohlten Mahlen verſucht werden. Sonſt iſt 
in dieſem, wie in den übrigen Trennungsfällen, nach eben 
den Vorſchriften zu handeln, welche für die Unterſuchung 
und Beurtheilung einer ungültigen Ehe gegeben ſind a). 
Nur kann wegen der Trennung der Ehe nicht ſo, wie 
wegen der Ungültigkeit derſelben, auch von Amtswegen 
das Verfahren eingeleitet werden; ſondern es iſt in den 
ſechs erſten Fällen die Klage des gekränkten, und in dem 
letzten Falle das Anſuchen beider Ehegatten abzuwarten. 
Die Conſiſtorial-Inſtruction ſchreibt vielmehr vor 3 daß 
der Richter keine Klage akatholiſcher Eheleute auf Tren— 
nung ſogleich annehmen, ſondern die Parteien darauf 


0) B. G. B. $. 115. S. hierüber ausführlicher Dolliner, 
über die Auflösbarkeit der Ehen zwiſchen Akathol. in 
Pratobeverg ng Bd. S. 1— 133, VI. Bd. 
S. 1 — 63, VII. Bd. S. 1 — 110. 
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verweiſen ſoll, damit ſie ſich vorläufig zu einer gütlichen 
Bereinigung bei dem Conſiſtorium, oder wo dieſes nicht 
beſteht, bei ihrem Paſtor melden, und von dem einen oder 
andern das ſchriftliche Seugniß vorlegen, des Inhaltes, daß 
ſie ſelbſt die Scheidung für billig halten, oder ungeachtet 
ihrer Bemühung die Parteien davon abzubringen nicht 
vermocht haben 5). 

Die competente Gerichtsſtelle iſt das Landrecht des 
Bezirkes, in welchem die Ehegatten ihren ordentlichen 
Wohnſitz haben. In Hinſicht auf fremde Ankömmlinge 
und Eheleute, wovon kein Theil hier Landes einen ſtäten 
Wohnſitz hat, ſondern dieſelben ſich hier nur zeitlich auf— 
halten, iſt daher von Seite des Landrechtes bloß dann in 
die Aufnahme und Entſcheidung einer Ehetrennungsklage 
einzugehen, wenn ſich einer von ihnen hier Landes anſäſſig 
macht, oder einen befiandigen Wohnſitz nimmt c). Die 
in dem Aſcher Bezirke in Böhmen ſich ergebenden Ehe— 
ſtreitigkeiten der Akatholiken aber find den Böhmiſchen 
Landrechten entzogen, und vermböge eines beſondern öffent— 
lichen Vertrages der Verhandlung und Urtheilsſchöpfung 
des Aſchers Civil-Gerichts vorbehalten d); ſo wie jene, 
welche ſich mit akatholiſchen Militär-Perſonen ergeben, 
bei dem judieio delegato militari mixto oder pure 
mililari verhandelt werden e). Die Streitigkeiten, welche 
ſich bei der Trennung der Ege in Abſicht auf einen weiter 
geſchloſſenen Vertrag, auf die Abſonderung des Vermögens, 
auf den Unterhalt der Kinder, oder auf andere Forderungen 
und Gegenforderungen äußern, werden vor dem ordentlichen 


5b) Conſiſt. Inſtruct. v. 3. März 1785. 

e) Hofd. v. 15. Juli 1796 als Beilage II. zum Hofd. 
v. 23. Oct. 1801. 

d) Hofd. v. 14. Nov. 1793, 

e) Hofd. v. 2. Juli 1801. 
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Richter ausgetragen. Dieſer hat hierbei allzeit einen 
Verſuch zu machen, ſie durch Vergleich beizulegen, wenn 
aber die Parteien zu einem Vergleiche nicht zu bewegen 
ſind, auf ein ordentliches Verfahren zu verweiſen, worüber 
nach den Vorſchriften über Ehepacten zu entſcheiden, in⸗ 
zwiſchen jedoch der Ehegattinn und den Kindern der 
anſtändige Unterhalt auszumeſſen iſt J). 
a Rückſichtlich der Frage, ob eine gemiſchte Ehe bel 
Lebzeiten beider Ehegatten dem Bande nach getrennt wers 
den könne, dann ob eine nachherige Religionsveränderung 
diesfalls ein Recht gebe oder nehme, ſind folgende Fälle 
zu unterſcheiden: 1) IR zur Zeit der geſchloſſenen Ehe ein 
Theil der katholiſchen, der andere der akatholiſchen Religion 
zugethan: ſo kann keine Trennung der Ehe vor ſich gehen, 
es mag die Religionsverſchiedenheit zur Zeit, als die 
Trennung vorgenommen werden will, noch obwalten, oder 
ſich dohin verändert haben, daß der katholiſche Theil 
akatholiſch, und der akatholiſche katholiſch wurde; oder 
dadurch gehoben ſein, daß bloß der akatholiſche Theil 
katholiſch, oder bloß der Fatholifche akatholiſch wurde 8). 
Der katholiſche Theil darf nach den Grundſätzen ſeiner 
Religion die Ehe nur als eine unauflösliche Ver 
bindung ſchlieſſen. Dem akatholiſchen kann dieſes nicht. 
unbekannt ſein. Läßt er ſich gleichwohl mit ihm in eine 
eheliche Verbindung ein, ſo wird geſetzlich vermuthet, daß 
er ſich auch von ſeiner Seite die Unauflösbarkeit gefallen 
laſſe, und auf die nach ſeinen Religionsgrundſätzen ver— 
ſtattete Auflösbarkeit verzichte A). 2) Daſſelbe hat Statt, 
wenn zur Seit der Schlieſſung der Ehe beide Ehegatten 
ſich zur katholiſchen Religion bekennen, und in der Folge 


) B. G. B. F. 117. 
g) B. G. B. 8 111. 
5) Hofd. v. 29. Jan. 1787. 
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einer von ihnen zu einem akatholiſchen Glaubens bekennt⸗ 
niffe übertritt. Um fo mehr muß aber dieſes Statt haben, 
wenn 3) beide Anfangs katholiſch geweſenen Ehegatten 


nachher den akatholiſchen Glauben annehmen. 4) Wenn 


von zweien zur Zeit der Eingehung der Ehe akatholiſch 
geweſenen Ehegatten einer zur katholiſchen Religion zurück 
tritt: ſo bleibt dem nicht katholiſchen Ehegatten das Recht 
verſtattet, aus den angeführten Gründen die Trennung 
der Ehe zu verlangen 2). Denn da die Ehe als nicht 
ſchlechterdings unauflöslich geſchloſſen wurde: ſo kann der 
akatholiſche Theil durch den Rücktritt ſeines Ehegatten 
zum katholiſchen Glauben, als eine einſeitige Handlung 
deſſelben, um das Recht nicht gebracht werden, noch 
ferner nach ſeinen Religionsgrundſätzen die Trennung der 
Ehe zu begehren. Dieſes iſt auch die Urſache, daß eine 
vor dem Rücktritte geſchehene Trennung nach ſolchem 
fort dauert, und nichts an ihrer Kraft verliert X). 5) Treten 
beide Anfangs akatholiſch geweſenen Ehegatten zur katho— 
liſchen Religion zurück: ſo kann keiner von beiden eine Ehe— 


trennung verlangen. Das Band einer gültigen Ehe kann 


zwiſchen zwei katholiſchen Ehegatten nur durch den Tod des 
einen aus ihnen aufgelöſet werden 7). Ob ſie es ſchon zur 
Zeit der Abſchlieſſung geweſen, oder ſpäter erſt geworden find, 
kann nichts entſcheiden. Deshalb war ſchon früher ans 
geordnet, daß Ehetrennungen, welche von Eheleuten ange— 
ſucht werden, die zur Zeit der eingegangenen Ehe der 
akatholiſchen Religion zugethan waren, nach der Zeit aber 
zur katholiſchen übergetreten ſind, nach den für katholiſche 


1) B. G. B. F. 116. Hofd. v. 26. Mai u. 17. Juli 1788, 
k) Hofd. v. 27. Mai 1788, 
I) B. G. B. 8. 111. 
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Eheleute beſtehenden Geſetzen zu behandeln ſeien m). 
6) Wenn zwei akatholiſch getraute Eheleute nachher ka⸗ 
tholiſch werden, und ſodann wieder beide oder eines von 
ihnen zum Akatholicismus zurück kehrt: ſo ſcheint eine 
Ehetrennung ebenfalls nicht mehr vorgenommen werden 
zu können. Sie haben durch die Annahme des katho⸗ 
liſchen Glaubens dem frühern Rechte entſagt, und können 
dieſes durch den neuen Abfall nicht wieder erlangen. Iſt 
aber von zwei akatholiſchen Eheleuten nur einer zum 
katholiſchen Glauben zurück-, und dann aufs neue zum 
akatholiſchen übergetreten: fo kann der andere, immer fort 
akatholiſch gebliebene Theil unbeanſtändet ſeine Rechte 
auf Ehetrennung vollführen m). 

Nach gleichen Grundſätzen wird beim Vorhanden⸗ 
ſein der oben angeführten Urſachen bei Ehetrennungen in 
Ungarn vorgegangen. Die Gerichtsbehörden, welche uber 
ſolche entſcheiden, ſind die weltlichen, und in den Ge— 
ſpannſchaften zwar und den Bezirken, welche eigene 
Gerichtsſtellen haben, dieſe; in den königlichen Frei- und 
Bergſtädten aber, der Magiſtrat mit Vorbehalte der Appel⸗ 
lation an die königliche und die Septemviraltafel 0). 


8. 42. | 
60 Wiederverehelichung getrennter Shegatten. 


Den getrennten akatholiſchen Eheleuten iſt geſtattet, 
ſowohl unter einander ſich wieder zu vereinigen, als auch 
mit andern akatholiſchen Perſonen eine neue Che einzugehen. 

** 


m) Hofd. für Böhm. v. 24. Sept. 1792. 

a) S. über dieſe ganze Materie: Dolliner, über die 
Auflösbarkeit gemiſchter Ehen, in der jutift, es v. 
Prof. Wagner I, Hft. 1825. S. 7. 

o) Diätal= Art. v. J. 1791 Art. 26 $, 11, 
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Wollen fie ſich unter einander wieder verei⸗ 
nigen: fo muß ihre Vereinigung als eine neue Che 
bettachtet, und mit allen zur Schlieſſung des Ehevertrages 
nach den Geſetzen erforderlichen Feierlichkeiten eingegangen 
werden a). 

Rückſichtlich der Wiederverehe lichung mit 
andern Perſonen iſt vorgeſchrieben, daß den getrennten 
Ehegatten zwar überhaupt geſtattet werde, ſich wieder zu 
verehelichen; doch kann mit denjenigen, welche vermöge 
der bei der Trennung vorgelegenen Beweiſen durch Ehe— 
bruch, Verhetzungen oder auf eine andere ſträfliche Art die 
vorgegangene Trennung veranlaſſet haben, keine gültige 
Ehe geſchloſſen werden 5). Dieſes wurde näher dahin 
beſtimmt, daß, wenn Ehen nicht katholiſcher chriſtlichen 
Religionsverwandten dem Bande nach getrennet werden, 
den getrennten akatholiſchen Perſonen bloß geſtattet werde, 
bei Lebzeiten des getrennten Gegentheiles mit akatholiſchen 
Perſonen, jedoch nicht mit denjenigen, welche vermöge 
der bei der Trennung vorgelegenen Beweiſen auf eine 
der erwähnten Arten die vorgegangene Trennung veranlaſſet 
haben, eine gültige Ehe zu ſchlieſſen. Eine katholiſche 
Perſon kann nach den Begriffen der katholiſchen Religion 
mit einer getrennten akatholiſchen Perſon bei Lebzeiten 
des geſchiedenen Gegentheiles eben ſo wenig eine gültige 
Ehe eingehen, als es eine bei Eingehung ihrer Ehe zur aka— 
tholiſchen Religion gehörig geweſene, aber nachher zur katho⸗ 
liſchen Religion übergetretene, von ihrem akatholiſchen Ge: gen⸗ 
theile geſchiedene Perſon bei Lebzeiten des getrennten akatho— 
liſchen Gegentheiles zu thun vermag c). Dieſe letztere Vor— 
ſchrift beruht auf der Betrachtung, daß nach den Grundſätzen 


4) B. G. B. F. 118. 

5) Ebend. 9. 119. 

c) Hofd. v. 14. Jan. 1803. Allerh. Entſchl. v. 28. Juli, 
Hofd. v. 4. u. 26. Aug. 1814. 
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der katholiſchen Religion eine gültig geſchloſſene Ehe bei 
Lebzeiten beider Ehegatten unauflösbar iſt, mithin auch die 
getrennte Ehe von den katholiſchen Perſonen als rechtlich 
beſtehend angeſehen werden muß. 


Ei ya 43. 
7 Gottesdienſt. 


Der Gottes dienſt iſt ordentlich und der Regel 
nach unter der Aufſicht und Leitung des Paſtors abzu⸗ 
halten. Daß akatholiſche Kirchengemeinden in Ermangelung 
eines Seelſorgers eigene Verſammlungen zum Gottes- 


dienſte und zur Erbauung ohne Paſtor anſtellen, iſt 


verbothen a). Nur den von ihrem Bethhauſe und Paſtor 
weiter entfernten Gemeinden, welche zu dem ordentlichen 
Gottesdienſte in das Bethhaus durchaus nicht kommen 
können, iſt die Verſam mlung an Sonn- und Feiertagen 
unter der Leitung des Schullehrers zu dem Ende, um 
ſich durch gemeinſchaftlichen Geſang und Anhörung einer 
von ihm vorgeleſenen Predigt zu erbauen, einſtweilen, 
bis Zeit und Umſtände die Regulirung und Beſetzung 
der nöthigen Paſtorate erlauben, unter den Vorſichten 


geſtattet, daß der Schullehrer keine andern Geſänge 


abſingen laſſe, keine andern Gebethe ſage, oder Predigten 
vorleſe, als welche von der Cenſur genehmiget, und von 
den Conſiſtorien, als den Bedürfniſſen der Gemeinde 
entſprechend erklärt ſind; dann, daß in den Gegenden, 
wo Religionsſchwärmer ſich aufhalten, eine beſondere 
Aufſicht über die paſtorloſen akatholiſchen Gemeinden 
getragen werde, damit nicht unter dem Vorwande dieſer 
Erbauung der Verbreitung der ſchwärmeriſchen Grund— 
ſätze Vorſchub geleiſtet wird 5). 


a) Hofd. v. 10. Dec. 1807 u. Hofd, v. 1 Mai 1808, 
b) Hofd. v. 15, Mai 1808, 
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An Sonn- und Feiertagen muß doppelter Gottes- 
dienſt, Vor- und Nachmittags, und jedes Mahl mit 
Ertheilung des Religionsunterrichtes gehalten werden c). 
Doch geht der Zweck dieſer Verordnung nicht dahin, 
die Prediger zu verhalten, daß ſie mehr als einmahl an 
jedem Vor- und Nachmittage der Sonn- und Feiertage 
den Gottesdienſt halten; ſondern den akatholiſchen Ge— 
meinden, welche nur einen Paſtor haben, und von dem 
Bethhauſe zu entfernt wohnen, als daß ſämmtliche 
Glieder an dem einmahligen Gottesdienſte Theil nehmen 
könnten, die Abtheilung bei Beſuchung des Bethhauſes 
möglich zu machen. Der Paſtor iſt daher da, wo zu 
einem Bethhauſe entfernte Filialen gehören, bloß dazu 
verbunden, daß er mit der Abhaltung des Gottesdienſtes 
zwiſchen dem Hauptorte und den Filialen wechſle, wenn 
nicht körperliche Schwäche es ihm auf eine kurze Zeit 
unmöglich macht ). 

Bei den nachmittägigen Chriſtenlehren ſind nach 
den für die Katholiken beſtehenden Vorſchriften alle jungen 
Leute unter 18 Jahren zu erſcheinen ſchuldig. Die vorſetzlich 
oder ohne hinreichenden Grund davon ausbleibenden ſind von 
der Obrigkeit mit angemeſſenen Swangsmitteln dazu zu 
verhalten; zu welchem Ende ihr der Paſtor die nachläſſigen, 
welche er zur Beſſerung fruchtlos n mit Nahmen 
anzuzeigen hat e). 

Zu den gottesdienſtlichen We geh Fürſen 
keine andern Perſonen zugelaſſen werden, als welche 
ſchon zu einer der bereits als akatholiſch erklärten Fami— 
lien gehören, oder ſich mit dem gewöhnlichen Meldzettel 
ausweiſen ($. 9.). Wirklich akatholiſche Gemeindeglieder 


) Hofd. v. 10. Dec. 1807. N 
d) Hofd. v. 4. Febr. 1808. 
e) Ebend. 
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aber dürfen nicht bloß, ſondern müͤſſen fogar dem Gottes⸗ 
dienſte beiwohnen. Dieſes gilt auch von den akatholiſchen 
Soldaten 7). Wo daher im Orte ein proteſtantiſches 
Bethhaus vorhanden iſt, da müſſen ſie unter der Aufſicht 
eines dieſer Religion zugethanen Ober-, Unterofficiers, 
Gefreiten oder älteſten Gemeinen der Compagnie, anſtatt 
in die katholiſche Kirche, in das Bethhaus, und von 
da zur Compagnie zurück geführt werden. Wird der 
Gottes dienſt in beiden Orten zugleich gehalten, ſo kön nen 
ſie mit der Compagnie ausrücken, und ſodann aus Reihe 
und Glied treten, oder aber vor oder nach der Aus— 
rückung zur beſtimmten Stunde verſammelt werden. Im 
Lager aber und den Bequartierungen, wo kein protıs 
ſtantiſcher Gottesdienſt gehalten wird, haben ſie bei der 
Kirchen: Parade zu verbleiben, weil fie während dieſer 
Zeit nicht ſich ſelbſt überlaſſen werden können, und es 
ihrer Religion ſelbſt angemeſſen iſt, lieber einem chriſt⸗ 
lichen Gottesdienſte, als keinem beizuwohnen 8). 


e 
e ee des Paſtors außer dem Bethhauſe. 


Die Paſtoren dürfen an keinem anderen Orte, als 
in ihrem Bethhauſe Gottesdienſt halten. Es iſt ihnen 
zwar erlaubt, ihre entfernten, ſo wie in der Nähe 
befindlichen Glaubensverwandten zu beſuchen, dann den 
Kranken mit dem nöthigen Unterrichte, Seelen- und 
Leibestroſte beizuſtehen; aber die Begehung von was 
immer für Religionsübungen oder Gottesdienſt iſt ihnen 
durchaus verbothen c). Nur die Ertheilung des Religions- 


7) Verord. in Böhm. v. 9. Nov. 1781. 
g) Hold. o. 2. Aug. 1784, 
u) Hofd. v. 17. Mai 1784, Verord. für Galiz. v. 28. 


Nov. 1791, 
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unterrichtes für die Kinder des Beſuchten iſt ihnen noch 
geſtattet; wobei jedoch außer dem Hausvater und den 
akatholiſchen Dienſtbothen des Hauſes niemand anderer 
gegenwärtig fein darf )). Daß fie den Riligionsunterricht 
für einzelne proteſtantiſche Kinder in ihren eigenen 
Wohnzimmern privat zu ertheilen, dann in den Orten, 
wo proteſtantiſche Schulen, aber keine Bethhäuſer ſind, 


die akatholiſche Schuljugend in den diesfallſigen Schul⸗ 


zimmern ohne Aufſehen und Lärm zu catechiſiren berechtiget 
ſind, verſteht ſich von ſelbſt c). Sie können jedoch nicht 
ordentliche Chriſtenlehren excurrendo außerhalb des 
Bethhauſes in der Art halten, wie ſie den katholiſchen 
Seelſorgern zur Pflicht gemacht find d). Auch iſt 
ihnen erlaubt, die Arreſtanten ihrer Religion im Kerker 
zu beſuchen, und im Falle zur Richtſtätte zu begleiten e). 
Dieſes dürfen ſie ſelbſt rückſichtlich der akatholiſchen 
Soldaten thun. Sie können in die Militär » Spitäler 
eintreten, und den Kranken das Abendmahl reichen A), 
fo wie fie auch bei der Execution akatholiſcher Soldaten 
mit Beſeitigung alles Gewiſſenszwanges zugelaſſen 
werden 3). In den Orten, wo akatholiſche Sträflinge 
und Inquiſiten gefänglich angehalten werden, müſſen 
fie ſogar nach der hierüber im Jahre 1810 erlaſſenen 
Inſtruction in dem Kerker ordentlich den Unterricht 
ertheilen, die Gefangenen zu den Religionsübungen an— 
leiten, und durch zweckmäßige Belehrung und Ermahnungen, 


5) Hofd. v. 28. Oct. 1784. 

4) Verord. v. 19. Aug. 1784. 

d) Verord. in Böhm. v. 19. Juli 1823. 
e) Hofd. v. 31. Dec. 1781. 

7) Hofd. v. 21. April 1784. 

g) Verord. in Vöhm, v. 9. Nov. 1781. 


82 


* 


* 


dann Vorleſung moralifiher Erbauungsbüchet auf ihre 


ſittliche Beſſerung hinwirken 7). 


$. 45. 
Buß⸗ und Bethtage. 1 


Die Akatholiken feiern mit den Katholiken gemein 


ſchaftlich alle Sonntoge im Jahre, von den Feſttagen 


aber diejenigen, welche auf Eräugniſſe aus dem Leben 
Jeſu Beziehung haben, nähmlich das Neujahrsfeſt oder 
das Feſt der Beſchneidung, das Feſt der Erſcheinung des 
Herrn, das Feſt Mariä- Reinigung und Verkündigung, 
den Oſter- und Pfingſtmontag, Chriſti-Himmelfahrt, 
und den erſten und zweiten Weihnachtstag a). Sie 
bedienen ſich auch zur Berechnung dieſer Tage deſſelben 
Gregorianiſchen, oder wie fie ihn nennen, Reichs⸗ 
Calenders 5). Außer dieſen haben fie noch allgemeine 
Buß⸗ und Bethtage. Da dieſe in verfihiedene: 
Zahl und zu verſchiedenen Zeiten begangen wurden: ſo 
iſt zur Erzielung einer Gleichförmigkeit fin den geſammten 
deutſchen Staaten verordnet worden, daß von allen 


proteſtantiſchen Gemeinden nur ein einziger allgemeiner 


Buß“ und Bethtag am 8. December jedes Jahres, zur 
feierlichen Begehung und zum Andenken der durch die 
allgemeine Toleranz erhaltenen Religions » und Gewiſſens⸗ 
freiheit aber ein eigenes Lob- und Dankfeſt an dem auf 
den 13. October jedes Jahres folgenden Sonntage abge— 
halten, und dieſe zwei Tage mit öffentlichem feierlichen 
Gottesdienſte, mit Geſängen, Gebethen und Vor- und 
Nachmittagspredigten gefeiert werden ſollen. Dagegen 


h) Verord. in Böhm. v. 24. Aug. 1820, 
a) M. Abhandlg. v. den heil, Handlungen ꝛc. §. 71. 
4) Ebend. F. 82. | 


— 


— 117 — 


ſoll es von den ſonſt gewöhnlichen vier Bußtagen ganz 
abzukommen haben, und keinem Superintendenten oder 
Prediger unter keinerlei Vorwande außer den zwei erwähn⸗ 
ten Tagen eine Feierlichkeit zu begehen, oder einen 
Buß» und Bethtag, oder ſonſt eine Andacht außer den 
Sonntagen anzuordnen geſtattet ſein c). Hierin wurde 
bloß ſo viel geändert, daß, da den Helvetiſchen Confeſſions— 
Verwandten der Buß- und Bethtag auf den 8. Decem— 
ber läſtig fiel, und ſie ſolchen lieber am erſten Sonntage 
im Advente abzuhalten wünſchten, diefes ihnen geſtattet 
wurde d). 


g. 46. 
Begräbniß. 


Die Akatholiken werden auf dem ihrer Gemeinde 
eigenthümlichen Freidhofe, und wo eine akatholiſche 
Gemeinde einen ſolchen nicht hat, auf dem katholiſchen, 
gemeinſchaftlich mit den Katholiken, begraben a). Der 
Paſtor, der das Begräbniß hält, hat dazu nur jedes Mahl 
bei dem Pfarrer vorläufig einen Erlaubnißzettel zu 
erheben 5). Ortseinwohner einer dritten Religion, 
welche mit keinem eigenen Freidhofe verſehen ſind, können, 
ohne an einen oder den andern der vorhandenen Freidhöfe 
gebunden zu ſein, in jenem ſich begraben laſſen, in 
welchem fie es wünſchen; es ſteht ihnen aber auch frei, 
ſich in den nächſt gelegenen Freidhof der Religion, zu 
der ſie ſich bekennen, überführen zu laſſen c). Ein 


I 


c) Hofd. v. 5. Febr. 1787. 

d) Hofd. v. W. Oct. 1790. 

„) Hofd. v. 31. Dec. 1783, 12. Aug. 1788 u. 1. 
b) Verord. in Böhm. v. 9. Sept. 1783. 

) Hofd. v. 12. Aug. 1788 n. 2. 3 u. 7. 
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Gleiches gilt von Reiſenden anderer chriſtlichen Religionen, 
als welche in dem Lande tolerirt werden, Juden, Mu⸗ 
hamedaner und Heiden ausgenommen d). Was 
rückſichtlich der Anlegung neuer Freidhöfe zu beobachten 
komme, wird unten ($. 49.) geſagt werden. J 
Ordentlicher Weiſe parentirt bei dem Begräbniſſe 
der Akathollken der Paſtor; nur hat er das Recht nicht, 
in die katholiſche Kirche zu gehen, und daſelſt eine 
Function vorzunehmen e). Auch darf er den Leichnam 
eines in der Kaſſerne oder in einem Spitale vers 


ſtorbenen akatholiſchen Soldaten erſt über dem Thore 


jenes Gebäudes zur Beerdigung übernehmen; bis dahin 
begleitet ihn der Regiments- oder Spital-Capellan F). 
Kann wegen zu großer Entfernung oder aus andern 
Urſachen der Paſtor das Begräbniß nicht halten: ſo 
hat der katholiſche Seelſorger feine Stelle zu verſehen, 
wenn er darum von den Freunden des Verſtorbenen 
erſucht wird. Er geht dann mit der Leiche, und trägt 
Sorge, daß kein Lied, nun nicht einmahl mehr ein 
ſolches geſungen werde, worin nichts den Katholiken 
anſtößiges vorkommt 3). Er ſegnet aber die Leiche nicht 
ein, und macht auch keine Collecte, ſondern hält ſich, 
wie oben bemerkt wurde ($. 33.), ganz an den in 
Schleſien eingeführten Ritus. Wird er um die Beglei⸗ 
tung nicht erſucht, ſo iſt nach Bezahlung der Stolgebühren 
dem akatholiſchen Schulmeiſter erlaubt, zu Grabe zu 
fingen. Bei Beerdigung von Reiſenden einer andern 
Confeſſion, als welche im Lande tolerirt werden, wozu 


4) Cbend. n. 8. 

e) Hofd. v. 16. März 1782. 

7) Hofd. v. 21. April 1784. 

8) Hofd. v. 2. Dec. 1796, 10. März 1797. 
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auch die Unitarier gehören, muß der im Orte anweſende 
Geiſtliche die Function verrichten 1). 

Jedem Akatholiken ſteht frei, ſich mit dem öffent⸗ 
lichen Gepränge der Religion, zu der er ſich bekennt, 
begraben, mit dem im Orte befindlichen Geläute läuten, 
und das ſeiner Religion angemeſſene Zeichen auf ſeine 
Grabſtätte ſetzen zu laſſen, ohne ſich oder ſeinen 
Religionsgenoſſen hierdurch ein beſonderes Recht zum 
Nachtheile der andern Religionsparteien zuzueignen; und 
der Geiſtliche darf ſo wenig als die Gemeinde der andern 
Religion, welcher der Freidhof gehört, hierin ein Hin— 
derniß legen, oder aber die nach der Sitte des Landes 
zum characteriſtiſchen Kennzeichen der Religion, zu 
welcher der Verſtorbene ſich bekannte, ausgeſetzten Zeichen 
nach der Hand vertilgen 7). Die Verordnung, vermöge 
welcher ſich die Akatholiken bei ihren Begräbniſſen auf 
katholiſchen Freidhöfen alles öffentlichen Gepränges ent— 
halten ſollen A), muß mit einer andern in Verbindung 
verſtanden werden, wornach ſie ſich bei dieſen Beerdi— 
gungen nur nicht zu zahlreich verſammeln, und dadurch 
Aufſehen erregen ſollen 7). Oeffentliche Begräbniſſe 
zu halten, iſt den Akatholiken ſchon durch das Toleranz— 
Geſetz vollkommen erlaubt worden m). Das Singen 
akatholiſcher Lieder aber, welches den Akatholiken früher 
bloß auf den katholiſchen Freidhöfen unterſagt n), und 


) Hofd. v. 16. März 1782, 12. Aug. 1788 n. 3. 

1) Hofd. v. 12. Aug. 1788 n. 8, Hofd. v. 10. März u. 10. 
April 1797. 

4) Hofd. v. 14. Juli 1783. 

2) Hofd. v. 17., Verord. in Böhm. v. 28. Aug. 1782. 

m) Hofd. v. 13. Oct. 17818, 1. 

„) Hofd. v. 8. Jan. u. 14. Juli 1783, dann 8. Jan. 
1784. 8 


auf ihren eigenen erlaubt war o), iſt nun auf allen 
Freidhöfen und dem Wege dahin eingeſtellt p); ſie 
können den nach ihrem Ritus üblichen Geſang in dem 
Bethhauſe, oder wo ſie kein ſolches haben, in dem 
Sterbehauſe abhalten 2). Leichenreden dürfen ſie 
bloß in ihren Bethhäuſern halten 7), in mae 4 
auch außerhalb den ſelben s). | 


§. 47. 
Matriken. 


Das Recht und die Pflicht die Matriken über die 
Tauf⸗, Trau⸗ und Sterbefälle der Akatholiken zu führen, 
kommt den katholiſchen Seelſorgern zu. Verrichten die 
katholiſchen Seelſorger ſelbſt die darauf ſich beziehenden 
Miniſterial⸗Acte: fo haben ſie auch ohne weiters die 
genaue und richtige Einverleibung in der nähmlichen un⸗ 
unterbrochenen Reihe, wie bei Katholiken zu veranlaſſen. 
Adminiſtriren ſolche aber die akatholiſchen Paſtoren, ſo 
müſſen dieſe die Ausweiſe darüber ſogleich nach dem geſetz— 
mäßigen Formulare verfaſſen, mit den Pathen oder Bei— 
ſtänden nach Vorſchrift unterſchreiben, und nach jedem 
einzelnen Falle den katholiſchen Seelſorgern zuſenden, 
letztere aber darnach in die Matriken die Eintragung 
machen a). Hiervon haben ſich ſowohl die Ordinarien, 


o). Hofd, v. 8. Jan. 1783 u. 1784. 

y) Hofd. v. 23. Aug. 1784, für Böhm. v. 10. 1 
1797. 

9) Hofd. v. 2., Verord. in Böhm. v. 12. Dec. 1798. 

r) Hofd. v. 8. Jan. 1784, Verord. in Böhm. v. 22. 
Febr. 1810. 8 

) Verord, für Ungarn v. 8. Aug. 1786. 

0) Hofd. v. 13. Jan. u. 22, Febr. 1782, 19. Juli 1784 
n. 3, 12. Nov. 1784 u. 2. Dec. 1790. | 
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als die Kreisämter zu überzeugen 5), und dieſe insbeſon— 
dere dafür zu ſorgen, damit die Paſtoren den katholiſchen 
Pfarrern jeden zur Eintragung in die Matrik geeigneten 
Fall wirklich ſogleich anzeigen, und die geſetzlich vor— 
geſchriebene Ordnung pünctlich befolgen c). Eine Ber: 
ordnung ſchreibr noch vor, daß, ſo wie die Verwilligungs— 
ſcheine, welche von den katholiſchen Seelſorgern den 
Paſtoren zu ihren Functionen ertheilt werden (vorg. $.), 
ſo auch die Anzeigen, welche die Paſtoren an die katho— 
liſchen Seelſorger abgeben, auf halben Bögen ausgeſtellt d), 
und dieſe bei den Matriken verwahrt werden ſollen, um 


bei einem ſich eräugnenden Sweifel die Glaubwürdigkeit 


der darauf ſich beziehenden Matriken beſtätigen zu kön— 
nen e). Neuerlich wurde aber befohlen, daß die Ausweiſe 
jederzeit rubrikweiſe, d. i. nach dem mit Patente von 20. 
Februar 1784 vorgeſchriebenen Formulare verfaßt, und 
nicht in der Art, wie ſie das Hofdecret vom 30. April 
1789 angibt, ertheilt werden. Die durch das letztere 
Geſetz vorgeſchriebenen Formularien ſind bloß bei den 
an die öffentlichen Behörden auszufertigenden Tauf—, 


Trauungs- und Todten-, dann den an die Parteien aus— 


zuſtellenden Verkündigungsſcheinen zu beobachten F). 
Uibrigens bleibt es den Paſtoren unbenommen, ihre Ma— 
triken insbeſondere zu einer Privat-Notiz zu führen 8). 

Die Matrikel- Scheine für die Akatholiken kann 
legal nur der katholiſche Pfarrer ausſtellen 2). Die 


| EN 


5) Hofd. v. 19. Juli 1784 m. 3. 

e) Verord. in Böhm, v. 1. Aug. 1789. 

d) Hofd, v. 13. Verord. in . 22. Mai 1791. 
e) Hofd. v. 19. Juli 1784 n. 3. 

N Verord. in Böhm. v. 31. Jan. IR 

8) Hofd. v. 22. Febr. 1782. N 

7) Vererd. in Böhm. v. 9. März 1820. 
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akatheliſchen Paſtoren find weder an Private, noch an 
öffentliche Behörden dergleichen Urkunden zu erfolgen 
ermächtiget 7. | 


* 


98. 8. 
Bethhaus. 


Ein Bethhaus neu zu errichten, oder ein ſchon beſte⸗ 
hendes einzurichten, iſt den Akatholiken überall geſtattet, 
wo ſie einen Paſtor anzuſtellen die Erlaubniß haben, d. i. 
wo hundert Familien oder fünf hundert Perſonen in dem 
Orte ſelbſt, oder einige Stunden davon entfernt derſelben 
Confeſſion zugethan find. Bei Vorhandenſein jener Ans 
zahl bilden die Akatholiken eine Gemeinde, und jeder 
Gemeinde kommt das Recht zu, ein eigenes Bethhaus 
zu beſitzen a). In Ungarn können die Akatholiken ſchon 
bei weniger als hundert Familien ein Bethhaus auf— 
führen 6). 

Findet ſich die vorgeſchriebene Anzahl von Afathos 
liken zuſammen „ und wollen dieſe ein Bethhaus für ſich 
haben: ſo muß das Kreisamt der Landesſtelle davon die 
Anzeige mit dem Gutachten machen, ob die Errichtung 
deſſelben mit der Anſtellung eines Geiſtlichen zu geſtatten 
ſei oder nicht c). Da nähmlich die Beſtreitung der 
hierzu erforderlichen Koſten zunächſt aus den Beiträgen der 
Einzelnen zu geſchehen hat: ſo muß in jedem fraglichen 
Falle von dem Kreisamte die Unterſuchung gepflogen 
werden, ob nicht die von ihnen anzugelobenden Beiträge 


71) Verord. in Böhm. v. 15. Mai 1826. 
a) Hofd. v. 13. Oct. 1781 n. 1., 31. Ian, u. 9. Febr. 
1782. f 
1) Verord. für ungarn v. 15. Febr. 1786. 
ce) Hofd. v. 2. Jan. 1782 n. 1., 17. Nov. 1788 n. 3. 
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ihre Kräfte überſteigen, ſomit über kurz oder lang den 
Verfall der eben vom Religionseifer, oder vielleicht auch 
nur von einer erſten Aufwallung hingeriſſenen Unterthanen 
nach ſich ziehen, und am Ende auch zum Nachtheile des 
Contributions- oder ihres guten Nahrungsſtandes, dann 
der Gemeinde- und obrigkeitlichen Schuldigkeiten gereichen 
dürften d). Deshalb iſt auch den Kreisämtern zur 
Pflicht gemacht worden, den in einem ſolchen Falle ſich 
befindenden Gemeinden es als eine väterliche Obſorge 
des Landes fürſten begreiflich zu machen, daß die Koſten 
viel zu hoch anwachſen würden, wenn ſie gleich Anfangs 
ſo viele Oratorien erbauten und Paſtoren aushielten, 
als die normalmäßige Zahl es ihnen erlaubte; daß ſie 
daher lieber mit einem anfangen, und dieſes in der Mitte 
oder in dem gemächlichſten Orte errichten ſollten, wohin 
alle Glaubensgenoſſen aus den umliegenden Ortſchaften 
am leichteſten kommen könnten; und daß ihnen, wenn ſich 
nach der Zeit zeigen würde, daß es ihre Kräfte zuließen, 
und es ihnen nicht zu beſchwerlich fiele, ohne Anſtand 
ein zweites und ein drittes Oratorium zu errichten geſtattet 
werden würde, wo entgegen, wenn fie vielleicht mehrere. 
zugleich unternehmen wollten, keines zu Stande kommen 
dürfte, ihnen aber doch daran gelegen ſein müßte, je eher 
je lieber einen Ort zu haben, wo ſie ihren Gottesdienſt 
halten könnten e). Wo über den Bericht des Kreisamtes 
die Landesſtelle einen Anſtand zu nehmen, oder das Anz. 
ſuchen der Akatholiken um die Errichtung eines Beth 
hauſes abzuſchlagen findet, muß die ſchleunigſte Anzeige. 


nach Hof gemacht werden F). 


J) Hofd. v. 6. März 1782. 
e) Hofd. v. 13. März 1782 u, 1. 


7) Hofd. v. 16. Jan. 1782, Conſiſt. Inſtruct. Art. XIV, 
ö. 1. 7 
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Zur Erleichterung der Koſtenbeſtreitung für den Bau 


iſt den Akatholiken geſtattet, außer Lande Collecten zu 
machen g). Nebſt dem wurde befohlen, daß ihnen da, 
wo alte, zerfallene Kirchen ſich befinden, welche zum 
katholiſchen Gebrauche nie verwendet wurden, oder vormahls 
proteſtantiſche Kirchen geweſen ſind, die Steine und Ma— 


terialien davon unentgeldlich überlaſſen werden; doch hat 


von jedem Uiberlaſſungsfalle das Kreisamt die Anzeige 
an die Landesſtelle zu machen 2). Geſperrte katholiſche 
Kirchen aber können zu Bethhäuſern nicht verwendet wer— 
den i). Nur die akatholiſche Gemeinde zu Prag erhielt 
die beſondere Bewilligung, eine katholiſche Kirche durch 
Meiſtboth unter der Bedingung an ſich zu bringen, daß 


ſie in der ganzen äußern Geſtalt umgeändert werde, damit 
ſie einem bürgerlichen Haufe ähnlich würde 1), welches 


letztere jedoch unterblieben iſt. Auch können ſchon beſtehende 
akatholiſche Privat-Häuſer ganz oder zum Theile zur Er: 
bauung von Bethhäuſern verwendet werden. Wo aber 
einer Gemeinde ſelbſt dieſes ſchwer fällt, da darf bis zur 
Errichtung eines ordentlichen Bethhauſes ein akatholiſches 
Haus überhaupt zur Ausübung der geiſtlichen Handlungen 


eingerichtet werden; nur muß das dazu beſtimmte Haus 


dem Magiſtrate oder der Ortsobrigkeit, und von dieſer 
durch das Kreisamt der Landesſtelle angezeigt werden, und 
dann ſtets dabei verbteiben 7). In dieſem Falle iſt es 


auch nicht nöthig, daß die Gemeinde zu jeder gottesdienft«- 
lichen Verſammlung eine beſondere Erlaubniß anſuche ). 


g) Hofd. v. 6. März 1782 n. 3. 

*) Hofd. v. 18. März 1782. 

4) Hofd. v. 17. Nov. 1782 n, 2. 

*) Verord. in Böhm. v. 29. Mai 1786, 
1) Hofd. v. 25. Jan. 1782 v. 3. 4. 

m) Verord. in Böhm. v. 26. April 1782. 
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Die Aufführung eines verwilligten Bethhauſes iſt 
in der Art zu machen, daß es, wo es nicht ſchon anders 
iſt, ohne Glocken, Thürme 120 öffentlichen Eingang von 
der Gaſſe errichtet werde n), folglich den Eingang aus 
einem Vorhauſe oder Vorhofe erhalte, und im Uibrigen 
die Geſtalt eines Privat-Hauſes habe. Da dieſe Verord— 
nung darin ſich gründet, daß den Akatholiken bloß die 
Privat⸗Religionsübung zugeſtanden worden, der hoch— 
anſehnliche Tempelbau aber als ein Vorrecht der katholiſchen 
Kirche die Folge des öffentlichen Religions-Exercitium 
iſt: fo können die Worte, „wo es nicht ſchon anders if, 
wie es auch das nachfolgende beſtätiget, nur den Sinn 
haben, daß, wo etwa zur Zeit der eingeführten Toleranz 
die Akatholiken eine öffentliche Religions » Hihung ſchon 
gehabt haben, auch das Bethhaus mit jenen äuſſeren 
Zierden verſehen werden dürfe. Dieſes iſt die Urſache, 
daß die Kirche zu Teſchen in Schleſien Thurm und 
Geläute beſitzt, und zu dem evangeliſchen Gottesdienſte in 
Bielitz mit der Glocke auf dem Schulhauſe geläutet wird, 
dann daß die Bethhäuſer in Ungarn durchgehends, vers 
möge ausdrücklicher Vorſchrift, Glocken, Thürme, und 
Thülren gegen die Gaſſe, und die erſteren insbeſondere für 
ſich allein, oder mit den Katholiken gemeinſchaftlich 
haben 0). Es ſcheint ſelbſt jene Verordnung in den 
deutſchen Provinzen eine mildere Interpretirung finden 
zu müſſen. Denn über ein Geſuch des Helvetiſchen Super— 
intendenten in Mähren hat Kaiſer Joſeph verwilliget, daß 


n) Hofd. v. 13. Oct. 1781 n. 1. 

0) Verord. für ungarn v. 1. Aug. 1786, 4. Juni 1787 
u. 27. Jan. 1789. Diätal⸗ Artikel v. J. 1791 Art. 26, 
90. 1. 2. 
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den akatholiſchen Gemeinden der Gebrauch der Glocken 

geſtattet werde, wenn ſie darum ſich melden. Um ihnen 
jedoch Unkoſten zu erſparen: fo ſollten fie da, wo bereits 
ein Geläute für die katholiſche Gemeinde vorhanden iſt, 
mit dieſer ſich einverſtehen, damit ſie ihnen deſſen Gebrauch 
gutwillig überlaſſe; wollte ſie ſich aber dazu nicht herbei⸗ 
laſſen, fo hätten ſich dann die Akatholiken zum Rufe 
ihrer Angehörigen in den Gottesdienſt und andere Andachts⸗ 
übungen entweder einer eigens anzuſchaffenden Glocke, oder 
aber einer Trommel, oder eines andern öffentlichen Zeichens 
zu bedienen P). 

Die neu erbauten Bethhäuſer werden zu dem gottes⸗ 
dienſtlichen Gebrauche beſonders eingeweiht. Die Ein- 
weihung kommt dem Superintendenten zu. Dieſer kann 
ſie jedoch bei zu weiter Entfernung zur Vermeidung der 
Unkoſten auch von dem Senior vornehmen laſſen 3). 


§. 49. 
Freidhof. 

Die Errichtung eines Freidhofes iſt den Akatholiken 
an denjenigen Orten geſtattet, wo ſie ein Bethhaus haben. 
Sie haben ſich dabei in Sanitäts-Rückſichten nach den 
allgemeinen Vorſchriften zu benehmen, und den errichteten 
Freidhof ſelbſt, d. i. auf eigene Koſten zu umzäunen 4). 
Soll aber für Ortſchaften, welche aus Inwohnern ver— 
ſchiedener Confeſſion beſtehen, ein neuer Freidhof ausgeſteckt 
werden: fo iſt ſolcher gemeinſchaſtlich anzulegen; es wäre 
denn, daß die zu große Population der Gemeinde, oder die 


7) Hofd. für Mähr. v. 23. Oct. 1785. 
9) Inſtruct. für Superintend. Art. VI. $. 6. 


a) Hofd. v. 24. Oct. u. 17. Nov. 1783, 21. April 1784, 
24. Sept. 1785, 12. Juli 1805. 
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phyſiſche Lage des Ortes mehrere Freidhöfe erforderte. 
Den gemeinſchaftlichen Freidhof können die verſchiedenen 
Religionsparteien nach ihrer Willkühr unter ſich ſtrichweiſe 
eintheilen, oder der Reihe nach ihre Todten darin begraben 
laſſen. Können ſie ſich darüber nicht einverſtehen: ſo hat 
das Kreisamt die Sache dahin zu entſcheiden, daß die 
Leichen, ſo wie ſie vorfallen, in einer auf ſich folgenden 
Reihe begraben werden 0). 


9.50. 5 
Schule. | . 


Zur Errichtung von eigenen Schulen als einem Zuges 
höre der freien Religionsübung können die Akatholiken da 
ſchreiten, wo die Zahl der Kinder im Orte ſelbſt, oder 
in der Nachbarſchaft, aus welcher ſie ganz füglich dahin 
kommen können, ſo beſchaffen iſt, daß ſonſt ein Schul: 
lehrer gehalten zu werden pflegt a). Sie haben nur die 
zu erbauenden Schulen auf eigene Koſten aufzuführen, 
und im Beſtande zu erhalten 5), die dabei anzuftellenden 


Lehrer ſelbſt zu dotiren, und überhaupt die ganze Schul: 
einrichtung der allgemeinen Normalſchul- Direction zu 


unterwerfen c). Sie müſſen ſich demnach auch derſelben 
Schulbücher bedienen, mit Ausnahme des Religions— 
buches d), anſtatt deſſen in Böhmen und Mähren das 


1) Hofd. v. 12. Aug. 1788 n. 5. 6. 
a) Hofd. v. 13. Oct. 1781 n. 1 u. 23.) Aug. 1782. 
) Hofd. v. 6. März u. 23. Aug. 1782. 
c) Hofd. v. 13. Oct. 1781 n. 1. 2, v. 31. Jan., Verord. 
in Böhm. v. 9. Febr. 1782 n. 4. Hofd. v. 17. Nov. 
1783 u. polit. Verfaſſ. der deutſch. Schul. 23. Abſchn. 
88. 10. 11. | 
4) Verord. v. 16. Oct. 1782, v. 13. Mai 1784, u. polit. 
Verfaſſ. der deutſch. Schul. 23. Abſchn. §. 8. 
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von dem Prediger zu Pıfno, Schulek, in Stavonifcer 


Sprache verfaßte Religionsbuch vorgeſchrieben iſt e). Das 


Nahmenbüchlein aber, welches ebenfalls zum Gebrauche 
aller Religionen zu dienen hat, ſoll ohne den kleinen 
Catechismus und ohne die Gebethe, welche nur zum Ges 
brauche der Katholiken beſtimmt find, aufgelegt werden f). 

Wo die Akatholiken keine eigene Schule haben, 
da muͤſſen fie ihre Kinder in die nächſte katholiſche 
Schule ſchicken g). Hierbei iſt darauf zu ſehen, daß 
außer der nothwendigen Stunden- und Materien-Ein⸗ 
theilung in der übrigen Schulverfaſſung weder etwas 
geändert, noch auch der den Akatholiken verſtatteten 
Toleranz ein Abbruch gethan werde. Deshalb muß das 
bei den Schulen vor Anfang und zu Ende des Lehr— 
unterrichtes gewöhnliche Gebeth fortgeſetzt, und den 
akatholiſchen Kindern, die ſolchem nicht beiwohnen wollen 
oder können, frei gelaſſen werden, zu Anfange der Schule 
vor der Thüre die Vollendung des Gebethes abzuwarten, 
und zu Ende der Schule vor Anfang des Gebethes aus 
der Schule zu gehen N). Um fie nicht durch den Religions- 
unterricht der katholiſchen Kinder zu beirren, ſo iſt derſelbe 
auf die erſte oder letzte Stunde zu ſetzen, damit ſie 
entweder um eine Stunde ſpäter erſcheinen, oder um 
eine Stunde früher ſich weg begeben können 1). Dieſes 


7 


e) Stud. Hofd. v. 13. Mai 1815. 

7) Hofd. v. 24. Dec. 1786, polit. Verfaſſ. de deutſch. 
Schul. 23. Abſchn. §. 9. 0 

g) Hofd. v. 25. Jan. 1782 n. 1. Hofd. v. 31. Ian. 
Verord. in Böhm. v. 9. Febr. 1782 u. 5. Hofd. v. 
23. Aug. 1782. 


*) Hofd. v. 3. Nov. 1783. 
1) Hofd. v. 23. Aug. 1782, 
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hat auch rlckſichtlch des Leſens und Ausfragens aus 
dem erſten Theile des vorgeſchriebenen Leſebuches, wel— 
cher den katholiſchen Catechismus ohne Fragen enthält, 
zu geſchehen, und iſt ſolches nur in der letzten Lehrſtunde 
vorzunehmen, damit die Kinder der Akatholiken vor 
Anfang des beſagten Unterrichtes abtreten, und ohne 
ſich länger in der Schule aufhalten zu müſſen, nach 
Haufe gehen können. Um ſelbſt den Anſchein einer 
Toleranz-Kränkung zu beſeitigen: ſo ſoll in allen ka— 
tholiſchen Schulen, welche auch von akatholiſchen Kindern 
beſucht werden, bei der zu Anfange eines jeden Schul— 
Curſes üblichen Bekanntmachung der Schulgeſetze ausdrück— 
lich erinnert werden, was alle Schüler insgeſammt, und 
was nur katholiſche angeht. Auch iſt von akatholiſchen 
Schülern bei den im zweiten Theile des Leſebuches für 
Städte und Märkte vorkommenden Schrifttexten nicht 
die Angabe der eigenen Worte, ſondern nur des Sinnes 
derſelben zu verlangen T). Es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß, wenn katholiſche Kinder akatholiſche Schulen beſuchen, 
hinſichtlich des Abtretens derſelben bei dem Anfange des 
Religionsunterrichtes ein Gleiches zu gelten habe 7). Den 
Religionsunterricht haben die an katholiſchen Schulen 
befindlichen akatholiſchen Schüler, fo lang fie eine 
öffentliche Lehranſtalt beſuchen „ von ihrem Prediger oder 
Religionslehrer zu erhalten. In dieſer Abſicht ſind die 
Nahmen ſolcher Schüler von einer jeden Lehranſtalt dem 
Prediger mit der Weiſung mitzutheilen, daß er nach 
Verlaufe eines jeden Semeſters die Zeugniſſe über den 
Fleiß und Fortgang, welchen die Schüler darin gemacht 
haben, dem unmittelbaren Vorſteher der Schule, den 


1) Hofd. v. 23. Juni 1808 u. 10. Sept. 1821. 
1) Polit. Verfaſſ. der deutſch. Schul. 23. Abſchn. §. 5. 
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es betrifft, zuſtelle m). Der Aufenthalt und Unterricht 
in den Schulen der Helvetiſchen Religionsgenoſſen in 
Ungarn iſt bloß denjenigen Kindern aus den deutſchen 
Provinzen geſtattet, welche ſich mit kreisämtlichen, auf 
das Datum der von der Landesſtelle ertheilten Bewilligung 
ſich berufenden Päſſen ausweiſen u). 

Wo eine Gemeinde dergeſtalt gemiſcht iſt, daß ſie 
ungefähr zur Hälfte aus Katholiken beſteht, kann auch 
eine gemeinſchaftliche Schule errichtet werden. Hierin 
iſt jedoch keineswegs mit Befehl und Zwang, ſondern 
bloß nach Thunlichkeit und nach vorläufig gepflogener 
Unterredung und erhaltener Einwilligung der Gemeinde 
vorzugehen o). 

8. 51. l 
Inſtruction 1) für akatholiſche Schullehrer. 


Die Candidaten zu Schuldienſten an akatholiſchen 
Schulen müſſen, fo wie Fatholifche Lehrer, den vor— 
ſchriftmäßigen Unterricht in den Lehrgegenſtänden und 
in der Lehrart erhalten haben, und mit den geſetzmäßig 
adjuftirten Zeugniſſen darüber verfehen, dann Landeskinder 
ſein a). Da für die Akatholiken in den deutſchen Staaten 
keine eigenen Hauptſchulen beſtehen, und ſomit auch 
kein eigener Präparanden-Unterricht ertheilt wird: ſo 
müſſen ſie ſich deshalb an die katholiſchen Normal- und 
Hauptſchulen wenden. Hierbei find fie zwar zur Anhörung 
des Religionsunterrichtes, der den katholiſchen Schul— 
Candidaten ertheilt wird, nicht verhalten; allein fie 


m) Gbend, §. 6. 

n) Hofd. v. 6. Febr. 1783, 

o) Hofd. v. 11. Febr. 1787. 

a) Hofd. v. 25. Jan. 1782 u. f. Polit. Verfaſſ. der 
deutſch. Schul. 23. Abſchn. §. 12. 
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str 


mliſſen gleich bei ihrem Eintritte in den Praͤparanden⸗ 


Curs, oder doch vor der Ausfertigung des Zeugniffes 
über den gemachten Präparanden-Curs das Zeugniß 
ihres Superintendenten über die Kenntniß der Religions- 
Lehre beibringen; wo dann die von demſelben erhaltene 
Fortgangd = Note in dem Präparanden -Seugniſſe bei 
dem Gegenſtande der Religionslehre, mit dem Sufaße: 


laut Zeugniſſes des Superintendenten Aungebürgiſcher. 


(Helvetiſcher) Confeſſion, beigefüget wird. Die Vorſchrift, 
daß die eine Lehrſtelle ſuchenden Individuen uͤber ihre 
Religionskenntniſſe und catechetiſche Geſchicklichkeit von 
ihrem Paſtor geprüft werden ſollen, iſt durch die neuere 
Weiſung behoben worden, in Folge welcher, wie ſchon 
früher in der Inſtruction für Superintendenten 5) be: 
ſtimmt war, dieſe Prüfung dem Superintendenten allein 
vorbehalten he dieſer aber einen Senior oder Paſtor 
hierzu delegiren kann c). um die Note aus dem Vortrage 
der Religion ertheilen zu können: ſo muß ſich der 
akatholiſche Präparand den Prüfungen des Präparanden— 
Lehrers gleich den katholiſchen Präparanden unterziehen 
Es ſtreitet dieſes um fo weniger gegen feine Religions— 
und Gewiſſens-Freiheit, als es ſich dabei nicht um die 
unterſcheidenden Religionslehren, ſondern um die Methode 
des Unterrichtes oder Vortrags der Religionslehre handelt, 
welche bei allen Confeſſionen den Geſetzen des Denk— 
und Begehrungsvermögens und der Natur des Gegenſtandes 
angemeſſen fein muß. Der Präparanden-Lehrer hat ſich 
nur zu hüten, daß er bei der Prüfung der akatholiſchen 


Präparanden über den Vortrag der Religionslehre ſich 


nicht auf die unterſcheidenden Lehren ſeiner Kirche einlaſſe; 


b) Art. VI. 8. 5. 
„) Stud. Hofd. v. 6. März 1820. 
1 32 
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der Schuldirector aber darauf zu ſehen, daß zur Hintanhal⸗ 
tung des Vorurtheils und Vermeidung alles Aergerniſſes, 
welches der gemeine Mann deshalb haben könnte, die 
Uibungen in der Catechiſation über die Religion und 
Sittenlehre nicht öffentlich in der Schule mit allen 
Kindern, ſondern nur mit einzelnen auf ſeinem Zimmer 
vorgenommen werden. Am Schluſſe des Zeugniſſes kann 
auch die Bemerkung beigeſetzt werden: den Augsburgiſchen 
(Helvetiſchen) Confeſſions Verwandten, die feiner nöthig 
haben d). Nach der Inſtruction für akatholiſche Schul⸗ 
lehrer hat ein ſolches Lehrzeugniß das Kreisamt als 
akatholiſcher Schuloberaufſeher zu adjuſtiren. 

Um die Verleihung einer Schule hat der Candidat 
ein eigenhändig geſchriebenes Geſuch, welchem das Lehr— 
zeugniß, das Zeugniß des Superintendenten der Con— 
feſſion über ſeine Religionskenntniſſe, dann die Zeugniſſe 
über ſeine gute Aufführung beiliegen müſſen, demjenigen 
zu überreichen, welchem das Recht der Präſentation auf 
den Schuldienſt zuſteht. Der Candidat erhält dann fein 
Anſtellungsdecret als Lehrer über die Präſentation mittelſt 
des Schuldiſtricts -Aufſehers vom Kreisamte e). Die 
Verleihung des Schuldienſtes gibt ihm das Recht zu 
dem Genuſſe der Einkünfte deſſelben, nicht zwar von 
dem Tage, an welchem die Verleihung ausgefertigt iſt, 
ſondern von dem Tage, an welchem er den Schuldienſt 
antritt. Sie gibt ihm die Sicherheit, daß er von dem 
Präſentator des Dienſtes nicht eigenmächtig entlaſſen wer— 
den kann; ſo wie auch die Befreiung vom Militärſtande, 
ſo lang er als Schullehrer angeſtellt iſt. Das Anſtel— 
lungsdeeret ſichert ihn jedoch nicht, daß er nicht auch 


d) Stud. Hofd. v. 4. Juli 1817. 
e) Stud. Hofd. v. 29, Aug. 1820. 
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wegen Beſchwerden von minderer Erheblichkeit aus Rück— 

ſicht auf die Wünſche des Präſentators, der Herrſchaft, 
Paſtors und Gemeinde ſeines Dienſtes verluſtig werden 
kann. Er hat ſich daher durch Geſchicklichkeit, Fleiß, 
Folgſamkeit und einen untadelhaften Lebenswandel um 
das Beſtätigungsdecret, welches ihm die Landesſtelle ver— 
leiht f), und wozu er von feinem Schuldiſtricts— 
Aufſeher, nach einer angemeſſenen Probezeit in Vorſchlag 
zu bringen iſt, verdient zu machen. Erſt als beſtätigter 
Lehrer kann er wegen Beſchwerden von minderer Erheb— 
lichkeit, und ohne daß die Landesſtelle die Entlaſſung 
gegen ihn ausgeſprochen hat, feinen Dienſt nicht mehr 
verlieren. | 

Jeder Schullehrer hat gleich nach erhaltener Dienſt⸗ 
verleihung ſein Amt anzutreten. Die Pflichten, die 
er dadurch übernimmt, betreffen theils ſein Benehmen in 
Hinſicht auf die Schule, und insbeſondere die Schul— 
kinder, den Gehülfen, das Schulgebäude und die 
Beſorgung der Einkünfte des Dienſtes, theils fen ir 
halten gegen feine Vorgeſetzten. 

Rückſichtlich der Kinder hat er überhaupt die 
Pflicht, ſie als ein koſtbares Gut anzuſehen, das ſeinen 
Händen anvertraut iſt, damit er es ſorgfältig bewahre, 
und verbeſſere. In dieſer Abſicht muß er 1) jährlich zur 
Zeit der Herbſt-Ferien mit Zuziehung des Ortsſchulaufſehers 
die Beſchreibung der ſchulfähigen Kinder aufnehmen, 
ſolche von dem Paſtor mit dem Taufbuche vergleichen 
und unterſchreiben laſſen, und ſodann bei der Schule auf— 
behalten, um ſie bei der Viſitation vorzulegen. 2) Hat 
er die vorgeſchriebenen Lehrſtunden pünctlich und genau 
zu beobachten, dabei unermüdet, ohne Rückſicht, ob die 
Kinder armen oder vermöglichen Eltern angehören, den 


7) Ebend. 


— 


Unterricht zu beſorgen, ſich der vorgeſchriebenen Lehr— 
methode zu bedienen, und in der Behandlung der Kinder 
mit Liebe und Ernſt ſich nach den Vorſchriften des 
Methodenbuches zu halten. Um die armen Kinder mit den 
unentbehrlichen Lehrbüchern (mit Ausnahme des Religions⸗ 
buches) zu verſorgen, von denen künftig, wie bisher, auf 
zwei Kinder eines verabfolget wird, hat er ſich an das 
Kreisamt zu wenden, von wo er dieſelben gegen den vor— 
ſchriftmäßigen, von ihm ſelbſt, von dem Paſtor und 
Schulortsaufſeher unterfertigten, von dem Schuldiſtriets— 
Aufſeher aber adjuſtirten Empfangsſchein erhält. 3) Er 
muß die Fleiß⸗-Kataloge ununterbrochen führen, die von 
der Schule Wegbleibenden väterlich ermahnen, und dem 
Paſtor wöchentlich anzeigen, damit dieſer durch ſein Zu— 
reden den Schulbeſuch der Nachläſſigen befördere. Nebſt 
dem muß er aus dieſem Kataloge dem Paſtor monathlich, 
der Ortsobrigkeit aber halbjährig, d. i. mit Ende der 
Monathe März und September ein Verzeichniß der Aus— 
gebliebenen unter der Mitfertigung des Paſtors und Orts— 
ſchulaufſehers übergeben. 4) Kinder, welche mit natür— 
lichen Blattern behaftet waren, ſoll er nicht eher zur 
Schule zulaſſen, als bis der Schorf ganz weg gefallen iſt; 
Kindern aber, welche mit einem Ausſchlage behaftet ſind, 
oder durch Ungeziefer auf dem Haupte geplagt werden, 
den Zutritt zur Schule gänzlich verſagen. 5) Soll er 
auf die Beförderung guter Sitten alles Ernſtes ſehen, 
jugendliche Fehler nach den Schulgeſetzen beſſern, jede 
Gelegenheit, das Gute unter ſeinen Schülern durch Er— 
mahnungen zu befördern, forgfaltigft benützen, und ſie 
nicht bloß mit Worten, ſondern mehr noch mit Gewöh— 
nung an Ordnung, Reinlichkeit, Einge zogenheit und 
Anſtand, ſowohl in der Schule, als bei dem Weggehen 
aus derſelben zum Guten zu bringen trachten. 6) Fehler 
von Wichtigkeit, als Diebſtahl oder Unzucht hat er jedes 
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Mahl dem Paſtor des Ortes anzuzeigen, damit derſelbe ) 
die Strafe beſtimme, oder das fonft Nöthige einleite. Die 
Mißhandlung eines Kindes wird das erſte Mahl mit 
Arreſte und der Erklärung der Unfähigkeit zu allen 
Dienſten beſtrafet. 7) Vorzüglich ſoll aber der Schul— 
lehrer auf Beförderung der Religion bei der Schuljugend 
hinarbeiten, theils dadurch, daß er den Religionsunterricht 
des Catecheten nach der von dieſem erhaltenen Belehrung 
fleißig wiederhohlt, theils auch dadurch, daß er fie zur 
Ordnung und Eingezogenheit bei dem öffentlichen Gottes— 
dienſte verhält. Deshalb muß er 8) und zwar in erſter 
Beziehung dem Religions- Unterrichte des Catecheten ſtets 
ſelbſt beiwohnen, und den Tag und Gegenſtand deſſelben 
in ein eigenes Buch anmerken, das er auf jedesmahliges 
Begehren dem Schuldiſtricts-Aufſeher vorzuzeigen hat; 
in zweiter Beziehung aber ein Beiſpiel guter Sitten 
fein. Er muß den Gottesdienſt mit aller Auferbauung ab⸗ 
warten, und ſeine Küſtersdienſte mit Genauigkeit, Andacht 
und äuſſerem Anſtande beſorgen, in feinem häuslichen Lebens⸗ 
wandel aber durch Ordnung, eheliche Eintracht und gute 
Kinderzucht der Gemeinde vorleuchten. In dieſer Betrach— 
tung iſt ihm 9) der Beſuch der öffentlichen Schenkhäuſer 
und das Geigen bei Tänzen in den Wirthshäuſern auf 
das ſtrengſte verbothen. Eben ſo iſt es ihm unterſagt, 
jemand einen verbothenen, unanſtändigen oder anſtößigen. 
Aufenthalt zu geben. Läßt er es ſich angelegen ſein, bei 
Kindern, welche außer den Schulſtunden auf öffentlichen 
Plätzen gemeinſchaftlich ſpielen, durch ſeine öftere Gegen— 
wart alles Unſittliche oder der Geſundheit Schädliche ents 
fernt zu halten: ſo wird ihm ſolches zum beſondern Ver— 
dienſte gerechnet. 10) Endlich darf er die Vorrückung 
der Kinder von der erſten Claſſe in die zweite nie unter 
dem Schul⸗Curſe, eder ohne Zuſtimmung des Paſtors 


vornehmen , und eben fo die Aufnahme neuer Anfänger 
unter dem Schul-Curſe nicht leicht veranlaſſen. 

Der Gehülfe iſt dem Schullehrer in feinen Amts» 
geſchäften beigegeben. In Anſehung deſſelben hat er 
folgendes zu beobachten: 1) Er darf keinen Gehlilfen 
halten, ohne Genehmigung des Schuldiſtriets-Aufſehers. 
Dieſer hat zu beſtimmen, ob ihm nach den Geſetzen Alters— 
oder Krankheitshalber ein Gehülfe nöthig ſei. Y Nach 
erhaltener Bewilligung, einen Gehülfen zu halten, darf er 
keinen eigenmächtig aufnehmen, d. i. ohne ihn nahmentlich 
und mit Vorlegung feiner Seugniſſe dem Diſtriets-Auſſeher 
angezeigt, und von dieſem die Genehmigung erhalten zu 
haben. 3) Dem Gehülfen hat er den Gehalt ordentlich 
abzureichen, und ihn mit der angemeſſenen, ordentlichen 
Koſt, Wohnung und Liegerſtatt zu verſehen. 4) Er darf 
ihn unter den Schulſtunden zu keinem Geſchäfte gebrau— 
chen, welches außer dem Amte liegt. 5) Er muß auf 
ſeine Sittlichkeit als ein guter Hausvater ſehen, wegen 
moraliſcher Fehler ihn Anfangs mit Liebe und Ernſt ers 
mahnen, bei nicht erfolgter Beſſerung aber ſolche dem 
Paſtor anzeigen, und falls dadurch nicht abgeholfen wird, dann 
dem Schuldiſtricts-Aufſeher melden. 6) Einen Wechſel 
mit dem Gehuͤlfen kann er nur nach vorläufiger Anzeige 
an den Diſtricts-Aufſeher treffen. Wenn nicht wichtige 
Urſachen eintreten, aus welchen dieſer die unverzügliche 
Entlaſſung des Gehülfen anzuordnen nöͤthig findet, ſoll 
die Verwechſelung nie anders, als zu Ende des Schul— 
Curſes, und nach vorher gegangener ſechswöchentlicher Auf— 
kündigung geſchehen. 7) Hat er gegen den Gehülfen uber 
Dienſtfehler, oder über ſein Betragen gegen ihn als 
Dienſtgeber eine Klage: ſo iſt der Paſtor der erſte, bei 
dem er die Sache anzubringen hat. Kann dieſer durch 
gütliche Mittel den Streit nicht beilegen: ſo iſt die Klage 
dem Schuldiſtriets-Aufſeher vorzutragen. Findet ſich der 
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Schullehrer durch den Spruch des Diſtricts-Aufſehers 
gekränkt: ſo kann er den weitern Recurs an das Kreis— 
amt, und wenn dieſes gegen ſein vermeintliches je 


geſprochen hat, an die Landesſtelle nehmen. 


Das Schulgebäude betreffend, muß der Schul— 
lehrer beherzigen, daß er nur Nutznießer deſſelben iſt, und 


daß es nicht auf ſeine Koſten erhalten und eingerichtet 


werde. In dieſer Ueberzeugung hat er 1) nichts durch 


ſeine Nachläſſigkeit zu verderben, und auf die Erhaltung 


der Schulgeräthſchaften mit aller Sorgfalt zu ſehen; 
2) Gebrechen an dem Haufe, Fenſtern u. ſ. w., woran 
er Schuld trägt, auf ſeine Koſten alſogleich herzuſtellen; 
3) bei Gebrechen an dem Schulgebäude aber, oder an 


dem Schulgeräthe, die nicht durch feine Schuld entſtanden. 


ſind, die Anzeige mit Vorwiſſen und Mitfertigung des 
Paſtors an den Schuldiſtricts-Aufſeher zu dem Ende zu 
machen, damit ihnen eheſtens, und noch mit geringen 
Koſten abgeholfen werde. 

In Hinſicht auf die Beſorgung der Ein— 
künfte hat ſich der Schullehrer gegenwärtig zu halten, 
1) daß er an denſelben dem Schuldienſte ſelbſt nichts 
vergeben kann, und daher, wenn er ſich in etwas ver— 
kürzt findet, die Anzeige an den Paſtor, und wenn dieſer 
durch gütliches Einſchreiten nichts thun zu können glaubt, 
oder mit ſeinen Bemühungen nichts ausrichtet, an den 
Schuldiſtriets-Aufſeher zu machen. 2) Er darf das 
Schulgeld nicht erhöhen, ſondern nur das im Orte übliche 
abfordern, wenn ſich die Gemeinde freiwillig zu einem hö— 
heren nicht herbeiläßt. Eben ſo wenig kann er 3) das 
Holzgeld eigenmächtig ſteigern, wenn es auch wirklich dem 
Holzpreiſe nicht mehr angemeſſen iſt. Der Lehrer hat 
deshalb die Bitte an den Schuldiſtriets-Aufſeher, und 
dieſer die Anzeige an das Kreisamt zu machen. Es ſteht 
aber auch der Gemeinde frei, das Schulzimmer ſelbſt 
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heizen zu laſſen; in welchem Falle der Lehrer auf kein 
Holzgeld Anſpruch machen kann. 4) In Anſehung der 
Art, wie die Gebühren einzubringen ſind, ſoll es bei der 
Verordnung vom 6. September 1785 bleiben, kraft wel⸗ 
cher den Herrſchaften bei ihrer Dafürhaftung die Pflicht 
obliegt, auf Anſuchen des Schullehrers die Einhebung 
und Sammlung durch den Richter jedes Ortes vornehmen 
und das Geſammelte dem Schullehrer in Gegenwart des 
Paſtors, Verwalters und Ortsſchulaufſehers gegen Quit— 
tung abführen, die allenfallſigen Rückſtände aber in kur— 
zen, durch den Diftrictd s Auffeher zwiſchen dem Schul- 
lehrer und den im Rückſtande haftenden Parteien aus— 
zugleichenden, oder im Falle keine Ausgleichung zu 
Stande kommt, von der Herrſchaft ſelbſt feſt zu ſetzenden 
Friſten, ordentlich eintreiben zu laſſen. 5) Findet ſich 
der Lehrer hierin ſo gekränkt, daß auch der Paſtor mit 
feiner Zuſprache nichts vermag: fo hat er die Anzeige an 
den Schuldiſtricts » Auffeher zu machen, der hierüber bei 
der Ortsobrigkeit einſchreiten muß. Jedoch ſoll der 
Schullehrer durch höfliches Betragen und freundliches Er- 
ſuchen der Klage ſelbſt aus allen Kräften vorzubeugen 
ſuchen. — Neueſtens ſind die zwei letzten Puncte dahin 
beſtimmt worden, daß, weil der Unterhalt der akatholiſchen 
Leherr ſich bloß auf einen beſondern Vertrag mit der 5 
Gemeinde gründet, der politiſchen Behörde nicht auf— 
getragen werden kann, die dem Lehrer gebührenden Beträge 
einzuſammeln, und ihm abzuführen. Sollte ſich irgend wo 
der Fall eräugnen, daß eine afatholifche Gemeinde ihre 
contractmäßigen Beiträge dem Lehrer nicht abführte: fo 
bat ihm die politiſche Behörde bloß den geſetzlichen Bei⸗ 
ſtand zu leiſten 8). 


g) Stud. Hofd. v. 3. Nov. 1821. 
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Was das Verhalten des Schullehrers 
gegen feine Vorgeſetzten betrifft, fo muß er, 
wie überhaupt in ſeinem ganzen Lebenswandel, alſo auch 
in ſeiner Unterwürfigkeit gegen die Obrigkeit der Gemeinde 
zum Muſter dienen. Als Unterthan iſt er in Allem, 
was nicht fein Amt betrifft, der Ortsobrigkeit 
unterworfen. In dem, was die Religionslehre, die er 
zu wiederhohlen hat, und ſein Betragen bei den Religions— 
übungen angeht, unterſteht er dem Paſtor, dem Super— 
intendenten, Senior und Conſiſtorium. In dem „ was 
den Unterricht in den anderen Lehrgegenſtänden, die 
Methode des Unterrichts, und die Schulzucht betrifft, 
iſt er zuerſt dem Paſtor, in weiterer Inſtanz aber dem 
Schuldiſtricts-Aufſeher, dem Kreisamte und den höheren 
Behörden untergeordnet. 

Der Schullehrer muß ſeinem Paſtor, wenn ihm 
dieſer über die Erfüllung ſeiner Amtspflichten, oder über 
fein moraliſches Betragen Erinnerungen macht, ehrer— 
biethige Folgſamkeit leiſten, und eine gleiche Aufmerkſamkeit 
rückſichtlich des Küfterödienites , der mit dem Schuldienſte i 
gewöhnlich verbunden iſt, und wo es nur geſchehen kann, 
verbunden werden muß, ſchenkey, und darf hierin nichts 
verſäumen, was Ordnung, Reinlichkeit und An— 
ſtand fordern. Wenn unter den Schulſtunden eine 
Küfteröverrichtung vorfällt: fo darf er weder die Schule 
enden, noch die Kinder verlaſſen, ſondern er hat dem 
Paſtor einen verläßlichen, dazu abgerichteten Menſchen 
zur Dienſtleiſtung beizugeben. Glaubt ſich der Schul— 
lehrer durch das Benehmen des Paſtors gekränkt, ſo hat 
er es bei dem Schuldiſtricts-Aufſeher anzubringen, von. 
deſſen Ausſpruche er den Recurs an die Landesſtelle zu 
nehmen hat. Betrifft aber die Beſchwerde gegen den 
Prediger die Religionslehre: fo iſt fie unmittelbar dem 
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Superintendenten vorzulegen, und von deſſ en Ausſpruche der 
Recurs an das Conſiſtorium zu ergreifen. 


Dem Ortsſchulaufſeher hat der Schul⸗ 
lehrer mit zuvorkommender Höflichkeit zu begegnen, ihn 
zur Aufnahme der jährlichen Beſchreibung der ſchulfähigen 
Kinder anzugehen, und um Einſchreitung zur Beförderung - 
des Schulbeſuches zu erſuchen, ſo wie ihm den Extract 
der im Schulbeſuche Nachläſſigen zur Mitfertigung vor— 
zulegen. Erhält er von ihm wegen einer minder genauen 
Pflichterfüllung eine gebührende Erinnerung: ſo hat er 
ſeine Ermahnungen mit Beſcheidenheit anzunehmen. 


Dem Schuldiſtriets-Aufſeh er endlich iſt der 
Lehrer diejenige Ehrfurcht ſchuldig, welche er dem Kreis— 
Commiſſäre in Schulſachen zu leiſten hat. Er hat ſich 
deſſen, den Schulvorſchriften angemeſſenen Gefehlen genau 
zu fügen, ihm in jeder Schulangelegenheit genaue Aus— 
kunft zu geben, wenn er die Schul-Viſitation hält, 
oder ſonſt in ſeine Schule kommt, mit aller Ehrerbiethig⸗ 
keit und bereitwilligem Gehorſame zu begegnen, und in 
allen Angelegenheiten ſeines Amtes ſich an ihn zu wenden. 
Bei der Schule Viſitation iſt er insbeſondere ſchuldig, 
ihm die Beſchreibung der ſchulfähigen Kinder, den Prü— 
fungs⸗Katalog, die Fleißverzeichniſſe aller Monathe feit 
der letzten Schul- Viſitation, die Probeſchriften und 
Aufſätze, das Verzeichniß der Lehrgegenſtände mit der 
Bemerkung, wie weit er hierin gekommen iſt, das Ver— 
zeichniß der beſtimmten armen Kinder, und der ſowohl 
vorhandenen als der abgängigen Bücher für die Armen, 
das Protokoll der Schulverordnungen und Currenden, und 
eine Note der Anmerkungen, Beſchwerden oder Vor— 
ſtellungen, die er etwa machen kann, vorzulegen, feine. 
Belehrungen aufmerkſam anzunehmen, und ſeine Aufträge 
pünctlich zu befolgen. Eben dieſe Pflichten hat er gegen 
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den Kreis » Commilfär,, in deffen Begleitung der Schul: 
diftrietd » Auffeher die Viſitation vornimmt. 

Die Wichtigkeit der bisher angeführten Pflichten des 
Schullehrers läßt von felbft einſehen, wie viel an der genauen 
Beobachtung derſelben gelegen iſt. Dafür muß ihm auch 
jeder Fehler auf das ſtrengſte zugerechnet werden. Um 
nicht aus ſträflicher Unwiſſenheit in ſeinem Dienſte zu 
fehlen, ſoll er die in Schulſachen ergangenen Ver— 
ordnungen fleißig ſammeln, und in ein eigenes dazu 
gewidmetes Buch (Protokoll) genau und ſauber eins 
tragen. N 

Die Fehler des Lehrers find entweder Mangel an 
hinlänglichen Kenntniſſen, oder Nachläſſigkeit im Amte, 
Unzufriedenheit, Zankſucht, Mangel an Ehrerbiethigkeit 
gegen Vorgeſetzte, Unmäßigkeit u. ſ. w., oder gar 
Fehler gröberer Art. Was 1) den Mangel an hins 
länglichen Kenntniſſen betrifft: ſo wird zwar kein Lehrer 
ohne die vorſchriftmäßigen Zeugniſſe angeſtellt; allein er 
kann im Amte nicht genug eifrig ſein, die erlernte 
Lehrmethode vergeſſen, und daher fehlerhaft im Lehren 
verfahren. In dieſem Falle ſind die Zurechtweiſungen des 
Paſtors und des Schuldiſtriets Aufſehers die erſten 
Beſſerungsmittel. Wenn dieſe nicht fruchten: ſo wird 
er verhalten, ſich bei dem Schuldiſtricts-Aufſeher nach 
einer ihm zur Vorbereitung beſtimmten Zeit zu einer 
neuen Prüfung zu ſtellen. Beſteht er darin nicht , fo ift 
ihm auf ſeine Koſten ein Proviſor, der aber nicht unter 
ſeiner Leitung zu ſtehen hat, beizugeben, und er bloß 
zum Kirchendienſte anzuweiſen. 2) Nachläſſigkeit im 
Amte wird nach fruchtlos verſuchten Ermahnungen mit 
der Entlaſſung vom Dienſte beſtraft. 3) Wenn ſich der 
Schullehrer mit der Gemeinde nicht im Frieden zu 
halten verſteht, und erhoben wird, daß die Schuld des 
Unfriedens an ihm liegt: ſo wird er nach fruchtlos 
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angewandten Zurechtweiſungen von ſeinemOrte in ein anderes 
auf einen minder einträglichen Dienſt überſetzt; falls er 
ſich aber auch da nicht beſſert, ganz entlaſſen. 4) Fehlern 
der Inſubordination oder eingewurzelten Trunkenheit 
ſtehet nur die Entlaſſung vom Schuldienſte bevor. Uns 
ſittlichkeit noch wilderer Art, vor allem aber eriviefene - 
Verführung wird mit der Caſſation und Erklärung der 
Unfähigkeit zu allen Schuldienſten beſtraft. 

Dagegen werden brave Lehrer bei dem Schuldienſte 
Lebenslang verſorgt. Finden ſie es im Alter für ihre 
Ruhe nöthig, den Schuldienſt abzutreten, und haben ſie 
einen zum Schulamte tauglichen Sohn: ſo wird ihnen 
die Abtretung an dieſen in fo weit erlaubt, als bei Privat 
Patronaten die Präſentatoren damit einverſtanden ſind. 
Der Lehrer, der dieſe Abtretung wünſcht, hat darum 
e. den Schuldiſtricts -Aufſeher anzuſuchen. An 
Töchter den Schuldienſt abzutreten, kann, da es den 
Weg zu mancher unglücklichen Ehe öffnen würde, im 
Allgemeinen nicht erlaubt werden A). 

Das Tragen der Uniform, welche den katholiſchen 
Schullehrern bewilliget worden iſt, iſt auch den akatho⸗ 
liſchen Schullehrern geſtattet 1). 


9. 52. 
2) Für 8akatholiſche Schulgehülfen. 


Der Gehülfe an einer akatholiſchen Schule muß 
ein Inländer fein, und kann nur dann den Dienſt 
antreten, wenn er ſich über ſeine in dem Curſe an einer 
inländiſchen Hauptſchule erworbenen Schulkenntniſſe mit 


7) Polit. Verfaſſ. der deutſch. Schul. 2. Thl. Hofd. v. 12. 
Mai 1806, Inſtruct. für akathol. Schullehrer. 
2) Stud. Hofd. v. 12. April 1816, 
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dem votgeſchriebenen von dem Schuldiſiriets » Aufjeher 
adjuſtirten Zeugniſſe, und über ſeine Religionskenntniſſe 
mit dem erforderlichen Religionszeugniſſe (vorg. §.) als 
zum Lehramte tauglich aus gewieſen hat. Wegen der 
Aufnahme hat er ſich vorerſt an den Lehrer zu wenden, 
dem es bekannt iſt, in wie fern die Aufnahme von ihm 
abhängt. Iſt er aufgenommen: ſo bleibt er, ſo lang 
er angeſtellt iſt, von dem Militär-Dienſte befreit. 

Der Gehülfe muß den Schullehrer als ſeinen 
nächſten Vorgeſetzten anſehen, ihm Ehre und Gehorſam 
beweiſen, und ſich beſtreben, da er deſſen Hauſe angehört, 
durch friedliches und gefälliges Betragen die Einigkeit 
in der Familie nicht nur nicht zu ſtören, ſondern fie nach 
Kräften zu befördern. In ſeinem Dienſte hat er ſich 
mit der ſtrengſten Genauigkeit an die vorgeſchriebenen 
Schulſtunden zu halten, die eingeführte Lehrmethode 
unverbrüchlich zu beobachten, die Schulkinder ohne Unter- 
ſchied, ob ihre Eltern arm oder vermöglich ſind, mit 
gleichem Fleiße zu bearbeiten und gleicher Höflichkeit 
zu behandeln, die bemerkten Fehler nach Vorſchrift der 
Schulgeſetze zu beſſern, und jede Gelegenheit zur Beför— 
derung guter Geſinnungen und Sitten ſorgfältigſt zu 
benützen. Seine Gegenwart bei den Spielen der Kinder, 
außer den Schulſtunden, wird ihm zum gleichen Verdienſte 
angerechnet, wie dem Lehrer. Er hat gleich dieſem, 
dem Religionsunterrichte des Catecheten jedes Mahl 
beizuwohnen, und daraus fleißig zu wiederhohlen, als 
Küſter aber und als Aufſeher der Jugend bei dem Gottes— 
dienſte das zu beobachten, was für den Lehrer vorgeſchrieben 
iſt. Ihm iſt nicht nur das Geigen bei Tänzen und das 
Beſuchen der Wirthshäuſer verbothen; er hat ſich ſelbſt 
zu hüten, daß er ſich nicht durch zu häufige und zu 
vertraute Beſuche eines oder des anderen Hauſes in der 
Gemeinde verächtlich mache, und zu üblen Muthmaßungen 
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oder Gerede Veranlaſſung gebe. Fortwährende Nachläſſig⸗ 
keit im Dienſte, ſubordinationswidriges Benehmen, 
unrechte Behandlung der Kinder, unſittliche Aufführung, 
ja ſelbſt ſchon eine durch feine Schuld, und nicht ganz 
ohne Wahrſcheinlichkeit erregte üble Meinung wird ſtreng 
geahndet, und in einem wichtigeren Falle, oder bei nicht 
erfolgter Beſſerung kleiner Fehler, mit der sänzlicen 
Entlaſſung vom Schulamte beſtraft. 

Nach dem Schullehrer iſt ſein unmittelbar höherer 
Vorgeſetzte der Paſtor. Er hat daher auch dieſem in 
allen das Amt und die ſittliche Aufführung betreffenden 
Dingen genauen Gehorſam zu leiſten. Klagen, welche 
der Schulgehülfe gegen den Schullehrer führen zu müſſen 
glaubt, bringt er dem Paſtor vor, welcher durch gütliche 
Mittel dieſelben zu ſchlichten ſuchen muß. Kann keine 
Ausgleichung bewirket werden: ſo bringt er ſie bei dem 
Diſtriets-Aufſeher an. Glaubt ſich der Gehülfe durch 
das Benehmen des Paſtors gekränkt: ſo hat er ſich an 
das Kreisamt zu wenden, von welchem der Recurs an 
die Landesſtelle geht. Wenn ein Gehülfe ſchon wenigſtens 
ein Jahr dem Schulamte vorgeſtanden iſt, und das 20. 
Lebensjahr zurück gelegt hat: ſo kann er das Lehrer— 
zeugniß erhalten. Zu dem Ende muß er ſich der Prüfung 
unterziehen, die der Diſtricts-Aufſeher an den beſtimmten 
Tagen vornimmt. Findet ihn derſelbe bei dieſer, oder 
falls er nicht ganz beſtanden wäre, bei der wiederhohlten 
Prüfung in Anſehung ſeiner Kenntniſſe und ſtandhaften 
Beweiſe ſowohl über die zweckmäßige Handhabung der 
Schulzucht, als über die Untadelhaftigkeit ſeines Wandels 
zur Erlangung jenes Seugniſſes würdig: fo hat er ſich 
an den beſtimmten, durch Umlaufſchreiben bekannt ge— 
machten Tagen mit dem Zeugniſſe des Superintendenten 
(vorg. 8.) über feine Religionskenntniſſe und die wahrend 
feiner Dienfizeit bewieſene Geſchicklichkeit und Verwendung, 
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dann mit einer fihriftlichen Anweiſung des Diſtricts— 
Aufſehers an den Schuloberaufſeher zu wenden, welcher 
ihm nach einer über die Lehrgegenſtände und Lehrmethode 
(mit Ausnahme der Religionslehre) vorgenommenen und 
gut überſtandenen Prüfung, ſein Gehülfenzeugniß für 
einen Lehrer adjuſtirt. Ohne dieſes Seugniß kann er 
keinen Schuldienſt erhalten. Auch kann er ſich nicht 
außer am vorgeſchriebenen Tage dieſer Prüfung aus dem 
Grunde etwa unterziehen, weil er von Seite eines Prä— 
ſentanten zu einem Schuldienſte eine beſtimmte Zuſage 
erhalten hat. 

Der Gehülfe kann nicht unter dem Schul-Curſe 
von ſeinem Poſten abgehen, aber auch nicht ohne drin— 
gende Urſache, und nie ohne Vorwiſſen des Diſtricts⸗ 
Aufſehers unter dieſer Zeit von dem Lehrer entlaſſen werden. 


Bei dem Wechſel nach Endigung eines halbjährigen 


Schul Curſes hat gegenſeitig eine ſechswöchentliche Auf— 
kündigung, und die Anzeige an den ee Aufſeher 
zu geſchehen a). 


8. 53. 
3) Für die Paſtoren. 


Der Paſtor iſt vermöge ſeines Berufes der Führer 


des Volkes zur religiöſen Sittlichkeit, und in dieſer 


Hinſicht auch Lehrer der Schuljugend. Da aber auch 
der übrige Schulunterricht theils vermöge des Inhaltes, 
theils vermöge ſeines Einfluſſes auf die Entwickelung der 
Seelenkräfte, die moraliſche Bildung des Volkes aus: 
nehmend befördert: ſo iſt er zugleich der Aufſeher über 
den geſammten Schulunterricht, und der nächſte und 


a) Polit. Verfaſſ. der deutſch. Schul. 2. Thl. Hofd. v. 12. 
Mai 1806, Inſtruct, für akath. Schulgehülf. 
K 
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unmittelbare Aufſeher über jede Trivialfchufe feines 
Pfarrbezirkes. In dieſer doppelten Beziehung eines. 
Lehrers und eines Aufſehers der Schule liegen ihm mehrere 
Pflichten ob. 

Als Lehrer der e in dat Schult 
muß es ſich der Paſtor zur heiligſten Pflicht rechnen, 
1) den Religionsunterricht in den vorgeſchriebenen wöchent⸗ 
lichen Stunden, ohne ſich die geringſte Vernachläſſigung 
zu Schulden kommen zu laſſen, indem er die Stunde, 
die er an einem Tage Amtsgeſchäfte halber nicht halten 
kann, des andern Tags unausbleiblich einzuhohlen hat, 
mit Eifer, Liebe und Nachdruck zu beſorgen, die Glau— 
bens und Sittenlehre auf eine den Kindern faßliche 
Art nach den Grundſätzen einer richtigen Methode vorzus 
tragen, und dieſelbe durch Erweckung frommer Empfin« 
dungen ihren zarten Herzen einzuflbößen. Uiber die Lehren, 
welche er vorträgt, iſt er dem Superintendenten und 
dem Conſiſtorio verantwortlich. Jedes Mahl aber, da 
er catechiſirt, muß er in dem in der Schule befindlichen 
Fleiß Kataloge bei der Rubtik des Tages anmerken, 
daß er catechiſirt hat. 2) Da der Unterricht ohne öftere 
Wiederhohlung nicht hinlänglich behalten wird, der Paſtor 
aber bei feinen übrigen Amtsgeſchäften nicht genug Zeit 
behält, dieſe Wiederhohlung ſelbſt vorzunehmen: ſo hat 
er dazu ſich des Lehrers und des Gehülfen zu bedienen, 
und dieſen hierwegen die nöthige Anleitung zu geben. 

3) Muß er darauf ſehen, daß die Kinder dem Gottes⸗ 
dienſte fleißig und anſtändig beiwohnen, und hierzu ſowohl 
das Seinige ſelbſt beitragen, als auch den Lehrer zur 
Mitwirkung anleiten und verhalten. b 

Als Aufſeher der Schule hat er 1) zu was 
chen, daß die ſchulfähigen Kinder die Schule fleißig 
beſuchen, daß von dem Lehrer die Schulſtunden ordentlich 
gehalten, die armen Schüler mit den nöthigen Büchern 
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verſehen, die Vorſchriften der Methode durchaus genau 
beobachtet, und die Kinder nach den Disciplinar-Geſetzen 
behandelt werden. In Anſehung der Bücher für die 
Armen hat er auf die vorſchriftmäßige und wahrhafte 
Ausſtellung des Empfangsſcheines zu ſehen, und denſelben 
mit zu unterfertigen. Ihm ſteht die Beurtheilung zu, 
ob ein Kind der erſten Claſſe in die zweite vorzurücken 


geeignet ſei, welche Vorrückung er jedoch nicht leicht 


unter dem Schul-Curſe geſchehen laſſen ſoll. Bemerkt 
er an dem Lehrer Gebrechen: ſo hat er ihn mit Schonung, 
und in Abweſenheit der Kinder zurecht zu weiſen. Er 
hat die Eltern durch herzliches Zureden zur Abſchickung 


ihrer Kinder in die Schule zu ermahnen, und alle in 


ſeinem Amte liegenden Mittel zur Beförderung des 
Schulweſens anzuwenden. Kann der Lehrer Krankheits— 


wegen den Unterricht nicht ertheilen: ſo wird es ihm 


zum ausnehmenden Verdienſte gerechnet, wenn er nach 
dem Beiſpiele mancher Anderer, die es ſchon gethan 


haben, ſelbſt auf einige Zeit den ganzen Schulunterricht 


über ſich nimmt. Kann er dieſes aber wegen ſeiner 
Seelſorgegeſchäfte oder Geſundheitsumſtände nicht thun: 
ſo muß er ſogleich die Anzeige an den Schuldiſtricts— 
Auf ſeher machen, zu deſſen Kenntniß er auch den Tod 
des Schullehrers zugleich mit dem Vorſchlage eines 
Gehülfen zu bringen hat, welcher zur einſtweiligen Ver— 
ſehung der Schule nach den Geſetzen geeignet iſt. 2) Er 
hat über den Wandel des Schullehrers die Aufſicht zu 
führen. Entdeckt er an ihm „ daß er die Schenkhäuſer 
beſuche, bei öffentlichen Tänzen muſicire, ſich der 
Trunkenheit ergebe, mit ſeinen Nachbarn oder Hausleuten 
im Unfrieden lebe, oder zur Unſittlichkeit Neigung äußere: 
ſo muß er weitern üblen Folgen durch ſeine Ermahnungen 
alſogleich vorzubeugen ſuchen. Er ermahnt den Schullehrer 
zuerſt in geheim, dann mit Beiziehung des Orts ſchulaufſehers, 
K 2 
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und bedroht ihn mit der Anzeige an den Schul⸗ 
diſtricts-Aufſeher, die, wenn keine Beſſerung erfolgt, 
unfehlbar und ehne langen Aufſchub zu machen iſt, 
damit das Uibel nicht unheilbar werde. Betrifft aber 
der Unfug des Schullehrers den Religionsunterricht, 
oder eine Lauigkeit in den Religionsübungen: ſo iſt die 
Sache, ſtatt an den Schuldiſtricts-Aufſeher, unmittelbar 
an den Superintendenten zu bringen. 3) In dem Amte 
des Paſtors liegen keine Zwangsmittel. Alles, was er 
leiſten kann, beſteht im Lehren“, Ermahnen, Zurecht— 
weiſen. Wo dieſe Mittel nicht anſchlagen, hat er die 
Sache zur Kenntniß des Schuldiſtriets-Aufſehers zu 
bringen, der dann die nöthigen Zwangs mittel einzuleiten 
wiſſen wird. Nur gewiſſe Vorbereitungsanſtalten zu 
dieſen Zwangsmitteln liegen nech in dem Wirkungskreiſe 
des Paſtors. Er muß nähmlich das jährliche Verzeichniß 
der ſchulfähigen Kinder mit dem Taufbuche vergleichen 
und unterfertigen, und den Extract der im Beſuche der 
Schule Nachläſſigen halbjährig beſtätigen. 4) In fo weit 
der Schullehrer Küſter iſt, hat der Paſtor darauf zu 
ſehen, daß er mit Ordnung, Fleiß und Anſtand dieſes 
Amt verwalte. Zur Seit der Schulſtunden aber darf 
der Paſtor den Schullehrer zu keiner Küſtersverrichtung 
verhalten; ſondern er muß ſich mit der Bedienung eines 
andern verläßlichen, dazu abgerichteten Menſchen bes 
gnügen. 5) Da mit dem Berufe des Paſtors Herrſchſucht 
und ein unſanftes Betragen nicht vereinbarlich iſt: fo 
hat er den Schullehrer ſtets mit der Achtung zu behandeln, 
die deſſen Amte gebührt, ihm im Umgange mit Anſtande 
zu begegnen, und ſelbſt bei Fehlern mit Liebe, ohne 
öffentliche Herabſetzung, wie ſchon geſagt wurde, zurecht 
zu weiſen. 6) Für ſeine Perſon iſt der Paſtor ſowohl 
als Religionslehrer, als auch als Schulaufſeher zunächſt 
dem Schuldiſtriets- Aufſeher untergeordnet. Er iſt ihm 


* 
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daher in allen die Schule betreffenden Sachen die 
gebührende Achtung und Folgſamkeit ſchuldig, und ver⸗ 
bunden, die nöthigen Auskünfte, über die Religionslehre 
ausgenommen, zu ertheilen, die erhaltenen Aufträge zu 
erfüllen, und bereitwilligſt mitzuwirken, damit das Beſte 
des Schulweſens in allen Fällen befördert werde. 7) 
Wird eine Schul“-Viſitation von dem Schuldiſtricts— 
Aufſeher in Begleitung des Kreis-Commiſſärs vorge— 
nommen: ſo iſt es ſeine Pflicht, nicht allein ſelbſt 
gegenwärtig zu ſein, und als Catechet die Prüfung über 
den Religionsunterricht zu dem Ende vorzunehmen, damit 
der Diſtricts ⸗Aufſeher und der Kreis -Commiſſär 
überzeugt werden, daß dieſer wichtigſte Theil des Unter— 
richtes fleißig betrieben werde; ſondern er hat auch 
diejenigen Parteien dazu zu laden, welche nach der 
allerhöchſten Vorſchrift dabei erſcheinen ſollen a). 


8 8. 54. 
Oberaufſicht über die Schulen. 
Die Oberaufſicht über die proteſtantiſchen Schulen 
hat von Seit zu Zeit gewechſelt. Gleich vom Anfange 


wurde verſtattet, daß die hierländigen Paſtoren, bis ein 
Superintendent angeſtellt würde, die gewöhnlichen halb— 


jährigen Viſitationen akatholiſcher Schulen dergeſtalt 


vornehmen könnten, daß fie darüber Bericht erſtatteten, 
und überhaupt allen beſtehenden Vorſchriften ſich genau 
fügten ; zur Sicherſtellung, der Gleichförmigkeit des Unter: 
richtes aber die Bezirks-Vikäre wenigſtens einmahl des 
Jahres fleißig nachzuſehen hätten 4). Vermöge der 
a) Polit. Verfaſſ. der deutſch. Schul. 2. Thl. u. Hofd. 
5 12. Mai 1806, Inſtruct. für, die Paſteren. 
u) Hofd. v. 17. Febr. 1784. 
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politiſchen Verfaſſung der deutſchen Schulen und mehrerer 
beſondern Verordnungen iſt die Aufſicht über akatholiſche 
Schulen zwiſchen den Schuldiſtriets-Aufſeher, dem 
Kreisamte und Conſiſtorium getheilt worden. Dem erſten 
ſollten die in feinem Diſtricte befindlichen akatholiſchen 
Schulen in allen Dingen unterſtehen, mit alleiniger 
Ausnahme der Religionslehre und des Betragens des 
Schullehrers und Gehülfen bei den Religionsübungen, 
welche zwei Gegenſtände dem Superintendenten überlaſſen 
blieben. Er ſollte dieſe Schulen unterſuchen, aber die 
Viſitation nicht allein vornehmen, ſondern ſowohl bei der 
jährlichen Viſitation, als bei jeder andern, etwa unter der 
Zeit nöthigen Unterſuchung, immer auch der zur Beſorgung 
der ee e Schulangelegenheiten beſtimmte Kreis— 
Commiſſär gegenwärtig ſein, und nach der Beſchaffenheit 
der Umſtände mitwirken. Zu dieſem Behufe ſollte das 
Kreisamt auf jedesmahliges Anſuchen des Schuldiſtricts— 
Aufſehers den beſtimmten Kreis-Commiſſär zu der vors 
fallenden Viſitation abordnen, und demſelben die gemeins 
ſchaftliche Mitwirkung zur Pflicht machen. Desgleichen 
ſollten vorkommende Beſchwerden von dem Schuldiſtriets— 
Aufſeher nur gemeinſchaftlich mit dem Kreis-Commiſſäre 
unterſucht und beigelegt; wichtigere Beſchwerden aber 
von beiden nach gepflogener Unterſuchung der Landesſtelle 
vorgelegt werden. Der Schuldiſtricts-Aufſeher ſollte 
zwar auch in den Religionsunterricht und in die Religions- 
übungen Einſicht nehmen, aber bloß um ſich zu überzeugen, 
daß der Religionsunterricht in den vorgeſchriebenen Stun— 
den in der Schule ſicher ertheilt werde, und nichts den 
Toleranz-⸗Geſetzen zuwider vorkomme. Die Viſitations⸗ 
berichte ſollte er wie bei den katholiſchen Schulen an das 
Conſiſtorium erſtatten, damit dieſes, und der bei demſelben 
das Schul-Referat führende Oberaufſeher auch von den 
akatholiſchen Schulen Kenntniß, und eine vollſtändige 


Uiberſicht des ganzen Schulweſens in der Dibteſe hätte. 
Endlich ſollte das Conſiſtorium rückſichtlich der akatholiſchen 
Schulen zwar eine gleiche Wirkſamkeit wie bei den katho— 
liſchen haben, allein die Anſtellung eines Lehrers, wenn 
auch diefelbe auf die Privat-Präſentation der akatholiſchen 
Gemeinde zu geſchehen hätte, dann die Aufſtellung eines 
Proviſors bei einem. Lehrer ſollte es immer der Landesſtelle 
vorlegen, welche die Anſtellungs-Deerete auszufertigen, 
und dem Angeſtellten durch den Schuldiſtriets-Aufſeher 
zukommen zu laſſen hätte. Nur die Berichte über die 
Unterſuchung vorgefallener Gebrechen ſollten nicht dem 
Conſiſtorium, ſondern der Landesſtelle unterlegt, und von 
dieſer das Conſiſtorium über das Veranlaßte bloß in 
Kenntniß geſetzt werden 5). 

Hierin ging jedoch über die Vorſtellung der prote— 
ſtantiſchen Conſiſtorien die Aenderung vor ſich, daß die 
akatholiſchen Landſchulen der Aufſicht der katholiſchen Schul— 
diſtriets⸗Aufſeher und Conſiſtorien gänzlich entzogen, und den 
Kreisämtern dergeſtalt untergeordnet worden find, daß das 
Kreisamt, welches in Angelegenheiten der Schule mit dem 
Conſiſtorium gleichen Rang hat, alles das beſorge, was 
das Conſiſtorium in Anſehung der katholiſchen Schulen 
zu thun hat, und der Kreis-Commiſſär, welcher die 
Schulſachen bei dem Kreisamte verhandelt, der Schul— 
diſtriets⸗Aufſeher der proteſtantiſchen Schulen des Kreiſes 
ſei. Der katholiſche Schuloberaufſeher und das Conſiſto— 
rium ſollten zur Erlangung einer allgemeinen Uiberſicht 
von dem Schulweſen in ihrer Dibce e, von dem Zuſtande 
der akatholiſchen Schulen durch die Landesſtelle in Kenntniß 


5) Polit. Verfaſſ. der deutſch. Schul. II. Abſchn. u. Hofd. 
v. 12. Mai 1806, Inſtruct. für Schuldiſtrict. Aufſeher 
$. 21, für Kreisämt. 9. 4, für Conſiſt. $. 10. Hofd. 
für Ober⸗ und Nieder = Oeſter. v. 14. Aug. 1805. 


geſetzt werden, ihre etwaigen Bemerkungen hierüber 


aber in dem gehörigen Wege vorlegen. Die Vergütung 


der Reiſekoſten aus Gelegenheit einer Schul- Viſitation 
ſollte der viſitirende Kreis- Commiſſär aus dem Vermögen 
des Bethhauſes, und in fo weit dieſes jene Koſten zu bes 
ſtreiten unvermögend wäre, aus dem Schulfonde erhal⸗ 
ten c); was jedoch, um ſowohl die akatholiſchen Beth⸗ 
haäuſer, als auch den hier und da ſchlecht dotirten Schul— 


fond zu ſchonen, mit der Weiſung wieder behoben wurde, 


daß die Kreis -Commiſſäre die Schul» Viſitation bei 
Gelegenheit der Bezirksbereiſungen, welche ſie ohnehin alle 
Jahre gegen Entſchädigung von dem Aerarium vornehmen 
müſſen, oder anderer durch den Lauf des Jahres in der 
Gegend der akatholiſchen Schulen vorfoljenhen Commiſ⸗ 
ſionen unter einem vorzunehmen hätten d). 

| Gegenwärtig iſt zum Grundſatze angenommen, daß 
das Volksſchulweſen der Akatholiken in Zukunft abgeſon⸗ 
dert von jenem der Katholiken behandelt werde, und in 
dieſer Abſicht verordnet, daß die Schuldiſtricts-Aufſicht, 
welche den Dechanten über die katholiſchen Schulen 


überlaſſen iſt, in Rückſicht auf die akatholiſchen Schu⸗ 


len den Senioren anvertraut bleibe, und daher die 
Senioren, oder da, wo ein nahes Paſtorat von dem 
Superintendenten ſelbſt inſpicirt wird, dieſer als Stell⸗ 
vertreter des Seniors alles das in Erfüllung zu bringen 
haben, was einem katholiſchen Schuldiſtriets- Aufſeher in 
Anſehung der von ihm zu inſpicirenden katholiſchen Schu: 
len zu thun obliegt. Die Regierung erwartet, daß die 
Akatholiken und beſonders ihre Geiſtlichkeit dieſes gnädige 
Zutrauen in ihre genaue Aufſicht auf das Volksſchul⸗ 
weſen und ihre Betriebſamkeit, daſſelbe zu befördern und 


) Hofd. v. 6. April 1808. 
d) Hofd, v. 13. Oct. 1808. 
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immer vollkommener zu machen, zu ehren wiſſen, und zu 
erhalten ſich beſtreben werden. Hiernach muß nun auch 
alles dasjenige, was in den vorhergehenden Paragraphen 
vom Schuldiſtricts-Aufſeher und Conſiſtorium geſagt 
worden iſt, auf die Senioren und Kreisämter angewendet 
werden. Die Schuldiſtriets-Aufſicht, welche bisher ein 
Kreis-Commiſſär beſorgte, geht auf die Senioren Über; 
fonft dauert aber die Wirkſamkeit der Kreisämter in aka— 
tholiſchen Schulangelegenheiten noch fort, da die übrigen 
Beſtimmungen, welche die politiſche Schulverfaſſung in 
dieſer Beziehung enthält, unverändert geblieben ſind e). 
In der Hauptſtadt der Provinz vertritt die Stelle des 


Schuldiſtricts-Aufſehers in Beziehung auf die Schulen 


feiner Confeſſion der Superintendent. In Wien iſt außer: 
dem noch dem Ermeſſen des Regierungs-Präſidium anheim 

geſtellt, zu den Semeſtral-Prüfungen in der vereinigten 
Schulanſtalt der beiden proteſtantiſchen Gemeinden einen 
mit dem akatholiſchen Volksſchulweſen genau bekannten 
Regierungsrath abzuordnen 7). 5 


Was die jährliche Erhebung und Darſtellung des 
Zuſtandes des akatholiſchen Volksſchulweſens betrifft: ſo 


iſt auf folgende Art vorzugehen: 1) Die jährliche Zäh— 
lung der ſchulfähigen akatholiſchen Kinder iſt den Paſtoren, 
und nur da den katholiſchen Schullehrern zu überlaſſen, 
wo akatholiſche Familien zu keinem Paſtorate eingepfarrt 
find. Zu dieſem Ende müſſen in jeder für die katholiſchen 
Schulen beſtimmten Uiberſichtstabelle eigene Rubriken, 
und zwar ſowohl für die ſchulfähigen als die ſchulgehenden 


— 


akatholiſchen Kinder mit Beirückung der Confeſſion an- 


gebracht werden. Es können dieſe Kinder daher nicht 


mehr in die Sahl der katholiſchen Kinder einbezogen werden, 


e) Hofd. v. 29. Aug. 1820. 
I) Hofd. v. 29. April 1820. 
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wie es früher verordnet war 8). 2) Jedes Paforat 
hat, wenn unter den aufzunehmenden ſchulfähigen Kin⸗ 
dern auch Kinder einer andern Confeſſion ſich befinden, 
die zu keinem beſtimmten Paſtorate dieſer Confeſſion ge⸗ 
hören, dieſelben in einer beſonderen Rubrik aufzufühken, 
welches auch in Anſehung der ſchulbeſuchenden Kinder zu 
beobachten iſt. 3) Jeder evangeliſche Prediger hat alle 
Jahre ſpäteſtens bis zu Ende September dem vor- 
ſtehenden Seniorate, oder wo der Superintendent ſelbſt 
inſpicirt, dieſem die Zahl der ſchulfähigen und ſchul— 
beſuchenden Kinder, und überhaupt alles, was zur Ver— 
faſſung des jährlichen Ausweiſes über den Diſtriet nöthig 
iſt, einzuberichten. 4) Der Senior hat mit Hülfe der 
ron den einzelnen Paſtoren erhaltenen Schul-Notizen 
nach dem mitgetheilten, im Anhange unter Lit. C. befind⸗ 
lichen Formulare, ſpäteſtens bis zur Hälfte October einen 
ſummariſchen Ausweis über den Zuſtand ſämmtlicher in 
ſeinem Bezirke vorhandenen akatholiſchen Schulen dem 
Kreisamte und dem Superintendenten zu überreichen. 
5) Das Kreisamt hat die erhaltenen Seniorats-Ausweiſe 
mit feinen Bemerkungen an die Landesſtelle einzubegleiten; 
der Superintendent aber hat aus den Seniorats-Ausweiſen 
eine allgemeine Uiberſicht über den Zuſtand aller in ſeinem 
Bezirke liegenden Schulen zu entwerfen, und dieſelbe bis 
zum Anfange des neuen Schuljahres der Landesſtelle 
vorzulegen. Für Senioren iſt hinſichtlich jeder Schule 
auf eine Remuneration von 3 fl. und die koſtenfreie Ab- 
hohlung von den Gemeinden angetragen. Erſtere Gebühr 
beziehen fie gegenwärtig, gleich den katholiſchen Schuldi— 
ſtricts-Aufſehern, aus dem Schulfonde und in Conventions- 


v. 6. März 1820. 
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Muͤnze ); was aber die koſtenfreie Abhohlung 
betrifft: ſo haben ſie die Viſitation überhaupt auf die 
für die Gemeinden mindeſt läſtige und mindeſt koſtſpielige 
Art einzurichten. Rückſichtlich der Kreis-Commiſſäre 
wurde wieder beſtimmt, daß ſie für die Viſitation der 
akatholiſchen Schulen die Vergütung der Reiſekoſten aus 
dem Schulfonde erhalten ſollen, wenn die Bethhäuſer ſie 
ſelbſt zu beſtreiten unvermögend gefunden werden. Da 
übrigens der Senior und durch ihn der Superintendent 
von den untergeordneten Paſtoren eine jährliche Notiz 
über den Zuſtand ihrer Schulen erhalten, und es ihnen 
auch leicht iſt, hierüber noch auf andern Wegen Nach— 
richten und Auskünfte einzuziehen, eine alljährige Schul— 
Viſitation aber zu viele Zeit weg nehmen, und ihren 
Paſtorats⸗Geſchäften nachtheilig fein würde: fo iſt noch 
geſtattet, daß ſie die Schulen nur bei Gelegenheit der 
Kirchen- Viſitationen, jedoch jede Schule alle zwei Jahre 
wenigſtens einmahl, und dann genau und ſtreng viſitiren 
ausgenommen, wenn Umſtände es nothwendig machen, 
eine oder die andere Schulanſtalt öfters zu unterſuchen 1). 
Durch dieſe allgemeine Vorſchrift iſt es von derjenigen 
Verordnung in den widerſtreitenden Puncten abgekommen, 
welche die Böhmiſche Landesſtelle in gleicher Abſicht kurz 
* erlaſſen hatte K). 


“ 


5) Stud. Hofd. v. 15. März, Verord. in Böhm, v. 28, 

Dec. 1823. | | 

1) Stud. Hofd. v. 6. März 1820 kundg. in Böhm. mit 
Verord. v. 6. Aug. 1820. 

*) Verord. in Böhm. v. 20. Juni 1820. 


Drittes Hauptſtück. 


Von dem Kirchenvermögen. 


5 8. 55. 
Begriff vom Kirchenvermögen. 


Der Ausdruck Kirchen vermögen wird hier in 
einer weiteren Bedeutung genommen. Man verſteht dar⸗ 
unter ſowohl das Vermögen, welches einem Bethhauſe 
wirklich gehört, oder für ſolches beſtimmt iſt, als auch 
das Einkommen, was aus Rückſicht der Leitung der kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten bezogen, oder aus Gelegenheit des 
Kirchendienſtes empfangen wird. Demnach gehört nicht 
bloß dasjenige hierher, was ein Bethhaus angeht, und in 

den Beſitz deſſelben kommt, ſondern auch alles, was das 
Conſiſtorium und die einzelnen akatholiſchen Kirchen⸗ 
vorſteher betrifft, und ihnen zu Theil wird. In den fol- 
genden Paragraphen wird zuerſt von dem, was auf den 
Erwerb und die Verwaltung des Vermögens der Beth— 
häuſer, ſodann von dem „ was auf das Einkommen des 
Conſiſtorium, der Superintendenten, Senioren und Pas 
ſtoren, dann ihre Verlaſſenſchaften Beziehung hat, 
gehandelt werden. 
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F. 56. 
Vermögenserwerbung von Seite der Bethhauſer 


Außer dem Bezuge von Einkünften, welchen Beth» 
häuſer von dem bereits beſitzenden Stammvermögen ma— 
chen, gründet ſich für ſie in dem Geſetze noch eine zwei— 
fache Erwerbung, die en und die Ablöſung der 
Kirchenſi itze. 

Die Sammlung milder Beiträge für Beth— 
häuſer kann fo, wie für Schulen, ſowohl im Ins als im 
Auslande veranſtaltet werden. Hierbei iſt zur Erleichte⸗ 
rung der Gemeinden und zum ordentlichen Erfolge der 
Sammlung die im Orte ſelbſt, oder in der Nähe be— 
findliche Steuerkaſſe angewieſen a), das geſammelte Geld 
von dem Paſtor und dem Kirchenvorſteher anzunehmen, 
dafür eine Beſcheinigung auszuſtellen, und eine Verlags— 
quittung unmittelbar an die Landesſtelle einzuſenden. 
Dieſe hat einen Total» Ausweis nach Kreiſen und Ge. 
meinden, und zwar mit der beſondern Unterſcheidung der 
Augsburgiſchen und Helvetiſchen Confeſſion abzufaſſen, 
und mit ſolchem, dann mit dem Hauptausweiſe des 
Superintendenten, welchen dieſer aus den Beſcheinigungs— 

abſchriften zu verfaſſen und bei der Landesſtelle einzu— 
reichen hat, den Total-Betrag mittelſt Verlagsquittung 

an die vereinigte Hofſtelle zu übermachen. Dagegen hat 
auch der Superintendent jeder Provinz die geſammelten 
ſowohl, als die enge Beiträge dem Conſiſtorium 
anzuzeigen 5). 

Die Kirchenbänke und Kirchenſitze werden 
en Weiſe aus dem Kirchenvermögen angeſchafft 


0 Hofd. v. 17. Febr. 1802 u. 30. März 1815. 
50 Hold, v. 17. Febr., 1802 u. 19. Jan, 1809, 
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und erhalten. Sie können deshalb auch, wenn es die 
Umſtände und die Lage der Gemeinde zulaſſen, gegen 
ein jährliches Beſtandgeld vermiethet werden. Wo dieſes 
der Fall iſt, da hat der Superintendent nur darauf zu 
fehen,; daß die Schätzung ſo eingerichtet werde, wie fie 
der Gemeinde im Ganzen nicht zu läſtig fällt; zu deſſen 
ſicherer Erzielung die Beſtimmung des Bankgeldes einer 
frühern Vorſchrift zufolge, der Landesſtelle zur Be— 
ſtätigung vorzulegen iſt. Soll in der ſchon gemachten 
Beſtimmung eine Aenderung vor ſich gehen, ſo muß der 
Superintendent darüber wieder einen gutächtlichen Bericht 
der Landesſtelle überreichen. Wer ſich aus eigenem Ver— 
mögen einen Sitz verfertigen läßt, kann ſich deſſelben nur 
Lebenslang, und zwar gegen einen billigen Zins bedienen. 
Er iſt nicht befugt, ihn an jemand zu verkaufen oder 
ſonſt zu übertragen, und darf auch nicht letztwillig darüber 
verfügen . 


4 


8. ee j N 
Vermö ögensverwaltung. 


* 


Das Vermdgen der proteſtantiſchen Bethhauſer war 
von jeher nicht weniger als jenes der katholiſchen Kirchen, 
der Aufſicht und Obſorge der Staatsverwaltung unter⸗ 
zogen geweſen; die Vorſteher derſelben konnten damit 
nie willkührlich verfahren, ſondern mußten es verrechnen a). 
Um nun in dieſe Verwaltung und Verrechnung auch Ord— 
nung und Gleichförmigkeit zu bringen, wurden folgende 
der protefiantifchen Kirchenverfaſſung ganz . a 
ſchriften erlaſſen: | 


e) Anhang zur Inſtruct. für Superintend. §8. 1. 2. 
) Hofd. v. 20. Sept. o. 20, Oct. 1784, 
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1) Die Verwaltung und Verrechnung des Ver⸗ 
mögens eines proteſtantiſchen Mutter- oder Filial-Beth— 
hauſes liegt eigentlich den von der Kirchengemeinde 
beſtellten Kirchenvorſtehern oder Kirchenvätern ob, deren 
höchſtens vier, und mindeſtens zwei ſein ſollen. Ihre 
Wahl iſt jederzeit im Beiſein eines obrigkeitlichen Com— 
miſſärs vorzunehmen 5). 

2) Die Klechenvorſteher ntifen zu ihren Berath— 
ſchlagungen über beonomiſche Angelegenheiten der Kirchen 
gemeinde auch den Paſtor beiziehen, und deſſen Rath und 
Meinung vernehmen. 5 

3) Einer der Kirchenvorſteher hat die - Hauptkaſſe 
für die currenten Einnahmen und Ausgaben zu führen, 
und die Rechnung zu verfaſſen. Wenn ein Bethhaus 
Activ⸗Capitalien, Uiberſchußgelder oder ſonſt ein ſtabiles 
Vermögen beſitzt: ſo iſt zu deren Hinterlegung eine 
Bethhauskaſſe mit dreifacher Sperre zu errichten, ſolche 
in dem Bethhauſe, in der Wohnung des Paſtors, oder 
ſonſt an einem ſichern Orte aufzubewahren, und ein 
Schlüſſel davon dem Vorſteher als Kaſſehalter, der zweite 
einem Mitvorſteher „und der dritte dem Paſtor zu 
übergeben. 
| 4) Längſtens 15 Tage nach dem neuen Jahre ſoll 
der Vorſteher als Kaſſehalter, die Bethhausrechnung 
des verfloſſenen Jahres nach der für Kirchenrechnungen 
überhaupt vorgeſchriebenen Form fertig und mit den 
nethigen Beilagen verſehen, den Mitvorſtehern und dem 
Paſtor vorlegen. 

5) Dieſe Rechnung unterſchreiben nach gehöriger 
Prüfung und Berichtigung die Mitvorſteher als Mit. 
haftende; der Paſtor aber ſetzt ſein Vidi hinzu, wodurch 
er die ihm bekannte Richtigkeit der Angaben der Kirchen⸗ 


N 59 Hofd. v. 16. Oct. 1802. 
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vorſteher ſowohl in Naht der Einnahmen ar hene 
beſtätiget. n 
6) Wenn es den Ricchennoriichemn”" an (ee zur 
Formitung der Rechnungen gehbrigen Geſchicklichkeit fehlet, 
ſo ſoll ihnen der Paſtor an die Hand gehen. Er darf 
und ſoll auch in ſolchen Fällen die Rechnung ſtatt ihrer 
verfaſſen; doch bleiben dann immer nur die Kirchen⸗ 
vorſteher, als die für die Richtigkeit der Einnahmen und 
Aus gaben haftenden Rechnungsleger, verantwortlich, ſo 
wie ſie auch eine ſolche Rechnung zu unterſchreiben, oder 
wenn einer oder der andere des Schreibens unkundig ift, 
durch das, feinem von einem andern unterſchriebenen 
Nahmen beigeſetzte, Kreutzzeichen zu unterfertigen haben, 
7) Iſt die Kirchenrechnung auf diefe Art verfertigt, 
unterſchrieben und vidirt: ſo hat der Paſtor dem Bezirks⸗ 
Commiſſäre davon die Anzeige zu erſtatten, damit längſtens 
bis Ende Januars eine von dem Paſtor auf der Kanzel 
zu verkündigende Verſammlung gehalten werde, wozu 
der Tag von dem Bezirks -Commiſſäre einverſtändlich 
mit dem Paſtor zu beſtimmen iſt. Bei dieſer Verſamm⸗ 
lung ſollen gegenwärtig ſein: a) die Vorſteher der 
Kirchengemeinde, b) zwölf andere, aus den verſtändigſten 
und vermbglichſten Mitgliedern dieſer Gemeinde durch 
derſelben freie Wahl zu beſtellende, Ausſchußmänner, e) 
der Paſtor, d) der Bezirks-Commiſſär als Repräſentant 
des Kreisamtes, welcher das Präſidium zu führen, für 
Ruhe und Ordnung in der Verſammlung zu ſorgen, und 
die etwa nöthige politiſche Aſſiſtenz auf diesfallſiges 
Anlangen zu leiſten hat. Wäre irgendwo kein Bezirks⸗ 
Commiſſär vorhanden, ſo hat das Kreisamt anſtatt deſſen 
ein anderes geeignetes Individuum zu ersennen. 
8) Der Zweck dieſer Verſammlung iſt, die ganze 
Kirchengemeinde mittelſt ihrer anweſenden Ausſchußmänner 
zu überzeugen, daß die freiwilligen Beiträge ihrer Mitglieder 
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zut Erhaltung der gottesdienſtlichen und Schulanſtalten 
gehörig geſammelt, in Empfang genommen, und zu 
dem beabſichtigten Zwecke verwendet worden, und daß ſich. 
kein vermögliches Glied der Gemeinde ſolchen Beiträgen 
unter nichtigen Vorwänden zu deſto mehrerer Bedrückung 
anderer entzogen habe. Dieſe Verſammlung hat demnach 
folgender Maßen vorzugehen: a) Zuerſt wird die unter 
dreifacher Sperre ſtehende Kirchenkaſſe eröffnet, ihr 
Stand unterſuchet und verificitt. | b) Dann wird die 
Rechnung abgeleſen, die allenfallfigen beſcheidenen Erin: 
nerungen der Ausſchußmänner werden erläutert, die 
Rechnungsfehler berichtiget. Ergibt ſich ein Unterſchleif: 
ſo wird nach erhobenem Befunde an Ort und Stelle der 
Erſatz dieſer Poſt an die Kirchenkaſſe von dem Bezirks⸗ 
Commiſſäre als kreisämtlichen Repräſentanten angeordnet, 
und wider den Schuldigen die dienliche Maßregel ergeiffen, 


derſelbe auch, wenn er ein Kirchenvorſteher iſt, von ſeinem 


Amte entfernt, und ein anderer Vorſteher aus dem Mittel 
der Ausſchußmänner durch deren freie Wahl beſtellt. 
e) Hierauf hat der Paſtor öffentlich zu erklären, ob er 
für das verfloſſene Jahr ſowohl feinen feſtgeſetzten Gehalt, 
als ſeine übrigen für ſeine Vocation beſtimmten Einkünfte 
richtig erhalten habe. Hat er diesfalls Beſchwerden ‚be 
muß fie der Bezirks » Commiffär auf das Anſuchen des 
Paſtors an Ort und Stelle unterſuchen, und das 
Erforderliche zur billigen Befriedigung des Paſtors ein⸗ 
leiten. d) Nachher ſollen die Kirchenvorſteher diejenigen 
Mitglieder der Gemeinde, welche mit ihren Beiträgen zur 
Erhaltung der gottesdienſtlichen und Schulanſtalten nicht 
aus Unvermögen, fondern aus allerhand nichtigen Vor 
wänden zurück blieben, nahmhaft machen. Dieſe muß der 


Bezirks -Commiſſär nach Thunlichkeit ſogleich, oder nach 
Maßgabe der Umſtände weiterhin vorfordern und ernſtlich 


ermahnen, ihre Pflichten zu erfüllen, und nicht ihren 
| 1 
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Mitbürgern allein die Laſt jener Anſtalten, an denen 
auch ſie Theil nehmen, aufzubürden. Sollten dieſe Er⸗ 
mahnungen nichts fruchten: ſo hat er auf Anſuchen der 
Kirchenvorſteher die Saumſeligen durch Zwangsmittel zur 
Erfüllung ihrer Schuldigkeit anzuhalten, und die Rück⸗ 
ſtände derſelben auch für das verfloſſene Jahr einzutreiben. 
e) Ergibt ſich aus dem Rechnungsabſchluſſe ein Uiberſchuß: 
ſo ſoll dieſer, wenn er 50 fl. erreicht oder überſteigt, gegen 
Hypothecar-Sicherheit fruchtbringend angelegt, bei min⸗ 
derem Betrage aber in die Kirchenkaſſe hinterlegt, und 
dieſe bis zum nächſten Jahre wieder dreifach verſperret 
werden. f) Sind hingegen Bethhaus ſchulden vorhanden: 
fo ſoll die Verſammlung über die Mittel zu deren augen⸗ 
blicklichen oder allmähligen Tilgung berathſchlagen. Den 
Vorſtehern muß eingebunden werden, keine Gelder 
für das Bethhaus ohne Wiſſen und Zuſtimmung der 


Ausſchußmänner aufzunehmen, widrigens ſie ganz allein 


dafür würden haften müſſen. g) Endlich wird der Zu⸗ 
ſtand der Kirchen-, Schul- und Paſtorats-Gebäude in 
Anweſenheit des Bezirks-Commiſſärs unterſucht, und 
wegen allenfallſiger Herſtellungen und wee der⸗ 
ſelben das Erforderliche veranlaßt. 

9) Nach der Beendigung alles Vorbeſagten, wor⸗ 
über ein ordentliches Protokoll geführt werden muß, und 
nach der im möglichſt kürzeſten Wege zu pflegenden Be— 
richtigung aller Anſtände, hat der Bezirks-Commiſſär 
zum Beweiſe ſeiner Amtshandlung der Kirchenrechnung 
ſeine Unterſchrift und Fertigung beizuſetzen, worauf ſie 
dem Dominium, in deſſen Bezirke ſich das Bethhaus be— 
findet, zur Prüfung vorzulegen, und von dieſem mit einem 
Extracte c) dem Kreisamte, wohin der Bezirks-Commiſſär 
das aufgenommene Protokoll mit feinen allenfallſigen 


c) Hofd. v. 31. Oct. 1822. 
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Bemerkungen gleich nach beendigtem Geſchäfte abzugeben 
hat, ſpäteſtens bis 15. Februar zur weiteren Einbeför⸗ 
derung an das Gubernium einzuſenden iſt, damit ſie 
von der Provinzial⸗Staatsbuchhaltung ordentlich cen⸗ 
ſurirt, adjuſtirt, und darüber die ämtliche Erledigung ertheilet 
werde. Nur in Böhmen, wo die Adminiſtrirung des, 
dem oberſten Lehen- und Landesherrn über das Kirchen— 
und Schulweſen des ganzen Aſcher und Roßbacher Be— 
zirkes vorbehaltenen, jus summum circa sacra durch die 
Temperaments-Puncte vom 10. März 1775 dem 
Appellations- Gerichte als Lehensſchrane eingeräumt iſt, 
darf das Gubernium keinen Einfluß nehmen; ſondern es 
werden die proteſtantiſchen Aſcher und Roßbacher Kirchen— 
rechnungen durch das Appellations-Gericht der Staats— 
buchhaltung zur Reviſion zugeſtellt, und die Staats— 
buchhaltung hat ihre Mängel und Sinalifirungen auch 
nur dahin abzugeben d). 
10) Die Kirchenvorſteher handeln bei ſpſtemiſtrten 
Einnahmen und Ausgaben ihr Amt ohne weitere Anfrage. 
Bei jenen, die nicht ſyſtemiſirt ſind, jedoch die Summe 
von 25 fl. nicht überſteigen, berathen ſie ſich mit dem 
Paſtor und den zwölf Ausſchußmännern. Zu außeror— 
dentlichen Ausgaben, welche die Summe von 25 fl. über- 
ſteigen, iſt die vorläufige Genehmigung des Kreisamtes 
durch den Bezirks-Commiſſär, welcher nach genommener 
Einſicht von der Nothwendigkeit und Dringlichkeit einer 
ſolchen Auslage fein Vidi beizuſetzen hat, anzuſuchen. 
11) Damit endlich auch das Conſiſtorium Augsbur— 
giſcher Confeſſion die ihm nöthige Uiber- und Einſicht 
des öconomiſchen Zuſtandes der Kirchengemeinde erhalte: 
ſo ſind die Kirchenvorſteher verbunden, dem viſitirenden 
Superintendenten oder Senior ihre Bethhaus rechnungen 


d) Verord, in Böhm. v. 29. Sept. 1821. 
Ban 


En 


feit der letzten Vifitation vorzuzeigen, und ſich Über deren 
erfolgte Erledigung auszuweiſen. Der Superintendent 
oder Senior hat hierüber in Gemäßheit der höchſt geneh- 
migten Viſitations ⸗Inſtruction ($. 20 n. III. u. 8.22 
n. VI.) das Erforderliche in feinem Berichte zu bes 
merken, und allenfallſige Unordnungen ſowohl der Landes⸗ 
ſtelle als dem Conſiſtorium zur Abhülfe einzuberichten e). 


. 58. 
Unterhaltung des Conſiſtorium. 


Gleich nach der Errichtung wurde die Unterhaltung 
des evangeliſchen und reformirten Conſiſtorium aus den 
eingehenden Taxen, und in wie weit dieſe nicht zureichten, 
mittelſt eines geringen Beitrages von einer jeden proteſtan⸗ 
tiſchen Haushaltung beſtritten a). Von dieſem kam es 
wieder ab, mit der Erklärung, daß das, was zur Bes 
deckung der Beſoldungen oder ſonſt beſtimmten Auslagen 
durch die Taxen nicht eingebracht würde, weder von dem 
Aerar getragen, noch weniger durch Belegung der Ge— 
meinden erſetzt werden könnte 5). Nun beſteht aber die 
Einrichtung, daß die auf die Erhaltung der beiden pro— 
teſtantiſchen Conſiſtorien zu verwendenden Unkbſten von 
den allgemeinen Staatseinkünften beſtritten werden, 
und die Beſoldung ſämmtlichen dabei angeſtellten Per⸗ 
fonen, wie andern landesfürſtlichen Beamten, bei dem 
Univerſal-Cammeral-Zahlamte auf immer angewieſen iſt c). 

Die mit der Inſtruction für Superintendenten 
zugleich, erlaſſene Conſiſtorial -Taxordnung hat die 


e) Hofd. v. 25. Febr. 1808. 
a) Hofd. v. 20. Sept. o. Oct. 1784, 
b) Hofd, v. 11. Juni 1786. 
e) Hofd. v. 26. Jan, 1787, 
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a 
ſämmtlichen Conflſtorial Taxen nach vier Rubriken 
init 6 kr., 30 kr., 3 fl. und 12 fl. einzuheben 
verordnet 4). Dieſe Taxordnung iſt jedoch durch 
die im Anhange unter Lit. D. vorkommende mit dem 
Beifage behoben worden, daß die neue Taxordnung allein 
durchaus beobachtet, und über die darin vorkommenden 
Gebühren unter keinem Vorwande etwas bezogen, am 
allerwenigſten Geldſtrafen abgenommen werden ſollen e). 
Die Einbringung der geſetzlich gebührenden Taxen, und 
die Verrechnung der eingebrachten iſt die Sache der Su⸗ 


perintendenten 7). 


§. 59. 
Einkünfte 4) der Superintendenten. 


Die Superintendenten haben eine doppelte Eigen⸗ 
ſchaft auf ſich; ſie ſind Seelſorger, und zugleich Kirchen⸗ 


Inſpectoren. Sie beziehen deshalb auch ein zweifaches 
Einkommen: als Seelſorger nähmlich die Dotation, 


welche bei dem Bethhauͤſe, dem fie unmittelbar vorſtehen, 
für den Paſtor beſteht; als Kirchen-Inſpectoren aber 
von Seite der Dibceſan⸗ Gemeinden beſtimmte oder uns 
beſtimmte Beitrige. Den Mähriſchen und Schleſiſchen 
Gemeinden wurde deshalb befohlen, daß ſie die auf ſie 
ausfallenden Salarien⸗ Beträge ihrem Superintendenten 
erdentlich abführen, und die darüber erhaltenen Duits 
tungen den Bethhausrechnungen als ein Document 
beilegen a). In Böhmen {fi es von den für den 


d) Hofd. v. 23. Dec. 1785, Anhang N; Inſtruct. für 
Superintend. §. 5. 

e) Hofd. v. 11. Juni 1786. 

7) Hofd. v. 23. Dec. 1785, Anhang der Inſtruct. für 
Superintend. §. 5. ö 

a) Verord. in Mähr. u. Schleſ. v. 15. Mai 1802. 
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Superintendenten Hefvetifcher Confeſſion bisher geleiſteten 
Beiträgen der Gemeinden abgekommen, und dafür demſelben 
eine jährliche Remuneration von 500 fl. C. M. aus dem 
Staatsſchatze bewilligt worden 5). Zur Vornahme der 
Viſitations⸗ Reiſen erhalten ſie die unentgeldliche Fuhre 
(8. 22 n. 6.) die beiden Superintendenten der Augs⸗ 
burgiſchen und Helvetiſchen Confeſſion in Böhmen aber 
überdies aus Rückſicht der inzwiſchen auszuhaltenden 
Diaconen, und zwar der erſte 300 fl., der letzte 500 fl., 
welche wieder von den fämmtlichen Gemeinden in den 
für jede einzeln beſtimmten Beiträgen beſtritten werden c), 
und die übrigen Superintendenten Helvetiſcher Confeſſion 
den Betrag von 150 fl. d). Für die Viſitation einer 
Schule beziehen fie 3 fl. (§. 54.). Rückſichtlich der Kos 
ſten der Correſpondenz, welche ſie mannigfaltig zu pflegen 
haben, war früher verordnet, daß ihnen das Poſtgeld für 
die in Amtsgeſchäften an ſie gelangenden Briefſchaften 
in fo weit erſetzt werden ſoll, als der Conſiſtorial-Taxfond 
zureicht e). Doch nun iſt die Correſpondenz in Religions- 
und Schulſachen, womit fie die erhaltenen höchſten Ans 
ordnungen den betreffenden Paſtoren mittheilen, für offis 
cibs erklärt, und ſie werden ſowohl bei der Aufgabe als 
bei der Annahme dieſer Correſpondenz gegen dem poſt— 
portofrei behandelt, daß auf den Couverts die Aufſchrift: 
Intimation einer höchſten Verordnung in We- 
oder . W angeſetzt iſt F). 


5) Hofd. v. 16. Jan. 1823. 

4) Verord. in Böhm, v. 16. Aug. 1784, 
d) Hofd. v. 29. Dec. 1820, 

.) Hofentſchl. v. 10. Nov. 1785 u. 2. 
) Hofd. v. 6. u. 10. Dec. 1807. 
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9. 60. 
2) Der Senioren. 


Die Senioren beziehen ihr Einkommen aus dem 
Paſtorate, welchem ſie vorſtehen. Die zwei Senioren 
der Augsburgiſchen und Helvetiſchen Confeſſion in Böhmen 
erhalten außerdem noch aus der Cammeral s Kaffe als ein 
‚Meife » und Kanzlei-Speſen⸗Pauſchale jeder einzeln 
jährlich 50 fl., und zwar gegenwärtig in Conventions⸗ 
Münze a). Für die Schul-Viſitation, welche ihnen 
durch die letzten Verordnungen aufgetragen worden iſt, 
beziehen ſie dieſelben Emolumente, welche den Superin— 
tendenten zu Theil werden, nähmlich die unentgeldliche 
Fuhre, und für jede viſitirte Schule den Betrag von 
3 fl. (§. 54.). 


8. 61. 
3) Der Paftoren. 


Die Paſtoren beziehen ihren Unterhalt von den 
Gemeinden, und in dem Betrage zwar, welchen dieſe 
urſprünglich beſtimmt haben. Dieſe Beſtimmung war 
ſo frei und willkührlich, daß weder die Obrigkeit, noch 
die politiſchen Stellen in die Unterſuchung eingehen durften, 
mit wie viel ſie einen aufzunehmenden Paſtor zu dotiren 
im Stande wären a). Die Sorge der Obrigkeit ſollte 
nur ſein, daß dem Paſtor der von der Gemeinde über— 
nommene und ihr folglich obliegende Unterhalt richtig 
und zur rechten Zeit zu Theil werde 5). Deshalb iſt 
ſchon früher befohlen geweſen, daß, um alle Ausflucht 
2) Hofd. v. 12. Juli 1822. 

a) Hofd. v. 31. Jan. 1782 f. 3. 
5) Hofd. v. 10. Dec. 1807. 
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zur Beſtreitung des zugeſagten Unterhaltes zu benehmen, 
die Gemeinden bei Berufung eines neuen Paſtors mit 
dieſem einen ordentlichen Vertrag, mit deutlicher Beſtim⸗ 
mung deſſen, was ſie zu ſeiner Unterhaltung beizutragen 
ſich Feipflichten, ſchlieſſen ſollen c). Nun ift den Anſtänden, 
welche ſich bei der Entrichtung dieſer Beitragsleiſtung 
ergeben könnten, „noch dadurch begegnet, daß die Unter⸗ 
haltungsbeiträge von den einzelnen Glaubensgenoſſen 
durch die Dominien, in deren Bezirke ſie wohnen, 
eingehoben, und den Paſtoren vierteljährig gegen Quittung 
übergeben werden d). Die frühere Verordnung, welcher 
zufolge die Paſtoren in den Fällen, wo akatholiſche 
Pfarrkinder die ihnen obliegenden Gebühren zur gehörigen 
Beit nicht berichtigten, den Beiſtand der Local-Behbrden 
anzuſuchen hatten e), iſt hierdurch behoben. 

Die Religionsſchwärmer haben die gewöhnlichen 
Gebühren an den Paſtor desjenigen Glaubensbekenntniſſes 
zu entrichten, welchem ſie zuletzt einverleibt waren, oder 
deſſen Bethhauſe fie ſich fpater einpfarren laſſen F). 
Die Stolgebühren, welche die Paſtoren für die ihren 
Glaubensgenoſſen adminiſtrirten geiſtlichen Functionen 
neben ihrem Gehalte beziehen, gründen ſich, wie dieſer, 
meiſtentheils auch auf Verträge (8. 1.). Beſondere 
Stolverordnungen beſtehen nur für die proteſtantiſchen 
Unterthanen des Herzogthums Schleſten 8) und die des 


e) Hofd. v. 16. Juli 1789. 

d) Hofd. v. 31. Oct. 1822. 

e) Hofd. v. 11. Oct. 1821. 

7) Hofd. v. 10. Aug. 1820 n. 3. 

8) Taxerd. für Schleſ. v. 2. Oct. 1654, Pat, v. 19. 
April 1662 neu gedruckt 1707. * 
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Gebiethes Aſch in Böhmen A), und kommen im 
Anhange Lit. E und F. vor. e | 1 


een ene. | | 
Verlaſſenſchaften der akatholiſchen Geiſtlichen. 


Bei dem Abſterben eines proteſtantiſchen Geiſtlichen 
muß die Verlaſſenſchaftsſperre nach den darüber erlaſſenen 
Vorſchriften gemeinſchaftlich mit dem naͤchſten proteſtanti⸗ 

ſchen Geiſtlichen vorgenommen werden. Zwar iſt dieſes 
nur fur Oeſterreich beſonders vorgeſchrieben a). Da aber 
daſſelbe bei allen Verlaſſenſchaften nach katholiſchen 
Weltprieſtern zu beobachten iſt: ſo muß jene ſpecielle 
Anordnung vermöge der Analogie auch allenthalben 
beobachtet werden. Die Beiziehung eines Geiſtlichen der 
Confeſſion iſt deshalb nothwendig, damit die Schriften, 
welche unmittelbar das Paſtorat betreffen, und in die 
Seelſorge, welche der Verſtorbene auf ſich hatte, ein⸗ 
ſchlagen, von jenen, welche dem Verſtorbenen als 
Privatmanne eigen waren, ſorgfältig unterſchieden werden. 
Erſtere mögen öffentliche Urkunden ſein, wie da ſind 
die Taufbücher und fonftige Pfarrmatriken, die Protokolle 
in publico - eeclesiastieis und geiſtlichen Amtsgeſchäften, 
die die Kirche und Pfarre betreffenden Urkunden, oder 
Privatſchriften, welche in Gewiſſensangelegenheiten dem 
Verſtorbenen von Pfarrkindern und Glaubens verwandten, 
oder in Diſeiplinar- Angelegenheiten von feinem Obern 
und dem Conſiſtorium zugekommen ſind: ſo können ſie 
immer nur in den Händen der Geiſtlichkeit belaſſen 
werden. Sie müſſen deshalb in ein genaues Verzeichniß 


5 71 

5) Allerh. Verord. v. 2. Nov. 1793, Verord. des Böhm, 
| Appellat. Gerichts v. 7. Jan. 1794. ö 

„) Verord. des o. d. E. Landr. v. 1. Dec. 1820 u. 1. 
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gebracht, und mit dieſem dem Conſiſtorium zugeſendet, 
den Abhandlungs⸗ Acten aber lediglich das von Seite 
des Conſiſtorium zur Beſtätigung des richtigen Empfanges 


unterfertigte Verzeichniß beigeſchloſſen werden d). Dagegen 


ſind die Schriften, welche dem Erblaſſer als Privatmanne 
ä gehörten, als ein wahres Eigenthum deſſelben ſeinen 
Erben zu laſſen c). War der Verſtorbene ein Super⸗ 
intendent: ſo iſt, was insbeſondere das ihm anvertraute 
Superintendental- Archiv betrifft, ſolches gleich nach 
ſeinem Ableben von den Vorſtehern der Gemeinde, an 
welcher er als Prediger geſtanden, zu verſchlieſſen und 
zu verſiegeln, und der betreffende Senior hiervon zu dem 
Ende zu verſtändigen, damit er es allenfalls auch mit 
dem Seniorats⸗Siegel belege, bis das Conſiſtorium, 
dem hiervon ſogleich der Bericht zu erſtatten iſt 4), 
wegen der Uibernahme von Seite des Superintendentur⸗ 
Verweſers das Erforderliche anordnet e). 

Betreffend das Nachlaſſenſchaftsvermögen, ſo können 
akatholiſche Geiſtliche wie andere Erblaſſer darüber frei 
und ungehindert letztwillig verfügen. Sterben ſie aber, 
ohne ein gültiges Teſtament zu hinterlaſſen: ſo tritt die 
gemeine geſetzliche Erbfolge ein, zu welchem Ende auf 


die gewöhnliche Weiſe die nächſten Anverwandten mittelſt 


Edicts einzuberufen ſind, denen nach vollendeter Abhandlung 
die Verlaſſenſchaft eingeantwortet wird. Wenn ſich 


jedoch bei einem akatholiſchen Seelſorger Helvetiſcher 


Confeſſion bis zum Verlaufe des feſtgeſetzten Termines 
entweder durchaus niemand, oder doch niemand meldet, 
welcher nach dem Geſetze zur Erbfolge geeignet iſt: fe 


5) Hofd. v. 10. Nov, u. 5. Dec. 1785. 
e) Hofd. v. 10. Nov. 1785, 

d) Conſiſt. Inſtruct. Art. VI. §. 12. 

„) Hofd, v. 1. u. 16. Juni 1826. 
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wird die Verlaſſenſchaft nicht ganz von dem Fiscus 
eingezogen, ſondern es ſollen drei Theile gemacht werden, 
von welchen einer dem Bethhauſe, bei welchem der 
Verſtorbene bleibend angeſtellt war, der andere den 
Armen aus dieſer akatholiſchen Gemeinde, und erſt der 
dritte dem Fiscus zuzufallen hat. Dieſes iſt aber für 
kein Geſetz anzuff hen ſondern vielmehr von Fall zu Fall 
mit Bemerkung des eigentlichen Betrages der Verlaſſen— 
ſchaft anzuzeigen F). Daſſelbe iſt in Böhmen auch bei 
der Vertheilung der Verlaſſenſchaft der unter dem Aſcher 
Conſiſtorium ſtehenden Geiſtlichen nnn Con⸗ 
feſſion zu beobachten 25 


) Hofd. v. 21. Sept. 1797. 
g) v. Adelshofen polit. Verord. zum 8 = B. S. 92, 
Hofd. v. 14. Oct. 1793. 
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| Viertes Hauptſtück. 
Von der beſondern Verfaſſung der griechiſch⸗ 
nicht unirten Kirche. 


5.581 e ee 
Secular⸗Clerus. Metropolit. 


Die griechiſch⸗ nicht unirte Kirche hat gleich der katho⸗ 
liſchen einen Secular- und Regular -Clerus. Der 
Secular » Eferus beſteht nach dem Illyriſchen 
National ⸗ Reglement, an welches ſich hier zunächſt 


gehalten wird, aus dem Metropoliten, den Biſchöfen, 


Protopoppen und Poppen. 

Der Metropolit, der die höͤchſte geiſtliche 
Gewalt ausübt, hat ſeinen Sitz und Erzbisthum zu 
Carlowitz. Er wird auf einem National-Congreſſe von 
den ihm untergeordneten Suffragan-Biſchöfen, und den 
vornehmſten weltlichen Nepräfentanten der Militär- und 
bürgerlichen Claſſe in Gegenwart eines k. k. Commiſſärs 
gewählet, die Wahl aber vom Könige begnehmiget, und 
der Nation in ihrem Congreſſe publicirt, worauf, nach 
vorher abgelegtem Eide der Treue, Devotion und Gehorſam 
die Einſetzung in ſeine Würde von dem k. k. . 
erfolgt. 
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Die Rechte des Metropoliten find theils Didcefans 
Mechte, welche er mit den ihm untergeordneten Biſchöfen 
gemein hat, theils die erzbiſchöfliche Gerichtsbarkeit, 
welche er mittelſt ſeines erzbiſchöflichen Appellatorium 
ausübt. | 
Das erzbiſchöfliche Appellatorium beſteht aus zwei 
der- nächſten Biſchöfe, zwei Archimandriten, zwei Igu⸗ 
manen, dem geiſtlichen praeposito majore,, dem Proto⸗ 
poppen zu Carlowitz, aus zwei weltlichen Räthen, und 
zwar dem einen ex militari, dem andern ex provin- 
eiali, endlich aus dem Notarius. Von dieſen Räthen 


werden die geiſtlichen von dem Erzbiſchofe erwählet, und 


von der Ungariſchen Hofkanzlei beſtätiget; die weltlichen 
aber und zwar jener ex parte militari vom Hofkriegs⸗ 
rathe, jener ex parte provinciali von der k. Ungariſchen 
Hofkanzlei beſtimmt. Der Wirkungskreis des Appella— 
torium iſt auf das beſchränkt, was bereits in erſter 
Inſtanz ordnungsmäßig behandelt worden iſt. Es hat 
die Appellations - Falle zu entſcheiden, Beſchwerden 


gegen Conſiſtorial⸗ Verhandlungen zu unterſuchen, und 


über die Gerichtspflege die Oberaufſicht zu führen, zu 
dem Ende die Protokolle der Seſſionen der ordentlichen 
und außerordentliche Conſiſtorien abzufordern, und mit 
allem Fleiße durchzugehen, und dann die Extracte hiervon, 
fo wie die Protokolls-Auszüge der eigenen Seſſionen 
an die k. Ungariſche Hofkanzlei mit Ende jedes Jahres 
einzubegleiten. Unmittelbar kann bei dem Appellatorium 
nur in den Fällen geklagt werden, wo die Perſon des 
Biſchofs in Beziehung auf ſeine geiſtlichen Amtsangelegen⸗ 
heiten, oder das Dibceſan⸗ Conſiſtorium in corpore 
belangt wird; dann wird zur Unterſuchung eine Extra— 
judicial ⸗ Commiſſion zuſammen geſetzt, welche aus vier 
Räthen, worunter ein weltlicher ſein muß, und dem 
Notar zu beſtehen hat, und von dieſer mit Vorbehalt 


. M 


der Appellation an das erzbiſchöfliche Appellatorium und 
des Recurſes an den König erkannt. Wird von dieſem 
Erkenntniſſe wirklich appellitt: fo haben in dem erzbi⸗ 
ſchöflichen Appellatorio nur jene Räthe beizuſitzen, welche 
nicht in prima instantia geſprochen haben, den Vorſitz 
aber ſtatt des Metropoliten der älteſte beiſitzende Biſchof 
zu führen; was auch in dem Falle zu geſchehen hat, 
wo von dem eigenen Dibceſan-Conſiſtorium des Metro 
politen oder eines der beiſitzenden Biſchöfe appellirt wird. 

Die erzbiſchöflichen Einkünfte beſtehen in dem Gehalte 
von 9000 fl. aus der Eſſeger und Temeswarer Cammeral⸗ 
Kaffe, in dem Fruchtgenuſſe der bei dem Erzbisthume fi) 
befindenden Capitalien, Güter und Appertinentien, in dem 
Bezuge der feſtgeſetzten Conſecrations-Taxen von den 
neu erwählten Biſchöfen, und in den biſchöflichen 
Stolgebühren der dem Metropoliten gehörigen Syrmiſchen 
Dibceſe. | 

Im Falle des Abſterbens führt die proviforifihe- 
Leitung der Kirche ein von dem Könige ernannter erz⸗ 
biſchöflicher Adminiſtrator, der einer der Biſchöfe iſt. 
Dieſer beſorgt auch die Temporalien - Adminiſtration 
während der Sedisvacanz. Die Verlaffenf chafts⸗-Abhandlung 
pflegt das Slavoniſche General = Commando, bis zu 
deſſen Einſchreiten aber legen die drei zur Aufrechthaltung 
des in bonum nationis beſtehenden fundus dem Mes 
tropoliten zur Seite ſtehenden Aſſiſtenten, von denen 
der eine ein Biſchof, der andere ein Stabs- oder Ober: 
Officier, der dritte ein anſehnlicher Bürger iſt, die 
Nothſperre an. Dem Erzbiſchofe ift geftattet, mit der Hälfte 
des nach Abzug der Schulden und Funeral- Auslagen 
verbleibenden Verlaſſenſchafts -Vermögens zu frommen 
oder weltlichen Zwecken zu verfügen, jedoch ſo, daß alles 
zu vererbende Vermögen innerhalb der Oeſterreichiſchen 
Provinzen bleibt; die andere Hälfte wird dem Fonde 
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des in bonum nationis beſtehenden ee zuge⸗ 


wendet. 


F. 64. 
Biſchöfe. 

Nicht unirte Biſchöfe, welche dem Metropoliten 
unterſtehen, hat die Illyriſche Nation ſieben; dieſe ſind 
der Biſchof von Arad, Bacs, Carlöftadt, Ofen, Pakratz, 
Temeswar und Verſchetz oder Caranſebes. Siebenbürgen, 
Bukowina, dann Dalmatien und Iſtrien haben jedes 
ſeinen eigenen unabhängigen Biſchof. 

Die Ungariſchen nicht unirten Biſchöfe werden 
fammtlich in einer mit allerhöchſter Genehmigung und im 
Beiſein eines k. Commiſſärs bei dem Metropoliten abzu⸗ 
haltenden Synodal-Verſammlung, theils aus den bei 


den Biſchöfen befindlichen Weltgeiſtlichen, theils aus 
Kloſtergeiſtlichen gewählet, dergeſtalt, daß dabei bloß auf 


die vorzliglichere Gelehrſamkeit in den geiſtlichen Rechten 
und übrigen Wiſſenſchaften, auf Verdienſte, Fähigkeit 
und andere gute Eigenſchaften Rückficht genommen wird. 
Jeder neugewählte Biſchof wird von dem Metropoliten 
durch förmliche ſchriftliche Präſentation dem Könige ans 
gezeigt, und dabei ſo wie für die Wahl die allerhöchſte 
Beſtätigung, fo auch das Confirmations- Diplom für 
den Neuerwählten angeſuchet. Iſt dieſes erfolgt, ſo 


nimmt noch der Metropolit unter Aſſiſtirung der Biſchöfe 


im Beiſein eines k. Commiſſärs die Conſecration und 
Inſtallation vor. Die drei Biſchöfe von Siebenbürgen, 
Bukowina, Dalmatien und Iſtrien werden ohne vorgän⸗ 
gige canoniſche Wahl unmittelbar von dem nee 
ernannt. 

Die Rechte und Pflichten der griechiſch⸗ wicht unir⸗ 
ten Biſchöfe fließen mit jenen der katholiſchen Biſchöfe 
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ungefähr zuſammen. Für ihre Perſon haben fie ſich vor⸗ 
züglich die Viſitationen angelegen fein zu laſſen, und 
dabei insbeſondere auf die Kloͤſter ihr Augenmerk zu 
richten. Die Gerichtsbarkeit üben ſie durch das Confi» 
ſtorium aus. 

Das biſchöfliche Conſiſtorium iſt ein benni 
und ein außerordentliches. Das ordentliche Conſiſtorium 
wird alle Wochen an einem von dem Biſchofe beſtimmten 
Tage abgehalten, und aus dem Biſchofe, dem Eonfifterials 
Notar, zwei geiſtlichen und einem weltlichen Aſſeſſor zus 
ſammen geſetzt. Das außerordentliche verſammelt ſich 
außer dem Falle, wo eine Criminals oder eine andere 
Sache keinen Verzug geſtattet, dreimahl im Jahre in 
abgetheilten Friſten, und beſteht aus einem Biſchofe, 
dem ganzen Körper der Gerichtsſtelle, aus zwei Kloſter⸗ 
geiſtlichen, zwei Protopoppen, zwei Poppen, aus zwei 
weltlichen Räthen und einem Notar als Aſſeſſor. Die 
Wahl der geiſtlichen Räthe hängt von dem Biſchofe, die 
der weltlichen von der politiſchen Behörde, und zwar in 
Ungarn und Siebenbürgen von der Hofkanzlei, in dem 
Militär-Bezirke von dem Hofkriegsrathe, und in den 
vermiſchten Bezirken von beiden ab. In die Amtes 
wirkſamkeit des Conſiſtorium gehort alles, was nach dem 
gemeinen Kirchenrechte der Ordinariats-Gewalt vor⸗ 
behalten iſt, daher 1) alles, was die Sacramente betrifft, 
insbeſondere die Eheſachen, die Prüfung der Candidaten 
zum Prieſterthume, die Streitigkeiten über die pfarrliche 
Jurisdiction, und der bei der Adminiſtrirung der Sacra⸗ 
mente vorkommende Ritus; 2) ſalles, was die heiligen 
und religiöſen Sachen angeht, nahmentlich die Weihung 
und Segnung der Kirchen, Freidhöfe und Grabſtätten, 
ihre Erhaltung, und die Erhaltung der gottesdierſtlichen 
Geräthe; 3) die Disciplin der Welt⸗ und Kloß Geißtichen > 


nz 
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die die Geiſtlichen betreffenden Criminal-Fälle, die Pr 
fung der Protopoppen, und die Beſtätigung der Kloſterobern, 
die Suspenſion und Depoſition derſelben. Das Eonfis 
ſtorium hat nur über ſchriftliche Klagen zu verfahren, 
die mit einer von dem Poppen aufgenommenen, nicht 
über 6 Monathe alten, species facti, verſehen find. 
Deshalb muß jeder, der eine Beſchwerde führt, vorerſt 
bei dem Poppen, und wenn ſie dieſen ſelbſt betrifft, bei 
dem Protopoppen die Sache anbringen. 
Die Einkünfte der Biſchöfe beſchränken ſich auf 
das Einkommen der Dotation. Außerdem können ſie 
noch von den ihnen unterſtehenden Weltgeiſtlichen folgende 
Taxen abnehmen: 1) Die Syngelia, d. i. die Taxe 
für das Anſtellungs Decret eines Pfarrers, welche 
30 kr. von jedem zur Pfarre und ſeiner wirklichen 


Seelſorge gehörigen Hauſe beträgt, und nie mehr als 


50 fl., in dem zur Arader Diöceſe gehörigen Biharer 
Comitate aber vertragsmäßig nur einen Dukaten ausmachen 
kann; 2) die Sydoxia, d. i. die jährliche Abgabe der 
Poppen an ihren Biſchof, im Betrage von 3 kr. von 
jedem Haufe in ihrer Pfarre; 3) den aus dem Mobiliars 
Nachlaſſe der unterſtehenden Geiſtlichen zukommenden 
Erbtheil; 4) für die Conſecration einer Kirche 9, für 
jene eines Altarblattes oder ſo genannten Antimis 3 
Dukaten. Andere Präſtationen, welche die Biſchöfe von 
ihrem Secular - oder Regular -Clerus noch fonft in 
Geld, Naturalien oder Dienſtleiſtungen bezogen haben, 
find als aufgehoben und verbothen erflärt. 

Die Adminiſtration erledigter Bisthümer hängt 


von der Beſtimmung des Landesfürſten ab. Zu dem 5 
Ende muß jeder Erledigungsfall ungeſäumt der Ungariſchen 
Hofkanzlei angezeigt werden. Der Adminiſtrator über⸗ 


nimmt die Verwaltung in spiritualibus und temporalibus, 
und bezieht die ihm von der Hofkanzlei von 3 zu 3 
M i 
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Monathen angewieſene Belohnung. Die Berlaſſenſchafts⸗ 
Abhandlung ſteht der Obrigkeit zu, welche ſie nach der 
Landesverfaſſung und Gerichtsordnung vornimmt, und 
dabei beſonders für die unverſehrte Erhaltung des Ver⸗ 
laſſenſchaftsvermögens und die Separation deſſen, was 
nach dem Inventarium dem Bisthume, und was als 
freies Vermögen dem Erblaſſer zugehört, unter Zu ziehung. 
des Adminiſtrators „ dann der über die biſchöfliche Kirche 
beſtellten zwei Kirchenväter und zwei Aſſeſſoren des 
biſchöflichen Conſiſtorium fürſorgt, das erſtere dem 
Adminiſtrator übergibt, das letztere aber mit Ausnahme 
des fundus instrucius, der Haus-und Zimmereinrich⸗ 
tung, aller Bücher und biſchöflichen Ornate, welches 
ſämmtlich dem Nachfolger zukommt, veräuſſert, und 
den dafür gelöſten Betrag in gerichtliche Verwahrung 
nimmt. Dem Biſchofe ſteht auf gleiche Art, wie dem 
Metropoliten bloß über die Hälfte des reinen Vermögens 
e zu disponiren frei. Liegt ein gültiges Teſtament 
: fo wird zur Befolgung deſſelben die Verlaſſenſchafts⸗ 
1775 dem Metropoliten übergeben. Hat der Verſtorbene 
kein Teſtament errichtet: ſo kommt die eine Hälfte des 
Nachlaſſes dem in bonum nationis beſtehenden Vermögen, 
die andere aber dem Carlowitzer Schulfonde zu. 


d. 665. 
Protopoppen. 


Die Protopoppen „oder auch Protopresbyteri 
genannt, ſind Pfarrer, denen andere Pfarrer in der 
Aufſicht untergeordnet find. Ihre Anzahl it für jede 
Dibceſe beſtimmt; die Protopoppiate aber find fo einge⸗ 
theilt, daß jeder Protopoppe die ihm unterſtehenden 
Pfarren überſehen, und dabei auch mit den ausgemeſſenen 
Einkünften auslangen kann. Daß der Protopoppe 
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gerade an dem Orte, von welchem das Protopoppiat 
den Nahmen führt, ſeine Pfarre habe, darauf kommt 
nichts an. Es iſt bei der Anſtellung eines Protopoppen 
nur die Rückſicht zu tragen, daß er vorzügliche Fähigkeiten 
beſitze, und an einem Orte ſich befinde, oder dahin 
verſetzt werde, wo gemäß der beſtehenden Häuſerzahl und 
hiernach gemachten Syſtemiſirung mehrere Poppen beſtehen, 
folglich die Seelſorge bei einer dem Protopoppen oblies 
genden Viſttation oder ſonſtigen Beſchäftigung nicht 
unbeſorgt bleibt. 

Das Amt der Protopoppen kommt jenem der Bezirks- 
Vikäre der lateiniſchen Kirche gleich. Sie müſſen die im Pro— 
topoppiate befindlichen Pfarrer zur guten Ordnung und ihrer 
Schuldigkeit verhalten, und von Zeit zu Zeit unterſuchen. 

Rückſichtlich der den Protopoppen zukommenden 
Gebühren, wird es verſchieden gehalten. In der 


Metropolitan, dann der Arader, Bacſer, Ofner, 


Temeswarer und Verſchetzer Dibzeſe bezieht jeder 
Protopoppe 1) bei ſeiner eigenen Pfarre, wenn dabei 
noch ein zweiter oder mehrere Geiſtliche angeſtellt ſind, 

von dieſen an der gemeinſchaftlichen Stolgebühr eine 
halbe Portion zum voraus. 2) Muß ihm jeder Pfarrer 
ſeines Protopoppiats, folglich auch jener, der mit dem 
Protopoppen auf der nähmlichen Pfarre zugleich angeſtellt 
iſt, jährlich 100 Oka Weitzen reine Frucht, oder 2 fl. ir 


worin der zahlende Poppe freie Wahl hat, abführen. 


3) Iſt es ihm erlaubt, für einen zur Copulation zu 
ertheilenden Verkündigungsſchein 7 kr. abzunehmen. Dage⸗ 
gen hat er den Copulations -Erlaubnißzettel nicht zu 


ertheilen; der ſich verehlichende Gränzer erhält ſolchen 


unentgeldlich von dem Commandanten. 4) Der Proto⸗ 

poppe iſt von der Bezahlung der jährlichen Sydoxia frei; 

die Beziehung einer eigenen Sydoxia aber iſt ihm in 

keinem Falle verſtattet. 00 der Carlsſtädter und Pakrazer 
M 2 


— 180 — 


Oikzeſe beziehen die Protopoppen von jedem der unterſte⸗ 
henden Poppen jährlich ſo viele Kreutzer, als der Pfarrer 
in ſeinem Kirchſpiele Häuſer hat; überdieß ſind ſie von 
der Entrichtung der Sydoxia an den Biſchof, und von 
der Bezahlung des Anſtellungs-Decrets frei. Von dem 
Laienſtande können die Protopoppen keine Gebühr fordern. 
Wird ein Protopoppe als biſchöflicher Vikär beſonders 
verwendet: fo hat ihn deshalb der Biſchof zu entſchädigen; 
eine mehrere Auflage kann darum der Sennen nicht 

gemacht werden. ö 


8. 66. 
Poppen. 


Als Poppen oder Pfarrer (§. 81.) können 
nur Oeſterreichiſche Landeskinder angeſtellt werden. 
Ihre Ernennung iſt den Biſchöfen vorbehalten; mit 
Ausnahme der Militär- Bezirke, wo auf die Bes 
ſtellung der Poppen das General-Commando in der 
Art Einfluß nimmt, daß über die vorläufige Anzeige des 
Erledigungsfalles von Seite des Biſchofes, die Wahl 
im Beiſein eines von dem General» Commando dazu 
abgeordneten Militär- Officierd vorgenommen wird. 

Zur Competenz ſind keine andern Erforderniſſe 
vorgeſchrieben, als daß der Candidat die nöthige Weihe 
erhalten, und das 25. Lebensjahr erreicht habe, dann 
daß er vom Secular ⸗Clerus ſei. Ein beſtimmtes höheres 
Alter wird nicht einmahl zu andern geiſtlichen Ehren⸗ 
ſtellen oder Würden erfordert. Dagegen darf aus dem 
Regular -Clerus nie ein Individuum auf eine Pfarre 
exponirt werden, indem ſämmtliche Pfarren der nicht 
unirten Griechen Secular-Pfründen find. Den Klöſtern 
ſteht die Ausübung der pfarrlichen Jurisdictions⸗ 
Handlungen, als des Taufens, Copulirens, der 
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Vorſegnung, Waſſerweihe, Ertheilung der letzten Oehlung 
und Beerdigung nur für die klöſterlichen Haus und 


Dienſtleute, dann die Einwohner der nächſt den Klöſtern 


befindlichen Dörfer, und zwar bloß damahls frei, wenn 
für ſelbe auf keine andere Art, folglich weder mittelſt 
der Anſtellung eines eigenen, noch mittelſt Zuweiſung 
an einen nahe befindlichen Pfarrer, Rath geſchafft 
werden kann. 

Die Zahl der griechiſchen Pfarrer iſt ſo feſt geſetzt, 
daß in den Provinzial- Bezirken, wo in einem Kirch- 
ſpiele die Zahl der nicht unirten Häuſer ſich nicht über 
130 beläuft, einer; wo ſie nicht 250 überſteigt, zwei; 
wo aber mehr als 250 nicht unirte Häuſer beſtehen, 
zwar drei fungirende Poppen zugelaſſen werden, jedoch 
dieſe Zahl nie zu überſchreiten ſei. Dabei müſſen die 
an dem einen oder dem andern Orte beſtehenden Proto- 


poppen mitgerechnet, und darf weder wegen dieſer, noch 


wegen der ſtets wandernden Einwohner, oder wegen der 


öftern Celebrirung des Biſchofs bei einer Pfarre die Zahl 


der Poppen vermehrt werden. In den Militär » Ber 
zirken ſollen an keinem Orte mehr fungirende Poppen 
geſtattet werden, als zur Zeit der Gränz-Regulirung 
beſtanden ſind. Selbſt dieſe Zahl iſt noch ſo gemäßigt 
worden, daß erſt dann, wenn zu einem Pfarrſprengel 
über 150 nicht unirte Häuſer gehören, zwei; wo aber 
über 150 ſolche Häuſer befindlich find, drei Poppen 
beſtehen können, welche Zahl ohne ausdrückliche höchſte 
Bewilligung wieder nirgends ü berſchritten werden darf. 
Dos Amt eines Poppen beſteht vorzüglich im 
Predigen und in Ausübung der pfarrlichen Jurisdictions- 
Handlungen, wobei er vier eigene Pfarrprotokolle über 
die getauften, die verſtorbenen, copulirten und beichtenden 
Pfarckinder ordentlich zu halten hat. Zur Hintanthal— 
tung willkührlicher Bedrückungen in Abnahme der 


f 
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Stolgebühren iſt dem National: „Reglement eine Stolordnung 
in zwei Exemplaren nach dem Unterſchiede der Dibceſen 
angehängt worden, welche zu jedermanns Einſicht und 
Wiſſenſchaft in einer Abſchrift an der Kirchthüre ange⸗ 
ſchlagen, und in der andern bei dem Richter des Ortes 
aufbehalten werden ſoll. Außer der darin beſtimmten 
Gebühr der Paruſſien und Sarandars find alle übrigen 
Stolgebühren gänzlich unterſagt, und eben ſo findet 
rückſichtlich des Glockengeläutes außer dem, was darüber 
in der Stolordnung beſtimmt worden, nicht die mindeſte 
Forderung an den Laienſtand Statt. Hieraus ergibt 
ſich von ſelbſt der Verboth des Unfuges, womit den 
Poppen ⸗ Witwen theils ein Sterbepferd, theils die 
Bücher des verſtorbenen Ehemanns abgenommen, oder 
ohne ihr Verlangen die Bezahlung für Sarandars und 
Paruſſien abgedrungen wurden; vielmehr ſoll den Poppen⸗ 
Witwen ſowohl von dem Biſchofe als auch der übrigen 
Geiſtlichkeit, nach Thunlichkeit hülfreiche Hand gereichet 
werden. 

Unter die beſondern Vorrechte der Poppen gehört, 
daß die in jedem Orte angeſtellten fungirenden Poppen 
ſammt ihren, sub uno tecto et foco ac in commu- 
nione bonorum lebenden Blutsfreunden, worunter aber 
gerade nur jene Familien zu rechnen find, welche mit 
dem Poppen bei ſeiner Creation unſeparirt gefunden und 
geblieben, nicht aber jene, welche erſt nach der Zeit zu 
ihm ad communionem bonorum getreten find, von aller 
Contribution und den übrigen Präſtationen frei ſind. 
In dem Temeswarer Banate beſchränkt ſich dieſes jedoch 
bloß auf die zugetheilten contributions -freien Gründe; 
wo ein Poppe über ſolche noch mehrere haben wollte, 
da ſind ſie ihm unter der Bedingung eingeräumt worden, 
daß er von dem Uibermaße die Contribution und übrigen 
Präſtanda fo entrichte, wie fie von andern Gründen 
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entrichtet werden müſſen. Von dem Militär-Dienſte 
find die Poppen-Häufer in der Militär- Gränze nicht 
weiter befreit, als daß nebſt dem fungirenden Poppen 
noch ein mannbarer Kopf davon ausgenommen iſt. Sind 
mehrere zum Dienſte taugliche Köpfe in dem Poppens 
Hauſe vorfindig, ſo werden ſie gleich wie in andern 
Häufern enrolirt. Dagegen bleibt der in dem canoniſchen 
Rechte der griechiſchen Kirche keineswegs gegründete 
Gebrauch, gemäß deſſen die Poppen nach dem Tode 
ihrer Weiber in Klöſter verſtoſſen und zu Kloſtergelübden 
gezwungen, ihre Kinder aber dem äußerſten Elende 
überlaſſen worden find, gänzlich abgeſtellt. Die verwit⸗ 
weten Pfarrer müſſen fernerhin bei ihren Pfarreien 
gelaſſen, und können wider ihren Willen ohne hinlänglich 
canoniſche Urſache, ſelbſt nicht einmahl wegen des 
allzu hohen Alters oder wegen Mangels an feſter Geſund— 
heit ihrer Stelle entſetzt, oder in ein Kloſter gezwungen 
werden. Sind wirklich beſondere Urſachen da, welche 
ſolches erheiſchen, ſo iſt dem Könige von Fall zu Fall 
die Anzeige zu machen, und ein Gleiches auch mit der 
übrigen Geiſtlichkeit, im Falle einer wider Willen in 
ein Kloſter zu verweiſen iſt, zu beobachten. 

Den Poppen iſt, wie überhaupt dem geſammten 
nicht unirten Secular ⸗Clerus, geſtattet, im Falle Kinder 
oder Blutsverwandte da ſind, mit dem ganzen Vermögen 
zu deren Gunſten letztwillig zu disponiren. Im Abgange 
von Kindern und Blutsverwandten können ſie bloß mit 
einem Drittel des Mobiliar Vermögens zu piis oder 


profanis legatis innerhalb der Oeſterreichiſchen Staaten 


letztwillig verfügen; die zwei andern Drittel fallen. dem 
Biſchofe zu. Stirbt ein Poppe oder ein anderer Geiſtli— 
cher ohne Teſtament, fo beerben ihn feine Kinder, und 
in deren Ermangelung andere Blutsverwandte. Sind 
aber weder Kinder, nech andere Blutsverwandte vorhanden: 
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fo faͤllt die Verlaſſenſchaft „ fo. weit fie in Mobiliar⸗ 
Vermögen beſteht, ganz allein dem Biſchofe zu. Ein 
gleiches iſt auch der Fall, wenn ein Geiſtlicher durch 
feine letztwillige Anordnung das Caducität - Recht des 
Biſchofs verkürzet, d. h. über mehr als ein Drittel disponirt 
hat. Auf die Immobilia hat der Biſchof kein Recht. 
Jene, welche der Poppe vor dem Antritte des geiſtlichen 
Standes, folglich in statu colonicali im Beſitze gehabt 
hat, fallen dem Grundherrn gegen dem heim, daß er 
ſie zur Aufrechthaltung des Contributions-Fondes ſogleich 
wieder mit einem andern Colonus beſetze; jene aber, welche 
der Poppe erſt im geiſtlichen Stande gekauft, oder ſonſt. 
an ſich gebracht hat, müſſen von dem Grundherrn lan⸗ 
desgebräuchlich und den beſtehenden Geſetzen gemäß 
eingelöſt, oder verkauft werden, und wird bloß der 
bichfallfigg Werth zu dem Verlaſſenſchafts Vermögen 
und der igen Mobiliar s Verlaſſenſchaft geſchlagen. 


8. 67. * 
Regular⸗Clerus. Laienbrüder und geiſtliche Mönche. 


Zu dem Regular» Clerud gehören die Laienbrüder 
(monachi), und die geiſtlichen Mönche (hieroinonachi) 
mit ihren Vorſtehern, sn FREE 1 Igumanen 
und Vikären. 

Um in der Eigenschaft eines Laienbruders in 
ein Kloſter aufgenommen zu werden, muß d der Candidat 
einer dem Kloſter nützlichen Kunſt oder e 
3. B. det Gärtnerei, Kellnerei, des Kochens, Schuſter— 
oder Schneider-Handwerkes kundig ſein, und dabei ein 
anſtändiges Betragen haben. Zu geiſtlichen Mönchen 
aber ſollen nur jene angenommen werden, welche nebſt 
der Reinheit der Sitten, gute Geiſtesgaben beſitzen, 
und zu den Wiſſenſchaften den Grund gelegt haben. 
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In der einen und der andern Eigenſchaft wird uͤberdies 
erfordert, daß der Candidat ein Alter von 24 Jahren 
erreicht habe, und ſich hierüber mittelſt des Taufſcheines 
oder eines Zeugniſſes der Obrigkeit, in deren Bezirke er 
ſich bisher aufgehalten hat, ausweiſe, dann, daß er ein 
Oeſterreichiſches Landeskind fei. Zur Ablegung der Klo— 
ſtergelübde wird ein Alter von 27 Jahren erfordert, 
indem der Candidat ein Novitiat von 3 Jahren zu 
beſtehen hat, während deſſen er in den Flöfterfichen 
Pflichten wohl zu unterrichten iſt. Bis zu dieſer Zeit 


ſteht ihm frei, das Kloſter zu verlaſſen. Die klöſter— 


lichen Pflichten lernt er zunächſt durch die Ordensregel 
oder Ordens-Disciplin kennen. Dieſe muß ihm daher 
gleich bei dem Eintritte und bei der Ablegung der Profeß 
in Anweſenheit der geſammten Kloſterbruderſchaft vor-, 
und fortan monathlich einmahl in gehörigen Abtheilungen 
bei öffentlicher Tafel abgeleſen werden. 

Der Erſparung wegen darf kein Kloſter bloß aus 
geiſilichen Mönchen allein beſtehen, ſondern es müſſen 
in jedes Kloſter auch einige Laienbrüder aufgenommen 
werden, welche die häuslichen Arbeiten zu verrichten, und _ 
die geiſtlichen Mönche zu bedienen haben. 


. 6s. I Be 


* Kloſterobere. 


Jedes Kloſter ſoll zwei Vorſteher haben, einen Ars 


chimandriten und einen Iguman, oder einen Iguman und 


einen Vikär. Bei welchen Klöſtern die erſte Vorſtehers— 


ſtelle in der Eigenſchaft eines Archimandriten beſtehen 


ſoll, iſt der Beſtimmung des Landesfürſten vorbehalten. 
In das Amt eines Archimandriten gehört 


vorzüglich, daß er in dem Kloſter Einigkeit, Ruhe, Ord— 
‚ aung und die genaue Befolgung der vorgeſchriebenen 
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Kofler» Disciplin erhalte, und den hierin vorkommenden 
Gebrechen ſogleich Abhülfe ſchaffe, in die Wirthſchaft 
aber dahin Einſicht nehme, daß dieſelbe von dem Igu⸗ 
man treulich beſorgt, und alſo das Kloſter fortan im 
aufrechten Stande erhalten werde. Im Erledigungsfalle 
werden von dem Biſchofe drei Individuen in Vorſchlag 
gebracht, und dem Metropoliten angezeigt. Dieſer übers 
reicht den Vorſchlag mit ſeinem Gutachten der Ungari⸗ 
ſchen Hofkanzlei, worauf der König einen aus ihnen etz 
nennt, den der Biſchof in die Würde einſetzt. In den 
Vorſchlag ſollen nur tüchtige Subjecte, aus welchem 
Kloſter es immer ſei, kommen, und der Biſchof iſt eben 
nicht an die Individuen desjenigen Kloſters gebunden, 
für das der Archimandrit beſtimmt wird. Daß Oeſterreichi⸗ 
ſche Unterthanen ſich in dem angränzenden Türkiſchen Gebiethe 
zu Archimandriten creiren laſſen, geht ſchlechterdings nicht 
mehr an. Das Amt des Archimandriten dauert lebenslang, 

Der Igum ann hat im Einverſtändniſſe mit dem 
Archimandtiten, oder wo er der erſte, und ein Vikät der zweite 
Vorſteher iſt, mit dieſem das Deconomicum des Kloſters zu 
beſorgen. Er empfängt alle Einnahmen, beſtreitet alle Aus⸗ 
gaben, und führt hierüber ein Tagebuch, woraus er mit 
Ende jedes Jahrs eine genaue und getreue Rechnung * 
verfaßt, welche nach genommener Einſicht der Archiman⸗ 
drit oder Vikär und zwei Senioren des Kloſters unters 
ſchreiben, und dem Biſchofe einſenden. Die Stelle eines 
Iguman wird durch canoniſche Wahl beſetzt. Tritt eine 
Erledigung ein, fo ordnet der Biſchof einen Commiſſär 
ab, welcher das geſammte Kloſter-Perſonale zuſammen 
beruft, und unter Vorſtellung des gemeinſamen Vor⸗ 
theiles zu einer reifen und gewiſſenhaften Aus wahl er⸗ 
mahnt, die ſchriftlich abgegebenen Stimmen ſammelt, und 
von der ausgefallenen Wahl die Relation an das Conſi⸗ 
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forium erſtattet, über deſſen Einvernehmung der Biſchof das 
erwählte Individuum beſtätiget, wo fern nicht gegen daſſelbe 
weſentliche Bedenken obwalten; im letztern Falle muß zu einer 
zweiten und auch dritten Wahl geſchritten werden. Das 
Amt eines Igumans wird ebenfalls auf lebenslang ertheilt. 
Das Amt des Vikärs, welches nur in jenen 

K loſtern vorkommt, wo die erſte Stelle ein Iguman 
einn immt, hat die Erhaltung innerlicher Zucht und Ord⸗ 
nung, dann die Leitung der gottesdienſtlichen Verrich— 
tur gen und Andachtsübungen zum Gegenſtande. Indeſſen 
hat der Vikär doch auch in das Oeconomicum Einſicht 
zu nehmen, und für die wirthſchaftliche Gebahrung Mit— 
ſorge zu tragen, bei entdeckten Gebrechen dem Iguman 
ſeine Geſinnungen mit Anſtande zu eröffnen, wenn ſie 
aber unbeachtet bleiben, mit einer ſchriftlichen geziemen— 
den Vorſtellung ſich an den Biſchof zu wenden. Er 
wird von dem Kloſter-Perſonale unmittelbar durch die 
Mehrheit der Stimmen im Beiſein eines von dem Con» 
ſiſtorium abgeordneten Commiſſärs auf ein Jahr gewählt, kann 
jedoch bei einer neuen Wahl beſtätiget werden. Die Wahl 
wird immer am Feſte der Verklärung Chriſti vorgenommen. 
Im Aeußern unterſcheiden ſich die Kloſterobern von 

den Untergebenen bloß darin, daß ſie die Kleidung aus 
reichlicherem und beſſerem Stoffe haben, und die Archi— 
mandriten ein Bruſtkreutz tragen. In den Koſten des 
Unterhalts darf kein Unterſchied beſtehen; fie können daher 
auch keineswegs einen Theil der klöſterlichen Einkünfte 
ſich zueignen, mit denſelben willkührlich disponiren, oder 
auf ihre Perſon ſonſt etwas verwenden. Bei wichtigen 
Vergehungen kann ſowohl der Archimandrit als der Igu-⸗ 
man des Amtes entſetzt werden, obſchon ſolches lebens— 
länglich iſt: fo wie der Vikär vor Verlauf des Jahres 
von demſelben entlaſſen werden kann. Hierzu wird nur 
erfordert, daß der Biſchof nach vorläufiger Einvernehmung 
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feines Conſiſtorium die umſtändliche Anzeige an den Mes 
tropoliten mache, und dieſer ſie mit ſeinem Gutachten 
nach Hof einbegleite, indem der Ausſpruch der Entſe— 
tzung dem Könige vorbehalten iſt. Bis dahin ſteht dem 
Biſchofe bevor, den ſeines Ermeſſens unwürdigen Obern 
mittelſt eines förmlichen Conſiſtorial-Spruches zu ſus⸗ 
pendiren. Die ihrer Würde entſetzten Archimandriten 
und Igumanen ſind ipso facto auch der etwa begleiteten 
Conſiſtorial-Beiſitzersſtelle verluſtiget. 


9. 69. 
Regulirung der Klöſter. 


Um die in den Oeſterreichiſchen Staaten beſtehen⸗ 


den Klöſter der nicht unirten Griechen ihrer Beſtimmung 
zuzuführen, hat K. M. Thereſia verordnet, daß 1) nur 
jene Klöſter aufrecht erhalten werden, und fortan beſtehen 
ſollen, welche gemäß ihres eigentlichen und wahren 
Dotations-Fondes wenigſtens acht Mönche mit Einſchluß 
ihrer Vorſteher zu ernähren, und in den ſämmtlichen Be: 
dürfniſſen zu unterhalten, im Stande ſind; 2) daß kein 
Kloſter über die bewilligten verbleiben, und weder 3) 
neue Klöſter errichtet, noch 4) die jedem Kloſter aus- 
drücklich beſtimmte Anzahl der Mönche jemahls überſchritten, 
folglich 5) niemahls überzählige Mönche in ein Klofter 
aufgenommen werden ſollen. Will ein Kloſter ein neues 
Gebäude führen, oder ein beſtehendes erweitern: fo hat es 


ſich bei ſtrenger Verantwortung nach dem, was rückſicht ⸗ 


ur. 


lich des Kirchenbaues vorgeſchrieben iſt ($. 74.), zu ber 


nehmen. Das in die Kirchenbüchſen eingehende Almoſen 
wird den Klöſtern gegen die Verbindlichkeit der Erhaltung 
der Kirchengebäude, und Anſchaffung der Kirchengeräth» 
ſchaften und Erforderniſſe des Gottesdienſtes zwar bei⸗ 
gelaſſen; doch muß der Betrag deſſelben in einer eigenen 


* 
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Rubrik gehörig in Empfang genommen und berechne 
werden. Dagegen iſt das Almoſenſammeln außerhalb des 
Kloſters ſchärfſtens verbothen, das Almoſen mag in Na» 
turalien oder in Geld beſtehen. Nur bei einem dem Klo— 
ſter zugeſtoſſenen Unglücksfalle, als Feuer, Waſſerſchäden, 
gänzlichen Mißwachſe und dergleichen können Mönche 
unter der Bedingung auf Sammlung geſchickt werden, 
daß zuvor von dem Kloſter die Anzeige ſeines Nothſtandes 
durch den Biſchof an den Metropoliten, und durch dieſen 
an die Ungariſche Hofkanzlei gemacht, und von letzterer 
hierüber die Bewilligung zur Sammlung auf eine be— 
ſtimmte Zeit ertheilt wird. In dieſem Falle iſt dem 
Biſchofe auch vorbehalten, die Sammlung mit einem 
Hirtenbriefe zu unterſtützen. 

Liber den Zuſtand der Klöſter hat ordentlicher Weiſe 
in spiritualibus et oeconomicis der Biſchof die Auf— 
ſicht zu führen, und ſie deshalb bei Gelegenheit der Ge— 
neral-Viſitation, und auch außer ſolcher, wenn es nur 
immer nothwendig iſt, zu viſitiren. Hierbei hat er, was 
das Spirituelle betrifft, den innerlichen Zuſtand genau 
zu unterſuchen, die Vorſteher und übrigen Mönche „ jeden 
einzeln und in geheim zu vernehmen, den Klagen auf den 
Grund zu ſehen, und nach Möglichkeit entweder ſogleich 
abzuhelfen, oder doch wenigſtens ergiebige Vorkehrungen 
zu treffen; in Beziehung auf das Oeconomicum aber 
die Beſchaffenheit deſſelben zu durchgehen, entdeckte Ge— 
brechen abzuſtellen, und eine beſſere Wirthſchaft einzuleiten. 
In letzter Rückſicht iſt er auch außer der Viſitation Ob: 
ſorge zu tragen angewieſen, und verpflichtet, die ihm 
jährlich einzuſendenden Kloſterrechnungen durch ſein Conſi⸗ 
ſtorium ſorgſam zu durchgehen, und ſtreng zu erheben, 
ob die Ausgaben gehörig belegt, der Empfang richtig an⸗ 
geſetzt, und eine wirthſchaftliche Gebahrung hervorleuch⸗ 
tend ſei. Uiber die gemachte Viſitation hat er ſeinen 


\ 
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Bericht, Über die Durchſicht der Rechnungen aber ſeine 
Bemerkungen dem Metropoliten mitzutheilen, welch er über 
den Perſonal- Stand und die Wirthſchaft eines jeden 
Kloſters, ſammt einem Auszuge oder der Hauptbillanz 
des Vermögensſtandes deſſelben, einen jährlichen Haupt⸗ 
bericht dem Könige zu Handen der Ungariſchen Hofkanzlei 
zu überreichen hat. Außerdem hat ſich noch der König 
vorbehalten, die Klöſter auch durch weltliche Beamte und 
Commiſſäre, jedoch immer mit Zuziehung des Biſchofs, 
ſowohl in sp iritualibus als temporalibus unterſuchen zu 
laſſen. 


$. 70. 
Sacramente. 


Die nicht unirte griechiſche Kirche verehrt ſieben 
Sacramente. Wer jedes derſelben ausſpende, er⸗ 


hellt aus dem Vorhergehenden. Beſonders zu merken iſt 


bloß folgendes. 

Den zum Tode verurtheilten Verbrechern von dem 
nicht unirten griechiſchen Ritus iſt zur Empfangung der 
Sacramente der Buße und der Euchariſtie, ſelbſt an den 
Orten, wo bloß katholiſche Chriſten wohnhaft ſind, ein 


griechiſcher Geiſtliche zuzulaſſen, wenn ein ſolcher zu haben 


iſt. Dieſer hat ſie auch von dem Stadtthore an auf die 


Richtſtätte zu begleiten; bis dahin begleitet ſie an ſolchen 


Orten der katholiſche Pfarrer. 

Zur Empfangung der höheren Weihen, des . 
conats, Diaconats und Presbyterats werden 25 Jahre 
erfordert. Derjenige, der eine derſelben zu erhalten 
wünſcht, hat ſeine Fähigkeit mittelſt der Studien-Zeug⸗ 
niſſe auszuweiſen, und ſich überdies einer ſtrengen Prü⸗ 
fung über die nach dem Grade der Weihe erforderliche 
beſondere Tüchtigkeit zu unterziehen. Der Unfug, zur 


a 


Umgehung dieſer Verordnung ſich zu Ippek oder anders⸗ 
wo im Türkiſchen e, ordiniren zu laſſen, ift längſt 
abgeſtellt. 

Die Eheverlöbniſſe ſind rechtskräftig; Streitigkeiten, 
welche über ihre Gültigkeit entſtehen, entſcheidet das Con— 
ſiſtorium. Auch iſt die höhere Weihe für den niedern 
Secular-Clerus kein Ehehinderniß; nur in den deut⸗ 
ſchen Provinzen iſt dieſes beide anders. Bei der Trauung 
zweier Brautleute aus verſchiedenen Kirchſprengeln kann 
ſowohl der eine als der andere Poppe gültig aſſiſtiren; 
vermöge eines alt herkommlichen Gebrauches aber ſoll der 
Poppe der Braut die Trauung vornehmen. Iſt die 
Braut katholiſch, fo hat die Trauung in der katholiſchen 
Kirche ohne Einberufung des Poppen zu geſchehen a). Die 
Cheſtreitigkeiten gehören in der Verhandlung in materia 
saeramenti zu dem Conſiſtorium; in wie weit es aber 
um eine Entſchädigung, Dotirung, Beſtimmung der Ali— 
mente oder ſonſtige Folgen und Verbindlichkeiten des 
Civil⸗Contractes zu thun iſt, zu den weltlichen Behörden, 
ohne Rückſicht, ob der Streit die Nullität, die Trennung 


der Ehe, oder nur die Scheidung von Tiſch und Bett 


betrifft. In den deutſchen Provinzen werden wieder die 
Cheſtreitigkeiten nur von den weltlichen Gerichten ent— 
ſchieden. Die Trennungsurſachen ſind dieſelben, welche 


das bürgerliche Geſetzbuch für die Akatholiken überhaupt 


aufgefiellt hat ö). 


e) Hofd. v. 15. u. 31. Jan. 1785. 


5) Hofd. v. 4. Sept. 1820, S. Dolliner, über die Nuflös⸗ 
barkeit der Ehe der Akatholiken, in Pratobewera. 
1 Material. für Ba 5 — 7. Bd. 
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8. 71. 
Sacramentalien. 


Zu den Sacramentalien, d. i. den heiligen Hand» 
lungen, welche aus ſich keine gnadewirkende Kraft haben, 
ſondern durch Erbauung und Erhebung des Geiſtes zu 
Gott, des göttlichen Beiſtandes und der Gnade erſt theil— 
haft zu machen, beabſichtigen, gehören die Waſſerweihe, 
Vorſegnung, Weihung der Kirchen und Capellen, Seg⸗ 
nung der Kirchengeräthſchaften, der zum Gottesdienſte 
gehörigen Paramente, Grabſtätten und Freidhöfe. Ihre 
Verhandlung ſteht mit der Verhandlung des zur Admini⸗ 
ſtrirung der Sacramente erforderlichen Ritus den Conſi— 
ſtorien zu. Für die Waſſerweihe, dann die Hauseinſegnung 
kann, wenn fie nur am heiligen Dreikönigstage geſchieht, 
3 kr., wenn fie aber alle Sonntage des Jahrs vorge: 
nommen wird, jährlich 3 fl. 6 kr. verlangt werden, wie 
dieſe Gebühr ſchon die Stolordnung ausmißt 4). 


F. 72. 
Feſttage. 


Die von den Nichtunirten zu feiernden Feſttage 
find in der biſchöflichen Synode zu Carlowitz vom Jahre 
1774 feſt geſetzt worden, und in dem bei der griechiſchen 
Kirche eingeführten Calender enthalten. Dieſer ſelbſt iſt 
der Julianiſche. Unter den Feſttagen der Griechen kommt 
beſonders das Feſt des heiligen Sabbas, als Patrons der 
Illyriſchen Nation, vor. Für die in den übrigen 
Oeſterreichiſchen Staaten ſich aufhaltenden Griechen hat 
jene Synode das Feſt der Patronen der griechiſchen 
Nation, Conſtantin und Helena. auf den 21. Mai zu 


4) Hofd. für Siebenbürg. v. 13. Juli 1786. 
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feiern beſt immt. Die Feierung beſteht in der Abwartung 


des Gottesdienſtes und Enthaltung von ſchweren Arbeiten. 
Letztere ſind ſie weder der Grundherrſchaft zu leiſten 
ſchuldig. 85 


Die Tage, welche als Feſttage nicht ausgeſetzt ſind, 
find als Werktage zu betrachten, an denen den gewöhn— 
lichen Arbeiten nachzugehen iſt. Dies gilt natürlich 
auch von den aufgehobenen Feiertagen. Nur wo ein 
festum volivum dadurch begründet worden iſt, daß 
man ſich in einem beſonderen Nothfalle einen Heiligen 
zum Schutzpatrone gewählt, und deſſen Verehrung auf 


alle Nachkommen zu bringen gelobt hat, dieſe auch ſeitdem 


immerfort begangen worden iſt „ da darf dem Votiv⸗ 
Feſte kein Hinderniß geſetzt werden. Neue festa votiva 
aber können durch Gelübde nicht mehr eingeführt werden, 
wenn nicht ehevor die Urſache und das Eigene des Ger 
lübdes durch den Biſchof dem Metropoliten angezeigt, 
und hierüber die ausdrückliche Erlaubniß „Beſtätigung 
und Segnung erhalten worden iſt. 


Dagegen müſſen die nicht unirten Griechen in den 
Bezirken, wo neben ihnen Römiſch-katholiſche Gläubige 


a wohnen, die vier größern Feiertage derſelben, als Oſtern, 


Pfingſten, Weihnachten und Frohnleichnam, und zwar 


bei jedem der drei erſten den erſten Tag (weil ſie die 
Sonntage mit den Katholiken ohnehin zugleich feiern) cele— 


briren, oder wenigſtens, um kein Aergerniß zu geben, den 
ganzen Tag hindurch die Handlungs- und Handwerks— 
gewölbe geſperrt halten, und keine große oder knechtiſche 
Arbeit verrichten. Die Übrigen Feiertage der Katholiken 
find fie zwar mitzufeiern nicht ſchuldig; fie haben aber 
doch früh von 8 bis 11 Uhr, um welche Stunden der 
katholiſche Gottesdienſt gehalten wird, ihre Gewölbe zu 
ſchlieſſen, und unter ſolcher Zeit kein geräuſchvolles Handwerk 
N 


ii 


zu treiben, oder ſonſt eine Aergerniß van an 
vorzunehmen. 


5 7 73. 
Begräbniß. 


Das Begräbniß hat auf dem Freidhofe zu geſchehen. 
Die Gewohnheit, die im Waſſer ertrunkenen Perſonen 
nicht in Freidhöfen, ſondern nächſt den Flüſſen auf 
offenem Felde zu begraben, hat nach dem Erkenntniſſe 
der Biſchöfe eine bloße Superſtition zum Grunde, und 
ſoll daher mittelſt Belehrung abgeſtellt werden. Die 
Anlegung der Freidhöfe iſt an die zur Sicherheit des 
allgemeinen Geſundheits zuſtandes beſtehenden Vorſchriften 
gebunden. Es muß ſich deshalb zuerſt an die Ortsobrig⸗ 
keit gewendet, über den dazu ausgewählten Platz und 
deſſen Umzingelung mit ihr einvernommen, und zu dem 
einen und dem andern ihre Erlaubniß eingehohlet werden. 

Zu dem Begräbniſſe iſt der in einigen Dibceſen 
gewöhnlich geweſene Erlaubnißzettel des Protopoppen, 
Kirchenvaters, oder ſelbſt des Biſchofs keinerdings erfor⸗ 
derlich; es hat daher von ſolchem für immer abzukommen, 
und die von einigen Protopoppen bisher dafür bezogene 
Abgabe pr. 7 kr. zu unterbleiben. 

Rückſichtlich des Unfuges, daß die todten Körper 
öfters allzu lang unbegraben gelaſſen, und die in Armuth 
Verſtorbenen nicht in Freidhöfen, ſondern auf offene 
Straſſe beerdigt worden waren, wurde befohlen, daß die 
Begräbniſſe von den Poppen wegen Armuth des Ver— 
ſtorbenen nicht aufgeſchoben, ſondern zur gehörigen Zeit 
ordentlich gehalten, im Unterlaſſungsfalle aber der dagegen 
handelnde Poppe ſeiner Stelle verluſtiget, ſofort das 
Begräbnis von dem Poppen des nächſten Dorfes auf 
das von dem Vorſteher deſſelben geſchehene Anmelden 
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unter gleicher Strafe verrichtet, und dafür die Stolgebuͤhr 
aus dem Vermögen des Poppen, welcher das Begräbniß 
verweigert hat, ſogleich executive eingebracht werden ſoll; 
über deſſen Vollzug ſowohl von den Biſchöfen, als den 
politiſchen Obrigkeiten genaueſt zu wachen iſt. 

Für das Geläute der Glocken zu dem Begräbniſſe 
hat in den Provinzial s Bezirken das Haus eines Ver— 
möglichen 20 kr., eines Mittlern 15 kr., eines Armen 
10 kr., und in den Militär = Bezirken nach denſelben Claſ⸗ 
fen 15, 12, 7 kr. zu entrichten, und dies zwar ein für alle 
Mahle und ohne Rückſicht, ob die Glocken etwa öfter 
geläutet werden. Auch iſt niemand gehalten, zu dem 
Begräbniſſe die Glocken läuten zu laſſen, und die Geiſt⸗ 
lichkeit darf keinen Anlaß nehmen, jemand dieſer Abgabe 
halber zu bereden, oder dazu zu zwingen. 


* 


8. 74. 
Kirchen. 


Die Erbauung neuer Kirchen iſt den nicht unirten 
Griechen in Ungarn und deſſen Nebenländern in den of- 
fenen Orten, welche nur allein von ihnen, nicht auch von 
anderen Glaubensverwandten bewohnt werden, da geſtattet, 
wo entweder im Orte ſelbſt, oder in den Filialen ſchon 
im Jahre 1777 Pfarrer oder Poppen ihrer Religion zur 
Haltung des Gottesdienſtes und Adminiſtrirung der Sa— 
cramente ſich befanden, und dergleichen Filial-Ortſchaften 
wenigſtens von dreißig Familien nicht unirter Inſaſſen 
bewohnt wurden. Solche Orte haben nicht einmahl erſt 
wegen des Materials oder der Form des Baues anzufra⸗ 
gen. In den geſchloſſenen Orten aber, dann in jenen, 
wo die Einwohner von verſchiedener Religion find, es 
mögen ſolche Orte geſchloſſen oder offen ſein, endlich in 
jenen geſchloſſenen oder offenen Orten, wo ohnehin eine 

N 2 ; 
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griechiſche Kirche iſt, und noch eine zweite erbaut werden 
will, muß ſich jedes Mahl vorher angefragt, und darf 
ohne Erlaubniß der Hofkanzlei zu dem angetragenen Baue 
nicht geſchritten werden. 

Die Reparation ſchon erbauter Kirchen kann ohne 
vorläufig eingehohlte Erlaubniß vorgenommen werden; es 
wäre denn, daß es ſich um eine Kirche handelte, wo we— 
gen der neuen Erbauung eine Erlaubniß erforderlich iſt, 
in welchem Falle zur Herſtellung, ſo wie zu dem Baue 
auf alte Rudera, die höhere Bewilligung benöthigt wird. 
Die politiſchen Behörden haben darauf zu ſehen, daß 
durch den Kirchenbau nicht der Contributions-Stand 
entkräftet, und folglich daß alle überflüſſige Zierde und 
Koſtbarkeit ſorgſam vermieden werde. Deshalb muß auch 
bei Kirchenbaulichkeiten, zu deren Vornahme ein beſonderer 
Conſens erfordert wird, jederzeit der Bauriß ſammt dem 
Koſtenüberſchlage mit eingeſendet, und der Fond, aus 
welchem die Koſten zu beſtreiten find, zur Schöpfung der 
höchſten Reſolution angezeigt werden. Die Conſiſtorien 
nehmen bei Kirchenbaulichkeiten keinen unmittelbaren Ein⸗ 
fluß. Es ſteht den betreffenden Gemeinden frei, ſich des 
halb entweder an die Perſon des Biſchofs, oder unmittel⸗ 
bar an Be politifche Behörde zu wenden. 


F. 75. 
Kirchenvermögen. 


Das Kirchenvermögen der griechiſch- nicht unirten 
Kirchen in Ungarn iſt zweifach: das, was als allgemeiner 
Fond, und das, was als jeder Kirche insbeſondere zuges 
hörig, in Betrachtung kommt. 

Den allgemeinen Fond macht das in bonum na- 
tionis beſtehende Vermögen aus. Dieſes bildet ſich aus 
dem Verlaſſenſchaftsvermögen der griechiſchen Geiſtlichen, 
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welches nicht ſonſt jemand zufällt (3. 63 — 66. ). Es iſt 
unangreifbar und unveräuſſerlich, und können bloß die 
entfallenden Zinſen nach der Beſtimmung des Königs 
verwendet werden. Die Verwaltung ſteht dem Metro⸗ 
politen zu, der mit Zuziehung der drei Aſſiſtenten lährlic 
hierüber Rechnung legt. 

Das Vermögen der einzelnen Kirchen kann durch 
letztwillige Anordnungen und durch Verträge einen Zuwachs 
erhalten; das Amortiſations-Geſetz ſteht nicht im Wege. 
Es iſt aber vorgeſehen, daß Geiſiliche niemahls für einen 
Laien ein Teſtament errichten oder ſchreiben können. Die 
Sicherſtellung des wirklich erworbenen Vermögens wird 
durch das Inventarium erzielt, welches über alle zu einer 
Kirche gehörigen Sachen in zwei Exemplaren verfaßt, 
und mit dem einen bei dem Conſiſtorium, mit dem ans 
dern bei der Kirche aufbewahrt werden muß. Die 
Vermögensverwaltung haben zwei Kirchenväter auf ſich. 
Von dieſen hat auch einer den erſten Schlüſſel zur Kirchen- 
kaſſe; der zweite und dritte befinden ſich in den Händen 
des Ortspoppen, und eines obrlgkeitlichen Beamten. 
Jährlich wird Rechnung gelegt, und dieſe in Gegenwart 
eines obrigkeitlichen oder Comitats-Beamten, in den 
Militär⸗Bezirken aber eines Ober-Officiers revidirt. Hier⸗ 
bei werden die vorhandenen Kirchenſachen nach dem In⸗ 
ventare durchgegangen, und das allenfalls Zugewachſene 
oder durch den Gebrauch zu Grunde Gegangene ſpeciſiſch 
angemerkt. Unkoſten für eine Mahlzeit, Diäten, oder 
anderer Art können aus dieſer Veranlaſſung weder der 
Kirche noch der Gemeinde gemacht werden. | 
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Kicälice Gerichtsbarkeit und Kirchenſtrafen. 


Die der griechiſch nicht unirten Kirche zuſtehende, 


durch das Conſiſtorium auszuübende Gerichtsbarkeit 


beſchränkt ſich auf das, was die heiligen Handlungen, 
die heiligen und veligiofen Sachen betrifft. In den dieſe 
Sachen betreffenden Streitigkeiten unterliegen ihr aber 
Laien wie Geiſtliche. Bürgerliche oder peinliche Ver⸗ 
handlungen kann ſie nicht pflegen; in ſolchen ſind die 
Geiſtlichen gleich dem katholiſchen Clerus den weltlichen 
Gerichten unterworfen. Den Biſchöfen ſteht bloß die 
Begünſtigung zu, daß auf ihr Anſuchen der Criminal⸗ 
Unterſuchung wider einen Geiſtlichen zwei Conſiſtorial⸗ 
Aſſeſſoren beigezogen werden müſſen, die aber bei der 
Schöpfung des Urtheils wieder abzutreten haben; dann 
daß, wenn ein Geiſtlicher zu einer Criminal-Strafe 
verurtheilt wird, derſelbe ihnen zur vorläufigen Degradas 
tion wohl verwahrt zugeſtellt werden muß. Die ehemahligen 
kirchlichen Verbrechen, wie Gottesläſterung und Bigamie, 


ſind zugleich Criminal⸗Verbrechen, und dieſes iſt nun auch 


hinſichtlich des Concubinats und des Uibertritts zum Mu⸗ 
hamedanismus angeordnet. Die des letzteren Verbrechens 
Schuldigen oder auch nur Verdächtigen müſſen ſelbſt die 
Biſchöfe der weltlichen Obrigkeit anzeigen. 

Als Kirchen-Cenſuren ſind erlaubt: 1) der 
Kirchenbann oder die Excommunication, zu deſſen Verhän⸗ 
gung jedoch vorerſt durch die Hofkanzlei die Einwilligung 
des Königs eingehohlt werden muß; 2) die Suspenſion, 
mit welcher in den Fällen, wo ſie ipso facto incurrirt 
wird, alſogleich vorgegangen werden kann, wenn nur dar⸗ 
über unter einem der Hofkanzlei mit Beifügung der Ur⸗ 
ſache die Anzeige gemacht wird; 3) die Depoſition eines 
Kloſtervorſtehers, und 4) die Degradation eines Geiſtlichen. 


3 


Unerlaubt find die Kerkerſtrafe und die körperliche Züch— 
tigung mit Streichen, wenn dieſe nicht in einem Criminal⸗ 
Urtheile verhängt werden, die Ausſtellung auf die öffent— 
liche Bühne, die Ausſchlieſſung von dem üblichen Bilder— 
küſſen in der Kirche, die Verſagung des öffentlichen Se— 
gens von dem Biſchofe, alle Geldſtrafen, endlich die dem 
Militär⸗Decorum nachtheiligen Kirchenbußen. 


a „ Fre 
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Fünftes Hauptſtück. 


Von dem toleranzgemäßen Verhältniſſe der 
Katholiken und Akatholiken zu einander. 


x 


9. 77. 
Beſondere Vorrechte der katholiſchen Kirche. 


E; liegt in dem Begriffe der Duldung, daß, wo nur 
immer in einem Staate zwei oder mehrere Kirchen neben 
einander beſtehen, von denen die eine herrſchend iſt, die 
andern aber tolerirt werden, jene vor dieſen gewiſſe Rechte 
zu genießen habe. Die Gattung dieſer Vorrechte und 
den Umfang derſelben beſtimmt der Vertrag, wenn die 
Duldung durch einen ſolchen pactirt worden iſt; ſonſt 
der Wille des Geſetzgebers, der fie aus allerhöchſter 
Gnade verliehen hat. Natürlich muß daher auch in 
Oeſterreich eine Superiorität der katholiſchen Kirche als 
der dominanten vor der akatholiſchen als der geduldeten 
angetroffen werden. Indeſſen iſt dieſe höchſt mäßig, und 
dabei durchaus wohl begründet. Die einzelnen Vorrechte 
der katholiſchen Kirche in Oeſterreich find folgende: 

1) Die katholiſche Kirche hat ein öffentliches, die 
akatholiſche nur ein Privat-Exercitium (§. 14.). 

2) Die katholiſche Kirche kann ihre Gotteshäuſer 
mit aller äußern, ſonſt gewöhnlichen Pracht und Zierde 


verſehen; dagegen dürfen die akatholiſchen Bethhäufer kein 
anderes Außered Anſehen als das eines Privat- Hauſes, 
keinen Eingang von der Gaſſe her, keinen Thurm und 
kein Geläute haben ($. 14.). 

3) Die katholiſchen Prieſter dürfen für die Akatho⸗ 
liken aushülfsweiſe die ſeelſorgerlichen Functionen des 
Taufens, Trauens, und Begrabens adminiſtriren, 
während den akatholiſchen Paſtoren ein ähnliches Recht 
in von auf Katholiken nie verſtattet iſt ($. 32.). 

4) Den katholiſchen Pfarrern iſt auch da, wo die 
Wat e ſelbſt mit einem Paſtor verſehen ſind, nicht 
bloß erlaubt, ſondern ſogar gebothen, die akatholiſchen 
Kranken, ohne daß ſie von dieſen eigens verlangt werden, 
einmahl zu beſuchen, ihnen ihren Beiſtand anzubiethen, 
und im Verlangungsfalle fie mit allen Heilsmitteln zu 
verſehen. Die katholiſchen Pfarrer haben nur bei ſolcher 
Gelegenheit, da die Abſicht dieſer Anordnung dahin ge— 
richtet iſt, damit nicht einem zur katholiſchen Kirche 
zurück zu treten wünſchenden Kranken die Unterredung 
mit einem katholiſchen Geiſtlichen von den Akatholiken 
erſchwert werde, mit aller möglichen Beſcheidenheit, 
Sanftmuth und chriſtlichen Liebe vorzugehen, ſich aller 
Zudringlichkeit zu enthalten, und wenn der Kranke ihren 
Beiſtand nicht gebrauchen N 1 ohne weiters a ent⸗ 
fernen a). 

5) Eben ſo müſſen die akatholichen und gemiſchten 
Ehen auch in der katholiſchen Pfarre des Bezirkes, wo 
die akatholiſchen Brautleute ihren Wohnſitz haben, ver— 
kündet, die gemiſchten überdies vor dem ordentlichen 
Seelſorger des katholiſchen Theiles eingegangen werden 
(88. 38. 39.). Auch muß bei dieſen Ehen der akatholiſche 
Brauttheil zu dem katholiſchen Seelſorger zu dem Ende 


„) Hofd. v. 31. Jan. 1782 f. 4. 


Se 


ſich ſtellen, um über die Erforderniſſe und Hinderniſſe | 
der Ehe mit dem katholiſchen Theile Rede und Antwort 


zu geben ($. 37.) . 

6) In gemiſchten Ehen müſſen da, wo der Vater 
katholiſch iſt, ſämmtliche Kinder in der katholiſchen Religion 
erzogen werden; iſt er aber ein Proteſtant, ſo folgen ſie 
dem Geſchlechte ($. 10.). 

7) Die Katholiken konnen zwar bei akatholiſchen, 
nicht aber die Akatholiken bei katholiſchen Taufen als 
Pathen zugelaſſen werden. Eine frühere Verordnung 
geboth der katholiſchen Geiſtlichkeit gerade zu, die bei 
katholiſchen Kindern als Taufpathen erſcheinenden Akatho⸗ 
liken zu entfernen 5). Allein ſpäter wurde geſtattet, daß 


ſie als Zeugen erſcheinen können, um, wenn ſie ſchon 


einmahl zur Taufe geladen ſind, nicht wieder abgeſchafft 
werden zu müſſen c). 

8) Die katholiſchen Pfarrer führen ruͤckſichtlich der 
Akatholiken wie der Katholiken, die Tauf-Trauungs⸗ 
und Todtenmatriken, und fertigen allein aus denſelben 
legale Matrikel-Scheine aus. Die akatholiſchen Paſtoren 
können ähnliche Regiſter bloß zu ihrer Privat⸗Notitz führen 
6.470. 

9) Die Akatholiken haben ſich nicht bloß an den 
mit den Katholiken gemeinſchaftlich gefeierten Tagen, 
welche auf Eräugniſſe aus dem Leben Jeſu Beziehung 
haben, als dem Neujahrsfeſte oder dem Feſte der Beſchnei⸗ 
dung, dem Feſte der Erſcheinung des Herrn, an Mariä 
Reinigung und Verkündigung, am Oſter -und Pfingſt⸗ 
montage, Chriſti Himmelfahrt, erſten und zweiten 
Weihnachtstage; ſondern auch an den für die Katholiken 
allein gebothenen Feſttagen, als Frohnleichnam, Peter 


5) Hofd. v. 25. Juni 1801. 
4) Hofd, v. 10. Juli 1802, 


— 203 — 


und Paul, Marik Himmelfahrt, Mariä Geburt und 
Empfängniß, dann dem in jeder Provinz zu feiernden 
Feſte des Landespatrons, und in Böhmen insbeſondere 
des heiligen Johann von Nepomuck und des heiligen 
Wenzel nicht zwar aus religibſen, wohl aber aus politiſchen 
Abſichten, aller knechtiſchen Arbeiten außer und inner 
dem Haufe zu enthalten d). Die frühere Verordnung, 
daß die Akatholiken an katholiſchen Feiertagen den Feld⸗ 
und andern Arbeiten ruhig nachgehen könnten, wenn ſie 
dabei keinen einer Verſpottung der katholiſchen Religion 
ähnlichen Unfug trieben e), iſt behoben. Noch weniger 
dürfen akatholiſche Herren ihre katholiſchen Dienſtbothen 
an den beſtehenden Feiertagen zu knechtiſchen Arbeiten 
anhalten 7). — Dagegen kommt zu Gunſten der akatho— 
liſchen Kirchen eine ähnliche Vorſchrift nicht vor. Nur 
in Ungarn iſt befohlen, daß Herrſchaften und Hauswirthe 
bei Fiscal-Action ihre Unterthanen und Geſinde, ſie mögen 
katholiſch oder evangeliſch ſein, von der Feierung der 
Feſttage, Ceremonien und Andachten ihrer Religion nicht 
zurückhalten dürfen. Auch iſt es hier bei der früheren 
Verordnung verblieben, daß die Evangeliſchen beider 
Confeſſionen die Feiertage der Katholiken bloß äußerlich 
zu beobachten verpflichtet ſind, in ihren Wohnungen aber 
alle Arbeiten verrichten können, welche die Andacht nicht 
ſtören 8). 

10) Endlich haben die Akatholiken „ob ſie gleich 
einen eigenen Paſtor haben, an die katholiſchen Pfarrer 


1 


d) Hofd. v. 19. Dec. 1811, 21. Jan. 1813, 29. April 
1813. 


e) Hofd. v. 10. April, Verord. in Böhm, v. 17. Mai 
1785 n, 3, | 


FI Hofd. v. 20. Sept. 1787. 
8) 26. Diätal⸗Art. v. J. 1791 für ungarn F. 17. 
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hergebrachten Nutzungen zu entrichten 907 ‚ wovon im 
folgenden ea | 


ER, 
Abgaben der Akatholiken an die katholiſchen Pfatrer 
ul und andere kirchlichen Perſonen. de 


Die akatholiſchen Unterthanen müſſen ſo, wie die 
katholiſchen Kirchkinder die Stolgebühren an den katholi⸗ 
W 19 00 aan, Diefe en Au 
RR Grundſatz, daß die Pfarter an ihren 
fundirten Einkünften keinen Abbruch leiden ſollen; ; anderer⸗ 
ſeits in der Betrachtung, daß den Akatholiken die 2 Toleranz 
als eine beſondere höͤchſte Gnade vergönnt worden iſt a), 
und die katholiſchen Pfarrer für die richtige Führung 
der Pfarrmatriken zu ſorgen haben 5). Darauf, daß 
nicht der katholiſche Pfarrer „ ſondern der akatholiſche 
Paſtor den der Stole unterliegenden Miniſterial⸗ Act 
vornehme, kommt nichts an. Nach einer früheren Ver— 
ordnung ſollte der Paſtor ſolchen nicht einmahl eher ver⸗ 
richten, ald bis derjenige, welcher ihn fordert „ über die 
Bezahlung der Stolgebluhr an den katholiſchen Pfarrer 
ſich ſchriftlich ausgewieſen hatte c). | 

Der katholiſche Pfarrer, der auf die Stolgebühren 
Anſpruch hat, iſt der ordentliche Seelſorger des Ortes, 
wo der Akatholik ſeinen Wohnſiz hat, und nicht jener 


) Hofd. v. 13. Oct. 1781 F. 4, u. Verord. in tha. 
9. Febr. 1782 F. 6. 
a) Hofd. v. 13. Oct. 1781 f. 4, u. 31. Jan. 1782. n. 6. 
b) Hofd. v. 22. Febr. 1782 u. 13. Mär 1782 3. 
„) Hofd. v. 16. Mrz 1782. 
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des Bezirkes, wo das akatholiſche Bethhaus gelegen ift c). 
Daher haben die Akatholiken, welche nicht in dem Freid⸗ 
hofe der katholiſchen Pfarre, in der ſie wohnen, ſondern 
in dem Freidhofe der katholiſchen Pfarre, in deren Be— 
zirke ihr Paſtor wohnt, begraben werden wollen, gemäß 
der bisherigen Beobachtung außer der Gebühr, welche 
fie ihrem Paſtor vertragsmäßig entrichten, die Stoltaxe 
doppelt, nähmlich dem katholiſchen Pfarrer, in deſſen 
Bezirke ſie wohnen, dann dem katholiſchen Pfarrer, in 
deſſen Bezirke der Freidhof liegt, in dem ſie begraben 
werden, zu bezahlen, indem es ihre freie Wahl iſt, daß 
fie nicht in dem Freidhofe der katholiſchen Pfarre, in 
deren Bezirke ſie wohnen, unter der Sraldiung des dazu 
berufenen Paſtors beerdiget werden. Bei Trauungen 
hingegen kann, wenn beide Brautleute akatholiſch ſind, 
und alſo die Trauung in dem afatholifchen Bethhauſe 
vorzunehmen iſt, die Bezahlung der Stoltaxe nur an den 
katholiſchen Seelſorger Statt haben, in deſſen Bezirke die 
akatholiſche Braut wohnt; nicht auch an den katholiſchen 
Pfarrer, in deſſen Bezirke das Bethhaus liegt, aber die 
Braut nicht wohnt, wenn nur die Braut das ordentliche 
Pfarrkind des Paſtors iſt, folglich in das Bethhaus kom— 
men muß, dem der Paſtor vorſteht. Iſt die akatholiſche 
Braut kein Pfarrkind des Paſtors, in deſſen Bethhauſe 
ſie ſich trauen läßt, ſondern von einem andern Paſtor 
nach ihrer eigenen Wahl dahin entlaſſen worden: ſo tritt 
das Recht des katholiſchen Pfarrers aus gleichem Grunde, 
aus welchem daſſelbe oben bei Begräbniſſen dem katholi⸗ 
ſchen Pfarrer im Orte des Bethhauſes zuerkannt wor— 
den iſt, ein, ſo daß in dieſem Falle die Stoltaxe insbe— 
ſondere an den Fatholifchen Pfarrer des Bezirkes, in dem 


4) Hofd. v. 13. Oct. 1781 f. 4. 
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die Braut wohnt, und auch an den katholiſchen pfarter, 
in deſſen Bezirke das Bethhaus liegt, zu bezahlen iſt e). 

Die Verſehungsgebühren, dann die Abgabe, welche 
unter dem Nahmen scholares et lecticales cumpetentiae 
bekannt iſt, ſind die Akatholiken dem katholiſchen Pfarrer 
nur an jenen Orten zu reichen ſchuldig, wo ſie dieſelben 
zur Zeit der Kundmachung des Toleranz » Gefeged bezahlt 
haben 7). Die Stolgebühr für die von dem akatholi⸗ 
ſchen Paſtor gehaltene Leichenrede gebührt dieſem allein, 
und nicht auch dem katholiſchen Pfarrer. Wegen des 
Betrages derſelben iſt ſich an das Stolpatent zu halten g). 

Abgaben, welche ſich in den höchſten Reſolutionen 
und Erections-Inſtrumenten nicht gründen, haben die 
Akatholiken weder an die katholiſche Geiſtlichkeit, noch 
an Kirchen oder ſonſt jemand zu entrichten 1). Sie kön⸗ 
nen daher weder zu einer Concurrenz bei einem Baue, 
einer Reparatur oder Bewachung katholiſcher Kirchen und 
Pfarrgebäude, noch zur Leiſtung diesfallſiger oder ſolcher 
Fuhren, mittelſt welcher katholiſche Pfarrer zu gottes⸗ 
dienſtkichen Verrichtungen abzuhohlen find, mehr verhal⸗ 
ten werden, wenn ſie auch ſchon vorhin, da ſie ſich noch 
| nicht öffentlich zur akatholiſchen Lehre bekannten, aus⸗ 
drücklich oder nur nach der Gewohnheit hierzu verbunden 
waren 1). Sie bleiben deshalb auch der Verpflichtung, 
für die neu ankommenden katholiſchen Pfarrer oder 
Schuldiſtricts-Aufſeher die Fuhre zu leiſten, gänzlich 
enthoben &). Nur rückſichtlich der katholiſchen Freidhöfe, 


e) Hofd. v. 18. u. 21. Dec. 1813. 

7) Hofd. v. 5. Febr. u. 16. Mai 1788. 

g) Hofd. v. 3. April 1814. 

*) Hofd. v. 12. Febr. 1784. 

1) Hofd. für Mähr. v. 8. Jan, 1784, Hofd. 0.9, 2 . 1808. 
4) Hofd. v. 9, Aug. 1821. 


in welchen die mit einem beſondern Freidhofe nicht ver⸗ 


ſehenen Akatholiken begraben werden, dürfte eine Aus⸗ 
nahme zu machen fein, und die akatholiſchen Gemeindes 


glieder einen gleichen Beitrag mit den katholiſchen um 


ſo mehr zu leiſten haben, als das Geſetz ſelbſt bloß von 
den Kirchen- und Pfarr » Gebäuden ſpricht, und der 
Freidhöfe nicht erwähnt. Desgleichen haben die Akatho— 
liken den katholiſchen Schullehrern, zu denen ſie, weil fie 
eigene Schulen haben, ihre Kinder nicht mehr in die 
Schule ſchicken, nichts zu entrichten, und weder das 
Schulgeld, noch ſelbſt die Wettergarben, deren Verabrei— 
chung ihnen früher zur Pflicht gemacht war ), abzufüh⸗ 
ren m). Dagegen müſſen ſie nach einer Verordnung für 
Kärnthen n) den Meßnern, denen fie einem ältern Geſetze 
zufolge nichts zu geben ſchuldig waren o), nunmehr die 
Stolgebühren gleich den katholiſchen Pfarrern wieder ent⸗ 
richten. 

In Ungarn haben die Akatholiken den katholiſchen 
Pfarrern, Schullehrern und andern Kirchendienern nur 
damahls, und zwar mit den Katholiken gleiche Stolgebühren 
zu geben, wenn ſie ſich ihrer Dienſte freiwillig bedienen. 
Außer dieſem Falle ſind ſie ihnen weder die früher geleis 
ſteten Abgaben im Gelde, noch Naturalien oder Arbeiten 
mehr ſchuldig, was auch von den nicht unirten Griechen 
zu verſtehen iſt. Bei der Erbauung oder Reparatur von 
Kirchen, Pfarrhöfen und Schulen find weder die Afathos 
liken den Katholiken, noch dieſe jenen zu Fuhren oder 


2) Hofd. v. 20. März 1786. 

m) Hofd. v. 13. März 1782 o. 1783 u. 30, April 1787, 
| für Inn. Oeſter. v. 18. Mai 1788, 

un) Hofd. v. 21. April 1798. 

e) Hofd. v. 13. März 1782. 
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Handarbeiten verbunden. Die früher diesfalls ane, 
Verträge ſind für ungültig erklärt p). 


M h 195 
Rechte der Akatholiken aus der Staatsbürgerſchaft. 


n Akatholiken ſind in den Genuß aller jenen 
Rechte verſetzt, welche als Ausflüſſe der Staatsbürgerſchaft 
betrachtet werden können. Sie werden zum Häuſer⸗ und 
Güterankauf, zum Bürger⸗ und Meiſterrechte, zu aca⸗ 
demiſchen Würden und Civil» Bedienftungen dispen- 
sando zugelaſſen, und ſind zu keiner andern, als ihrer 
Religion gemäßen Eidesformel, weder zur Beiwohnung 
der Functionen der dominanten Religion, wenn ſie nicht 
ſelbſt wollen, verhalten. Auch ſoll ohne Rückſicht auf 


die Religion in allen Wahlen und Dienſtvergebungen, 


wie es bei dem Militäre ſtets geſchieht, allein auf die 
Rechtſchaffenheit und Fähigkeit der Competenten, dann 
auf ihren chriſtlichen und moraliſchen Lebenswandel der 
genaue Bedacht genommen werden. Es darf nicht einmahl 
mehr bei den Werbbezirks⸗ da e und den zu 
verfaſſenden Bevölkerungs- Ta abellen in Anſehung der 
Chriſten eine beſondere Beziehung gemacht, oder deshalb 
eine beſondere Erklärung abgefordert, oder überhaupt was 
immer für eine Anregung hierüber bei den untern Beyör⸗ 
dan veranlaßt werden a), N 

Die Dispenſation zum Güͤter⸗ und Häuſerbeſite, 
dann zum Bürger- und Meiſterrechte hat bei den unters 
thänigen Städten das Kreisamt, bei den königlichen und 
Leibgedingſtädten aber das Laͤndeskammeramt, und in 
deſſen Ermangelung die Landesſtelle ohne alle Erschwerung 


p) 26. Diätal⸗ „ Artik. für ungarn v. J. 1791 f. 6., 
Berord, für Ungarn v. W. Aug. 1791. 
a) Hofd. v. 24. Juli 1800. 
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zu ertheilen. Wo gegründete Urſachen zur Verweigerung 
vorhanden find, da mülſſen ſolche der Landesſtelle, und 
von dieſer der Hofſtelle zur Einhohlung der allerhöchſten 
Entſchlieſſung vorgelegt werden. Die Großhändler ven 
einer akatholiſchen Confeſſion können ſogar in den Pro— 
vinzen, wo ihre katholiſchen Handlungsgenoſſen zu ſtändi⸗ 
ſchen Beſitzungen zugelaſſen werden, ſolche an ſich bringen, 
ohne, wie früher 5), verhalten zu fein, die höchſte Ein» 
willigung darum einzuhohlen, und bei dem Ankaufe von 
Häuſern in Wien haben ſie nach dem Großhandlungs⸗ 
Privilegium eben fo wenig mehr die Bürgerlaften « Reluie 
tions⸗ Tape zu entrichten, als die katholiſchen c). Für 
das jus incolatus des höhern Standes muß die Dis— 
penſation von der Hofſtelle erwirkt werden, welche 
darüber vorläufig die Landesſtelle zu vernehmen hat d). 
In Böhmen führt das im Wege der Dispenſation einem 
Akatholiken ertheilte Incolat und der ihm verſtattete 
Beſitz landtäflicher Güter das Recht zu Sitz und Stimme 
auf dem Landtage mit ſich e). Die in den an die Unter⸗ 
thanen ertheilten Kaufbriefen ſonſt beigerückte Clauſel, 
daß, wenn der Käufer von der katholiſchen Religion 
abweichen würde, der Kaufſchilling verfallen ſein ſolh 
entfällt von ſelbſt 7. 

Die Dispenſation zur Anſtellung in einem Amte 
kann, wenn dem akatholiſchen Candidaten außer der Re- 
ligion kein anderes Hinderniß im Wege ſteht, die Obrig— 
keit ſowohl für den Fall ertheilen, wenn ſie die Bedien- 
ſtung unmittelbar ſelbſt zu vergeben hat, als auch dann, 


5) Pat. v. 23. Mai 1774 C. 3. 

c) Hofd. v. 1. April 1813. 

4) Hofd. v. 13. Oct. 1781 f. 7. 

c) Hofd. für Böhm. v. 21. Oct. 1791. 

7) Verord, in Inn, Defter, v. 3. Nov, 1787. 
O 
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wenn die Beſetzung durch eine ordentliche Wahl der Can⸗ 
didaten und durch die obrigkeitliche Beſtätigung geſchieht; 
ſie hat in beiden Fällen bloß die vorläufige Anzeige an das 
Kreisamt zu machen 8). Sonſt kommt das Dispenſations⸗ 
Recht dem Landesfürſten und den höhern politiſchen Ber 
hörden zu. Um ſich die erforderliche Amtstüchtigkeit zu 
verſchaffen: ſo werden die akatholiſchen Schüler gleich den 
katholiſchen an allen höhern Lehranſtalten zu den juridi— 
ſchen wie zu den medieiniſchen Studien zugelaſſen, unter 
der Bedingung, daß fie ſich vorläufig mit den Zeugniffen 
über die abſolvirten Gymnafial⸗, Humanitäts- und phi⸗ 
loſophiſchen Studien ausweiſen, und aus dieſen erſichtlich 
wird, daß ſie zu ihrer Erlernung eben ſo viel Zeit, als 
nach dem beſtehenden Studienplane vorgeſchrieben iſt, 
verwendet, und aus allen Theilen der Philoſophie die 
erſte Fortgangs-Claſſe erhalten haben. In Ermanges 
lung ſolcher Seugniſſe haben fie vorerſt die zuſammen 
gezogenen oder ganz übergangenen Gegenſtände nachzuhoh— 
len, oder den philoſophiſchen Jahrgang, aus welchem ſie 
die zweite Claſſe erhalten haben, zu wiederhohlen A). 

Der Eid iſt von den Akatholiken bloß nach der in 
der Gerichtsordnung angegebenen Formel: „So wahr 
mir Gott helfe“ abzulegen, und daher alle ſonſt vor- 
kommenden Zuſätze, mithin auch die Clauſel: bei der 
heiligen Jungfrau, bei allen Heiligen und Auserwählten 
Gottes, welche Clauſel K. Ferdinand III. für die Aka⸗ 
tholiken ausdrücklich vorſchrieb 2), weg zu laſſen k). 


4 


8) Hofd. v. 31. Jan., Verord. in Böhm. v. 13. Febr. 1782. 
h) Hofd. v. 20. Aug. 1818. 
1) Reſol. v. 15. April 1649. 
) Hofd, v. 18, Juli 1782 u. für Böhm. v. 21. Oct. 1791. 
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Alles dieſes befteht auch fo in Ungarn, ſowohl für 
die Akatholiken der Augsburgiſchen und Helvetiſchen Con— 
feſſion, als die nicht unirten Griechen 7), 

Zu dem Genuſſe von Stiftungen ſind Akatholiken 
in ſo fern fähig, als in dem Stiftbriefe die katholiſche 
Religion bei dem Stiftlinge nicht beſonders bedungen 
iſt. Zur Aufnahme eines akatholiſchen Knaben in die 
Wieneriſch-Neuſtädter Militär- Academie aber, in welcher 
aus Abgang der Gelegenheit zu einem andern Religions- 
unterrichte ſämmtliche Söglinge in der katholiſchen Reli— 
gion erzogen werden, muß von den Eltern oder ſonſtigen 
Angehörigen des Knaben dem Aufnahmsgeſuche der ſchrift— 
liche Revers beigelegt werden, daß fie für den Fall der 
Aufnahme deſſelben zu ſeiner Etziehung in der e 
Religion ihre Einwilligung geben m). 

Uibrigens haben ſich die Akatholiken ſowohl in 


bürgerlichen als politiſchen Angelegenheiten deſſelben Schutzes 


der Geſetze, und derſelben Rechtspflege zu erfreuen, 
welcher die Katholiken theilhaftig ſind. Auch iſt das den 


unadeligen katholiſchen Geiſtlichen in den höheren Wei— 


hen ertheilte Privilegium des adeligen Gerichtsſtandes 
auf die unadeligen akatholiſchen Geiſtlichen ausgedehnt 
worden. Die unadeligen Glieder der Augsburgiſchen 
und Helvetifchen Confeſſion nähmlich, welche die Ordi— 
nation zum Predigeramte erhalten haben, dann der grie⸗ 
chiſch⸗nicht unirte Clerus unterſtehen in den Fällen, wo 
fie mit einer perſöͤnlichen Klage belangt werden, und in 
den Geſchäften des nicht ſtreitigen Richteramtes der Ge— 
richtsbarkeit des Landrechtes des Bezirkes, in welchem ſie 


I) 26. Diätal ⸗ Art. für ungarn v. J. 1791 89. 8 u. 9, 
dann 27. Diätal⸗ Art. 

m) Hofd. v. 16. Aug. 1822. 
982 
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ihren ordentlichen Wohnſitz haben u). Dagegen unterliegen 
fie auch denſelben Taxen. Das Predigerwitwen⸗Inſtitut 
der Augsburgiſchen Confeſſion zu Prag jedoch wird nicht 
unter diejenigen frommen Stiftungen gezählt, welchen 
die Befreiung von der Wies des Mortuars au 
Statten kommt o). 


4 N 80. 
BR in Abſicht auf akatholiſche Bücher. 


Den Akatholiken bleibt nicht nur der Gebrauch, 
ſondern auch die Wahl der für ihre Religionsübungen 
geeigneten Bücher vorbehalten, wenn anders nicht in 
Beziehung auf den Inhalt, oder in Abſicht auf die Geld— 
ausfuhr ein Anſtand zum Vorſcheine kommt a). Deshalb 
kann nie mehr weder von der Obrigkeit, noch von der 
Geistlichkeit eine Bücher-Viſitation oder Bücherabnahme 
vorgenommen 5), oder auch nur eine Nachforſchung in 
den Häuſern nach akatholiſchen Büchern veranlaßt wers 
den c). Vielmehr mußten die in Folge der frühern 
Geſetze d) etwa ſchon abgenommenen Bücher, fo weit fie 
noch vorhanden waren, den Eigenthümern durch die Biſchöfe 
wieder zurück geſtellt werden e). Die katholiſchen Seel⸗ 


n) Hofd. v. 17. Juni 1808 u. Verord. v. 22. Sept. 1812 3 
rückſichtlich der Griech. Hofd. v. 13. Juni u. 6. Juli 
1805. 

o) Hofd. v. 29. März 1823. 

a) Hofentſchl. v. 30. Sept. 1783, Hofd, v. 21. Oct. 1791 
n. 2, 25. Diätal⸗ Art. für ung. v. J. 1791 8, 5. 

b) Hofd. v. 4. Mai 1781, 15. April 1782 u, 9, Juni 
1785. 

e) Hofentſchl. v. 31. Oct. u. 17. Nov. 1784. 

) Verord. v. 12, Febr. u. 12. Aug. 1706. 

e) Hofd, v. 12. Oct. 1782, 
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ſorger können bloß die bei ihren Kirchkindern wahrge⸗ 
nommenen verführeriſchen Bücher mit ſanftmüthiger 
liberzeugung und Vermeidung alles Swanges zu erhalten 
trachten, und ſodann den Austauſch derſelben mit andern 
zweckmäßigeren auf Koſten des Religionsfondes einleiten F). 

Dagegen dürfen akatholiſche Bücher, welche wider 
die dominante Religion Schmähungen enthalten, oder 
ſtaatsſchädlich und daher von der Cenſur verbothen find, 
weder von dem Auslande her bezogen, noch von den ins 
ländiſchen Buchhändlern geführt oder aufgelegt werden 
8). Der Verkauf ſolcher Bücher wird als eine ſchwere 
Polizei» Wibertretunig mit Geld- und Leibesſtrafe geahn— 
det A). Nahmentlich find verbothen die zu Regensburg 
und Ortenburg aufgelegten, dann die Sächſiſch-Sorauer 
Geſangbücher. Sie enthalten vielfältige unſchickſame und 
anſtößige Stellen gegen die katholiſche Kirche, zum Theile 
gebricht es ihnen auch an Sprachrichtigkeit und Deut⸗ 
lichkeit für Kinder; und da an Exemplaren des von den 
akatholiſchen Conſiſtorien gut geheiſſenen Geſangbuches, 
welches in aller Hinſicht vor andern den Vorzug ver⸗ 
dient, kein Mangel iſt: ſo entfällt jeder Grund, ſie 
ferner mehr zuzulaſſen 1). 

Aus dem Auslande können die Akatholiken ihre 
akatholiſchen Bücher ſo lang beziehen, als ſie im Inlande 
damit nicht verſehen werden können k). Sie dürfen ſich 
jedoch deshalb nicht ſelbſt über die Gränze begeben, ſondern 
müſſen die benöthigten Bücher ihrer Obrigkeit, diefe 
dem Kreisamte, und letzteres der Landesſtelle anzeigen, 
wornach ſie ihnen durch die inländiſchen Buchhändler 


) Hof. v. 25, Juni 1781. 8 

g) Hofd. v. 22. Juni 1782. 

4) Strafg. B. II. Thl. 98. 59 — 64 u. 69. 

1) Hofd. v. 24. Juli u. 4. Dec. 1783. 

1) Hofd. v. 22. Juni 1782, Hofd. v. 21. Oct. 1791 m 3 
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verſchafft werden 7). Beziehen fie aber einige Bücher 
unmittelbar aus dem Auslande, welche ſie nicht in ge⸗ 
heim einſchleppen, ſondern bei der Gränz⸗ « Station 
ordentlich anzeigen: ſo können ſie deshalb nicht als 
ſtraffällig behandelt werden m). Wenn ihnen daher wegen 
Abgangs der Zollpollete Bücher weg genommen werden: 
ſo iſt ihnen zugleich zu bedeuten „ daß ſolches nicht aus 
Urſache der Religion, ſondern der Zollverkürzung ge⸗ 
ſchehe n). Das Hauſiren mit Büchern iſt verbothen o). 

Im Inlande können alle akatholiſchen Bücher aufs 
gelegt werden, welche von der Cenſur zugelaſſen find, 
fie mögen Lehr = oder Andachts - , Geſangbücher oder 
Kirchenlieder ſein p); die Cenſur aber hat alle Bücher 


zuzulaſſen, welche lediglich proteftantifche Sütze enthalten 


9). Daß auf das Titelblatt der Beiſatz: zum Gebrauche 
der Akatholiken, gedruckt, oder aus dem Auslande nur 
die mit dieſem Zuſatze verſehenen Bücher eingeführt 
werden, iſt geſetzlich nicht genehmiget worden 1). 


9. 81. 
Toleranzgemäßes Benehmen 1) von Seite der 
Bere Katholiken. - 


Wenn Duldung fremder Religiondgenoffen übers 


haupt eine allgemeine Bürger = und Chriſtenpflicht iſt: 
ſo hat hierin vor Allen der Seelſorger vorzuleuchten. 
Ihm iſt es daher auch beſonders befohlen, ſich nach dem 


) Hofd. v. 15. April 1782. 
m) Hofd. v. 28. Jan. 1782. 
n) Verord. in Böhm. v. 9. April 1782. 
o) Hofd. v. 15. April 1782. 
p) Hofd. v. 22. Juni 1782. 
9) Hofd. v. 14. Sept. o. 14. Dec. 1782. 
r) Hofd. v. 21. Oct. 1791 n. 3. 
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wahren Sinne der chriſtlichen Toleranz gegen die anders 
Denkenden liebevoll und ſanftmüthig zu betragen, alle 
Streitigkeiten in Glaubensſachen und Schmähungen der 
gegentheiligen Religionsverwandten zu vermeiden, und 
durch guten Unterricht und Beiſpiel die Pfarrgemeinde 
in der wahren allein ſelig machenden Religion zu ſtärken, 
die Irrenden aber zurück zu führen 4). Es iſt ihm zwar 
keineswegs verwehrt, um die Leute zur Standhaftigkeit 
in dem wahren Glauben zu ermahnen, ſie vor dem 
Irrthume der akatholiſchen Religionen zu warnen, ſo wie 
den Satz zu behaupten, daß kein wahres Prieſerthum 
bei den von der katholiſchen Kirche getrennten Secten 
beſtehe a nachdem ſie keinen ordentlich geweihten Biſchof 
haben, ſomit auch ihre Religionsdiener keine canoniſch 
geweihten Geiſtlichen ſind. Er hat ſich aber gleichwohl 
von der Abhandlung bloß polemiſcher, über die Begriffe 
des gemeinen Volkes erhabener Streitfragen, und noch 
mehr von Beſchimpfungen der gegenſeitigen Religions- 
diener, der beſtändigen ausdrücklichen Verdammung der 
Akatholiken, und aller harten Worte gegen ſie, aller 
Anſpielungen und Schmähungen ſowohl auf der Kanzel 
und bei der Chriſtenlehre, als im Umgange zu enthalten, 
und nur die Lehre Jeſu, die Religion und Moral 
gründlich, ohne Gelehrſamkeit, wie ſie das gemeine Volk 
zu faſſen vermag, zu erklären und vorzutragen 5). Er 
hat vielmehr bei jeder Gelegenheit die ihm anvertrauten 
Kirchkinder zu einem friedlichen Benehmen gegen ihre 
irrenden Mitbrüder wohlmeinend zu ermahnen, und hierzu 
durch ſein eigenes Betragen ihnen ein Beiſpiel zu geben c). 


2) Hofd. v. 24. Oct. 1781. 


b) Hofd. v. 2. Jan. 1782 n. 5, 15. Nov. 1783, 28. Oct · 
1784 u. 27. März 1786. 


e) Hofd. v. 28. Oct. 1784. 


— 
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Auf gleiche Weiſe wie den katholiſchen Geiſtlichen, 
iſt auch den obrigkeitlichen Beamten chriſtliche Liebe ind 


Duldung „und ein beſcheidenes Betragen gegen die Aka⸗ 
tholiken eingebunden d). Sie ſollen bloß darum, weil 


dieſe ſich zu einer andern Religion bekennen, keinen Haß 
und Abneigung gegen fie zeigen, noch weniger in Begün— 


f ſtigungen und Strafen zwiſchen Katholiken und Akatholiken 


einen Unterſchied machen. Sie ſollen ſie in ihren reli⸗ 
gibſen Zuſammenkünften, wenn fie fi) dabei ruhig 
verhalten, nicht ſtören, und bei wirklicher Verhängung 
von Strafen ihnen deutlich ſagen, daß dieſe bloß des 
Vergehens, und keineswegs des Glaubens halber vollzo— 
gen werden e). Die Proteſtanten dürfen nicht mit dem 
Nahmen Ketzer, und die nicht unirten Griechen nicht 


mit dem Nahmen Schismatiker belegt werden F). Selbſt 


der Ausdruck: Poppe, welcher noch in dem, Geſetze 
vorkommt, ſoll, weil er in der Landesſprache ein 


Schimpfwort iſt, nicht ferner gebraucht, ſondern ſich 


dafür der Benennung Pfarrer, bedient werden 8) 
Dieſen Beifpielen von Seite der Seelſorger und 
Obrigkeiten ſollen auch die katholiſchen Unterthanen⸗ 
nacheifern. Sie ſollen ihren akatholiſchen Mitbürgern 
nur mit Liebe und Gewogenheit begegnen, und ſich aller 
Streitigkeiten über den Glauben, und noch mehr aller 
Schmähungen und Thätigkeiten unter den unnachſichtlich⸗ 
ſten Strafen enthalten A). Beſonders iſt ihnen dieſes 


2) Hofd. v. 31. Jan., Verord. in Böhm. v. 9. Febr. 1782, 
Verord. v. 17. Mai 1785 n. 3. 

e) Verord. v. 15. Jan. 1782 m, 5. 

7) Verord. in Galiz. v. 29. Juni 1792. 

z) Hofd. v. 20. Dec. 1784. 

5) Hofd. v. 2. San, 1782 n. 5, u. Verord. . 28. Oct. 
1784. 
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rückſichtlich der Beerdigung akatholiſchet Perſonen auf 
katholiſchen Freidhöfen eingeſchärft worden. Hierwegen 
haben aber wieder die katholiſchen Seelſorger den Ges 
meinden vorzugehen, dieſe über: den Sinn der gemein— 
ſchaftlichen Beerdigung zu belehren, und Widerſetzlichkeit 
und Auflauf bei Gelegenheit der Beerdigung eines 
Akatholiken um ſo ſicherer im voraus zu verhüten ſich 
zu beſtreben, als ſie ſelbſt für die 1 verantwortlich 
bleiben 1). 5 
§. 82. 


2) Von Seite der Akatholiken. 


Nicht weniger als die Katholiken haben ſich die 
Akatholiken zu befleißen, genau nach den Vorſchriften des 
Toleranz-Patentes zu leben, und auf keine Art in ihrem 
Betragen dagegen zu verſtoſſen. Sie verpflichtet hierzu 
außer der allgemeinen Bürgerpflicht noch der Umſtand, 
daß ihnen die Toleranz bloß aus allerhöchſter Gnade zu 
Theil geworden iſt. Was deshalb in Abſicht auf das 
Proſelytenmachen beſonders angeordnet worden ſei, iſt 
bereits oben (§. 12.) vorgekommen. Sonſt iſt den Aka⸗ 
tholiken noch gebothen, ſich in Wirthshäuſern und bei 
andern Zuſammenkünften aller Religionsgeſpräche, noch 
mehr aber aller Schmähung und Verachtung der katholiſchen 
Religion um ſo gewiſſer zu enthalten, als widrigenfalls 
ſowohl fie, als die Wirthe und Grundobrigkeiten, die 
es zulaſſen, um deſſentwillen unnachſichtlich beſtraft werden 
ſollen. Thätigkeiten auszuüben, den Gottesdienſt der 
katholiſchen Kirche zu verachten, oder ſich gar an Kirchen, 
Bildern, Statuen, oder andern zur Religion gehörigen 
äußerlichen Sachen zu vergreifen, unterliegt der ſchärfſten 
Ahndung a). Die Akatholiken ſollen vielmehr bei allen 
) Hofd. v. 30. Juni 1783, 31. März u. 30. Aug. 1786, 
4) Hofd. v. 2. u. 15. Jan. 1782 n. 3 u. 4, v. 31. Jan 
u, Verord. in Böhm. v. 9. Febr. 1782 n, 7. 
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Gelegenheiten für die herrſchende katholiſche Religion und 
ihre Gebräuche öffentlich die möglichſte Ehrfurcht bezeigen, 
und daher bei katholiſchen Proceſſionen, Verſehung der 
Kranken, oder wo ihnen ſonſt das Hochwürdigſte zu 
Geſichte kommt, mit abgezogenem Hute vorüber gehen, 
oder in einer beſcheidenen Stellung deſſen Vorübertragung 
abwarten, oder ſich gänzlich entfernen D). Hierauf haben 
fie ie beſonders ihre Paſtoren aufmerkſam zu machen, welchen 
zu öftern Mahlen befohlen worden iſt, die Gemeinde 
über die Schuldigkeit, für die herrſchende Religion und 
ihre Gebräuche öffentlich alle Achtung und Ehrerbiethig⸗ 
keit zu bezeigen, wohl zu belehren, und ſie ſtreng zu ver⸗ 
halten, daß fie die ihr verſtattete Duldung nicht durch 
widrige Handlungen mißbrauche, die katholiſchen 
Unterthanen reitze und aufbringe, und dadurch zu unangeneh⸗ 
men Folgen Anlaß gebe c). Die Paſtoren ſollen hierin mit 
Beiſpiel vorgehen, gegen die Katholiken ſich beſcheiden 
und friedfertig betragen, und von der Kanzel ſo wie in 
Privat ⸗ Geſprächen aller harten Ausdrücke, Anſpielungen 
und Ausfälle gegen die katholiſche Religion oder deren 
Anhänger enthalten d). Dieſes iſt ihnen vor kurzem 
neuerdings eingeſchärft worden, nachdem einige ſolche 
toleranzwidrige Handlungen zur häöchſten Kenntniß gekom⸗ 
men ſind e). 4 
| | §. 83. 

N n über die Beobachtung der Tolstanz⸗ 

Geſetze. 
Die Handhabung und genaue Vollziehung der in 

Toleranzſachen ergangenen Verordnungen gehört in dem 

b) Hofd. v. 9. Sept. u. 20. Dec. 1783. 

e) Ebend. u. Hofentſchl. v. 15. Jan. 1782 n. 5. 


A) Hofd. v. 28. Oct. 1784. 
4) Hofd, v. 28. Mai 1818. 
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Geſchäftskreis der politiſchen Behörden, und zunächſt zwar 
des Kreisamtes. Die Ortsobrigkeiten haben keinen weis 
tern Einfluß zu nehmen „ als daß fie mit guten Beiſpie⸗ 
len ihren Unterthanen vorleuchten, dieſe, wo es nöthig 
iſt, an die Toleranz-Vorſchriften erinnern a), und to⸗ 
leranzwidrige Vorfälle ungeſäumt dem Kreisamte ein— 
berichten. Dem Kreisamte aber iſt aufgetragen, vor 
allem darauf zu ſehen, daß jeder Gewiſſenszwang hintan 
gehalten, und niemand zu einer ſeiner Uiberzeugung ent⸗ 
gegen geſetzten Erklärung beſtimmt werde 5); daß bei dem 
Uibertritte eines Katholiken zu einer akatholiſchen Confeſſion 
die wegen des ſechswöchentlichen Unterrichtes beſtehende 
Einrichtung von Seite des katholiſchen Seelſorgers 
genau beobachtet, von dieſem mit der gehörigen 
Milde vorgegangen, und der Unterricht nicht über die vor— 
geſchriebene Zeit ausgedehnt c), und falls dem Abfalle 
eine Verführung zum Grunde liegt, gegen die Verführer 
nach aller Strenge der Geſetze verfahren werde d). Das 
Kreisamt hat weiter darüber zu wachen, daß die katho— 
liſchen Seelſorger kranken Akatholiken den geiſtlichen 
Beiſtand anbiethen, und den Fall, wo dieſes nicht ge— 
ſchieht, oder eine Unbeſcheidenheit von Seite der katholi— 
ſchen Geiſtlichen hervor kommt, der Landesſtelle anzuzei— 
gen; wo aber ein Jurisdictions-Amt bei dem Bemerken, 
daß ein katholiſcher Seelſorger durch ſaumſelige Amtsver⸗ 
waltung oder ärgerlichen Lebenswandel den Akatholiken 
zur Verachtung der Religion Anlaß gibt, die Anzeige zu 
machen unterläßt, dieſes zur Verantwortung zu ziehen e). 
Das Kreisamt hat ferner ſeine Aufmerkſamkeit dahin zu 


a) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 28. März 1798. 
) Circul. v. 9. April 1782. 

e) Verord. v. 17. Mai 1785, Aang d v. 25. Juli 1785. 
) Hofd. v. 16. Aug. 1808. 

e) Hofd. v. 31. Jan. 1782. 
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richten, daß kein Unterthan der Religion wegen aus einer 
Gemeinde verdrängt werde, daß nirgends Religionsverfol⸗ 
gung, Gehäſſigkeit und Beſchimpfungen ungeahndet aus⸗ 
geübt 7), ſondern allſeitig Ruhe und in Beziehung auf 
Religionsverſchiedenheit, Stillſchweigen unter dem Volke 
erhalten werde 8), daß die Seelſorger der herrſchenden 
und tolerirten Religion ihre Glaubensgenoſſen zur wechfels 
ſeitigen Duldung ermahnen, und nicht ſelbſt mit üblem 
Beiſpiele vorgehen 7%). Endlich ſoll das Kreisamt auch 
rückſichtlich des Einfluſſes, den die Toleranz auf den por 
litiſchen Zuſtand äußert, ſeine Wachſamkeit verwenden, 
und bei vorkommenden Zweifeln über die Ausführung 
der Toleranz-Geſetze und anderen einzelnen Umſtänden ſich 
von der Landesſtelle die Belehrung erbitten ). 


FS. 84. 
Biſtrafung toleranzwidriger Handlungen. 


Bei toleranzwidrigen Vorfällen iſt jede Eigenmacht 
ſchärfſtens verbothen. Entſteht in irgend einer Reli— 
gionsſache eine Unruhe oder Tumult: ſo darf keine Partei 
Gewalt mit Gewalt abtreiben, fondern fie hat dem Unge— 
fiiime der Gegenpartei nachzugeben, und die Beilegung 
dem richterlichen Erkenntniſſe zu überlaſſen, nachdem die 
Katholiken, welche ſich gegen Akatholiken, deren Pa- 
ſtoren oder Gottesdienſt vergehen, als Störer der öffent⸗ 
lichen Ruhe eben ſo ſtreng beſtraft werden, als die Aka⸗ 
tholiken, welche die katholiſche Religion angreifen a). 


F) Hofd. v. 23, Oct. 1784 u. Verord. v. 17. Mai 1785. 
8) Verord. v. 23. Jan. 1782. 
h) Hofd. v. 28. Oct. 1784 u. Verord. v. 17. Mai 1785, 
Hofd. v. 27. März 1786. 
2) Hofd. v. 31. Jan., Verord. in Böhm. v. 9. Febr. 1782 n. 8. 
a) Hofd. v. 31. Jan., Verord. in Böhm. v. 9. Febr. 1782 u. 7. 
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Dieſes iſt in Abficht auf eine bei Gelegenheit der Bes 
erdigung eines Akatholiken auf dem katholiſchen Frei dhofe 
entſtehende Widerſetzlichkeit wiederhohlt verordnet, und das 
bei für ſich Militär- Aſſiſtenz zu verlangen, den Obrig⸗ 
keiten und Seelſorgern unterſagt worden. Vielmehr muß 
ein ſolcher Vorfall, wie jede andere Uibertretung der 
Toleranz⸗Geſetze dem Kreisamte, als der hierin com⸗ 
petenten Behörde ungeſäumt angezeigt werden, damit die⸗ 
ſes die ſchleunigſte Aſſiſtenz zu leiſten im Stande ſei 5). 

Dahin hat ſich auch jeder Seelſorger zu verwenden, 
ſo bald er nur eine gegründete Spur toleranzwidriger Hand» 
lungen entdeckt c). Eine Strafe wegen eines Religions⸗ 
vergehens zu verhängen, ohne dieſes dem Kreisamte anzuzei- 
gen, und deſſen Erkenntniß abzuwarten, iſt ſämmtlichen Be— 
amten bei Strafe der Entſetzung von ihrem Dienſte 
verbothen d). Den Obrigkeiten kann die Beſtrafung 
toleranzwidriger Handlungen nicht überlaſſen werden, weil 
ſolche von den Akatholiken leicht einer Gehäſſigkeit zu⸗ 
geſchrieben, und in Uibereilung auch auf einen Fall vers 
hängt werden könnte, in welchem ſie nicht ſtrafbar ſind e). 

Von welcher Art die toleranzwidrigen Handlungen ſind, 
und ob ſie in Schmähungen und Beſchimpfungen der 
katholiſchen Religion, in Spöttereien, Verführung und 
Widerſetzlichkeit von Seite der Akatholiken, oder in einem 
intoleranten Benehmen und Ausſchweifungen von Seite 
der Katholiken beſtehen, macht keinen Unterſchied £) 
Das Kreisamt iſt angewieſen, bei jedem das Toleranz⸗ 
Weſen betreffenden Vorfalle mit möglichſter Vorſicht und 


5) Hofd. v. 30. Juni 1783, Verord. in Böhm. v. 2. Juli 
1783, 20. Dec. 1784 u. 13. Aug. 1801. 

c) Hofd. v. 24. Juni 1813. 

d) Verord. v. 24. Dec. 1788. 

e) Verord. v. 5. Juli 1784, 17. Mai 1700 n. 1; 

7) Verord, v, 5. Juli 1784.7 
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Beſcheidenheit zu Werke zu gehen, alles Geräuſch und 

Aufſehen zu vermeiden, nicht gleich jede Kleinigkeit und 
unbedeutende Handlung zu einer Wichtigkeit zu erheben, 

und dadurch Gährungen zu erregen, ſondern auf die Er— 

haltung der Ruhe und Ordnung den vorzüglichſten Bedacht 

zu nehmen g). Wider einen Prediger der katholiſchen 

Religion ſoll es von einem akatholiſchen des intoleranten 

Lehrinhaltes, oder unſchickſamer und grober Ausdrücke 
wegen eine Klage niemahls annehmen, es ſei denn, daß 

der Kanzelvortrag von dem Paſtor ſelbſt angehört und 

vorſchriftmäßig erwieſen, oder von ſolchen Männern bezeugt 

wird, welche die gehörige Einſicht beſitzen, hierüber ein 

gründliches, den Grundſätzen beider Religionen angemeſ— 

ſenes Urtheil zu fällen, und andern ohne Vormeinung 

mitzutheilen 2). Wo die Handlung wirklich ſtrafbar er⸗ 

ſcheint, da hat es ſolche als eine Polizei -Sache zu 

behandeln, und mit einer Polizei-Strafe zu belegen ), 

wobei zum Grundſatze zu nehmen iſt, daß zwiſchen Ka⸗ 

tholiken und Akatholiken durchaus kein Unterſchied gemacht 

werden darf A). Für den Fall der Verführung vom 

katholiſchen Glauben iſt der Landesſtelle vorbehalten, die 

in den politiſchen Geſetzen beſtimmte Strafe härter oder 

milder zu verhängen 7). An das Criminal-Gericht dürfen 
die Schuldigen niemahls abgegeben werden, wenn nicht 

ſolche Umſtände vorkommen, welche die ſtrafbare Handlung 

zum Verbrechen qualificiren; und eben ſo wenig darf ſich 

eine Suftiz » Stelle in die Behandlung einer Religions- 

vorfallenheit von ſelbſt einlaſſen, wenn ſich der Abthuung 


g) Hofd. v. 19. März 1782. 

*) Hofd. v. 7. Juni 1793. 

1) Hofd. v. 11. März u. 26. April 1782. 
x) Hofd. v. 11. April 1782. * 

2) Verord. v. 28, Aug, 1781, 
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derſelben die politiſche Stelle annimmt, und die Abur⸗ 
theilung dem Criminal-Gerichte nicht überträgt. Die 


ſich in Religionsſachen vergehen, ſollen bei dem Wirth— 


ſchaftsamte, oder wo es nothwendig erachtet wird, bei 


dem Kreisamte auf freiem Fuße conſtituirt, nach auf— 
genommenem Conſtitutum, welches an die Landesſtelle 


abzugeben iſt, zu ihren Wirthſchaften nach Haus gelaſſen, 
und nicht eher wieder vorgefordert werden, als bis das 


Erkenntniß zur Vollziehung der Strafe herab gelangt 


iſt m). Als beſondere Strafe der Verleitung zum Abfalle 
von der katholiſchen Religion iſt durch die früheren Geſetze 
Ausſtellung auf die Schandbühne, ſtrenges, mit Faſten 
und körperlicher Züchtigung verſchärftes Gefängniß und 
Landesverweiſung verhängt geweſen n). Akatholiſche 
Paſtoren, welche ſich toleranzwidrige Handlungen dadurch 
zu Schulden kommen laſſen, daß ſie von der Kanzel 
oder in Privat » Geſprächen die katholiſche Religion 
verächtlich machen, Ausfälle gegen die katholiſche Kirche, 
ihre Diener und Anhänger, oder Gebräuche und Andachts— 
übungen ſich erlauben, und dadurch die Religibſität und 
Moralität der Katholiken gefährden, ſollen nach Beſchaf 
fenheit der Sache ſelbſt ihres Amtes entſetzt werden o). 
Als ein Verbrechen überhaupt wird beſtraft, wenn jemand 
durch Reden, Schriften oder Handlungen Gott läſtert, 
eine im Staate beſtehende Religionsübung ſtört, durch 
entehrende Mißhandlung der zum Gottesdienſte gewidme— 
ten Geräthſchaften, oder ſonſt durch Handlungen, Reden 
oder Schriften öffentlich der Religion Verachtung be— 

I 


m) Hofd. v. 24. Febr., 11. u. 30. März u. 26. April, 
Verord. in Böhm. v. 8. März, 11. u. 24. April 1782, 

n) Hofd. v. 30. Juni 1782, 21. Febr. 1783, 23, April 
1783, 13. Jan. 1787 u. 1. Sept. 1793 5, 2, 

6) Hofd. v. 28. Mai 1818. 
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zeigt, oder wenn jemand Unglauben zu verbreiten, eine 
der chriſtlichen Religion widerſtrebende Irrlehre auszu⸗ 
ſtreuen oder Sectirung zu ſtiften ſich beſtrebt. Iſt über 
eine ſolche vermeſſene Handlung eine Verführung erfolgt, 
oder gemeine Gefahr mit dem Unternehmen verbunden 
geweſen: fo iſt die Strafe ſchwerer Kerker von 1 bis 5, 
und bei großer Bosheit oder Gefährlichkeit auch bis 10 
Jahre, ſonſt aber Kerker von 6 Monathen bis zu einem 
Jahre p). 

Für Neligionsſchwärmer iſt es eine beſondere Strafe, 
daß ſie nicht zu Gemeinderichtern angeſtellt werden können ). 
Fanatiſche Eltern, welche durch keine gelinden, und 
auch nicht durch die bisher vorgeſchriebenen ſtrafenden 
Mittel zu vermögen ſind, ihre Kinder bei ſich, in oder 
außer der Schule — das letztere auf die im Geſetze 
geſtattete Art — vorſchriftmäßig und insbeſondere in 
der Religion unterrichten zu laſſen, werden zuletzt damit 
beſtraft, daß die Kinder ihnen abgenommen, und über 
ämtliche Verfügung anders wohin in Unterricht und fremde 
Erziehung gegeben werden. Die diesfallſigen Koſten 
haben gleichwohl die Eltern zu tragen, wenn ſie das 
Vermögen dazu beſitzen. Für die Kinder unvermögender 
Eltern werden ſie, wenn ſich nicht etwa die Obrigkeit 
freiwillig hierzu herbei läßt, vom Staate beſtritten 1). 


p) Strafg. B. I. Thl. 98. 107 — 109, 

9) Hofd. v. 2. Jan. 1824. 

r) Allerh. Entſchl v. 17. Febr., Verord. in Böhm, v. M 
April 1825. 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem Rücktritte zur katholiſchen 
Kirche, und dem Uibertritte von einem 
katholiſchen Ritus oder einem 
akatholiſchen Glaubensbekennt⸗ 
niſſe zum andern. 


| $. 85. | 
Rücktritt zur katholiſchen Kirche. 


Wenn ein Akatholik ſich erklärt, zur katholiſchen 
Kirche zurück treten zu wollen: ſo hat der katholiſche Seel— 
ſorger, bei welchem. er ſich deshalb meldet, zuerſt die 
Beweggründe ſeines Entſchluſſes, und wenn dieſe lauter 
ſind, ſeine Religionskenntniſſe und Grundſätze zu prüfen, 
und nach Umſtänden zu berichtigen. Erſt dann, wenn 
ſich der Seelſorger bei einem mit aller möglichen Genauig— 
keit 4) vorgenommenen Unterrichte verſichert hat, daß 
der Convertit die katholiſche Glaubenslehre vollkommen 
inne habe, und nicht aus Nebenabſichten, ſondern aus 


a) Hofd, v. 16. Aug. 1808. 
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gewiſſenhafter Uiberzeugupg ſolche anzunehmen entſchloſſen 
ſei, foll die Aufnahme deſſelben in die katholiſche Kirche Statt 
finden, nachdem dem Conſiſtorium hiervon noch die Anzeige 
gemacht, und die Erlaubniß absolvendi ab haeresi, info 
fern dieſe ſormalis ift, als wo ein easus reservatus vor- 
liegt 5), angefucht worden. Die Aufnahme geſchieht mittelſt 
Sulaſſung zu den heiligen Sacramenten, und Ablegung des 
Glaubensbekenntniſſes nach dem in jeder Dibceſe gebräuch⸗ 
lichen Formulare und üblichen Ceremoniel. Nach dem gemei⸗ 
nen Kirchenrechte ſoll der Convertit den Irrthum mündlich 
oder ſchriftlich abſchwören c). In Oeſterreich iſt aber 
nur vorgeſchrieben, daß das Glaubensbekenntniß öffentlich 
abgelegt werde; und ſelbſt dieſes iſt nachgeſehen, wenn 
der Convertit in Gegenwart einer ganzen Kirchengemeinde 
die Profeſſion zu machen ſich ſcheuet, indem dann die 
Aufnahme vor zwei Zeugen in der Wohnung des Seel— 
ſorgers geſchehen kann. Nur Capelläne können ſich das 
Glaubensbekenntniß von zurückkehrenden Akatholiken nie— 
mahls anders, als mit Vorwiſſen des Pfarrers ablegen 
laſſen d). 

Die allgemein übliche Formel des Glaubensbekennt⸗ 
niſſes iſt jene, welche P. Pius IV. vorgeſchrieben hat e). 
Das Ceremoniel beſteht ungefähr in folgendem. Am 
Vorabende geht der Convertit zur Beichte. An dem Tage 
ſelbſt, wo das Bekenntniß abgelegt werden ſoll, lieſt der 
Prieſter die heilige Meſſe mit der Colleete e missa ad 
tollendum schisma. Der Convertit erſcheint dabei mit 


5) Cone, Trid, sess, 24. cap. 6. de ref, 

c) can. 8. 19. 20. caus, 1. J. 1. cap. 9. $, 2, de haeret. 
65. 7.) pee 

d) Hofd. v. 7. Nov, 1789. 

e) In der Bulle: Iyjunetum nobis, 
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einem oder mehreren Zeugen, welche mit ihm in einem 
Stuhle nächſt dem Altare Platz nehmen. Nach dem 
Evangelium ſetzt ſich der Prieſter aͤuf der Evangelium— 
Seite auf einen Seſſel mit dem Birete auf dem Haupte, 
und dem Angeſichte gegen das Volk. Der Convertit tritt 
in Begleitung der Zeugen, eine brennende Kerze, das 
Symbol des Glaubenslichtes in der Hand, vor ihn zu 
dem Altare, und hört ſtehend die Rede an, die ihm 
der Prieſter etwa hält. Nach deren Beendigung kniet er 
nieder, und lieſt die Formel des Glaubensbekenntniſſes 
ab, oder ſpricht, wenn er des Leſens unkundig iſt, die 
ihm vorgeleſene Formel langſam nach. Iſt dieſes gefches 
hen, ſo verfügt er ſich auf ſeinen Platz zurück, und der 
Prieſter ſetzt die Meſſe bis zur Communion fort, bei 
welcher der Convertit abermahls mit der Kerze dem Altare 
ſich nähert, und das heilige Abendmahl empfängt. Hier: 
auf geht er unter Abgebung der Kerze an ſeinen Platz 
zurück, und wartet den letzten Theil der Meſſe ab, womit 
die Ceremonie beendet iſt. 

Welches Alter der Convertit haben müſſe, iſt 
geſetzlich nicht beſtimmt. Vermöge der Analogie und des 
Umſtandes, daß nur gewiſſenhafte Uiberzeugung von 
der Echtheit der katholiſchen Religion bei dem Rücktritte 
beachtet werden ſoll, dürfte vor erreichtem 18. Lebens— 
jahre kaum ein Rücktritt zugelaſſen werden. Nur rück— 
ſichtlich der Kinder, für deren weitere religiöſe Erziehung 
der Rücktritt der Eltern allerdings von Folgen iſt, wird 
jenes Alter nicht erfordert (§. 10 n. 3.). 

Der Rücktritt ſteht den Akatholiken bloß frei; ge— 
zwungen können ſie dazu nie, und in keinem Lebens— 
verhältniſſe werden. Den katholiſchen Geiſtlichen iſt nur 
in der Betrachtung, damit es einem in den Schooß der 
katholiſchen Kirche zurück zu treten wünſchenden Akatholiken 
pP 2 
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nicht an der Gelegenheit gebreche, feinen Wunſch 
auszuführen, zur Pflicht gemacht, jeden kranken Akatho⸗ 
liken einmahl zu beſuchen, und ihm ſeine Dienſte anzu⸗ 
biethen; fie find aber ſtreng dafür verantwortlich, daß 
ſie ſich hierbei keine Unbeſcheidenheit zu Sau kommen 
laſſen (d. 77 n. 4 u. $. 83.). 

Arme Akatholiken, welche zur kathelſchen Kirche 
zurück kehren wollen, müſſen während des Unterrichtes 
aus der im Orte beſtehenden Armenverſorgung unterhalten 
werden 7). 
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Anzeige des erfolgten Rücktrittes. 


um der auch unwillkürlichen Uibertretung des 
Verbothes, daß keine Katholiken zu den akatholiſchen 
Andachtsübungen zugelaſſen werden ſollen, wirkſam 
vorzubeugen, ſo war den katholiſchen Seelſorgern zur 
Pflicht gemacht, von jedem Rücktritte eines Protefianten 
zur katholiſchen Religion, der ſich in ihren Pfarreien 
ergibt, ſogleich die nahmentliche Anzeige ſchriftlich an 
jenen Paſtor zu machen, zu deſſen Gemeinde der Uiber⸗ 
getretene gehört hat, damit dieſer im Falle , als er ſich 
wieder bei der Communion einfände, zurück gewieſen 
werden könne a). Gegenwärtig aber iſt vorgeſchrieben, 
daß die katholiſchen Seelſorger oder andere Prieſter jeden 
in den Schooß der katholiſchen Kirche zurück kehrenden 


J) Verord. in Böhm, v. 23, Juli 1789, 
a) Hofd. v. 17. Jan. 1795, 
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Proteſtanten, von welchem ſie das Glaubensbekenntniß 
aufnehmen, dem Kreisamte ſogleich nahmentlich anzeigen, 
und dieſes dem betreffenden Paſtor hiervon ämtlich vers 
ſtändige. Den Paſtoren aber liegt ob, in dem Falle, 
daß ein aus ihrer Gemeinde zur katholiſchen Religion 
übergetretenes Individuum das proteſtantiſche Bethhaus 
dennoch beſuchen ſollte, demſelben den Zutritt zu unter— 
ſagen, und unverzüglich unter ſchwerer Verantwortung 
an das Kreisamt die Anzeige zu machen 5). Uiberdies 
haben die katholiſchen Seelſorger auch den Wandel ſolcher 
Convertiten nach dem abgelegten Glaubens bekenntniſſe 
ſorgfältig zu beobachten c). 

Für den Fall eines neuen Abfalles des Convertiten 
von der katholiſchen Religion, und Uibertrittes zur aka— 
tholiſchen iſt keine Strafe beſtimmt. Nur in Abſicht 
auf die nicht unirten Griechen hat eine alte Verordnung 
feſt geſetzt, daß, wenn ein nicht unirter Grieche nach 
vorläufigem Unterrichte zur katholiſchen Religion mittelft 
Ablegung des Glaubensbekenntniſſes übergetreten iſt, und 
hernach wieder abtrünnig wird, derſelbe, wenn er Unter— 
Officier oder Gemeiner iſt, wegen des gegebenen Aergerniſſes 
und begangenen Meineides mittelſt Kriegsrechtes zu einer 
angemeſſenen Arbeitsſtrafe verurtheilt; wenn er aber 
Ober⸗Officier iſt, falls keine Milderungsumſtände eintreten, 
auf die Entſetzung ſeiner Charge angetragen werden ſoll. 
Auch ſoll derjenige, welcher einen zur griechiſch- katholi— 
ſchen Religion übergetretenen Griechen, auf welche Art 
immer, zum Rücktritte beredet, wenn er zum griechiſch— 
nicht unirten Clerus gehört, über vorherige Unterſuchung 


5) Hofd. v. 14. Mai 1807. 
e) Hofd. v. 16. Auguſt 1808, 
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des Stabs- Auditoriats, das erſte Mahl mit dem 
Verluſte ſeiner Pfründe und der Entſetzung von allen 
geiſtlichen Functionen, bei abermahliger Betretung aber 
mit Arreſte bei Waſſer und Brod beſtraft; wenn er vom 
Laienſtande minderen Ranges iſt, mit einer Leibesſtrafe 
gezüchtiget; wenn er endlich Officier iſt, wieder ſeiner 
Charge entſetzt werden d). 

Die Regierung erlangt die Kenntniß der von Zeit zu 
Seit von der akatholiſchen zur katholiſchen Kirche zurück treten⸗ 
den Perſonen, durch die vierteljährigen Ausweiſe, welche 
das Conſiſtorium nach dem vorgeſchriebenen Formulare, 
zugleich mit dem Aus weiſe der von der katholiſchen zu 
ciner akatholiſchen Confeſſion eee en 


hat ($. 13.) e). 
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Uibertritt von der griechiſch-katholiſchen Kirche 
zur lateiniſch-katholiſchen, und umgekehrt. 


Die unirten Griechen ſind keine Akatholiken, ſon⸗ 
dern Katholiken, welche ſich von den Römiſch-katholiſchen 
Gläubigen bloß in dem Ritus und der Disciplin unters 
ſcheiden. Für ſie kann daher auch das, was bisher von 
den Akatholiken vorgekommen iſt, keine Anwendung has 
ben; ſie werden nach denſelben Vorſchriften, welchen die 
Römiſch⸗katholiſchen unterworfen find, behandelt. Nur 
in nachſtehenden Rechtsverhältniſſen beſteht eine wichtigere 
Verſchiedenheit: und zwar kann 1) der griechiſche Metropolit 


cl) Verord. in Böhm. v. 13. Juni 1780, 
e) Hofd. v. 7. Febr. 1811 u. 13. Juli 1815. 
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aus eigenen Rechten die Guffragan -Biſchöfe inſti— 
tuiren, confirmiren und conſecriren a); 2) die griechi⸗ 
ſchen Geiſtlichen können vor Erlangung der höhern 4) Wei— 
hen ſich verehelichen, und ihre Weiber nach der Ent 
pfangung jener Weihen beibehalten 5); 3) nach den 
verheiratheten Geiſtlichen fällt ab intestato der ganze 
Nachlaß auf die Descendenten c); 4) wenn von zwei 
Brautleuten der eine Theil dem lateiniſch-katholiſchen, 
der andere dem griechiſch-katholiſchen Ritus zugethan 
iſt: ſo ſoll nach einer Bulle P. Benediet XIV. d), 
wenn der Bräutigam des lateiniſchen Ritus iſt, der la— 
teiniſche Pfarrer; wenn aber der Bräutigam des griechi— 
ſchen Ritus iſt, nach dem Belieben deſſelben der lateini— 
ſche oder griechiſche Pfarrer des Orts, wo die Ehe ge— 
ſchloſſen wird, die Trauung vornehmen, ohne daß jedoch 
die Uibertretung dieſer Vorſchrift die Ehe ungültig macht e); 
weshalb denn auch dieſes für Oeſterreich durch eine ſpätere 
Verordnung in Galizien, dann diejenige, welche das 
Jurisdictions- Verhältniß der in Wien bei St. Barbara 
beſtehenden griechiſch-katholiſchen Pfarre beſtimmt hat, 
dahin abgeändert worden iſt, daß es in jedem Falle, wo 
die beiden Brautleute zwar katholiſch, aber von verſchie— 
denem Ritus ſind, ihrer Willkühr überlaſſen bleibe, ob 
ſie in der lateiniſchen Pfarrkirche, in deren Sprengel 


4) Const. Clem. VIII. an. 1595. 

5) can. 6. Conc. Trull. an. 692, 

e) Hofd. v. 17. u. 20. Oct. 1794. 

d) Benedict. XIV. in Bulla: Tati pastoralie v. 25. Mai 
1742. i 

e) Verord. v. 19. Juni u. 5. Juli 1787. 
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eines von ihnen wohnt, oder in der griechisch aun 
Pfarrkirche getrauet werden wollen f). 

Abgeſehen aber davon, daß dieſe Berfehiebenheiten 
auf das Weſen der Religion keinen Bezug haben: fo 
kann gleichwohl der Ritus nicht willkührlich geändert, 
und es dürfen weder die Griechen ohne weiters zur la— 
teiniſchen Kirche, noch die Römiſch-katholiſchen zur 
griechiſchen aufgenommen werden. In erſter Rückſicht 
verboth die Congregatio de propaganda fide den Rück⸗ 
tritt allen geiſtlichen und weltlichen Perſonen ohne die 
beſondere Erlaubniß des apoſtoliſchen Stuhles, er mag aus 
was immer für einer Urſache geſchehen wollen 8); welches 
Verboth jedoch P. Urban VIII. auf die Welt- und 
Kloſtergeiſtlichen beſchränkt hat A), fo daß zu dem Uiber⸗ 
tritte der Laien die Genehmigung des Dibceſan Biſchofs 
genügen ſollte ). Der Uibertritt von dem lateiniſchen 
zum griechiſchen Ritus aber iſt in der Betrachtung, daß 
der lateiniſche Ritus, als der Ritus der Römiſchen Kirche 
vor dem griechiſchen einen mächtigen Vorzug hat, der— 
geſtalt unterſagt, daß er nicht nur auf keine Weiſe 
geſtattet wird, ſondern auch von den Griechen, welche ein— 
mahl den lateiniſchen Ritus angenommen haben, ohne 
apoſtoliſche Dispens nicht vorgenommen werden kann F). 

Unſere Oeſterreichiſche Geſetzgebung hat hierin nichts 
geändert 7). Sie verordnete vielmehr zur ſichern 


7) Hofd. v. 5. Jan. 1815. 

g) Verord. v. 25. Febr. 1624. 

h) Verord. v. 7. Juli 1624. 

1) Angef. Bulle: Eeti pastoralis n. 2. F. 14. 

*) Benedict. XIV. in Bulla: Allatae sunt an, 1755, 
1) Hofd, v. 3. Auguſt 1776, 


P mwꝛm⅛ wm m nn © 
F If 


. — 233 — 


Ausführung der kirchlichen Satzungen, daß 1) der Uibertritt 
vom griechiſch-katholiſchen zum lateiniſchen Ritus über— 


haupt ohne gegründete Urſache nicht Statt finden könne, 
jedoch 2) der Natur der Sache gemäß dazu die päpſtliche Be— 
willigung nicht abſolut nothwendig ſei; dieſe ſoll 3) nur 
dann, wenn Perſonen geiſtlichen Standes, welche ſich 
entweder noch den Studium widmen, oder ſchon in der 
Seelſorge angeſtellt, aber noch unverehlicht ſend, aus 
ſolchen Urſachen überzutreten wünſchen, welche ſelbſt ihre 
Biſchöfe für gegründet anerkennen, ohne jedoch den Uiber⸗ 
tritt aus eigener Macht geſtatten zu wollen, entweder von 
den eben gedachten Perſonen, oder mit ihrer Einwilligung 
von den lateiniſchen Biſchöfen, die ſie in die Zahl ihres 
Clerus aufzunehmen bereit ſind, in dem vorgeſchriebenen 
Wege nachgeſucht werden. 4) Die Biſchöfe des griechi— 
ſchen Ritus ſollen den Laien, welche aus gegründeten 
Urſachen überzutreten verlangen, wie wenn z. B. Candi⸗ 
daten des geiſtlichen Standes übertreten wollen, um der 
lateiniſchen Kirche in der Seelſorge Aushülfe zu leiſten, 
den Uibertritt aus eigener Macht geſtatten, wie ihnen 
dieſes durch die, obgleich zunächſt nicht für die Oeſter— 
reichiſchen Staaten erlaſſene, doch aber bisher in den 
vorgekommenen Fällen immer zur Anwendung gebrachte 


pläpſtliche Vorſchrift vom 7. Juli 1624 und die Bulle 


P. Benedicts XIV.: Etsi pastoralis, eingeräumt wird. 
5) Bei gemiſchten Ehen iſt den Ehegatten geſtattet, bei 
ihrem Ritus zu verharren, und die Kinder nach Ver— 
ſchiedenheit des Geſchlechtes ihren Gebräuchen gemäß tau— 
fen zu laſſen, und zu erziehen. Die lateiniſchen Biſchöfe 
ſollen ihren Clerus von jedem Beſtreben, die Griechen 
zu ihrem Ritus zu führen, abhalten. Da aber wegen 
der mannigfaltigen Unbequemlichkeiten, die in gemiſchten 
Ehen aus der Verſchiedenheit des Ritus in Abſicht auf 
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die Feier der Feſttage, und andere dergleichen Gegen⸗ 
ſtände entſpringen, der Uibertritt vom griechiſchen zum 
lateiniſchen Ritus, und wenn dieſer erfolgt iſt, die Er⸗ 
ziehung aller Kinder in dem letzten Ritus, nach den 
Vorſchriften der Kirche erlaubt iſt: ſo haben dergleichen 
Ehegatten, welche überzutreten wünſchen, zwar immer 
die Genehmigung ihres Ordinarius einzuhohlen; allein. 
die Staatsverwaltung verſieht ſich, daß die griechiſchen 
Biſchöfe die Einwilligung hierzu ohne Schwierigkeit 
ertheilen werden m). 

Was den Uibertritt vom lateiniſchen zum griechiſchen 
Ritus betrifft: ſo wurde verordnet, daß, da dieſer Uiber⸗ 
tritt nach der allgemeinen Kirchen⸗Disciplin nicht er⸗ 
laubt iſt, und der Staatsverwaltung wenig daran liegt, 
ob ein Unterthan zu dieſem oder jenem Ritus gehört, 
hierin nichts verfügt werden könne, was der Kirchen— 
Disciplin entgegen wäre. Es iſt daher die Sache des 
lateiniſchen Biſchofs, ſein Amt zu handeln, und jene, 
welche zum griechiſchen Ritus übertreten, entweder zu 
feinem zurück zu führen, oder aus eigener Machtvoll⸗ 
kommenheit zu dispenſiren, oder endlich zu Rom in 
einzelnen Fällen, da man keine allgemeine Dispens er— 
halten wird, die Erlaubniß zum Uibertritte zu begehren; 
in welchem letzteren Falle die Vorſchriften über das 
placetum regium zu beobachten ſind n). 


m) Hofd. für Galiz. v. 25. Jan. 1818. 
1 se für Galiz. v. 18. März 1818 u, 9, Mai 1822. 
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Uibertritt von einer akatholiſchen Confeſſion zur 
| andern. 


Der Uibertritt von einer akatholiſchen Confeſſion 
zur andern war anfänglich für völlig frei erklärt geweſen a). 


Nachdem aber dieſe Freiheit auf eine ſträfliche Art fo 


mißbraucht worden iſt, daß ſie zum „Indifferentismus 
führte, indem der Uibertritt ganz leichtſinnig ohne Prü— 
fung und Uiberzeugung geſchah: ſo wurde zu deſſen Ab— 


ſtellung folgendes verordnet: 1) Jedes Mitglied, welches 


von einer proteſtantiſchen Confeſſion zur andern überzu— 
treten gedenkt, hat ſich deshalb bei dem Superintendenten 
oder Senior derjenigen Confeſſion oder Dibeeſe zu melden, 
zu welcher es bisher gehört hat. 2) Der Superintendent 
oder Senior hat mit demſelben ein förmliches Colloquium 
zu halten, es über die Urſache des intendirten Uibertritts 


und über die Glaubenslehren ſeiner Confeſſion zu befragen, 
über die etwa nicht gehörig gefaßten Dogmen derſelben 


zu belehren, und bei dieſem ganzen Geſchäfte ſich eines 
liebreichen, freundlichen und brüderlichen Betragens zu 
befleißen. 3) Im Falle das Mitglied bei dieſem Unter— 
richte auf ſeinem Entſchluſſe beharrte: ſo hat der Super⸗ 
intendent oder Senior, der mit ihm das Colloquium ge— 
halten hat, ein Zeugniß auszuſtellen, in welchem beſcheinigt 
wird, daß er mit dem zum Uibertritte Entſchloſſenen das 
vorgeſchriebene Colloquium gehalten habe, daß letzterer 
aber gleichwohl bei ſeinem Entſchluſſe verbleibe. 4) Dieſes 
Zeugniß iſt ſodann dem zeitherigen Seelſorger zum Vidi 


a) Hofentſchl. v. 23. Aug., Verord. in Galiz. v. 12. Sept, 
1785. 
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zu präſentiren. 5) Kein Paſtor darf irgend ein Mitglied 
einer andern proteſtantiſchen Confeſſion unter ſeine 
Gemeinde aufnehmen, es habe denn vorher das vorſchrift— 
mäßige, von dem zeitherigen Seelſorger vidirte Zeugniß, 
welches bei den Paſtorats-Acten aufzubehalten iſt, vor⸗ 
gezeigt 5). | 7 


5) Hofd. v. 13, Auguſt 1808. 
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Nahme und Lage deſſelben. 


deſſelben. 
Drt der Schule. 
1 Local ⸗e wet Schulen — N 


De | S G 

T Veidch ern SSH 

2 z DD 

— Bufammen, u: 
Darunter gehören Zu e einer “andern 

Confeffion. 
. — 1 8 2 88 
Mädchen. Fr 
o = * 7 
Zuſammen. br 


Darunter gehören zu einer andern 


Confeſſion. 


gabe, Verwendung, ſitt— 
licher 8 Lebenswandel. 


Daneben, Beſchaffenheit deſſelben. 


ang 


us bung 


dave un ala FE 
sraomg; mg m uollajuog aphdangsinn wmpD wplıpBuna 109 gung usa aagır 
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Sſch e ma 


der einzuhebenden Conſiſtorial-Taxen für die pro⸗ 
teſtantiſchen Conſiſtorien der Augsburgiſchen und 
. Helvetiſchen Confeſſion. 


/ 


fl. kr. 
I. Expedition in der Com 
ſiſtorial⸗Kanzlei. 
Für einen jeden Beſcheid. . — 6 
Für jeden halben Bogen einer Abs 
ſchrift, die verlangt wird.. — 6 
3 [Für ein auf der Partei Anfuchen | i 
5 ausgefertigtes Erſuchſchreiben an 
eine geiſtliche oder weltliche Be— 
TT. ß EEE er 
Für jeden einer Partei wegen er- 
ſtatteten Berichtet 11 — 
Für die Legaliſirung eines Tauf⸗, 
Trauungs- oder Todtenſcheins, 
copirten Atteſtats oder ſonſt einer 
Urkunde, wenn ſolches von der 
Partei gefordert wird, und zwar: 
a) bei dem gemeinen Stande. — | 30 
b) bei dem bürgerlichen Stande 
e) bei den höhern Ständen . 21 — 
Für ein Atteſtat über ein beim Con» 
5 ſiſtorio ausgeſtandenes Examen, 
1 oder daſelbſt vorgegangenes Collo⸗ 
1 gun e Pi 
A 


| 


— 242 Be" 
Neo. 


7 Für die einem Candidaten zur Or⸗ 
dination wegen eines ihm im Wege 


ſtehenden, bloß in geiſtlichen Ge⸗ 


ſetzen gegründeten, Hi 1 
ertheilte Dispens . . 3 fl. — 
Für die dies fällige Urkunde 30 fr. 


8 Für die von einem geiſtlichen hen Mit- 
gliede des Conſiſtorium empfans 
gene Ordination, an Ord. Ge— 

F 1 fl. — 
Für die diesfällige Urkunde 30 kr. 


9 Für die Anſtellung zur einſtweiligen 


Verwaltung einer erledigten Seel— 
ſorge bis zu deren Beſetzung, und 
zu jedem Vicariate überhaupt, an 
Anſtellungsgebühr . . 1 fl. — 
Für das Decret . 30kr. 


10 | Für die Inſtallation in ein Pre⸗ 


digeramt 
a) bei einer Landgemeinde mit 
Inbegriff des Inſtallat. Decrets 
p) in einer Provinzialſtadt . 
e) in einer Hauptſtadt . 
11 Für die Anſtellung als Senior eines 
beſonderen Diſtrictes einer Super— 
intendentur, an Taxgebühr 1fl. — 
Für das Deere „ „ 9 2 


12 Für die Anſtellung als Superſnten 
dent einer Dibceſe, an Tax 12 fl.— 
Für das Decret. . . 1fl. — 


— — 


30 


30 


30 


30 
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Neo. 


. 13 Für die Entlaſſung eines Predigers, 
um ſeine bisherige Stelle mit einer 
andern zu verwechſeln, 

a) wenn ſelbe innerhalb der deut— 
ſchen Erblande liegt, an 
Tax 3 fl. — 

ür das Deren! 30 kr. 

20 wenn ſie außer denſelben iſt, 

Dar 6 fl. — 


verſammelten Conſiſtorio. 


14 Für Ablegung eines Eides .. 

15 Für die Prufung eines Candidaten 

16 Für ein Colloquium mit einem bes 

| reits ordinirten auswärtigen Geiſt⸗ 

. lichen, der in den hieſigen Ländern 
\ eine Anſtellung ſucht, oder eine 
a Vocation dazu erhalten hat, 12fl. — 
Für ein Atteſtat über ein ſolches 
e, ee e 


III. Die den PRICE 

denten in ihren Didcefen 
aufgetragenen Verrich— 
tungen und ſonſt vor⸗ 

kommenden Fälle. 

17 Für die Prüfung eines Catecheten, 

der ſich nicht weiter dem geiſtlichen 

Stande widmen will, 1 fl. 30 kr. 

Für ein Atteſtat hierüber . 30 kr. 


2 2 


Für 105 er ER 
II. Handlungen vor dem 


42 


| 


212 


— 4 — 
Nro. 


18 | Für das Tentamen eines Candidas | 


ten pro Licentia concionandi et | 


docendi. . 3 fl. — 
Für ein Atteſtat hierüber . 30 kr. 


r Au 
Für ein Colloquium mit einem be— 
reits ordinirten auswärtigen Geiſt⸗ 
lichen, der in hieſigen Ländern 
eine Anſtellung ſucht, oder eine 
Vocation dazu erhalten hat, 12 fl. — 
Fir ein Atteſtat hierüber . 30 kr. 


20 


21 


Fuͤr die Ordination an Ge 


bühr 29 * a „* * 1 fl. N 


22 Für die diesfälfige Urkunde 30 kr. 


+ Fuer die Inſtallation zu einem Pre⸗ 
digeramte und zwar: 8 
a) bei einer Landgemeinde mit 
1 Inbegriff des Inſtallations-De⸗ 
e „„ „„ „ „ 
b) in einer Provinzialſtadt. . 
o) in einer Hauptſtadt .. 
Für die Einweihung eines neuen 
Bethhauſes: 
a) auf dem Lande 
b) in einer Provinzialftadtt . . 
e) in einer Hauptftatt . . . 
Für eine Haustaufe, welche ohne 
Noth verlangt wird: 


23 


24 


Für das Exament eines Candidaten 


fl. 
3 130 
22 
12 | 30 
14 30 
330 
6 30 
12 30 
1 
63 
12 — 


a) bei dem gemeinen Stande. 3 


2 ne 
Nro. 
25 | b) bei dem bürgerlichen Stande 
e) bei den höhern Ständen 
Für eine Trauung im Haufe: 
a) bei dem gemeinen Stande 
26 b) bei dem bürgerlichen Stande 
e) bei den höhern Ständen 
Für ein Atteſtat, welches ein Pre⸗ 
diger den Eheleuten, welche die 
Eheſcheidung anſuchen wollen, zu 
I ͤgeben hat, daß der gütliche Ver» 
trag fruchtlos verſucht worden fei : 
a) bei dem gemeinen Stande. 
b) bei dem bürgerlichen Stande 
c) bei den höhern Standen 


12 


2 92 


11 


u: ME 
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irn 


ür Schleſien. 


Für das dreifache uufotethts, 


Von einem Wohlhabenden 33 


Von einer geringen Perſo n 
Von inem Amma 27 neee 


Von einem Dienſtbo then: 

Dem Kirchenſchreiber verhältnißmäßig von 
allen der vierte Theil (außer dieſem, 
was dem Pfarrer gegeben wird). 

Bei der Hochzeit, vor oder darnach, nach 
dem Ortsgebrauche ein Opfergang. 

Für die Einleitung einer Braut ein Wachs⸗ 
licht, und eee e 

Wenn das Licht nicht gegeben wird, dafür 

Desgleichen ein Opfergang. a 

Für einen Traubrief nach Vermögen der 
Perſon und Gebrauch deſſelben Ortes. 


Für eine Trauung: 


Von einer vermögenden Perſon . 

Von einer geringen Perſoeo n 

Von einer armen Perſoon 

Von einem armen Dienſtbothen . 

Wenn die Braut in ein anderes Kirchſpiel 
geführt wird, ſoll alles doppelt gegeben 
werden. 


III. 


wi 


Für eine Kindstaufe: 


Von einem Vermögenden . 

Von einem Geringen . 

Von einem Armen 

Von einem Dienſtbothen 

Für die Einleitung einer Kindsbetterinn ein 
Wachslicht, desgleichen ein Opfergang. 

Für die Taufe eines unehelichen Kindes nach 
Vermögen des Delinquenten. 

Dem Kirchenſchreiber (außer des Pfarrers 
Gebühr) ebener Maßen von Taufe und 
Einleitung der vierte Theil. 


Für ein Leichenbegängulß: 


Von einem angeſeſſenen Bauersmanne . 
Von einem angeſeſſenen Gärtner oder Schef— 
o 

Don einem Hausgenoſſen . 
Von einem Dienſtbo then 


Dem Kirchenſchreiber hiervon (außer des 


Pfarrers Gebühr) der vierte Theil. 

Für eine Leichenpredignt . 

Für eine Abdankung bei dem Altare . 

Wo der Gebrauch iſt, bei dem Wenne 
ein Opfergang. 

Für das Ausläuten bleibt es bei der Ge 
wohnheit jedes Orts; der Kirche aber 
ſoll für jeden Puls gegeben werden .. 

Dies iſt allein zu verſtehen von denjenigen 
Orten, wo bisher gar nichts gegeben 
wurde; ſonſt bleibt es bei der alten Ge— 

a wohnheit. 


5 


2 


3 


Wenn bei dem Begräbniſſe nur ein Geſang 


vor dem Hauſe und auf dem Wege, 


dann, wenn nur einer bei dem Grabe 
geſungen wird, iſt nichts abſonderliches 
zu bezahlen. Dafern aber mehr Geſänge 
bei dem Hauſe, aus welchem die Leiche 
ausgetragen wird, oder auf dem Kirch— 
hofe bei dem Grabe geſungen werden: ſo 
follen von jedem 4 kr. oden 
welche der Pfarrer und Kirchenſchreiber gleich 

zu theilen haben. 

Für eine Fürbitte oder Duuffezeng dem 

Pfarrer 2 bis 3 kr. 

Dem Kirchenſchreiber gleicher Maßen (außer 
des Pfarrers Gebühr) der vierte Theil. 
Jedes Jahr vier Opfergänge, als an Weih— 

nachten ’ Oſtern, "Piiigfen „ und 78 

weih. 

In dieſen allen werden die Weichbüldſtädte, 
in welchen zuvor ein ordentlicher Ausſatz 
gemacht worden, und bis nun in der 
Uibung geweſen iſt, viel weniger die 
vom Adel, welche ſich nach Diseretion 
bei den Pfarrern wohl und leidlich eins 
finden werden, nicht begriffen. 


Es wird auch die Prieſterſchaft gegen Arme 


und Bedrängte chriſtliches Mitleid zu 
tragen wiſſen, und mehr auf ewige als 
zeitliche Belohnung denken. 


| — 10989 
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Stoltarordnung 


für die proteſtantiſchen Unterthanen des Ge⸗ 
| biethes Aſch, und zwar für die drei 
Sprengel deſſelben: 


* fl. kr. dr. 
I. Die Pfarre zu Aſch. 


Der Oberpfarrer und Infpector 
bekommt: 


Für das Einſchreiben der neu gebohrnen Kin⸗ 
der in das Kirchenbuch + 20. . 72 
Für die Dankſagung beim Kirchengange einer f 
Sechswöchnerin n 78 
Von jedem Kinde, welches zum 8 und 
andern Mahle zum heiligen Abendmahle 
n 
Für eine Proclamatio n 
Für eine Hochzeitspredige ... 
Für einen Proclamations- Schein in eine 
e een seinen ini: sah 
Für eine Fürbitte für einen Kranken. 
Für eine Dankſagung nach erlangter Ge— 
r 63183 
Für die Leichenpredigt bei einem Kinde e 
Bei einem Erwachſenen, welcher bereits zum 
heiligen Abendmahle gegangen. 
Bu Veteſelihten . 41 30 
Für eine ſo genannte Figural-Leiche oder mit 
Vocal-Muſ ik e 
Für den Mitgang bei einer Figurol⸗ Leiche —130— 


— 250 — 


- fl. kr. dr. 
Für die Begleitung einer Leiche bis zum 
Grabe mit Gkſüan gz n h 
Für jedes ausgefertigte Taufe, Trauungs- unde = 
Sodtenzeugniße - 2 ».0.2 + 08 Jod 
Für Nachſchlagung des Kirchenbuches, wenn 
ſolche Fälle zu erheben fd. » » » . 415— 


Der Archidiacon erhält: . | 
Für eine Kindstaufe von dem Pathen . "ie FR 


ER. e 


Wenn der Pathe das erſte Mahl die Pathens | 
ſtelle vertritt, für das Examen noch. 
Für das Anſagen der Taufe gibt der Kinds— 
var e DT e 
Für eine Privat⸗Commu nion 
wobei er zugleich unentgeldlich auf das | 
Land befördert werden muß. a 
Von jeder Perſon, welche mit zum heiligen 
Abendmahle geht, erhält er jährlich. 
Von jedem Aufgebothe zur he.. 
Für den Mitgang bei einer Leiche. 
Wird bis zum Grabe geſungen, noch dazu. 
beide dieſe Poſten jedoch nur auf den Fall, 
wenn wirklich mitgegangen und geſungen 
wird. | 
Von einer Tigueal- Leiche or. = 


Der Diacon erhält: 

Bei Leichen und Hochzeitöpredigten jedes Mahl 
eben ſo viel, als der Inſpector, in ſo fern 
ſolche in ſeine Woche fallen, da ſie beide 
wochenweife die Amtsverrichtungen expe— 
diren; bei Kindstaufen und Privat = Coms 
munionen eben ſo viel, als der Archidiacon, 


| 
— 
on » 
| 


8 4 


2 En shi 2 wr 


Pl > 


. 4 1 

auf eben beſagte Weiſe, wenn ſie in ſeine 
Woche fallen. 

Von einer Trauung 


Der Schulrector erhält: 


Von jeder Hochzeit 

Für eine Leichenbegleitunng. .. 

Wenn ſolche bis zum Grabe mit Geſang 15 
Rinn, e. ee 

Von einer Figural⸗Leicheee 

Für Fertigung eines Lebenslaufs 

Der Cantor erhält das nähmliche, wie vor— 
ſtehender Rector, mit Ausſchluſſe der Gebühr 
für die Lebensläufe. 


Der Organiſt erhält: 
r 
Von jeder Leichte 
Wenn ſolche bis zum Grabe geſungen wird, 

n e ee 
Von jeder Figural⸗ Leiche 
Von jeder Kindstaufe vom Kindesvater . 
Von en ae e 


II. Die Filial⸗ Kirche zu Neuberg. 


Der Aſcher Oberpfarrer und In⸗ 

ſpector erhält: 

Für jeden Mitgang zu einer Leichenbegleitung, 
weil dieſes Kirchſpiel keinen Gottesacker 
hat, und die Leichen zu Aſch begraben 
e,, 
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Der Aſcher Archidiacon erhält als 
Pfarrer in Neuberg: 

Für jede Kindstaufe von dem Pathen in 
Rückſicht Neuberg mit Eilfhauſen und 
Steiubahl. ET N 
Für jede dergleichen rückſichtlich der einge⸗ 
pfarrten Dörfer Krugsreuth und Thon⸗ 
ihn U m „  ı 
Für Einſchreibung eins Gesehen in das 
Kirchen buch x 0 
Von jedem Pathen, welcher das erſte Mahl 
zu Gevatter ſteht, wegen des Examen 
och „ d r ele e 
Für eine Dankſagung nach der Geburt. 
Für eine Krankenfürbitte . . 
Für eine Dankſagung nach wieder eehaltente 
Gefundbeit-. » 5 02 1 
Für eine Privat « Communion-im Haufe 
wobei zugleich der Pfarrer unentgeldlich a an 
Ort und Stelle gehohlt werden muß. 
Von jeder Perſon, welche zum heiligen 
Abendmahle geht, jährliche. 
Für jedes auszuſtellende Zeugnis 
Für die Aufſchlagung des Kirchenbuches . 
Für jede Leiche ſammt Mitgang, r und 
Jebens hf „ „ ee 
Bei Figural⸗Leichen wird bezahlt, wie in 
Aſch. 


Der Schulrector und Cantor in 
Aſch bekommen: 


Bei jeder Neuberger Leiche jeder beſonders . 
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Der Cantor und Schullehrer in 
Neuberg erhalten: 
Bei jeder Leiche in Rn „Eilfhauſen und 
Steinbbhl. R 
„ N 
e 2, 
Bei jeder Kindstaufe in Neuberg, Eilfhauſen 
e Ba he 
a 
%% 


Von jeder Hochzeit überhaupt 


III. Die Pfarre zu Rosbach. 


Der daſige Pfarrer erhält: 
Für jede Kindstaufe vom Kindsvater. 
Von jedem Pathen und Gevatter . 


Von einem, der das erſte Mahl zu Gevatter 


r 99 
Für jede Dankſagung beim e einer 
ir a 
Für jede Krankenfür bitte 
eine Taufe im Hauſtee 
ſo wie in dieſem Falle auch die Gevattern 
obige Gebühren doppelt bezahlen? doch ift 

die Nothtaufe davon ausgenommen. 


Für jede Hochzeit und Predigt oder Procla— 


r 
Für die Ausſtellung eines Zeugniſſes, dann 
Aufſchlagung des Kirchenbuches . 
Für eine Kranken⸗Communion in und außer 
r en 


fl. Ikr. dr. 


— 22 2 
—371 2 


30 


a. 


— 10 — 


— 101— 


1 


— 15 — 


— 254 — 


Fuͤr jede Leiche nebſt Leichenpredigt, wenn 
nur ein Lied geſungen, und weder Colleete 
noch Segen geſprochen werden 

Wenn bei derſelben Collecte und Segen ge— 
ſprochen werden, überdies noch... 

Wenn bei einer Leiche nach der Predigt noch 
eine Standrede verlangt und gehalten wird 

Von jeder Perſon, welche zum heiligen Abend. 
mahle geht, jährlich 4 dr. fränkiſch, oder . 

Für das Einſchreiben der Katechumenen, von 

F ee Mei 


Der daſige Cantor und Schul⸗ 
lehrer erhalten: 

Von jeder Kindstaufe vom Kindesvater .. 

Von einem jeden Gevatter dabei 

Wenn dieſer das erſte Mahl Gevatter ſteht. 

Bei einer Taufe im Hauſe dieſe Gebühren 


doppelt, folglich mit Ausnahme der Nothe 1 


taufe, die ohnehin die Hebamme verrichtet, 
Bei der Präſentation des Buches an die 
Braut in der Kirchen. „ 
Bei Kranken- Beichten und der Aufwartung 
„ ß 
Von jeder Leiche, wo nur ein Lied geſungen wird 
Für Verfaſſung des Lebenslaufs... 
Wenn bei Leichen der Segen auf dem Got— 
tesacker geſprochen wird 
Wenn zwei Lieder geſungen werden ſollen . 
Für jedes beſonders beſtellte Lied . .. 


3 
Für die Citation einer Partei zum Pfarrer . 1-13 


——ññͤ—— 
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Die Zahlen beziehen ſich auf die Seiten. 


A. 
% bendmahl 57. 91. 95. 99. N (griech. Be 
115. ſchöfl.) 17 
Abfall S. Glaubensabfall. Yehmanbrit 185 f. 
Abgaben 204 ff. Arreſtant 115. 
Abtretung 142. Aſch 197, 163. 169. 171. 
Academiſche Würden 43. 208. Aufgeboth 98 ff. 
Advent 105. 117. Ausländer 19. 36. 72. 81. 
Aemter 2. 208 ff. 89 f. 92. 107. 
Akotholiſche he a 9, Auswanderer 2, 28, 
Alter 20. 227 Ausweis 38 ff. 230. 
Appellations⸗ Gericht 163. 555 
B. 
Bau 2068. Bilder 217. N 
Begräbniß 42. 90. 118 ff. Biſchof (griech.) 175 ff. 180. 
194 f. 205. 217. 186 ff. 195 f. 198. 231 ff. 
Beichte 16. Biſchof N 28 


Beſtätigung S. Confirmation. 120. 234. 
Bethhaus 38. 42. 89 f. 98 f. Bothenausſchicken 36. 
114 ff. 120. 122 ff. 157 ff. Brautleute 7. 37. 


171. f Sean 35. 96. 5 N 
Bethtag 56. 116 f. Bücher 22. 127 f. 146. 211 ff. 
Bewachung 206. Bukowina 6. 175. g 


Bezirks-Commiſſär 160 ff. Bindes-Acte (deutſche) 4. 
Bezirks-Vikär 17. 21. 27. Bürgerliches Geſetzbuch 4. 


149. Bürgerrecht 2. 43. 208. 
Bibliſche Vorleſung 56. Bußtag 56. 116 f. 
Bielitz 125. 
# N 4 4 . ; 

C. 

Calender 116. 192. Collecte 124. | 
Catecheſe 35. 56. 113. 115. Collegial-Syſtem 44. 

128. 146 Commiſſär (geiſtlich.) 14 ff. 17. 


Chriſtenlehre S. Catecheſe. Communion 16. 


— 256 — 


Confirmation 67. 79. 89. 95. Gonftftorfum 4 39 f. 
Conſiſtorium (akathol.) 46 ff. 150 ff. 226. 230, 

65. 57 ff. 60 ff. 68 f. 77. Convertit 225. 229 f. 

81 ff. 87 f. 105. 157. Correſpondenz 166. 


163 ff. Griminal = Gericht AR 

Conſiſtorium (griech.) 176 f. Croatien 4. 6. 

191. 196. 198. Crucula 15. 
D. 

Dalmatien 4. Deiſt 10 f. 

Dechant S. Bezirks⸗Vikär. Dispenſation 103 ff. 208 ff 
E. 

Ehe 95 ff. 191. 201. 231. Einweihung 126. 

Ehetrennung 105 ff. Emiſſär 36. 

Eheverlobniß 191. Entlaſſung 87. 


Eid 43. 50 f. 68. 84 f. 210. Episcopal = Syftem 44. 
Einkünfte 137. 165 ff. 174. Erledigung 86 ff. 


177. 179. Evangeliſche 1. 
Einpfarrung 89 f. Examen 49. 84. 
Eintheilung 6. Execution 115. 190. 


Einwanderer 10. 19. 


F. 


Faſſion 83. Freidhof 118 f. 126 f. 194 f. 
Faſten 105. 205 f. 207. 217. 

Feiertag 116. 192 f. 202 f. Fuhre 166. 206. 

Findling 83. 


Galizien 6. Glaubensbekenntniß 2 
Geduldete Confeſſionen 9. Glocken 42. 119, 25 f f. 195. 


Geiſtlicher Commiſſär 14 ff. 17. 201. 
Gemiſchte Ehe 29. 31. 35. Gotſchdorf 29. 


37 f. 96. 101 f. 108 ff. Gottesdienſt 11 f. 35, 42. 58 f. 


201. 233. 112 ff. 
Gerichtsbarkeit 198 f. 211. ee 9. 229. 230 ff. 
Geſandtſchaftsprediger 92. Güterbeſitz 2. 4. 43. 208. 


Glaubensabfall 18. 33 ff. 219. 


E 
10 


„ 


2 


H. 


Häuſerankauf 2. 43. 208. Hofkanzlei (ungariſche) 173. 


Hebamme 94. 176. 186. 189 f. 196. 
Heiraths-Revers 29. 37. 98. Hofſtelle ar“ 43. 46 f. 68. 
Herumſchwärmer 36. 80 ff. 87. 123. 157. 209. 
Hochwürdigſte 218. 

Le 

- 
Iguman 185 f. Iſraelit 10. 
Incolat 209 Judicatur 43. 46, 
Inſtallation 49, 86, 89, 

3 
Kerker 115. Kirchenſtrafe 108. 
Ketzer 216. Kirchenväter 60. 159. 197. 
Aan 20, 27 ff. 38. 93. 202, Kirchenvermögen 59 f. 152. 
233. 156 ff. 196 f. 


Se (uneheliche) 32. 35. Kloſter (griech.) 184 ff. 188 ff. 
W (griech.) 5 f. 9. 172 ff. Kranke 42. 57. 114f. 201. 


218. 219, 
9555 (kathol.) 124, 217. Kreisamt 10. 14. 25. 27. 34. 
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